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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Stärkung der medienbruchfreien Digitalisierung 
 
 
A Problem  
 
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen erleben, wie ihr privater und beruflicher Alltag immer 
digitaler wird und erwarten, auch ihre Verwaltungsgänge digital abwickeln zu können. Der voll-
ständigen elektronischen Abwicklung von Verwaltungsverfahren stehen aber häufig Formvor-
schriften entgegen, die sowohl interne als auch externe Verwaltungsabläufe erschweren. Be-
sonders Medienbrüche laufen dem Wunsch nach einer digitalisierten und modernisierten Ver-
waltung zuwider, indem sie einen laufenden einheitlichen Prozess unterbrechen. Grund hierfür 
sind oftmals Schriftformerfordernisse, die beispielsweise das Ausdrucken und Unterschreiben 
eines elektronisch übersandten Dokuments erforderlich machen. Die Abwicklung elektroni-
scher Verwaltungsverfahren soll deshalb sowohl für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen 
als auch für die Verwaltung durch den Abbau von Medienbrüchen erleichtert werden. 
 
Vor allem die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die Digitalisierung ein dynamischer Prozess 
sein muss, um auf Entwicklungen im Alltag der Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen, aber 
auch der Verwaltung reagieren zu können. Ziel sollte eine Verwaltung sein, die durch flexible 
Möglichkeiten der Aufgabenerledigung auch in unvorhergesehen Situationen handlungsfähig 
bleibt. Hierzu wurde kurzfristig im April 2020 die neue Vorschrift des § 25a EGovG NRW ein-
geführt, die es Behörden in Pandemiezeiten ermöglichte landesrechtliche Formvorschriften 
flexibler auszuüben. Diese Vorschrift ist zum 31. Dezember 2020 außer Kraft getreten. 
 
 
B Lösung  
 
Die Landesregierung hat gemäß § 25 des E-Government-Gesetzes NRW (EGovG NRW) eine 
Evaluation durchgeführt und dem Landtag die Ergebnisse vorgelegt, in welchen Rechtsvor-
schriften Schriftformerfordernisse entbehrlich sind (Normenscreening, Vorlage 17/1525). Die 
Ergebnisse dieser Überprüfung werden in diesem Gesetzentwurf umgesetzt, so dass nunmehr 
in zahlreichen Fachgesetzen und -verordnungen Schriftformerfordernisse abgebaut werden. 
Außerdem wird insbesondere eine Experimentierklausel in § 25a EGovG NRW eingeführt. 
Aufgrund dieser Klausel können die Ressorts und der Ministerpräsident Bereiche identifizie-
ren, in denen sie für einen befristeten Zeitraum zur Erprobung digitaler Formen der Aufga-
benerledigung in der Verwaltung und zur Fortentwicklung des E-Governments Ausnahmen 
von Zuständigkeits- und Formvorschriften zulassen wollen. Diese können sie durch Rechts-
verordnung und im Einvernehmen mit der oder dem Beauftragten der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen für Informationstechnik und dem für Inneres zuständigen Ministerium umset-
zen. Hierdurch können Erkenntnisse zu neuen und flexibleren Formen der 
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Aufgabenerledigung gewonnen werden, die in die weitere Ausgestaltung der Digitalisierung 
der Landesverwaltung einfließen sollen. 
 
 
C Alternativen  
 
Beibehaltung des gegenwärtigen Rechtszustands. 
 
 
D Kosten  
 
Der Gesetzentwurf führt zu keinen unmittelbaren Kosten für Behörden oder Bürgerinnen, Bür-
ger und Unternehmen. 
 
 
E Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. Beteiligt sind der Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten und alle 
übrigen Ressorts. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände  
 
Auswirkungen auf die kommunalen Haushalte sind nicht zu erwarten. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Der Gesetzentwurf schafft für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen neue Möglichkeiten Ver-
waltungsleistungen in Anspruch zu nehmen und mit der Verwaltung in Kontakt zu treten. Dar-
aus ergeben sich für keine der Gruppen Verpflichtungen mit Kostenfolgen, da keine Maßnah-
men oder Informationspflichten begründet werden, die zu einem unmittelbaren Erfüllungsauf-
wand führen.  
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Der Gesetzentwurf ist einem Gender-Mainstreaming unterworfen worden; dessen Belange 
sind umfassend gewahrt. 
 
 
I. Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Nachhaltigkeitsstrategie für 
Nordrhein-Westfalen.  
Die vorgeschlagenen Rechtsänderungen tragen zu einer nachhaltigen Entwicklung bei, indem 
die elektronische Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bürgern und der Verwaltung, zwi-
schen der Wirtschaft und der Verwaltung sowie innerhalb der Verwaltung gefördert wird. Dies 
schont die Ressourcen (Nachhaltigkeitspostulat 8 der Nachhaltigkeitsstrategie für Nordrhein-
Westfalen) und senkt die Treibhausgasemissionen (Nachhaltigkeitspostulate 1 und 13). 
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Diese Effekte werden sich mittel- bis langfristig durch die voranschreitende Digitalisierung wei-
ter steigern. 
 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Der Gesetzentwurf schafft für Bürgerinnen und Bürger neue Möglichkeiten, Verwaltungsleis-
tungen in Anspruch zu nehmen und mit der Verwaltung in Kontakt zu treten. Der Schriftform-
abbau betrifft Verwaltungsleistungen aus allen Lebensbereichen, so dass grundsätzlich auch 
die Belange von Menschen mit Behinderungen berührt sein können. Dass die Pflicht zum per-
sönlichen Erscheinen abgebaut wird, erleichtert, beispielsweise für in der Mobilität einge-
schränkte Menschen, den Zugang zur Verwaltung. Die Ausgestaltung der elektronischen Zu-
gangsmöglichkeiten ist an die Erfordernisse der Barrierefreiheit anzupassen.  
 
 
K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung (E-Government-Check) 
 
Der Gesetzentwurf zielt auf die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen ab und dient somit 
in großem Maße der Förderung des E-Governments. Sinn und Zweck des Gesetzentwurfs ist 
es, Vorschriften digitalfreundlich auszugestalten. Das sog. Normenscreening, das dem vorlie-
genden Gesetzentwurf zugrunde liegt, entspricht der Anforderung der Leitfrage 5 des Digitali-
sierungschecks in Anlage 10 der GGO NRW, Mitwirkungspflichten und Formvorschriften, ins-
besondere Schriftformerfordernisse, abzubauen und elektronische Verfahrensweisen zu er-
möglichen. Der Schwerpunkt der Änderungen liegt im Abbau von Medienbrüchen bei der Kom-
munikation zwischen Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen mit der Verwaltung (vgl. Leit-
frage 6). Dies erleichtert die Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen auf elektronischem 
Wege und gestaltet die Handhabung attraktiver (Leitfrage 4). 
 
 
L Befristung 
 
Die Formerfordernisse, die im Rahmen des Normenscreenings abgebaut werden, wurden 
durch eine Evaluation (s.o.) identifiziert. Eine übergreifende Evaluation weiterer verzichtbarer 
Formvorschriften ist in § 25 EGovG NRW zum 1. Juli 2024 vorgesehen, so dass dieser Ge-
setzentwurf keiner Befristung oder Berichtspflicht bedarf.   
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden  
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz zur Stärkung der medienbruch-

freien Digitalisierung 
 

  

Artikel 1 
Änderung des E-Government-Gesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
Das E-Government-Gesetz Nordrhein-West-
falen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 551), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 644, ber. S. 702) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz zur Förderung der elektronischen 

Verwaltung in Nordrhein-Westfalen 
(E-Government-Gesetz  

Nordrhein-Westfalen - EGovG NRW) 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 25a wie folgt gefasst: 

 
 „§ 25a Experimentierklausel“. 
 

  
 
 
§ 25a Vereinfachung elektronischer Ver-

waltungsverfahren 
 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 

 § 5 
Elektronische Verwaltungsverfahren 

 
a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
 
 
 
 
 
 
b) Folgende Absätze 2 und 3 werden 

angefügt: 
 
 „(2) Ist durch Rechtsvorschrift die 

Verwendung eines bestimmten 
Formulars vorgeschrieben, das ein 
Unterschriftsfeld vorsieht, wird al-
lein dadurch nicht die Anordnung 
der Schriftform bewirkt. Bei einer 
für die elektronische Versendung 
an die Behörde bestimmten Fas-
sung des Formulars entfällt das Un-
terschriftsfeld. 

 
 (3) Mit Einwilligung des Nutzers 

kann ein elektronischer Verwal-
tungsakt dadurch bekannt gegeben 
werden, dass er vom Nutzer oder 

 Die Behörde soll spätestens bis zum 1. Ja-
nuar 2021 die Durchführung ihrer Verwal-
tungsverfahren mit Bürgerinnen und Bürgern 
oder Unternehmen auf elektronischem Weg 
anbieten. § 3a Absatz 2 und Absatz 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen, § 36a des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch und § 87a der Ab-
gabenordnung bleiben unberührt. 
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seinem Bevollmächtigten über öf-
fentlich zugängliche Netze von des-
sen Postfach nach § 2 Absatz 7 des 
Onlinezugangsgesetzes vom 14. 
August 2017 (BGBl. I S. 3122, 
3138), das zuletzt durch Artikel 16 
des Gesetzes vom 28. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2250) geändert worden 
ist, das Bestandteil eines Nutzer-
kontos nach § 2 Absatz 5 des On-
linezugangsgesetzes ist, abgerufen 
wird. Die Behörde hat zu gewähr-
leisten, dass der Abruf nur nach Au-
thentifizierung der berechtigten 
Person möglich ist und dass der 
elektronische Verwaltungsakt von 
dieser gespeichert werden kann. 
Der Verwaltungsakt gilt am dritten 
Tag nach der Bereitstellung zum 
Abruf als bekannt gegeben. Im 
Zweifel hat die Behörde für den Ein-
tritt der Fiktionswirkung die Bereit-
stellung und den Zeitpunkt der Be-
reitstellung nachzuweisen. Der Nut-
zer oder sein Bevollmächtigter wird 
spätestens am Tag der Bereitstel-
lung zum Abruf über die zu diesem 
Zweck von ihm angegebene Ad-
resse über die Möglichkeit des Ab-
rufs benachrichtigt. Erfolgt der Ab-
ruf vor einer erneuten Bekanntgabe 
des Verwaltungsaktes, bleibt der 
Tag des ersten Abrufs für den Zu-
gang maßgeblich.“ 

 
 
 
 
 
 
 
3. In § 5a Absatz 1 Satz 2 werden die Wör-

ter „des Landes“ und die Wörter „vom 
14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 
3138)“ gestrichen. 

 

 § 5a 
Serviceportal.NRW und Fachportale 

 
(1) Das für Digitalisierung zuständige Minis-
terium stellt das Serviceportal.NRW als ein 
Verwaltungsportal für das Land Nordrhein-
Westfalen bereit. Die Behörden des Landes 
können das Serviceportal. NRW nutzen, um 
ihre Verwaltungsleistungen nach Maßgabe 
des Onlinezugangsgesetzes vom 14. August 
2017 (BGBl. I S. 3122, 3138) elektronisch 
anzubieten und ihre Aufgaben nach diesem 
Gesetz zu erfüllen. Andere Verwaltungspor-
tale des Landes sind mit dem Servicepor-
tal.NRW zu verknüpfen. 
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(2) Die Ministerpräsidentin oder der Minister-
präsident und die Ministerien können neben 
dem Serviceportal.NRW weitere elektroni-
sche, über allgemein zugängliche Netze auf-
rufbare Verwaltungsportale errichten und be-
treiben, die die landesweite, elektronische 
Abwicklung von Verwaltungsleistungen im 
Sinne des § 5, die im engen sachlichen Zu-
sammenhang mit ihrer jeweiligen Zuständig-
keit stehen, ermöglichen (Fachportale). Die 
Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsi-
dent und die Ministerien werden ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem für Digitalisierung 
zuständigen Ministerium in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich durch Rechtsverord-
nung die Ausgestaltung und Nutzung des je-
weiligen Fachportals insbesondere hinsicht-
lich Betrieb und Pflege sowie Verarbeitung 
personenbezogener Daten näher zu bestim-
men. Wird die Durchführung von Verwal-
tungsleistungen geregelt, die von den Ge-
meinden und den Gemeindeverbänden voll-
zogen werden, sind vor Erlass die kommu-
nalen Spitzenverbände anzuhören. Wird die 
Durchführung von Verwaltungsleistungen 
geregelt, die in den Geschäftsbereich eines 
anderen Ministeriums fallen, bedarf es des-
sen Zustimmung. 
 

4.  § 19 wird wie folgt geändert: 
 

 § 19 
Amtliche Mitteilungs- und  

Verkündungsblätter 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (1) Eine durch Rechtsvorschrift des Landes 
bestimmte Pflicht zur Veröffentlichung in ei-
nem amtlichen Mitteilungs- oder Verkün-
dungsblatt des Landes kann zusätzlich oder 
ausschließlich durch eine elektronische Aus-
gabe erfüllt werden, wenn diese über öffent-
lich zugängliche Netze angeboten wird. 
Satz 1 gilt nicht für das Gesetz- und Verord-
nungsblatt. 
 
(2) Jede Person muss einen angemessenen 
Zugang zu der Publikation haben. Gibt es 
nur eine elektronische Ausgabe, ist dies in 
öffentlich zugänglichen Netzen auf geeig-
nete Weise bekannt zu machen. Es ist si-
cherzustellen, dass die publizierten Inhalte 
allgemein und dauerhaft zugänglich sind und 
eine Veränderung des Inhalts ausgeschlos-
sen ist. Bei gleichzeitiger Publikation in elekt-
ronischer und papiergebundener Form hat 
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a) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-

satz 4 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(4) Für Veröffentlichungsersuchen 

im Ministerialblatt des Landes 
Nordrhein-Westfalen kann die für 
die Veröffentlichung zuständige 
Stelle verlangen, dass das Veröf-
fentlichungsersuchen ihr in einer 
bestimmten Form vorgelegt wird. 
Dies gilt insbesondere für den Fall, 
dass die Veröffentlichung aus-
schließlich durch eine elektronische 
Ausgabe erfolgen soll. Absatz 3 
Satz 3 gilt entsprechend.“ 

 
 

die herausgebende Stelle zu bestimmen, 
welche Fassung als die authentische anzu-
sehen ist. Gibt es nur eine elektronische 
Ausgabe oder ist die elektronische Fassung 
die authentische, muss die Möglichkeit be-
stehen, Ausdrucke zu bestellen oder in öf-
fentlichen Einrichtungen auf die Publikation 
zuzugreifen. 
 
(3) Besteht eine durch Rechtsvorschrift des 
Landes bestimmte Pflicht zur Veröffentli-
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen, kann die für 
die Veröffentlichung zuständige Stelle ver-
langen, dass das Veröffentlichungsersuchen 
ihr in einer bestimmten Form vorgelegt wird. 
Wird die Pflicht nach Satz 1 ausschließlich 
durch eine elektronische Ausgabe erfüllt, ist 
die zuständige Stelle auch befugt, eine be-
stimmte Form für eine Vorlage des Veröffent-
lichungsersuchens auf elektronischem 
Wege vorzugeben. Es muss sich jeweils um 
gängige und standardisierte Dateiformate 
handeln. 
 
 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5 und wie folgt gefasst: 

 
 „(5) In Bezug auf das Verfahren bei 

der öffentlichen Bekanntmachung 
von Satzungen und sonstigen orts-
rechtlichen Bestimmungen der Ge-
meinden und Gemeindeverbände 
bleiben § 7 Absatz 5 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. S. 

  
 
 
(4) In Bezug auf das Verfahren bei der öffent-
lichen Bekanntmachung von Satzungen und 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände bleiben 
§ 7 Absatz 5 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 
202) geändert worden ist, § 5 Absatz 5 der 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10968&val=10968&seite=202&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10968&val=10968&seite=202&sg=0&menu=0
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916) geändert worden ist, § 5 Ab-
satz 5 der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), 
die zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 29. September 2020 
(GV. NRW. S. 916) geändert wor-
den ist, und die hierauf basierende 
Bekanntmachungsverordnung vom 
26. August 1999 (GV. NRW. S. 
516), die zuletzt durch Verordnung 
vom 5. November 2015 (GV. NRW. 
S. 741) geändert worden ist, unbe-
rührt.“ 

 

vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), die 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2018 (GV. NRW. S. 759) geän-
dert worden ist, und die hierauf basierende 
Bekanntmachungsverordnung vom 26. Au-
gust 1999 (GV. NRW. S. 516), die zuletzt 
durch Verordnung vom 5. November 2015 
(GV. NRW. S. 741) geändert worden ist, un-
berührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 22 
Koordinierung der Informationstechnik 

in der Landesverwaltung 
 

(1) Die oder der Beauftragte der Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen für Informati-
onstechnik steuert und koordiniert die Infor-
mationstechnik in der Landesverwaltung und 
legt insbesondere die technischen und orga-
nisatorischen Rahmenbedingungen für den 
Einsatz der Informationstechnik in der Lan-
desverwaltung in Abstimmung mit der Minis-
terpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten 
und den Ministerien fest. Soweit Belange der 
Gemeinden und Gemeindeverbände berührt 
werden, ist der IT-Kooperationsrat zu beteili-
gen. 
 
(2) Hierzu stimmen die Ministerpräsidentin  
oder der Ministerpräsident und die Ministe-
rien die informationstechnischen Vorhaben 
ihrer Geschäftsbereiche mit der oder dem 
Beauftragten der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen für Informationstechnik ab. 
 
(3) Die oder der Beauftragte der Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen für Informati-
onstechnik ist insbesondere zuständig für 
 
1. die Fortentwicklung einer an einheitli-

chen Grundsätzen ausgerichteten Infor-
mationstechnik der Landesverwaltung, 

2.  die Umsetzung der Beschlüsse des IT-
Planungsrats über fachunabhängige 
und fachübergreifende Interoperabili-
täts- und Sicherheitsstandards gemäß § 
1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 3 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10951&val=10951&seite=759&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=321&val=321&seite=516&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15317&vd_back=N741&sg=0&menu=0
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5. In § 22 Absatz 3 Nummer 5 werden die 

Wörter „informationstechnischen Si-
cherheit“ durch das Wort „Informations-
sicherheit“ ersetzt. 

 

des Vertrages über die Errichtung des 
IT-Planungsrats und über die Grundla-
gen der Zusammenarbeit beim Einsatz 
der Informationstechnologie in den Ver-
waltungen von Bund und Ländern -Ver-
trag zur Ausführung von Artikel 91c  
GG-, 

2a. die Koordinierung der Umsetzung der 
Verpflichtungen, die sich aus dem On-
linezugangsgesetz ergeben, 

3. die Bereitstellung von übergreifenden 
Kommunikations- und anderen Infra-
strukturen für die elektronische Verwal-
tung, die der fachunabhängigen oder 
fachübergreifenden Unterstützung der 
Verwaltungstätigkeit dienen (Basiskom-
ponenten), 

4.  die Koordinierung der Umsetzung und 
Fortentwicklung von Open Government 
in der Landesverwaltung, 

5.  die Koordinierung der informationstech-
nischen Sicherheit in der Landesverwal-
tung und die Bereitstellung zentraler in-
formationstechnischer Sicherheitskom-
ponenten, 

6.  die fachliche Steuerung des Landesbe-
triebes Information und Technik sowie 
seine Beauftragung mit informations-
technischen Aufgaben von grundsätzli-
cher und ressortübergreifender Bedeu-
tung, 

7.  die Zusammenarbeit mit den übrigen 
Ländern, dem Bund, der Europäischen 
Union und internationalen Partnern in 
Angelegenheiten der Informationstech-
nik, wenn mehr als eine oberste Lan-
desbehörde betroffen ist, sowie mit den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden 
im Land Nordrhein-Westfalen und 

8. die Vertretung des Landes Nordrhein-
Westfalen, wenn der Bereich der Infor-
mationstechnik betroffen ist, insbeson-
dere im IT-Planungsrat. 

 
(4) Der Aufbau der Geodateninfrastruktur 
Nordrhein-Westfalen verbleibt in der Verant-
wortung der hierfür zuständigen obersten 
Landesbehörde und erfolgt im Einverneh-
men mit der oder dem Beauftragten der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen für Infor-
mationstechnik. 
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 § 23 
Verordnungsermächtigung und Verwal-

tungsvorschriften 
 
(1) Das für Digitalisierung zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
der Ministerpräsidentin oder dem Minister-
präsidenten und den Ministerien durch 
Rechtsverordnung 
 
1. die öffentlichen Stellen nach § 7 Absatz 

1 und 2 des Onlinezugangsgesetzes so-
wie die behördenübergreifende Bereit-
stellung und den Betrieb von IT-Infra-
strukturkomponenten und Anwendun-
gen zum elektronischen Nachweis der 
Identität nach § 3 Absatz 3 bis 5, 

1a. die Ausgestaltung und Nutzung von 
Serviceportal.NRW nach § 5a Absatz 1 
insbesondere hinsichtlich 
a) Betrieb und Pflege sowie 
b) Verarbeitung personenbezogener 

Daten, 
2. die Ausgestaltung des elektronischen 

Rechnungsverkehrs nach § 7a insbe-
sondere hinsichtlich 
a) der Anforderungen an die elektroni-

sche Rechnungsstellung, und zwar 
insbesondere auf die von den elekt-
ronischen Rechnungen zu erfüllen-
den Voraussetzungen, den Schutz 
personenbezogener Daten, das zu 
verwendende Rechnungsdatenmo-
dell sowie auf die Verbindlichkeit 
der elektronischen Form und 

b) von Ausnahmen für sicherheitsspe-
zifische Aufträge im Sinne des § 
104 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, 

3. die Anforderungen an das Bereitstellen 
von Daten nach §§ 16 und 16a insbe-
sondere hinsichtlich 
a) der Nutzung der Daten und Ausge-

staltung der Metadaten nach §§ 16 
und 16a sowie 

b) der Einrichtung, Ausgestaltung und 
Aufgaben der Beratungsstelle nach 
§ 16a Absatz 9, 
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6. § 23 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) In Nummer 3 wird nach dem Wort 

„nach“ die Angabe „§ 4“ eingefügt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) In Nummer 10 wird das Wort „für“ 
gestrichen. 

4. die Ausgestaltung der Umsetzung von 
IT-Standards für den Datenaustausch in 
der öffentlichen Verwaltung nach § 20 
insbesondere hinsichtlich 
a) der zu verwendenden Datenmo-

delle und 
b) der Anforderungen an die Übermitt-

lung und 
5. die Durchführung von informationstech-

nischen Aufgaben nach § 24 
 
näher zu bestimmen. 
 
(2) Das für Digitalisierung zuständige Minis-
terium erlässt im Einvernehmen mit der Mi-
nisterpräsidentin oder dem Ministerpräsiden-
ten und den Ministerien die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften über die technischen und 
organisatorischen Rahmenbedingungen für 
den Einsatz der Informationstechnik in der 
Landesverwaltung, insbesondere die Vor-
gabe von zentralen Standards für die Behör-
den des Landes für 
 
1. den Einsatz von Verschlüsselungsver-

fahren gemäß § 3 Absatz 1, 
2.  den Einsatz von De-Mail gemäß § 3 Ab-

satz 2, 
3.  die für die Übermittlung durch Bürgerin-

nen oder Bürger oder Unternehmen ge-
eigneten Formate gemäß § 4 Absatz 1 
sowie die Formate nach Absatz 3, 

4.  den Einsatz von elektronischen Bezahl-
verfahren gemäß § 7, 

5.  die Einführung der elektronischen Akte 
nach § 9 und das Übertragen und Ver-
nichten des Papieroriginals nach § 10, 

6.  die Anwendung der Grundsätze ord-
nungsgemäßer Führung elektronischer 
Akten nach § 9 Absatz 2, 

7.  die Optimierung von Verwaltungsabläu-
fen und Einführung der elektronischen 
Vorgangsbearbeitung nach § 12, 

8. die elektronische Übermittlung von Ak-
ten nach § 14 Absatz 1 Satz 2, 

9.  die Beschaffung informationstechni-
scher Geräte und der für ihren Betrieb 
erforderlichen systemnahen Pro-
gramme für die Landesverwaltung nach 
§ 22 Absatz 2 und 

10.  für die Informationssicherheit. 
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7. § 25a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 25a 
Experimentierklausel 

 
 

(1) Zur Erprobung digitaler Formen der 
Aufgabenerledigung in der Verwaltung 
und zur Fortentwicklung des E-Govern-
ments wird die jeweils fachlich zustän-
dige oberste Landesbehörde ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit der oder dem 
Beauftragten der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen für Informations-
technik und dem für Inneres zuständi-
gen Ministerium durch Rechtsverord-
nung sachlich oder räumlich begrenzte 
Ausnahmen von der Anwendung fol-
gender landesrechtlicher Vorschriften 
für einen Zeitraum von höchstens fünf 
Jahren, der einmalig für einen Zeitraum 
von höchstens zwei weiteren Jahren 
durch Rechtsverordnung verlängert 
werden kann, zuzulassen: 
 
1. Zuständigkeits- und Formvorschrif-

ten gemäß §§ 3, 3a, 33, 34, 37 Ab-
satz 2 bis 5, §§ 41, 57, 64 und 69 
Absatz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen, 

2.  § 5 Absatz 4 bis 7, §§ 5a und 10 
Absatz 2 des Landeszustellungsge-
setzes vom 7. März 2006 (GV. 
NRW. S. 94) in der jeweils gelten-
den Fassung und 

3.  sonstige Zuständigkeits- und Form-
vorschriften in Fachgesetzen, 
Rechtsverordnungen und Verwal-
tungsvorschriften. 

 
(2) Gemeinden und Gemeindeverbände 
können bei der jeweils fachlich zustän-
digen obersten Landesbehörde Anträge 
auf eine Entscheidung über eine Erpro-
bung im Sinne des Absatz 1 stellen. Die 
Vertreterinnen und Vertreter der kom-
munalen Spitzenverbände nach § 21 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 können stell-
vertretend für mehrere ihrer Mitglieder 
einen gemeinsamen Antrag stellen. Die 
jeweils fachlich zuständige oberste Lan-
desbehörde informiert die Beauftragte 

  
 

§ 25a 
Vereinfachung elektronischer  

Verwaltungsverfahren 
 
(1) Abweichend von § 3a VwVfG NRW kann 
die zuständige Behörde weitere Formen der 
elektronischen Kommunikation zulassen, um 
eine durch Rechtsvorschrift des Landes an-
geordnete Schriftform zu ersetzen. Es liegt in 
ihrem Ermessen, ob die Schriftform zu einem 
späteren Zeitpunkt nachzuholen ist. Ein An-
spruch auf die Einräumung der Möglichkeit 
nach Satz 1 besteht nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Mit Einwilligung des Beteiligten können 
Verwaltungsakte bekanntgegeben werden, 
indem sie dem Beteiligten oder einem von 
ihm benannten Dritten elektronisch übermit-
telt oder zum Datenabruf durch Datenfern-
übertragung bereitgestellt werden. Der Ver-
waltungsakt gilt am dritten Tag, nachdem er 
oder die elektronische Benachrichtigung 
über die Bereitstellung des Verwaltungsakts 
zum Abruf an die empfangs- oder abrufbe-
rechtigte Person abgesendet wurde, als be-
kanntgegeben. Satz 2 gilt nicht, wenn der 
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oder den Beauftragten der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen für Informati-
onstechnik und das für Inneres zustän-
dige Ministerium unverzüglich über den 
Eingang eines Antrags. Beabsichtigt die 
jeweils fachlich zuständige oberste Lan-
desbehörde die teilweise oder gänzliche 
Ablehnung des Antrags, so hat sie vor 
der Ablehnung den IT-Kooperationsrat 
Nordrhein-Westfalen unter Darlegung 
der wesentlichen Erwägungen zu infor-
mieren. Die jeweils fachlich zuständige 
oberste Landesbehörde hat über den 
Antrag innerhalb von sechs Monaten 
nach Eingang des Antrags zu entschei-
den. 
 
(3) Sofern die jeweils fachlich zustän-
dige oberste Landesbehörde Ausnah-
men von der Anwendung landesrechtli-
cher Vorschriften nach Absatz 1 zuge-
lassen hat, hat sie die Wirkungen zu 
evaluieren und dem IT-Kooperationsrat 
über die Ergebnisse spätestens drei 
Monate vor Ablauf des jeweils zugelas-
senen Zeitraums zu unterrichten.“ 

 

Verwaltungsakt oder die elektronische Be-
nachrichtigung nicht oder zu einem späteren 
Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die 
Behörde den Zugang des Verwaltungsaktes 
oder der elektronischen Benachrichtigung 
nachzuweisen. Lässt sich der Zugang des 
Verwaltungsaktes nicht nachweisen, so gilt 
er in dem Zeitpunkt als bekanntgegeben, in 
dem der Verwaltungsakt der empfangs- oder 
abrufberechtigten Person tatsächlich zuge-
gangen ist. 
 

8. § 26 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 1a wird aufgehoben. 
 

 § 26 
Inkrafttreten und Berichtspflicht 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Ab-
sätze 2,3 und 8 am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt das ADV-Or-
ganisationsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Januar 1985 (GV. 
NRW. S. 41), das durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274) 
geändert worden ist, außer Kraft. 
 
(1a) § 25a tritt am 31. Dezember 2020 außer 
Kraft. 
 
(2) § 3 Absatz 1 bis 3 tritt am 1. Januar 2018 
in Kraft. 
 
(3) § 7a tritt am 1. April 2020 in Kraft. 
 
(4) § 16a gilt für Daten, die nach dem 14. Juli 
2020 erhoben werden. Für Daten, die vor 
dem 14. Juli 2020 erhoben wurden, gilt § 16a 
nur, soweit diese Daten nach dem 14. Juli 
2020 zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3733&vd_back=N274&sg=0&menu=0
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Aufgaben der Behörden nach § 16a Absatz 1 
Satz 1 verwendet werden. 
 
(5) Die Behörden des Landes stellen die Da-
ten nach § 16a spätestens 24 Monate nach 
dem 14. Juli 2020 vollständig bereit. Ist die 
Bereitstellung der Daten innerhalb des in 
Satz 1 genannten Zeitraums nur mit unver-
hältnismäßig hohem Aufwand möglich, so 
sind die notwendigen technischen und orga-
nisatorischen Anpassungen spätestens bis 
zum 31. Dezember 2025 zu schaffen. 
 
(6) Die Landesregierung überprüft bis zum 
1. Januar 2020 und zum 31. Oktober 2021 
die Erfahrungen mit diesem Gesetz und un-
terrichtet den Landtag über die Ergebnisse. 
 
(7) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 1. Januar 2025 über die Erfah-
rungen durch die Bereitstellung der Daten 
nach § 16a. 
 
(8) Für die Tätigkeit des Landesrechnungs-
hofs des Landes Nordrhein-Westfalen, der  
oder des Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Nordrhein-
Westfalen, der Zentren für schulpraktische 
Lehrerausbildung, der Hochschulen in der 
Trägerschaft des Landes, der staatlichen 
Kunsthochschulen, des Hochschulbiblio-
thekszentrums des Landes Nordrhein-West-
falen, der Universitätsklinika, der Sozialver-
sicherungsträger und der Versorgungswerke 
gelten § 3 Absatz 1 bis 3, §§ 5, 7, 14 und 15 
ab dem 1. Januar 2023, sofern sie auf die je-
weilige Behörde im Sinne des § 1 Absatz 2 
Satz 2 anwendbar sind. Für die Tätigkeit der 
Schulen gelten die Verpflichtungen aus die-
sem Gesetz spätestens ab dem 31. Dezem-
ber 2025. 
 
(9) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 31. Dezember 2024 über die 
Kostenfolgen, die sich für die Gemeinden 
und Gemeindeverbände aus diesem Gesetz 
ergeben. 
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b) Folgender Absatz 10 wird angefügt: 
 
 „(10) Die Landesregierung berichtet 

dem Landtag bis zum 31. Dezem-
ber 2026 über die Erfahrungen mit 
der Experimentierklausel nach 
§ 25a.“ 

 

  

Artikel 2 
Änderung des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. 
NRW. S. 904) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

  
Verwaltungsverfahrensgesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG. NRW.) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.  § 3a Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3a 
Elektronische Kommunikation 

 
(1) Die Übermittlung elektronischer Doku-
mente ist zulässig, soweit der Empfänger 
hierfür einen Zugang eröffnet. Bei Behörden 
erfolgt die Eröffnung des Zugangs durch Be-
kanntmachung über die Homepage. Die 
technischen und organisatorischen Rah-
menbedingungen sind anzugeben. 
 
(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete 
Schriftform kann, soweit nicht durch Rechts-
vorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch 
die elektronische Form ersetzt werden. Der 
elektronischen Form genügt ein elektroni-
sches Dokument, das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen ist. Die 
Signierung mit einem Pseudonym, das die 
Identifizierung der Person des Signatur-
schlüsselinhabers nicht unmittelbar durch 
die Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig. 
Die Schriftform kann auch ersetzt werden 
 
1. durch unmittelbare Abgabe der Erklä-

rung in einem elektronischen Formular, 
das von der Behörde in einem Eingabe-
gerät oder über öffentlich zugängliche 
Netze zur Verfügung gestellt wird; 

2.  bei Anträgen und Anzeigen durch Ver-
sendung eines elektronischen Doku-
ments an die Behörde mit der Ver-
sandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-
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 „In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 

muss bei einer Eingabe über öffentlich 
zugängliche Netze ein elektronischer 
Identitätsnachweis nach § 18 des Per-
sonalausweisgesetzes vom 18. Juni 
2009 (BGBl. I S. 1346), nach § 12 des 
eID-Karte-Gesetzes vom 21. Juni 2019 
(BGBl. I S. 846) oder nach § 78 Absatz 
5 des Aufenthaltsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. 
Februar 2008 (BGBl. I S. 162), jeweils in 
der jeweils geltenden Fassung, erfol-
gen.“  

 

Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. S. 
666), das durch Artikel 3 Absatz 8 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I 
S. 3154) geändert worden ist; 

3.  bei elektronischen Verwaltungsakten o-
der sonstigen elektronischen Dokumen-
ten der Behörden durch Versendung ei-
ner De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 
5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die Be-
stätigung des akkreditierten Dienstean-
bieters die erlassende Behörde als Nut-
zer des De-Mail-Kontos erkennen lässt; 

4.  durch sonstige sichere Verfahren, die 
durch Rechtsverordnung im Sinne von 
§ 3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festge-
legt werden, welche den Datenübermitt-
ler (Absender der Daten) authentifizie-
ren und die Integrität des elektronisch 
übermittelten Datensatzes sowie die 
Barrierefreiheit gewährleisten; der IT-
Planungsrat gibt Empfehlungen zu ge-
eigneten Verfahren ab. 

 
In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss 
bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche 
Netze ein sicherer Identitätsnachweis nach § 
18 des Personalausweisgesetzes vom 18. 
Juni 2009 (BGBl. I S. 1346), das durch Arti-
kel 4 Absatz 1 des Gesetzes vom 7. August 
2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, 
oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), das 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Sep-
tember 2013 (BGBl. I S. 3556) geändert wor-
den ist, erfolgen. 
 
(3) Ist ein der Behörde übermitteltes elektro-
nisches Dokument für sie zur Bearbeitung 
nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender 
unter Angabe der für sie geltenden techni-
schen Rahmenbedingungen unverzüglich 
mit. Macht ein Empfänger geltend, er könne 
das von der Behörde übermittelte elektroni-
sche Dokument nicht bearbeiten, hat sie es 
ihm erneut in einem geeigneten elektroni-
schen Format oder als Schriftstück zu über-
mitteln. 
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2. § 10 wird wie folgt geändert: 
 

 § 10 
Nichtförmlichkeit des Verwaltungsver-

fahrens 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 

 Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte 
Formen nicht gebunden, soweit keine beson-
deren Rechtsvorschriften für die Form des 
Verfahrens bestehen. Es ist einfach, zweck-
mäßig und zügig durchzuführen. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:  
 
 „(2) Die Behörden sollen die Durch-

führung ihrer Verwaltungsverfahren 
mit Bürgerinnen und Bürgern oder 
Unternehmen nach Möglichkeit auf 
elektronischem Weg anbieten. § 3a 
Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.“ 

 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In § 12 Absatz 2 wird die Angabe „1903“ 

durch die Angabe „1825“ ersetzt. 
 

 § 12 
Handlungsfähigkeit 

 
(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrens-
handlungen sind 
 
1. natürliche Personen, die nach bürgerli-

chem Recht geschäftsfähig sind, 
2. natürliche Personen, die nach bürgerli-

chem Recht in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt sind, soweit sie für den Ge-
genstand des Verfahrens durch Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts als 
geschäftsfähig oder durch Vorschriften 
des öffentlichen Rechts als handlungs-
fähig anerkannt sind, 

3.  juristische Personen und Vereinigungen 
(§ 11 Nr. 2) durch ihre gesetzlichen Ver-
treter oder durch besonders Beauf-
tragte, 

4.  Behörden durch ihre Leiter, deren Ver-
treter oder Beauftragte. 

 
(2) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach 
§ 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den 
Gegenstand des Verfahrens, so ist ein ge-
schäftsfähiger Betreuter nur insoweit zur 
Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, 
als er nach den Vorschriften des bürgerli-
chen Rechts ohne Einwilligung des Betreu-
ers handeln kann oder durch Vorschriften 
des öffentlichen Rechts als handlungsfähig 
anerkannt ist. 
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(3) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozeßordnung 
gelten entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 27 Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-

ter „oder die Voraussetzungen des 
§ 110 Satz 1 des Deutschen Richterge-
setzes erfüllen“ gestrichen. 

 

 § 27 
Versicherung an Eides statt 

 
(1) Die Behörde darf bei der Ermittlung des 
Sachverhalts eine Versicherung an Eides 
statt nur verlangen und abnehmen, wenn die 
Abnahme der Versicherung über den betref-
fenden Gegenstand und in dem betreffenden 
Verfahren durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung vorgesehen und die Behörde durch 
Rechtsvorschrift für zuständig erklärt worden 
ist. Eine Versicherung an Eides statt soll nur 
gefordert werden, wenn andere Mittel zur Er-
forschung der Wahrheit nicht vorhanden 
sind, zu keinem Ergebnis geführt haben oder 
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern. Von eidesunfähigen Personen im 
Sinne des § 393 der Zivilprozeßordnung darf 
eine eidesstattliche Versicherung nicht ver-
langt werden. 
 
(2) Wird die Versicherung an Eides statt von 
einer Behörde zur Niederschrift aufgenom-
men, so sind zur Aufnahme nur der Behör-
denleiter, sein allgemeiner Vertreter sowie 
Angehörige des öffentlichen Dienstes befugt, 
welche die Befähigung zum Richteramt ha-
ben oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfül-
len. Andere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes kann der Behördenleiter oder sein 
allgemeiner Vertreter hierzu allgemein oder 
im Einzelfall schriftlich ermächtigen. 
 
(3) Die Versicherung besteht darin, dass der 
Versichernde die Richtigkeit seiner Erklä-
rung über den betreffenden Gegenstand be-
stätigt und erklärt: "Ich versichere an Eides 
statt, dass ich nach bestem Wissen die reine 
Wahrheit gesagt und nichts verschwiegen 
habe." Bevollmächtigte und Beistände sind 
berechtigt, an der Aufnahme der Versiche-
rung an Eides statt teilzunehmen. 
 
(4) Vor der Aufnahme der Versicherung an 
Eides statt ist der Versichernde über die Be-
deutung der eidesstattlichen Versicherung 
und die strafrechtlichen Folgen einer unrich-
tigen oder unvollständigen eidesstattlichen 
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Versicherung zu belehren. Die Belehrung ist 
in der Niederschrift zu vermerken. 
 
(5) Die Niederschrift hat ferner die Namen 
der anwesenden Personen sowie den Ort 
und den Tag der Niederschrift zu enthalten. 
Die Niederschrift ist demjenigen, der die ei-
desstattliche Versicherung abgibt, zur Ge-
nehmigung vorzulesen oder auf Verlangen 
zur Durchsicht vorzulegen. Die erteilte Ge-
nehmigung ist zu vermerken und von dem 
Versichernden zu unterschreiben. Die Nie-
derschrift ist sodann von demjenigen, der die 
Versicherung an Eides statt aufgenommen 
hat, sowie von dem Schriftführer zu unter-
schreiben. 
 

 
 
 
 
5. In § 64 wird nach dem Wort „schriftlich“ 

das Wort „, elektronisch“ eingefügt. 
 
 

 § 64 
Form des Antrages 

 
Setzt das förmliche Verwaltungsverfahren ei-
nen Antrag voraus, so ist er schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Behörde zu stellen. 
 

 
 
 
 
6.  Nach § 65 Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(1a) Mit Einverständnis der Beteiligten 

kann die Behörde gestatten, dass sich 
eine Zeugin oder ein Zeuge während 
der Vernehmung oder eine Sachver-
ständige oder ein Sachverständiger 
während einer Anhörung an einem an-
deren Ort aufhält. Die Vernehmung oder 
Anhörung wird zeitgleich in Bild und Ton 
an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen. Über die Vernehmung 
oder Anhörung ist ein Protokoll zu füh-
ren.“ 

 § 65 
Mitwirkung von Zeugen und  

Sachverständigen 
 
(1) Im förmlichen Verwaltungsverfahren sind 
Zeugen zur Aussage und Sachverständige 
zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. 
Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über die Pflicht, als Zeuge auszusagen oder 
als Sachverständiger ein Gutachten zu er-
statten, über die Ablehnung von Sachver-
ständigen sowie über die Vernehmung von 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes als 
Zeugen oder Sachverständige gelten ent-
sprechend. 
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 (2) Verweigern Zeugen oder Sachverstän-
dige ohne Vorliegen eines der in den §§ 376, 
383 bis 385 und 408 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Gründe die Aussage oder die 
Erstattung des Gutachtens, so kann die Be-
hörde das für den Wohnsitz oder den Aufent-
haltsort des Zeugen oder des Sachverstän-
digen zuständige Verwaltungsgericht um die 
Vernehmung ersuchen. Befindet sich der 
Wohnsitz oder der Aufenthaltsort des Zeu-
gen oder des Sachverständigen nicht am 
Sitz eines Verwaltungsgerichts oder einer 
besonders errichteten Kammer, so kann 
auch das zuständige Amtsgericht um die 
Vernehmung ersucht werden. In dem Ersu-
chen hat die Behörde den Gegenstand der 
Vernehmung darzulegen sowie die Namen 
und Anschriften der Beteiligten anzugeben. 
Das Gericht hat die Beteiligten von den Be-
weisterminen zu benachrichtigen. 
 
(3) Hält die Behörde mit Rücksicht auf die 
Bedeutung der Aussage eines Zeugen oder 
des Gutachtens eines Sachverständigen  
oder zur Herbeiführung einer wahrheitsge-
mäßen Aussage die Beeidigung für geboten, 
so kann sie das nach Absatz 2 zuständige 
Gericht um die eidliche Vernehmung ersu-
chen. 
 
(4) Das Gericht entscheidet über die Recht-
mäßigkeit einer Verweigerung des Zeugnis-
ses, des Gutachtens oder der Eidesleistung. 
 
(5) Ein Ersuchen nach Absatz 2 oder 3 an 
das Gericht darf nur vom Behördenleiter, sei-
nem allgemeinen Vertreter oder einem An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes gestellt 
werden, der die Befähigung zum Richteramt 
hat oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes er-
füllt. 
 

 
 
 
 
 
7. In § 67 Absatz 1 Satz 2 werden nach 

dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

 § 67 
Erfordernis der mündlichen Verhandlung 
 
(1) Die Behörde entscheidet nach mündli-
cher Verhandlung. Hierzu sind die Beteilig-
ten mit angemessener Frist schriftlich zu la-
den. Bei der Ladung ist darauf hinzuweisen, 
dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch 
ohne ihn verhandelt und entschieden werden 
kann. Sind mehr als 50 Ladungen 
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vorzunehmen, so können sie durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden. Die 
öffentliche Bekanntmachung wird dadurch 
bewirkt, dass der Verhandlungstermin min-
destens zwei Wochen vorher im amtlichen 
Veröffentlichungsblatt der Behörde und au-
ßerdem in örtlichen Tageszeitungen, die in 
dem Bereich verbreitet sind, in dem sich die 
Entscheidung voraussichtlich auswirken 
wird, mit dem Hinweis nach Satz 3 bekannt-
gemacht wird. Maßgebend für die Frist nach 
Satz 5 ist die Bekanntgabe im amtlichen Ver-
öffentlichungsblatt. 
 
(2) Die Behörde kann ohne mündliche Ver-
handlung entscheiden, wenn 
 
1. einem Antrag im Einvernehmen mit al-

len Beteiligten in vollem Umfang ent-
sprochen wird; 

2.  kein Beteiligter innerhalb einer hierfür 
gesetzten Frist Einwendungen gegen 
die vorgesehene Maßnahme erhoben 
hat; 

3.  die Behörde den Beteiligten mitgeteilt 
hat, dass sie beabsichtige, ohne münd-
liche Verhandlung zu entscheiden, und 
kein Beteiligter innerhalb einer hierfür 
gesetzten Frist Einwendungen dagegen 
erhoben hat; 

4.  alle Beteiligten auf sie verzichtet haben; 
5.  wegen Gefahr im Verzug eine sofortige 

Entscheidung notwendig ist. 
 
(3) Die Behörde soll das Verfahren so för-
dern, dass es möglichst in einem Verhand-
lungstermin erledigt werden kann. 
 

 
 
 
8. In § 71e Satz 1 werden die Wörter „in 

elektronischer Form“ durch das Wort 
„elektronisch“ ersetzt. 

 § 71e 
Elektronisches Verfahren 

 
Das Verfahren nach diesem Abschnitt wird 
auf Verlangen in elektronischer Form abge-
wickelt. § 3a Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 3 
bleibt unberührt. 
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9. In § 61 Absatz 1 Satz 2 und § 65 Absatz 

5 werden jeweils die Wörter „oder die 
Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des 
Deutschen Richtergesetzes erfüllt“ ge-
strichen. 

 

 § 61 
Unterwerfung unter die sofortige  

Vollstreckung 
 
(1) Jeder Vertragschließende kann sich der 
sofortigen Vollstreckung aus einem öffent-
lich-rechtlichen Vertrag im Sinne des § 54 
Satz 2 unterwerfen. Die Behörde muss hier-
bei von dem Behördenleiter, seinem allge-
meinen Vertreter oder einem Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes, der die Befähi-
gung zum Richteramt hat oder die Voraus-
setzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen 
Richtergesetzes erfüllt, vertreten werden. 
 
(2) Auf öffentlich-rechtliche Verträge im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist das Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen entsprechend anzu-
wenden. Will eine natürliche oder juristische 
Person des Privatrechts oder eine nicht-
rechtsfähige Vereinigung die Vollstreckung 
wegen einer Geldforderung betreiben, so ist 
§ 170 Abs. 1 bis 3 der Verwaltungsgerichts-
ordnung entsprechend anzuwenden. Richtet 
sich die Vollstreckung wegen der Erzwin-
gung einer Handlung, Duldung oder Unter-
lassung gegen eine Behörde im Sinne des 
§ 1, so ist § 172 der Verwaltungsgerichtsord-
nung entsprechend anzuwenden. 
 

§ 65 
Mitwirkung von Zeugen und Sachver-

ständigen 
 

(1) Im förmlichen Verwaltungsverfahren sind 
Zeugen zur Aussage und Sachverständige 
zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. 
Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über die Pflicht, als Zeuge auszusagen oder 
als Sachverständiger ein Gutachten zu er-
statten, über die Ablehnung von Sachver-
ständigen sowie über die Vernehmung von 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes als 
Zeugen oder Sachverständige gelten ent-
sprechend. 
 
(2) Verweigern Zeugen oder Sachverstän-
dige ohne Vorliegen eines der in den §§ 376, 
383 bis 385 und 408 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Gründe die Aussage oder die 
Erstattung des Gutachtens, so kann die Be-
hörde das für den Wohnsitz oder den 
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Aufenthaltsort des Zeugen oder des Sach-
verständigen zuständige Verwaltungsgericht 
um die Vernehmung ersuchen. Befindet sich 
der Wohnsitz oder der Aufenthaltsort des 
Zeugen oder des Sachverständigen nicht am 
Sitz eines Verwaltungsgerichts oder einer 
besonders errichteten Kammer, so kann 
auch das zuständige Amtsgericht um die 
Vernehmung ersucht werden. In dem Ersu-
chen hat die Behörde den Gegenstand der 
Vernehmung darzulegen sowie die Namen 
und Anschriften der Beteiligten anzugeben. 
Das Gericht hat die Beteiligten von den Be-
weisterminen zu benachrichtigen. 
 
(3) Hält die Behörde mit Rücksicht auf die 
Bedeutung der Aussage eines Zeugen oder 
des Gutachtens eines Sachverständigen o-
der zur Herbeiführung einer wahrheitsgemä-
ßen Aussage die Beeidigung für geboten, so 
kann sie das nach Absatz 2 zuständige Ge-
richt um die eidliche Vernehmung ersuchen. 
 
(4) Das Gericht entscheidet über die Recht-
mäßigkeit einer Verweigerung des Zeugnis-
ses, des Gutachtens oder der Eidesleistung. 
 
(5) Ein Ersuchen nach Absatz 2 oder 3 an 
das Gericht darf nur vom Behördenleiter, sei-
nem allgemeinen Vertreter oder einem An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes gestellt 
werden, der die Befähigung zum Richteramt 
hat oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes er-
füllt. 
 

Artikel 3 
Änderung der Servicekonto.NRW-Ver-

ordnung 
  
Auf Grund des § 23 Absatz 1 Nummer 1 des 
E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfa-
len vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 551), der 
durch Artikel 1 Nummer 16 Buchstabe a des 
Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. 
S. 644, ber. S. 702) neu gefasst worden ist, 
wird verordnet: 
 

  
Verordnung 

zur Regelung der behördenübergreifen-
den Bereitstellung und zum Betrieb von 

IT-Infrastrukturkomponenten und 
Anwendungen zum elektronischen Nach-
weis der Identität nach § 3 Absatz 3 bis 5 
des E-Government-Gesetzes Nordrhein-

Westfalen 
(Servicekonto. NRW-Verordnung) 

Die Servicekonto.NRW-Verordnung vom 
30. März 2017 (GV. NRW. S. 382), die zu-
letzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
10. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1212) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

 § 3 
Ausgestaltung von Servicekonto. NRW 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) In Satz 1 werden die Wörter „unter-

schiedlichen Vertrauensniveaus“ 
durch die Wörter „den Vertrauens-
niveaus substantiell und hoch“ er-
setzt und werden nach der Angabe 
„(ABl. L 235 vom 9.9.2015, S. 7)“ 
die Wörter „sowie durch Basisre-
gistrierung unter Angabe von Per-
sonenstammdaten“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
b) In Satz 2 werden nach dem Wort 

„Vertrauensniveaus“ die Wörter  
„oder der Basisregistrierung“ einge-
fügt. 

 

 (1) Servicekonto. NRW ermöglicht den elek-
tronischen Nachweis der Identität der nut-
zenden Person nach § 3 Absatz 3 Satz 1 und 
Absatz 4 des E-Government-Gesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie die medienbruchfreie 
Übernahme von Formulardaten aus einem 
elektronischen Ausweisdokument nach § 3 
Absatz 5 des E-Government-Gesetzes Nord-
rhein-Westfalen. 
 
(2) Die Nutzung dieses Dienstes ist freiwillig. 
 
(3) Der Nachweis der Identität kann auf un-
terschiedlichen Vertrauensniveaus im Sinne 
der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/1502 der Kommission vom 8. Septem-
ber 2015 zur Festlegung von Mindestanfor-
derungen an technische Spezifikationen und 
Verfahren für Sicherheitsniveaus elektroni-
scher Identifizierungsmittel gemäß Artikel 8 
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes über elektronische Identifizierung und 
Vertrauensdienste für elektronische Trans-
aktionen im Binnenmarkt (ABl. L 235 vom 
9.9.2015, S. 7) erfolgen. Die zuständige Be-
hörde entscheidet über den Einsatz des not-
wendigen Vertrauensniveaus im Rahmen ih-
res pflichtgemäßen Ermessens. 
 
(4) Die elektronische Identifizierung kann 
mittels einer einmaligen Abfrage der Identi-
tätsdaten erfolgen (temporäres Nutzer-
konto). Ein dauerhaftes Speichern der Iden-
titätsdaten ist mit Einwilligung der nutzenden 
Person möglich (permanentes Nutzerkonto). 
Im Falle der dauerhaften Speicherung der 
Identitätsdaten muss die nutzende Person 
jederzeit die Möglichkeit haben, alle gespei-
cherten Daten selbstständig zu löschen. 
Wird das permanente Nutzerkonto länger als 
drei Jahre nicht genutzt, soll der IT-Dienste-
anbieter eine Löschung des Kontos vorneh-
men, sofern die nutzende Person auf Rück-
frage nicht innerhalb von 14 Tagen der Lö-
schung widerspricht. 
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(5) Die Übermittlung der Stammdaten an An-
bieter von Diensten von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse nach § 3 Absatz 4 des 
E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfa-
len bedarf in jedem Einzelfall der Einwilli-
gung der betroffenen Person. 
 
(6) Bei dauerhafter Speicherung der Identi-
tätsdaten im Sinne von Absatz 4 bietet Ser-
vicekonto. NRW der nutzenden Person die 
Funktion, eine Empfangsmöglichkeit für die 
Übermittlung von Dokumenten und Nach-
richten einzurichten (Postkorb). Erfolgt eine 
elektronische Identifizierung über ein perma-
nentes Nutzerkonto mit eingerichteter Emp-
fangsmöglichkeit, so eröffnet die nutzende 
Person der Behörde für die Verwaltungsleis-
tung, in deren Rahmen die Identifizierung er-
folgt, den Zugang für die Übermittlung von 
Dokumenten und Nachrichten. Insbeson-
dere gilt dieser Kommunikationsweg als Ant-
wortweg gemäß § 4 Absatz 1 des E-Govern-
ment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. In § 5 Satz 2 wird das Wort „Postkorb-

Funktion“ durch das Wort „Post-
korbfunktion“ ersetzt. 

 

 § 5 
Zweck der Datenverarbeitung 

 
Der Zweck der Datenverarbeitung liegt in der 
gemeinsamen, behördenübergreifenden Be-
reitstellung eines elektronischen Identifizie-
rungsdienstes und der möglichen anschlie-
ßenden Authentifizierung nach § 3 Absatz 3 
des E-Government-Gesetzes Nordrhein-
Westfalen, einer Identifizierung gegenüber 
Dritten nach § 3 Absatz 4 des E-Govern-
ment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen sowie 
der medienbruchfreien Übernahme von For-
mulardaten aus einem elektronischen Aus-
weisdokument unter Anwesenden nach § 3 
Absatz 5 des E-Government-Gesetzes Nord-
rhein-Westfalen. Außerdem dient Service-
konto. NRW in den Fällen, in denen die nut-
zende Person die Postkorb-Funktion einrich-
tet, auch zur Übermittlung von Nachrichten 
und Dokumenten von den Behörden an die 
nutzende Person. 
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3. In § 9 Satz 2 wird das Wort „Informati-

onstechnik“ durch das Wort „Digitalisie-
rung“ ersetzt. 

 

 § 9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
Das für Informationstechnik zuständige Mi-
nisterium berichtet dem Landtag bis zum 30. 
April 2025 über die Notwendigkeit des Fort-
bestehens dieser Verordnung. 
 

Artikel 4 
Änderung der Serviceportal.NRW-Ver-

ordnung 
 

Auf Grund des § 23 Absatz 1 Nummer 1a des 
E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfa-
len vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 551), der 
durch Artikel 1 Nummer 16 Buchstabe a des 
Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 
644, ber. S. 702) neu gefasst worden ist, wird 
verordnet: 
 
Die Serviceportal.NRW-Verordnung vom 
10. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1212) 
wird wie folgt geändert: 
 

  
Verordnung 

über den Betrieb und Ausgestaltung 
des Serviceportals. NRW 

gemäß § 5 a des E-Government-Gesetzes 
(Serviceportal. NRW-Verordnung) 

1.  § 1 wird wie folgt geändert: 
 

 § 1 
Zweck und Anwendungsbereich 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter  

„, das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 30. Juni 
2020 (GV. NRW. S. 644), Ser-
viceportal.NRW geändert wor-
den ist“ durch die Wörter „in der 
jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt. 

 
bb) In Satz 2 werden die Wörter 

„des Landes“ durch die Wörter 
„im Sinne des E-Government-
Gesetzes Nordrhein-Westfa-
len“ ersetzt, die Angabe „Ab-
satz 3“ gestrichen und die Wör-
ter „durch Artikel 77 der Ver-
ordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328)“ durch die 
Wörter „zuletzt durch Artikel 16 
des Gesetzes vom 28. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2250)“ ersetzt. 

 

 (1) Diese Rechtsverordnung regelt die tech-
nischen und funktionalen Rahmenbedingun-
gen zur Bereitstellung von Verwaltungsleis-
tungen über das Serviceportal. NRW im 
Sinne von § 5a Absatz 1 des E-Government-
Gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 
2016 (GV. NRW. S. 551), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 
(GV. NRW. S. 644), Serviceportal. NRW ge-
ändert worden ist. Es dient dabei als Dienst-
leistungsportal zur Bereitstellung von elekt-
ronischen Verwaltungsleistungen, das von 
Behörden des Landes genutzt werden kann, 
um Verwaltungsdienstleistungen gemäß § 1 
Absatz 3 des Onlinezugangsgesetzes vom 
14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 3138), das 
durch Artikel 77 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden 
ist, elektronisch anzubieten. 
 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15719&vd_back=N551&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=11107&val=11107&seite=644&sg=0&menu=0


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

28 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „des 
Landes“ gestrichen. 

 

 (2) Die Nutzung von Serviceportal. NRW ist 
für die Behörden des Landes freiwillig. 
 

 
 
 
 
 
c) In Absatz 3 Nummer 1 wird das 

Wort „verantwortlich“ durch das 
Wort „zuständig“ ersetzt. 

 

 (3) Zum Zweck der arbeitsteiligen Umset-
zung des Onlinezugangsgesetzes kann Ser-
viceportal. NRW auch elektronische Anträge 
und erforderliche Unterlagen 
 
1.  an eine öffentliche Stelle der Länder o-

der des Bundes übermitteln, sofern 
diese für die Durchführung des Verwal-
tungsverfahrens verantwortlich ist, oder 

2.  von öffentlichen Stellen der Länder oder 
des Bundes zur Übermittlung an die zu-
ständige Behörde entgegennehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 4 
Datenverarbeitung 

 
(1) Der Zweck der Datenverarbeitung 
von Serviceportal. NRW liegt in der Abwick-
lung der elektronischen Antragstellung sowie 
in der Übermittlung von Antragsdaten und 
der erforderlichen Unterlagen an die zustän-
dige Behörde. 
 
(2) Das für Digitalisierung zuständige Minis-
terium ist im Fall des § 1 Absatz 1 für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten inner-
halb von Serviceportal. NRW im Sinne des 
Artikels 4 Nummer 7 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 
314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127 vom 
23.5.2018, S. 2) verantwortlich. Es kommt 
den Informationspflichten aus Artikel 13 und 
14 der Datenschutz-Grundverordnung nach 
und ist Ansprechpartner für die Wahrung der 
übrigen Rechte betroffener Personen aus Ar-
tikel 15 bis 22 der Datenschutz-Grundverord-
nung. Die datenschutzrechtliche Verantwort-
lichkeit der Stellen, an die zum Zwecke der 
Abwicklung einer Verwaltungsleistung per-
sonenbezogene Daten übermittelt werden, 
bleibt unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten ent-
sprechend für die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten im Fall des § 1 Absatz 3 Num-
mer 1. 
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2. In § 4 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem 

Wort „Behörde“ die Wörter „durch Ser-
viceportal.NRW“ eingefügt. 

 

(3) Die datenschutzrechtliche Verantwort-
lichkeit der Stellen, von denen im Fall des § 1 
Absatz 3 Nummer 2 personenbezogene Da-
ten zur Übermittlung an die zuständige Be-
hörde entgegengenommen werden, bleibt 
unberührt. Das für Digitalisierung zuständige 
Ministerium wird hierbei als Auftragsdaten-
verarbeiter im Sinne des Artikel 28 der Da-
tenschutzgrundverordnung tätig. 
 
(4) Zum Zwecke der Identifizierung und Au-
thentifizierung eines Nutzers werden an das 
für Digitalisierung zuständige Ministerium die 
personenbezogenen Daten übermittelt, die 
auf Grundlage von § 6 Absatz 1 und 2 der 
Servicekonto.NRW-Verordnung oder auf 
Grundlage einer anderen die Datenverarbei-
tung eines Nutzerkontos gemäß § 3 Absatz 
2 des Onlinezugangsgesetzes regelnden 
Rechtsgrundlage verarbeitet werden. Die da-
tenschutzrechtliche Verantwortlichkeit der 
jeweils für die Bereitstellung von Nutzerkon-
ten und für die zulässige Übermittlung der 
Identitätsdaten zuständigen Stellen bleibt 
unberührt. 
 
(5) Die für die Durchführung der jeweiligen 
Verwaltungsleistung erforderlichen Daten 
können zum Zwecke der Übermittlung an die 
zuständige Behörde im Portal gespeichert 
und verarbeitet werden. Die Daten sind nach 
Übermittlung an die zuständige Behörde zu 
löschen. 
 

3. § 11 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 11 
Kosten 

 
 (1) Die Kosten für Entwicklung, Weiter-

entwicklung, Bereitstellung und Pflege 
von Serviceportal.NRW trägt die zu-
ständige Stelle nach § 6 Absatz 1. 

 
 (2) Die Kosten für Entwicklung, Weiter-

entwicklung, Bereitstellung und Pflege 
eines auf Serviceportal.NRW bereitge-
stellten Verfahrens trägt die zuständige 
Behörde.  

 
 
 

  
 

§ 11 
Kosten 

 
(1) Die Kosten für Bereitstellung, Weiterent-
wicklung und Betrieb von Serviceportal. 
NRW trägt die zuständige Stelle nach § 6 Ab-
satz 1. 
 
(2) Die Kosten für Entwicklung, Weiterent-
wicklung, Bereitstellung und Pflege eines 
auf Serviceportal. NRW bereitgestellten Ver-
fahrens trägt die zuständige Behörde. 
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 (3) Die Kosten für den Betrieb von Ser-
viceportal.NRW trägt die zuständige 
Stelle nach § 6 Absatz 1. Die Kosten für 
den Betrieb von auf Serviceportal.NRW 
bereitgestellten Verfahren tragen die je-
weils zuständigen Behörden, soweit 
eine Abrechnung wirtschaftlich ist.“ 

 

(3) Die Kosten für die Nutzung gemäß § 1 
Absatz 3 soll anteilig die zuständige Stelle 
übernehmen soweit die Kosten bestimmt 
werden können und die Abrechnung wirt-
schaftlich ist. 
 

Artikel 5 
Änderung des Errichtungsgesetzes  

d-NRW AöR 
  

Das Errichtungsgesetz d-NRW AöR vom 
25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 862), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. 
Juni 2020 (GV. NRW. S. 644, ber. S. 702) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über die Errichtung einer Anstalt des öf-
fentlichen Rechts „d-NRW AöR“ 
(Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 

 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 1 Absatz 2, § 2 Absatz 1 und § 4 

Absatz 1 Satz 2 werden jeweils nach 
dem Wort „Gemeinden“ die Wörter „und 
Gemeindeverbände“ eingefügt. 

 

 § 1 
Errichtung, Rechtsform, Name 

 
(1) Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet 
zum 1. Januar 2017 eine rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts mit der Bezeich-
nung „d-NRW AöR“. 
 
(2) Gemeinsame Träger der Anstalt sind das 
Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch 
das für Digitalisierung zuständige Ministe-
rium, sowie die Gemeinden, Kreise und 
Landschaftsverbände des Landes Nord-
rhein-Westfalen, die der Anstalt beigetreten 
sind. 
 

§ 2  
Beitritt, Kündigung 

 
(1) Die Gemeinden, Kreise und Landschafts-
verbände des Landes Nordrhein-Westfalen 
können der Anstalt durch einseitige Erklä-
rung beitreten. 
 
(2) Die Trägerschaft kann durch Kündigung 
beendet werden. Die Kündigung erfolgt 
durch einseitige Erklärung, die zum Ende 
des auf den Zugang der Erklärung bei der 
Anstalt folgenden Jahres wirksam wird. Mit 
der Wirksamkeit der Kündigung endet die 
Anstaltsträgerschaft. 
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§ 4 
Stammkapital, Anstaltslast 

 
(1) Die Anstalt wird von den Trägern der An-
stalt mit einem Stammkapital ausgestattet. 
Das Stammkapital des Landes Nordrhein-
Westfalen beträgt eine Million Euro, das der 
beitretenden Gemeinden, Kreise und Land-
schaftsverbände des Landes Nordrhein-
Westfalen je Träger 1 000 Euro. 
 
(2) Die Träger unterstützen die Anstalt bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Maß-
gabe, dass ein Anspruch der Anstalt gegen 
die Träger oder eine sonstige Verpflichtung 
der Träger, der Anstalt Mittel zur Verfügung 
zu stellen, nicht besteht. 
 
(3) Das eingebrachte Stammkapital wird im 
Falle der Kündigung unverzinslich zurückge-
zahlt. 
 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 
 

 § 6 
Aufgaben 

 
(1) Die Anstalt unterstützt ihre Träger und, 
soweit ohne Beeinträchtigung ihrer Aufga-
ben möglich, andere öffentliche Stellen beim 
Einsatz von Informationstechnik in der öf-
fentlichen Verwaltung. Informationstechni-
sche Leistungen, die der Wahrnehmung öf-
fentlicher Aufgaben dienen, erbringt sie ins-
besondere im Rahmen von staatlich-kommu-
nalen Kooperationsprojekten. 
 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
 „(2) Das für Digitalisierung zustän-

dige Ministerium kann im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung der d-NRW AöR 
Digitalisierungsaufgaben der Lan-
desverwaltung, der strategische 
Bedeutung zukommen, zur aus-
schließlichen Wahrnehmung zu-
weisen. Liegt die Zuständigkeit für 
eine Digitalisierungsaufgabe in ei-
nem anderen Ministerium, so ist 
auch dessen Einvernehmen für die 
Übertragung erforderlich. Sofern 
durch eine Aufgabenzuweisung an 
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die d-NRW AöR der Aufgabenbe-
reich der Bezirksregierungen be-
troffen ist, ist auch das Einverneh-
men des für Inneres zuständigen 
Ministeriums erforderlich. Eine Be-
trauung Dritter mit der Wahrneh-
mung der in der Rechtsverordnung 
aufgeführten Digitalisierungsaufga-
ben ist ausgeschlossen. Die jewei-
lige Aufgabenbetrauung zu Guns-
ten der d-NRW AöR erfolgt auf der 
Grundlage öffentlich-rechtlicher 
Verträge. Die d-NRW AöR kann 
sich bei der Erfüllung dieser Aufga-
ben geeigneter Dritter bedienen.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-

satz 3 und die Angabe „§21“ wird 
durch die Angabe „§ 21“ und der 
Punkt am Ende durch die Wörter „in 
der jeweils geltenden Fassung.“ er-
setzt. 

 

 (2) Die Anstalt unterstützt den IT-Kooperati-
onsrat bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
nach §21 des E-Government-Gesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 551). 
 

d)  Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 4 und die Angabe „15. Juni 
1999 (GV. NRW. S. 386)“ wird 
durch die Angabe „12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602)“ ersetzt. 

 

 (3) Die Anstalt erbringt ihre Leistungen ge-
genüber ihren Trägern und anderen öffentli-
chen Stellen auf Grundlage eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages nach den §§ 54 bis 62 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Juni 1999 
(GV. NRW. S. 386) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 8 
Verwaltungsrat 

 
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 13 Mit-
gliedern. 
 
(2) Die Vertretung der kommunalen Träger 
der Anstalt erfolgt durch jeweils zwei be-
nannte Vertreter des Städte- und Gemeinde-
bundes Nordrhein-Westfalen, des Städteta-
ges Nordrhein-Westfalen und des Landkreis-
tages Nordrhein-Westfalen. 
 
(3) Die übrigen Mitglieder werden vom Land 
Nordrhein-Westfalen benannt. Unter den 
vom Land Nordrhein-Westfalen benannten 
Mitgliedern soll mindestens jeweils eine Ver-
treterin oder ein Vertreter des für Digitalisie-
rung zuständigen Ministeriums und des für 
Finanzen zuständigen Ministeriums sowie 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15719&vd_back=N551&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15719&vd_back=N551&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2286&vd_back=N386&sg=0&menu=0
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3. In § 8 Absatz 4 Satz 2 werden die Wör-

ter „und zu bestellen“ gestrichen. 
 

die oder der Beauftragte der Landesregie-
rung für Informationstechnik vertreten sein. 
 
(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates wer-
den für die Dauer von fünf Jahren durch die 
Landesregierung bestellt. Für jedes Mitglied 
des Verwaltungsrates ist für den Fall der Ver-
hinderung ein stellvertretendes Mitglied zu 
benennen und zu bestellen. Bis zur Bestel-
lung eines neuen Verwaltungsrates werden 
die Aufgaben durch den bisherigen Verwal-
tungsrat weiter wahrgenommen. 
 
(5) Eine vorzeitige Abberufung ist auf Vor-
schlag desjenigen, der das Mitglied benannt 
hat, zulässig. In diesem Fall ist für den Rest 
der Amtszeit ein neues Mitglied zu benennen 
und zu bestellen. 
 
(6) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden so-
wie deren oder dessen Stellvertretung. 
 
(7) Der Verwaltungsrat entscheidet mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder. Die Satzung kann 
für einzelne Entscheidungen andere Mehr-
heiten vorsehen. 
 
(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. 
 
(9) Beamtinnen und Beamte der Träger neh-
men ihre Aufgaben im Verwaltungsrat im 
Rahmen ihres Hauptamtes wahr. 
 
(10) Die Geschäftsführung nimmt an den Sit-
zungen des Verwaltungsrates beratend teil. 
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4.  In § 11 Absatz 1 werden die Wörter „Ar-

tikel 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2016 
(BGBL. I S. 1142)“ durch die Wörter „Ar-
tikel 51 des Gesetzes vom 10. August 
2021 (BGBl. I S. 3436)“ ersetzt und die 
Wörter „, in der jeweils geltenden Fas-
sung“ gestrichen.  

 

 § 11 
Wirtschaftsführung, Risikovorsorge, 

Rücklagenbildung 
 

(1) Wirtschaftsführung, Rechnungswesen, 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts der Anstalt richten sich nach 
den für große Kapitalgesellschaften gelten-
den Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer  
4100-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 10. Mai 2016 (BGBL. I S. 1142) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
 
 
(2) Die Anstalt erhebt für ihre Leistungen 
kostendeckende Entgelte. Die Erzielung von 
Gewinn ist nicht Zweck der Anstalt. 
 
(3) Die Anstalt soll geeignete Vorkehrungen 
zur Risikovorsorge zur Gewährleistung der 
nachhaltigen Erfüllung ihrer Aufgaben tref-
fen. Sie soll in angemessenem Umfang 
Rücklagen bilden. 
 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

 § 16 
Überleitung der Beschäftigungsverhält-

nisse 
 

(1) Mit Errichtung der Anstalt gehen die Be-
schäftigungsverhältnisse der bei der d-NRW 
Besitz-GmbH & Co. KG und bei der d-NRW 
Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft täti-
gen Beschäftigten mit allen Rechten und 
Pflichten auf die Anstalt über. Für sie gelten 
zur Wahrung des Besitzstandes die bisher 
maßgebenden vertraglichen Vereinbarun-
gen. 
 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 

 (2) Betriebsbedingte Kündigungen durch die 
Anstalt im Zusammenhang mit der Überlei-
tung der Beschäftigungsverhältnisse sind für 
eine Dauer von fünf Jahren unzulässig. 
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b) Die Absätze 3 und 4 werden die Ab-
sätze 2 und 3. 

 
 

 (3) Für die von Absatz 1 erfassten Beschäf-
tigten werden die Zeiten einer Beschäftigung 
bei der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und 
bei der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungs-
gesellschaft so angerechnet, als wenn sie 
bei der Anstalt geleistet worden wären. 
 
(4) Zur Sicherung der Ansprüche auf eine zu-
sätzliche Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung der Beschäftigten, deren Beschäfti-
gungsverhältnis nach Absatz 1 übergegan-
gen ist, stellt die Anstalt sicher, dass die von 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder geforderten tatsächlichen und recht-
lichen Voraussetzungen geschaffen werden, 
beziehungsweise erhalten bleiben. 
 

6. § 17 wird aufgehoben. 
 

 § 17 
Beitritt im Errichtungsjahr 

 
(1) Abweichend von § 2 Absatz 1 ist im Jahr 
2017 der rückwirkende Beitritt zum 1. Januar 
2017 möglich. 
 
(2) Beitrittserklärungen, die vor Inkrafttreten 
des Gesetzes dem für Inneres zuständigen 
Ministerium zugegangen sind, werden zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens wirksam. 
 

7. § 18 wird § 17. 
 

 § 18 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. Die Landesregierung berichtet 
dem Landtag bis zum 31. Dezember 2021 
über die Erfahrungen mit diesem Gesetz. 
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Artikel 6 
Änderung der Verordnung über die  

Ausbildung und Prüfung für die  
Laufbahnen des mittleren und  

des gehobenen eichtechnischen  
Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen  

 
Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbe-
amtengesetzes vom 1. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642) wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahnen 

des mittleren und des gehobenen eich-
technischen Dienstes 

im Lande Nordrhein-Westfalen (VAP 
Eich) 

 
§ 2 

Bewerbungen 
 

(1) Bewerbungen sind an die Direktorin be-
ziehungsweise den Direktor des Landesbe-
triebs Mess- und Eichwesen Nordrhein-
Westfalen (LBME NRW) zu richten. 
 
(2) Der Bewerbung für die Laufbahn des mitt-
leren eichtechnischen Dienstes sind beizu-
fügen: 
 
1. ein tabellarischer Lebenslauf, 
2.  das Zeugnis über den mittleren Bil-

dungsabschluss oder der Nachweis ei-
nes als gleichwertig anerkannten Bil-
dungsstandes, 

3.  das Zeugnis der Gesellen- oder Fachar-
beiterprüfung und der Meister- oder 
Technikerprüfung, 

4.  die Zeugnisse über die beruflichen Tä-
tigkeiten, 

5.  eine Erklärung der Bewerberin bezie-
hungsweise des Bewerbers, ob sie oder 
er den Führerschein besitzt und bereit 
ist, ein Dienstkraftfahrzeug im Rahmen 
der dienstlichen Aufgaben zu führen 
und 

6.  zwei Passbilder aus neuester Zeit. 
 
(3) Der Bewerbung für die Laufbahn des ge-
hobenen eichtechnischen Dienstes sind bei-
zufügen: 
 
1. ein tabellarischer Lebenslauf, 
2.  das letzte Schulzeugnis, 
3.  das Zeugnis der Hochschulprüfung, 
4.  Ablichtungen der Zeugnisse über die 

beruflichen Tätigkeiten, 
5.  eine Erklärung der Bewerberin bezie-

hungsweise des Bewerbers, ob sie oder 
er den Führerschein besitzt und bereit 
ist, ein Dienstkraftfahrzeug im Rahmen 
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In § 2 Absatz 4 Nummer 4 der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahnen des mittleren und des gehobe-
nen eichtechnischen Dienstes im Lande 
Nordrhein-Westfalen vom 20. November 
2015 (GV. NRW. S. 765) werden nach dem 
Wort „schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 
 

der dienstlichen Aufgaben zu führen 
und 

6.  zwei Passbilder aus neuester Zeit. 
 
(4) Vor der endgültigen Entscheidung über 
die Bewerbung müssen der Einstellungsbe-
hörde auf Anforderung vorgelegt werden: 
 
1. beglaubigte Abschriften der Personen-

standsurkunden (Geburtsurkunde oder 
Geburtsschein, gegebenenfalls die Hei-
ratsurkunde, die Lebenspartnerschafts-
urkunde und Geburtsscheine oder -ur-
kunden der Kinder), 

2.  ein amtsärztliches Zeugnis über den 
Gesundheitszustand, das nicht älter als 
sechs Monate ist und das vor allem 
auch über das Seh-, Farbunterschei-
dungs- und Hörvermögen Auskunft gibt, 

3.  ein polizeiliches Führungszeugnis aus 
den letzten sechs Monaten und 

4.  eine persönliche schriftliche Erklärung, 
ob gerichtliche Strafen vorliegen oder 
ein Strafverfahren oder ein Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft an-
hängig sind. 

 
 
 
(5) Bei den in Absatz 2 Nummer 2 bis 4 und 
in Absatz 3 Nummer 2 bis 4 genannten Un-
terlagen genügt die Vorlage einer beglaubig-
ten Ablichtung. 
 

Artikel 7 
Änderung der Ausbildungs- und  

Prüfungsordnung Berg- und Markschei-
defach 

 
Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbe-
amtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642) wird verordnet: 
 
Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
Berg- und Markscheidefach vom 26. Juli 
2016 (GV. NRW. S. 654) wird wie folgt geän-
dert: 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung 
für den Staatsdienst in der Laufbahn-

gruppe 2, zweites Einstiegsamt 
im Bergfach und im Markscheidefach 
(Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

Berg- und Markscheidefach) 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15674&vd_back=N310&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15674&vd_back=N310&sg=0&menu=1
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 § 3 
Bewerbung 

 
(1) Bewerbungen um die Einstellung in den 
Vorbereitungsdienst sind bei der Einstel-
lungsbehörde einzureichen. Einstellungsbe-
hörde ist die für Bergbau zuständige Be-
hörde im Geschäftsbereich des für Bergbau 
zuständigen Ministeriums des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 
 
(2) Der Bewerbung sind beizufügen: 
 
1. tabellarischer Lebenslauf, 
2.  Kopie des Zeugnisses über den Nach-

weis der Studienzugangsvoraussetzun-
gen, 

3.  eine Kopie des Zeugnisses über den 
Bachelor-Abschluss oder die Diplom-
Vorprüfung, 

4.  eine Kopie des Zeugnisses über den 
Master-Abschluss oder die Diplom-
Hauptprüfung, 

5.  eine Kopie der Urkunde über die Verlei-
hung des akademischen Grades Master 
of Science, Master of Engineering be-
ziehungsweise Diplom-Ingenieur und 

6.  eine Kopie der Bescheinigung über den 
ordnungsgemäßen Abschluss der Aus-
bildung als Beflissener gemäß den 
Bestimmungen über die Ausbildung von 
Bergbaubeflissenen und Beflissenen 
des Markscheidefachs vom 13. Novem-
ber 2014 in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

 
(3) Vor der endgültigen Entscheidung über 
die Bewerbung müssen der Einstellungsbe-
hörde auf Anforderung vorgelegt werden 
 
1.  die Abschrift einer Personenstandsur-

kunde (Geburtsurkunde oder Geburts-
schein), 

2.  ein am Tag der Vorlage höchstens drei 
Monate altes amtsärztliches Zeugnis 
über den Gesundheitszustand, das vor 
allem über die Einsatzfähigkeit in berg-
baulichen Betrieben sowie über das 
Seh-, Farbunterscheidungs- und Hör-
vermögen Auskunft gibt, 

3.  ein Führungszeugnis nach § 30 des 
Bundeszentralregistergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
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1. In § 3 Absatz 3 Nummer 4 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 
I S. 195), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. November 2015 
(BGBl. I S. 2017) geändert worden ist, 
zur unmittelbaren Vorlage bei der Ein-
stellungsbehörde und 

4.  eine persönliche schriftliche Erklärung, 
ob gerichtliche Strafen vorliegen oder 
ein Strafverfahren oder ein Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft an-
hängig sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 9 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem 

Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

 § 9 
Reisezeit 

 
(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst eine 
vierwöchige Reisezeit als eigenen Ausbil-
dungsabschnitt im Sinne der Anlage 3. 
 
(2) Mindestens vier Wochen vor Antritt der 
Reisezeit haben die Referendarinnen und 
Referendare der Ausbildungsbehörde einen 
Plan über die beabsichtigten Besichtigungen 
zur Genehmigung vorzulegen. Die Ausbil-
dungsbehörde kann die Genehmigung des 
Reiseplanes mit der Auflage zur Vorlage ei-
nes Nachweises über die durchgeführten 
Besichtigungen (Tagebuch) und eines 
schriftlichen Reiseberichtes verbinden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Meldung und Zulassung zur Prüfung 

 
(1) Die Referendarinnen und Referendare 
haben sich spätestens zwei Monate vor Ab-
schluss der Ausbildung zur Großen Staats-
prüfung bei der Ausbildungsbehörde zur Prü-
fung anzumelden. Hierbei haben sie anzuge-
ben, ob sie die Aufsichtsarbeiten im Sinne 
von § 19 handschriftlich oder mit Hilfe eines 
von der Ausbildungsbehörde zur Verfügung 
gestellten Computers anfertigen möchten. 
 
(2) Die Ausbildungsbehörde meldet die Re-
ferendarinnen oder Referendare spätestens 
einen Monat vor dem Ende der Ausbildungs-
zeit zur Prüfung beim Prüfungsausschuss 
an, sofern ein Abschluss der Ausbildung 
mindestens mit der Ausbildungsnote „ausrei-
chend“ zu erwarten ist. Gleichzeitig sind dem 
Prüfungsausschuss Angaben über die 
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3.  In § 16 Absatz 3 werden nach dem Wort 

„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

Ausbildungsabschnitte und die abschlie-
ßende Beurteilung einschließlich Ausbil-
dungsnote zuzusenden. 
 
(3) Die vorsitzende Person des Prüfungsaus-
schusses entscheidet über die Zulassung 
zur Prüfung und teilt den Referendarinnen 
und Referendaren und der Ausbildungsbe-
hörde diese Entscheidung sowie Ort und 
Zeitpunkt für die Aushändigung des Themas 
der häuslichen Prüfungsarbeit schriftlich mit. 
 

Artikel 8 
Änderung der Beiräteverordnung 

 
Auf Grund des § 10 Absatz 5 des Teilhabe- 
und Integrationsgesetzes vom 14. Februar 
2012 (GV. NRW. S. 97), der durch Gesetz 
vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. S. 573) 
geändert worden ist, wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
In § 6 Absatz 2 der Beiräteverordnung vom 
10. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 504), die 
durch Verordnung vom 13. Dezember 2019 
(GV. NRW. S. 965) geändert worden ist, wer-
den nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter 
„oder elektronisch“ eingefügt. 
 

  
Verordnung 

über die Beiräte für 
Vertriebenen-, Flüchtlings- und 

Spätaussiedlerfragen 
(Beiräteverordnung) 

 
 

§ 6 
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
(1) Ein Mitglied kann jederzeit von der beru-
fenden oder entsendenden Stelle abberufen 
werden. 
 
(2) Die Mitgliedschaft erlischt auch durch 
schriftlich erklärten Verzicht gegenüber dem 
Vorsitz des Beirats. 
 
 
 
(3) Scheidet ein Mitglied aus dem Beirat aus, 
so rückt grundsätzlich seine Stellvertretung 
nach. Erforderlichenfalls findet eine Nachbe-
rufung statt. 
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Artikel 9 
Änderung der  

LandesplanungsgesetzDVO  
 

Auf Grund des § 38 Absatz 2 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Mai 
2005 (GV. NRW. S. 430), der durch Artikel 1 
Nummer 22 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 
(GV. NRW. S. 904) eingefügt worden ist, 
wird verordnet:  
 
In § 34 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 
der LandesplanungsgesetzDVO vom 8. Juni 
2010 (GV. NRW. S. 334), die zuletzt durch 
Verordnung vom 27. Januar 2021  
(GV. NRW. S. 42) geändert worden ist, wird 
nach dem Wort „schriftlich“ die Angabe  
„, elektronisch“ eingefügt. 
 

  
Verordnung zur Durchführung des Lan-

desplanungsgesetzes 
(LandesplanungsgesetzDVO – 

LPlG DVO) 
 

§ 34 
Abstimmung zum Umfang und Detaillie-

rungsgrad 
der aufzunehmenden Informationen 

 
 

Zu Beginn der Vorbereitungen für die Erar-
beitung eines Regionalplanes informiert die 
Regionalplanungsbehörde schriftlich oder in 
einem Erörterungstermin über 
1.  die Abgrenzung des Plangebietes und 

die allgemeine Planungsabsicht, 
2.  die für die Umweltprüfung vorliegenden 

Daten und die Fachbeiträge sowie 
3.  die der Strategischen Umweltprüfung 

(SUP) zu unterziehenden Planungsin-
halte. 

 
Die Regionalplanungsbehörde gibt den Be-
teiligten Gelegenheit, sich zum Umfang und 
Detaillierungsgrad der in den Umweltbericht 
aufzunehmenden Informationen zu äußern 
(Scoping). 
 

Artikel 10 
Änderung des Ersten Gesetzes zur Aus-

führung des Kinder- und  
Jugendhilfegesetzes 

 
§ 16 Absatz 1 des Ersten Gesetzes zur Aus-
führung des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes vom 12. Dezember 1990 (GV. NRW. 
S. 664), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 414) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. In Satz 1 wird nach dem Wort „schrift-

lich“ das Wort „, elektronisch“ eingefügt. 
 
2.  In Satz 2 wird das Wort „Schriftform“ 

durch das Wort „Textform“ ersetzt. 

  
Erstes Gesetz 

zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes 
- AG - KJHG - 

 
§ 16 

Erteilung der Pflegeerlaubnis 
 
 
 
 

(1) Die Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIII 
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Ju-
gendamt zu beantragen. Sie bedarf der 
Schriftform und gilt nur für die in ihr genann-
ten Kinder und Jugendlichen. 
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(2) Die Pflegeerlaubnis soll in der Regel Ehe-
leuten oder eingetragenen Lebenspartnerin-
nen bzw. Lebenspartnern, sie kann auch al-
leinstehenden Personen erteilt werden. Der 
Altersunterschied zwischen den Pflegeper-
sonen und dem Kind oder Jugendlichen soll 
dem Eltern-Kind-Verhältnis entsprechen. 
 
(3) Die Pflegeerlaubnis soll in der Regel nicht 
für mehr als drei Kinder oder Jugendliche in 
einer Pflegestelle erteilt werden. Die Ertei-
lung der Pflegeerlaubnis für mehr als fünf 
Kinder oder Jugendliche in einer Pflegestelle 
ist nicht zulässig. Sollen sechs oder mehr 
Minderjährige angenommen werden, so fin-
det § 45 SGB VIII Anwendung. Im Ausnah-
mefall kann das Landesjugendamt auch 
dann, wenn weniger als sechs Minderjährige 
aufgenommen werden, die Notwendigkeit 
der Anwendung des § 45 SGB VIII feststel-
len. 
 

Artikel 11 
Änderung des Fünften Gesetzes zur Aus-
führung des Kinder- und Jugendhilfege-

setzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Fünftes Gesetz 

zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes 
(5. AG-KJHG) 

 
§ 4 

Verfahren zur landesinternen Verteilung 
 

(1) Das Aufnahmejugendamt zeigt eine Erst-
meldung der vorläufigen Inobhutnahme in-
nerhalb von zwei Arbeitstagen nach Beginn 
der Maßnahme gegenüber der Landesstelle 
NRW an. Hierbei sind zu übermitteln 
 
1. Name, 
2.  Alter, 
3. Geschlecht, 
4.  Herkunftsland und Muttersprache und 
5.  zum Zeitpunkt der Meldung offensichtli-

che individuelle Bedürfnisse des Kindes 
oder des Jugendlichen. 

 
Die Vorschriften zur vorläufigen Inobhut-
nahme gemäß § 42a des Achten Buches So-
zialgesetzbuch bleiben unberührt. 
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In § 4 Absatz 2 Satz 5 des Fünften Gesetzes 
zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 832) werden nach dem Wort „schriftlich“ 
die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 
 

(2) Zur Aufgabenwahrnehmung nach § 1 Ab-
satz 1 weist die Landesstelle NRW unbeglei-
tete ausländische Minderjährige einem Ju-
gendamt zu. Die Landesstelle NRW berück-
sichtigt bei ihrer Entscheidung das Kindes-
wohl und bezieht zur Gewährleistung des be-
sonderen Schutzes weitere Aspekte zur op-
timalen Versorgung in die Entscheidung ein, 
wie 
 
1. Kinder- und Jugendhilfebedarfe, 
2.  gesundheitliche Bedürfnisse, 
3.  geschlechtsspezifische Bedürfnisse, 
4.  Staatsangehörigkeit, Herkunft und 

Sprache, 
5.  familiäre und soziokulturelle Hinter-

gründe, 
6.  besondere Interessen des unbegleite-

ten ausländischen Minderjährigen und 
individuell erforderliche Hilfemaßnah-
men und 

7.  sonstige spezifische Bedarfe. 
 
Sofern mehrere Jugendämter in gleicher 
Weise für die Aufnahme im Einzelfall geeig-
net sind, richtet sich die Zuweisung durch die 
Landesstelle NRW nach der Erfüllung der 
Aufnahmepflicht. Im Übrigen gelten die Vor-
schriften zu Zuweisungsentscheidungen ge-
mäß § 42b Absatz 3 bis 7 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch. Mit der Zuweisungsent-
scheidung übermittelt die Landesstelle NRW 
den Zuweisungsbescheid mit Angaben zu 
Vorname, Name, Staatsangehörigkeit, Alter 
und Geschlecht schriftlich auch dem aufneh-
menden Jugendamt. Näheres regelt die ge-
mäß § 8 erlassene Rechtsverordnung. § 42a 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 
 
(3) Das Jugendamt ist für den Fall einer vor-
läufigen Inobhutnahme nach § 42a Absatz 1 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch be-
rechtigt, selbst in die Zuständigkeit für eine 
Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch einzutreten. In Fällen des Satz 1 ist die 
Landesstelle NRW darüber innerhalb von 
sieben Arbeitstagen zu informieren. 
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(4) Hat eine Person im Sinne des § 3 Ab-
satz 3 in einem anderen Jugendamtsbezirk 
als dem fallzuständigen ihren tatsächlichen 
Aufenthalt und ist die Vormundschaft in die-
sem Jugendamtsbezirk bestellt, ist auf An-
trag des Jugendamtes, in dessen Jugend-
amtsbezirk die Vormundschaft eingerichtet 
ist, eine Zuweisungsentscheidung in den Ju-
gendamtsbezirk des tatsächlichen Aufent-
halts zu treffen. Mit der Zuweisungsentschei-
dung geht die Fallzuständigkeit auf den Ju-
gendamtsbezirk des tatsächlichen Aufent-
halts über. 
 

Artikel 12 
Änderung der Schiedsstellenverordnung 

SGB VIII 
 

Auf Grund des § 78g Absatz 4 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Ju-
gendhilfe – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 
2022) wird verordnet: 
 
Die Schiedsstellenverordnung SGB VIII vom 
20. April 1999 (GV. NRW. S. 176), die zuletzt 
durch Verordnung vom 7. März 2017 (GV. 
NRW. S. 316) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

  
Verordnung 

über die Schiedsstellen 
nach § 78 g SGB VIII - Kinder- und Ju-

gendhilfe - 
(Schiedsstellenverordnung SGB VIII - 

SchV-SGB VIII-) 
 

 

 
 
 
 
1. In § 3 Absatz 1 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 

 § 3 
Bestellung 

 
(1) Die beteiligten Organisationen bestellen 
die Mitglieder der Schiedsstelle durch schrift-
liche Benennung gegenüber der Geschäfts-
stelle. 
 
(2) Beteiligte Organisationen für die Träger 
der Einrichtungen sind: 
 
1. die Arbeitsgemeinschaft der Spitzen-

verbände der Freien Wohlfahrtspflege 
des Landes Nordrhein-Westfalen und 

2. die Vereinigungen der privat-gewerbli-
chen Träger von Einrichtungen, sofern 
sie ihre Tätigkeit der Geschäftsstelle an-
gezeigt haben. 
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Die Organisation zu 1. bestellt je Schieds-
stelle drei Mitglieder und sechs stellvertre-
tende Mitglieder, die Organisationen zu 2. 
bestellen je Schiedsstelle ein Mitglied und 
zwei stellvertretende Mitglieder. 
 
(3) Beteiligte Organisation für die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe ist die Arbeitsge-
meinschaft der Kommunalen Spitzenver-
bände in Nordrhein-Westfalen. Sie bestellt 
vier Mitglieder und acht stellvertretende Mit-
glieder je Schiedsstelle. Falls die Vereinigun-
gen der privat-gewerblichen Träger (Absatz 
2 Nr. 2) kein Mitglied und keine stellvertre-
tenden Mitglieder bestellen, bestellt die Ar-
beitsgemeinschaft drei Mitglieder und sechs 
stellvertretende Mitglieder je Schiedsstelle. 
Abweichend von § 2 Abs. 1 besteht die 
Schiedsstelle dann aus je drei Vertreterinnen 
oder Vertretern der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und der Träger der Einrichtun-
gen. 
 

2.  In § 3 Absatz 4 Satz 3, § 5 Absatz 3 Satz 
1 und § 7 Absatz 1 werden jeweils nach 
dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

 (4) Die Vorsitzenden und ihre Stellvertretun-
gen werden von den beteiligten Organisatio-
nen vorgeschlagen. Sie werden von den üb-
rigen Mitgliedern der Schiedsstelle gewählt. 
Sie gelten als bestellt, sobald sie sich dem 
zuständigen Landschaftsverband gegenüber 
schriftlich zur Amtsübernahme bereit erklärt 
haben. 
 
(5) Werden bis spätestens 6 Wochen nach 
Beginn einer Amtsperiode von den beteilig-
ten Organisationen keine Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder bestellt, bestellt 
der zuständige Landschaftsverband auf An-
trag einer der beteiligten Organisationen die 
Mitglieder. Einigen sich die Vereinigungen 
der privat-gewerblichen Träger von Einrich-
tungen (Absatz 2 Nr. 2) nicht auf eine ge-
meinsame Bestellung, so bestellt der zustän-
dige Landschaftsverband aus den bei ihm 
eingereichten Vorschlägen das Mitglied und 
dessen Stellvertreter. 
 
(6) Kommt die Wahl der Vorsitzenden oder 
ihrer Stellvertretungen in der konstituieren-
den Sitzung nicht zustande, hat die Ge-
schäftsstelle innerhalb einer Frist von 4 Wo-
chen eine erneute Sitzung einzuberufen. 
Kommt auch auf dieser Sitzung keine Wahl 
zustande, bestimmt der zuständige 
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Landschaftsverband die Vorsitzenden und 
ihre Stellvertretung. 
 

§ 5 
Abberufung und Niederlegung 

 
(1) Die Vorsitzenden und ihre Stellvertretun-
gen können aus wichtigem Grund von den 
Mitgliedern der Schiedsstelle abgewählt wer-
den. 
 
(2) Die übrigen Mitglieder sowie ihre stellver-
tretenden Mitglieder können von den entsen-
denden Organisationen und im Falle der Be-
stellung nach § 3 Abs. 5 auch durch den zu-
ständigen Landschaftsverband abberufen 
werden. Die Abberufung ist der Geschäfts-
stelle unter gleichzeitiger Benennung der 
Nachfolgerin oder des Nachfolgers mitzutei-
len. 
 
(3) Die Niederlegung des Amtes ist gegen-
über der Geschäftsstelle schriftlich zu erklä-
ren. Diese hat die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden und die beteiligten Organisationen 
zu benachrichtigen. 
 

§ 7 
Einleitung des Schiedsverfahrens 

 
(1) Kommt eine Vereinbarung nach § 78 b 
Abs. 1 SGB VIII innerhalb von 6 Wochen 
nicht zustande, nachdem eine Partei die an-
dere schriftlich zu Verhandlungen aufgefor-
dert hat, so entscheidet die Schiedsstelle auf 
Antrag einer Partei unverzüglich über die 
Punkte, über die keine Einigung erzielt wer-
den konnte. 
 
(2) In dem Antrag sind der Sachverhalt zu er-
läutern, ein zusammenfassendes Ergebnis 
der vorangegangenen Verhandlungen dar-
zulegen sowie eindeutig zu bezeichnen, über 
welche Punkte eine Entscheidung zu treffen 
ist. Die Geschäftsstelle leitet den anderen 
Verfahrensbeteiligten eine Kopie des Antra-
ges zu und fordert sie unter Fristsetzung zur 
Stellungnahme auf. 
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Artikel 13 
Änderung des Abschiebungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 17. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 901), das zuletzt durch Gesetz 
vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 365) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Vollzug der Abschiebungshaft 
in Nordrhein-Westfalen 

(Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen - AHaftVollzG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 3 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem 

Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

 § 3 
Aufnahme 

 
(1) Die Aufnahme von in Abschiebungshaft 
zu nehmenden Personen erfolgt, unbescha-
det abweichender Absprachen im Einzelfall, 
täglich in der Zeit von 7 bis 21 Uhr. 
 
(2) Die Aufnahme erfolgt nach Vorlage der 
richterlichen Anordnung und des schriftli-
chen Aufnahmeersuchens der zuständigen 
Behörde. Die Ausländerbehörden übermit-
teln der Unterbringungseinrichtung bei der 
Aufnahme alle vollzugsrelevanten Erkennt-
nisse zu gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen, Vorstrafen und zu Gefährdungen, die 
von den Untergebrachten für den Vollzug der 
Abschiebungs- oder Überstellunghaft oder 
für den Ausreisegewahrsam ausgehen kön-
nen. Die Einrichtung ist berechtigt, gegen-
über der Polizei, den Justizvollzugsbehör-
den, anderen Vollzugseinrichtungen und ge-
genüber den Gefahrenabwehrbehörden ein 
Ersuchen auf Übermittlung solcher Erkennt-
nisse zu stellen, die zur Aufgabenerfüllung 
nach § 1 erforderlich sind. Die Einrichtung ist 
berechtigt, die zuständige Polizeibehörde 
über eine Inhaftierung zu unterrichten. §§ 39 
und 43 finden Anwendung. 
 
(3) Der besonderen Situation schutzbedürfti-
ger Personen im Sinne der Richtlinie 
2008/115/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
gemeinsame Normen und Verfahren in den 
Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal auf-
hältiger Drittstaatsangehöriger (ABl. L 348 
vom 24.12.2008, S. 98) und der Richtlinie 
2013/33/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Fest-
legung von Normen für die Aufnahme von 
Personen, die internationalen Schutz bean-
tragen (ABl. L 180 vom 29.6.2013, S. 96), ist 
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durch geeignete Überprüfungen und ange-
messene Unterstützung Rechnung zu tra-
gen. Ergeben sich während der Abschie-
bungshaft Hinweise, dass Untergebrachte 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, hat die Unterbringungseinrichtung un-
verzüglich das zuständige Jugendamt und 
die zuständige Ausländerbehörde zu infor-
mieren damit gegebenenfalls eine vorläufige 
Inobhutnahme und eine Altersfeststellung 
durch das Jugendamt veranlasst werden 
kann. 
 
(4) Untergebrachte sind nach ihrer Auf-
nahme unverzüglich möglichst mithilfe von 
Merkblättern in einer für sie verständlichen 
Sprache oder bei Bedarf auf andere Weise 
über die in der jeweiligen Einrichtung gelten-
den Regeln sowie ihre Rechte und Pflichten 
zu unterrichten. Dies schließt die Information 
über die Möglichkeit der Kontaktaufnahme 
zu anerkannten Flüchtlingshilfeorganisatio-
nen ein. 
 
(5) Mit den Untergebrachten werden die Vo-
raussetzungen und der Ablauf der Ausreise 
erörtert, sofern Gründe der Eigen- und 
Fremdgefährdung, der Sicherheit oder Ord-
nung der Unterbringungseinrichtung, der öf-
fentlichen Sicherheit oder des Unterbrin-
gungszwecks nicht entgegenstehen. Unter 
den gleichen Voraussetzungen ist der vo-
raussichtliche Ausreisezeitpunkt mitzuteilen, 
sobald dieser feststeht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 33 
Beirat Abschiebungshaft 

 
(1) Es wird ein Beirat Abschiebungshaft ein-
gerichtet. Der Beirat hat die Aufgabe, bei der 
Gestaltung des Abschiebungshaftvollzuges 
und bei der Betreuung der Untergebrachten 
mitzuwirken. Er unterstützt die zuständige 
Bezirksregierung durch Anregungen und 
Verbesserungsvorschläge und berät das für 
Ausländer- und Asylangelegenheiten zu-
ständige Ministerium in grundsätzlichen Fra-
gen des Vollzuges, insbesondere bei der 
Vorbereitung allgemeiner Richtlinien für die 
Vollzugsgestaltung. Untergebrachte können 
sich mit Anregungen, Wünschen und Bean-
standungen unmittelbar an den Beirat wen-
den, der sich für ihre Interessen einsetzt. 
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2.  In § 33 Absatz 5 Satz 3 werden nach 

dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
 elektronisch“ eingefügt. 

(2) Die Amtsperiode des Beirats ist an der 
Wahlperiode des nordrhein-westfälischen 
Landtags orientiert und beginnt am Tag der 
konstituierenden Sitzung des Beirats, die 
alsbald nach der ersten Sitzung des neu ge-
wählten Landtags stattfindet. Mit Ablauf des 
der konstituierenden Sitzung vorausgehen-
den Tages endet die Amtsperiode des vor-
herigen Beirats. 
 
(3) Alle im Landtag vertretenen Fraktionen 
haben das Recht, jeweils ein Mitglied in den 
Beirat zu benennen. Daneben benennen die 
katholische und die evangelische Kirche, der 
Koordinationsrat der Muslime sowie jede Ge-
meinde, in deren Gebiet eine Einrichtung 
liegt, jeweils ein Mitglied für den Beirat. Die 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege des Landes 
NRW und der Flüchtlingsrat NRW e. V. be-
nennen jeweils zwei Mitglieder. Für jedes 
Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein 
Stellvertreter zu benennen. 
 
(4) Das für Ausländer- und Asylangelegen-
heiten zuständige Ministerium bestellt die 
Mitglieder des Beirats. Scheidet ein Mitglied 
des Beirats im Lauf der Amtsperiode aus, so 
kann für den Rest der Amtsperiode ein 
neues Mitglied bestellt werden. Die Bestel-
lung eines Mitglieds kann aus wichtigem 
Grund, insbesondere wegen Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht, widerrufen wer-
den. 
 
(5) Der Beirat wählt aus seiner Mitte das vor-
sitzende Mitglied und dessen Stellvertretung 
mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder. 
Unter denselben Voraussetzungen ist auch 
eine Abwahl möglich. Wahl oder Abwahl 
können nur erfolgen, wenn eine entspre-
chende Tagesordnung den Mitgliedern des 
Beirats rechtzeitig vor der Sitzung schriftlich 
zugegangen ist. 
 
(6) Das vorsitzende Mitglied führt die Ge-
schäfte, vertritt den Beirat nach außen und 
beruft den Beirat zu mindestens vier Sitzun-
gen im Jahr ein. Auf Wunsch des Beirats sol-
len von ihm benannte Bedienstete der Ein-
richtungen an der Beiratssitzung teilnehmen. 
Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
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Er beschließt mit einfacher Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder, bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des vorsitzenden Mitglieds 
den Ausschlag. Beiratsmitglieder können 
sich nicht durch beiratsfremde Personen ver-
treten lassen. Eine Übertragung des Stimm-
rechts auf ein anderes Beiratsmitglied ist 
nicht zulässig. 
 
(7) Über jede Beiratssitzung ist eine Nieder-
schrift nebst Anwesenheitsliste zu fertigen, 
die den Leitungen der Einrichtungen und 
dem für Ausländer- und Asylangelegenhei-
ten zuständigen Ministerium zuzuleiten ist. 
Soweit der Beirat Vertraulichkeit zugesichert 
hat, kann von der Aufnahme entsprechender 
Informationen in die Niederschrift abgesehen 
werden. 
 
(8) Die Mitglieder des Beirats können Ein-
richtungen besichtigen und sich insbeson-
dere über die Unterbringung, Freizeitange-
bote, Verpflegung und medizinische Versor-
gung unterrichten. Sie können die Unterge-
brachten mit deren Einverständnis in ihren 
Zimmern während des Tagesdienstes unan-
gemeldet aufsuchen. Aussprache und 
Schriftwechsel von Mitgliedern des Beirats 
mit Untergebrachten werden nicht über-
wacht. Der Beirat kann im Einzelfall Aufga-
ben einem Mitglied übertragen. 
 
(9) Die Leitungen der Einrichtungen unter-
stützen den Beirat bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben, erteilen ihm auf Verlangen die er-
forderlichen Auskünfte und nehmen an An-
staltsbesichtigungen und auf Wunsch des 
Beirats an dessen Sitzungen teil. Die jeweils 
zuständige Bezirksregierung händigt den 
Mitgliedern des Beirats Ausweise aus. Aus 
den Unterbringungsakten dürfen mit Zustim-
mung der Untergebrachten Mitteilungen ge-
macht werden. Die Mitglieder des Beirats 
sind bei allen vertraulichen Angelegenheiten 
zur Verschwiegenheit, auch nach dem Ende 
ihrer Mitgliedschaft, verpflichtet. 
 
(10) Die Leitungen der Einrichtungen unter-
richten das vorsitzende Mitglied über jeden 
Ausbruch und jede Entweichung aus dem 
umschlossenen Einrichtungsbereich sowie 
über besondere Vorkommnisse in den Ein-
richtungen. 
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(11) Die Namen und Kontaktmöglichkeiten 
der Mitglieder des Beirats sind den Unterge-
brachten bekanntzugeben. Die Unterge-
brachten sind in geeigneter Weise darauf 
hinzuweisen, dass sie sich mit Wünschen, 
Anregungen und Beanstandungen an den 
Beirat wenden können. 
 
(12) Das für Ausländer- und Asylangelegen-
heiten zuständige Ministerium soll mindes-
tens halbjährlich eine Besprechung mit dem 
Beirat durchführen. Der Beirat berichtet jähr-
lich dem zuständigen Ausschuss des Land-
tages über seine Tätigkeit. 
 
(13) Die Mitglieder des Beirats nehmen ihre 
Aufgabe ehrenamtlich wahr. Sie werden 
nach dem Ausschußmitglieder-Entschädi-
gungsgesetz vom 13. Mai 1958 (GV. NRW. 
S. 193) in der jeweils geltenden Fassung ent-
schädigt. Beiratsmitglieder sind gemäß § 2 
Absatz 1 Nummer 10 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversi-
cherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Au-
gust 1996, BGBl. I S. 1254) in der jeweils gel-
tenden Fassung unfallversichert. 
 
(14) Das für Ausländer- und Asylangelegen-
heiten zuständige Ministerium kann für eine 
Unterbringungseinrichtung eine beschwer-
debeauftragte Person bestellen. Die be-
schwerdebeauftragte Person nimmt Be-
schwerden der Untergebrachten entgegen 
und nimmt dazu Kontakt mit der Einrich-
tungsleitung auf. Über die Beschwerden und 
über deren Ergebnisse berichtet die be-
schwerdebeauftragte Person dem Beirat. 
 

Artikel 14 
Änderung des Hafensicherheitsgesetzes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Gesetz 

über die Sicherheit in Häfen und Hafen-
anlagen im Land Nordrhein-Westfalen 

(Hafensicherheitsgesetz – HaSiG) 
 

§ 19 
Mitwirkung, Verfahren und Benachrichti-

gungspflichten 
 

(1) Die Betreiber von Häfen und Hafenanla-
gen sowie die Arbeitgeber von Personen im 
Sinne von § 17 Absatz 1 Nummer 2 und 3 
sind verpflichtet, der Hafensicherheitsbe-
hörde die einer Zuverlässigkeitsüberprüfung 
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zu unterziehenden Beschäftigten mitzutei-
len. 
 
(2) Personen im Sinne des § 17 Absatz 1 be-
antragen die Durchführung der Zuverlässig-
keitsüberprüfung bei der Hafensicherheits-
behörde. 
 
(3) In dem Antrag sind von der betroffenen 
Person anzugeben: 
 
1. der Name, einschließlich früherer Na-

men, 
2.  der Geburtsname, 
3.  sämtliche Vornamen, 
4.  das Geschlecht, 
5.  das Geburtsdatum, 
6.  der Geburtsort und das Geburtsland, 
7.  die Wohnsitze der letzten zehn Jahre 

vor der Überprüfung, hilfsweise der ge-
wöhnliche Aufenthaltsort, 

8.  die Staatsangehörigkeit, 
9.  die Personalausweis- oder Passnum-

mer, 
10.  der Arbeitgeber, 
11.  die vorgesehene Tätigkeit und 
12.  sonstige für die Beurteilung der Zuver-

lässigkeit bedeutsame Sachverhalte im 
Sinne des § 20. 

 
(4) Die betroffene Person ist verpflichtet, an 
ihrer Überprüfung mitzuwirken und wahr-
heitsgemäße Angaben zu machen. Sie kann 
Angaben verweigern, die für sie oder eine 
der in § 52 Absatz 1 der Strafprozessord-
nung genannten Personen die Gefahr straf-
rechtlicher Verfolgung, der Verfolgung einer 
Ordnungswidrigkeit oder von disziplinar- o-
der arbeitsrechtlichen Maßnahmen begrün-
den könnten. 
 
(5) Die Überprüfung wird durch den Antrag 
der betroffenen Person eingeleitet. Sie ist 
über die Verpflichtung, wahrheitsgemäße 
Angaben zu machen, sowie über das Recht, 
Angaben im Sinne des Absatzes 4 verwei-
gern zu können, rechtzeitig vorher zu beleh-
ren. Darüber hinaus ist die betroffene Person 
bei Antragstellung über den Zweck der Da-
tenerhebung, -verarbeitung und -nutzung so-
wie über die Stellen nach § 18, bei denen Da-
ten und Informationen abgefragt werden, 
und die Stellen, die nach den Absätzen 8 und 
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In § 19 Absatz 6 Satz 1 und Absatz 8 Satz 2 
des Hafensicherheitsgesetzes vom 17. De-
zember 2015 (GV. NRW. S. 910), das durch 
Gesetz vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 912) 
geändert worden ist, werden jeweils nach 
dem Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 
 

9 über das Ergebnis der Überprüfung und die 
zu Grunde liegenden Erkenntnisse informiert 
werden, zu unterrichten. 
 
(6) Bestehen nach der Zuverlässigkeitsüber-
prüfung keine Bedenken gegen eine Be-
schäftigung oder Tätigkeit im Sinne des § 17 
Absatz 1, so erhält die betroffene Person von 
der Hafensicherheitsbehörde einen schriftli-
chen Bescheid über die Unbedenklichkeit. 
Der Bescheid wird unter Berücksichtigung 
der Anforderung an die regelmäßige Erneu-
erung der Überprüfung gemäß Absatz 12 be-
fristet. 
 
(7) Soweit die eingeholten Auskünfte Zweifel 
an der Zuverlässigkeit begründen, gibt die 
Hafensicherheitsbehörde der betroffenen 
Person vor ihrer Entscheidung Gelegenheit, 
sich zu den maßgeblichen Erkenntnissen zu 
äußern. Die Anhörung hat den Schutz ge-
heimhaltungsbedürftiger Erkenntnisse zu 
gewährleisten und im Falle von Auskünften 
durch die Strafverfolgungsbehörden eine 
Gefährdung des Untersuchungszwecks aus-
zuschließen. Stammen die Erkenntnisse von 
einer der in § 18 Absatz 2 bis 4, Absatz 5 
Nummer 1 bis 5 und 7 oder Absatz 6 Satz 1 
genannten Behörden, so ist hinsichtlich der 
Bekanntgabe der Erkenntnisse das Einver-
nehmen dieser Stellen erforderlich. § 28 Ab-
satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 
2014 (GV. NRW. S. 294) geändert worden 
ist, findet Anwendung. 
 
(8) Können bestehende Zweifel an der Zu-
verlässigkeit der Person nicht ausgeräumt 
werden, ist die Zuverlässigkeit zu verneinen. 
In diesen Fällen wird der betroffenen Person 
die Entscheidung mit den maßgeblichen 
Gründen durch schriftlichen, mit Rechtsmit-
telbelehrung versehenen Bescheid mitge-
teilt. Die Begründung hat den Schutz ge-
heimhaltungsbedürftiger Erkenntnisse und 
Tatsachen zu gewährleisten und im Falle 
von Auskünften durch die Strafverfolgungs-
behörden eine Gefährdung des Untersu-
chungszwecks auszuschließen. Absatz 7 
Satz 3 gilt entsprechend. Die 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14399&vd_back=N294&sg=0&menu=0
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Hafensicherheitsbehörde unterrichtet das 
Landeskriminalamt des Landes Nordrhein-
Westfalen über die Durchführung der Zuver-
lässigkeitsüberprüfung. 
 
(9) Die Hafensicherheitsbehörde unterrichtet 
die Verfassungsschutzbehörde des Landes 
Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung. Sie setzt den 
betreffenden Arbeitgeber, bei dem die Tätig-
keit oder der Einsatz erfolgt beziehungs-
weise erfolgen soll, über das Ergebnis der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung in Kenntnis. 
Die dem Ergebnis zu Grunde liegenden Er-
kenntnisse dürfen dem Arbeitgeber nicht mit-
geteilt werden. Weitere Informationen dürfen 
dem Arbeitgeber mitgeteilt werden, soweit 
sie für die Durchführung eines arbeitsgericht-
lichen Verfahrens im Zusammenhang mit der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich 
sind. 
 
(10) Werden der Hafensicherheitsbehörde 
nach festgestellter Zuverlässigkeit und Er-
lass des Bescheids über die Unbedenklich-
keit Tatsachen bekannt, die Zweifel an der 
Zuverlässigkeit einer in § 17 Absatz 1 ge-
nannten Person begründen, so hat sie deren 
Zuverlässigkeit von Amts wegen neu zu 
überprüfen. Die gemäß § 18 beteiligten Be-
hörden des Landes Nordrhein-Westfalen 
und der Arbeitgeber haben die Hafensicher-
heitsbehörde unverzüglich zu unterrichten, 
falls sie von solchen Tatsachen Kenntnis er-
langen oder sich mitgeteilte Erkenntnisse als 
unrichtig erweisen. Absatz 7 und § 18 Absatz 
6 gelten entsprechend. 
 
(11) Führt die neue Überprüfung zu Zweifeln 
an der Zuverlässigkeit, die nicht ausgeräumt 
werden können, ist der nach Absatz 6 erteilte 
Bescheid über die Unbedenklichkeit aufzu-
heben. Im Falle dieser Aufhebung gelten die 
Absätze 8 und 9 entsprechend. 
 
(12) Unbeschadet des Absatzes 10 ist die 
Feststellung der Zuverlässigkeit von den in § 
17 Absatz 1 genannten Personen im Ab-
stand von fünf Jahren nach Bekanntgabe 
des letzten Überprüfungsergebnisses neu zu 
beantragen. Hat die betroffene Person die 
erneute Feststellung der Zuverlässigkeit 
spätestens drei Monate vor Ablauf der fünf 
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Jahre seit der Bekanntgabe des letzten 
Überprüfungsergebnisses beantragt, so gilt 
sie bis zum Abschluss der neuerlichen Zu-
verlässigkeitsüberprüfung als zuverlässig. 
 
(13) Für die Auskunftserteilung an die be-
troffene Person und die Akteneinsicht durch 
diese findet § 24 des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 7. 
März 1995 (GV. NRW. S. 210), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5 April 
2005 (GV. NRW. S. 306) geändert worden 
ist, entsprechende Anwendung. 
 

Artikel 15 
Änderung des Straßen- und Wegegeset-

zes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

§ 30 des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 
1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, 
S. 141, S. 216 und S. 355, ber. 2007 S. 327), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
26. März 2019 (GV. NRW. S. 193) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Straßen- und Wegegesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 

NRW) 
 

§ 30 
Schutzmaßnahmen 

 
(1) Die Eigentümer und die Besitzer von 
Grundstücken an öffentlichen Straßen haben 
die zum Schutze der Straße vor nachteiligen 
Einwirkungen der Natur (z. B. Schneeverwe-
hungen, Steinschlag, Überschwemmungen) 
notwendigen Einrichtungen zu dulden. 
 
(2) Anpflanzungen sowie Zäune, Stapel, 
Haufen und andere mit dem Grundstück 
nicht fest verbundene Einrichtungen dürfen 
nicht angelegt werden, wenn sie die Ver-
kehrssicherheit beeinträchtigen. Soweit sie 
bereits vorhanden sind, haben die Eigentü-
mer und die Besitzer ihre Beseitigung zu dul-
den. 
 

 
 
 
1. In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem 

Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

 

 (3) Die Straßenbaubehörde hat den Betroffe-
nen die Anlage von Einrichtungen nach Ab-
satz 1 oder die Durchführung der Maßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 zwei Wochen vor-
her schriftlich anzukündigen, es sei denn, 
daß Gefahr im Verzug ist. Die Betroffenen 
können die Maßnahmen im Benehmen mit 
der Straßenbaubehörde selbst durchführen. 
 

 
2.  In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem 

Wort „schriftliches“ die Wörter „oder 
elektronisches“ eingefügt. 

 
 

 (4) Werden Anpflanzungen oder Einrichtun-
gen entgegen Absatz 2 Satz 1 angelegt, so 
sind sie auf schriftliches Verlangen der Stra-
ßenbaubehörde von den nach Absatz 1 Ver-
pflichteten binnen angemessener Frist zu 
beseitigen. Nach Ablauf der Frist kann die 
Straßenbaubehörde die Anpflanzungen oder 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3734&vd_back=N306&sg=0&menu=0
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Einrichtungen auf Kosten der Verpflichteten 
beseitigen oder beseitigen lassen. Bei Ge-
fahr im Verzug kann die Straßenbaubehörde 
ohne weiteres die Anpflanzungen oder Ein-
richtungen beseitigen oder beseitigen las-
sen. 
 
(5) Der Träger der Straßenbaulast hat den 
Eigentümern oder Besitzern in den Fällen 
des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Satz 2 
die durch die Duldung verursachten Aufwen-
dungen und Schäden angemessen zu erset-
zen. § 42 Abs. 2 findet Anwendung. Haben 
die Entschädigungsberechtigten die Entste-
hung eines Vermögensnachteils mitverur-
sacht, so gilt § 254 des Bürgerlichen Gesetz-
buches entsprechend. 
 

Artikel 16 
Änderung des Landesgleichstellungsge-

setzes 
 
Das Landesgleichstellungsgesetz vom 
9. November 1999 (GV. NRW. S. 590), das 
zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

zur Gleichstellung von Frauen und  
Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
desgleichstellungsgesetz - LGG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 13 
Arbeitsmodelle und Teilzeit 

 
(1) Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertrag-
lichen oder sonstigen Regelungen der Ar-
beitszeit sind Beschäftigten, die mindestens 
ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebe-
dürftige nahe Angehörige oder einen pflege-
bedürftigen nahen Angehörigen nach § 7 Ab-
satz 3 des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 
2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils gel-
tenden Fassung tatsächlich betreuen oder 
pflegen, Arbeitszeiten zu ermöglichen, die 
eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie er-
leichtern, soweit zwingende dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen. 
 
(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftig-
ten über die Möglichkeiten von Teilzeit infor-
mieren. Sie sollen den Beschäftigten dem 
Bedarf entsprechend Teilzeitarbeitsplätze 
anbieten. Dies gilt auch für Arbeitsplätze mit 
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. 
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(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßi-
gung der regelmäßigen Arbeitszeit bis auf 
die Hälfte zur tatsächlichen Betreuung oder 
Pflege mindestens eines Kindes unter 18 
Jahren oder einer oder eines nach § 7 Ab-
satz 3 des Pflegezeitgesetzes pflegebedürf-
tigen nahen Angehörigen ist zu entsprechen, 
soweit zwingende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. Die Wahrnehmung von 
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben stellt in 
der Regel keinen entgegenstehenden zwin-
genden dienstlichen Belang dar. Die Ableh-
nung von Anträgen ist im Einzelfall schriftlich 
zu begründen. 
 
(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das 
berufliche Fortkommen nicht beeinträchti-
gen. Eine unterschiedliche Behandlung von 
Beschäftigten mit ermäßigter wöchentlicher 
Arbeitszeit gegenüber Beschäftigten mit re-
gelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit ist nur 
zulässig, wenn zwingende sachliche Gründe 
sie rechtfertigen. Teilzeitbeschäftigung darf 
sich nicht nachteilig auf die dienstliche Beur-
teilung auswirken. 
 
(5) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäfti-
gung beantragen, sind auf die Folgen der er-
mäßigten Arbeitszeit, insbesondere auf die 
beamten-, arbeits-, versorgungs- und renten-
rechtlichen Folgen hinzuweisen. 
 
(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären 
Gründen im Sinne des Absatzes 3 ist unter 
Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten ein personeller, sonst ein or-
ganisatorischer Ausgleich vorzunehmen. 
 
(7) Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbe-
schäftigung im bisherigen Umfang nicht 
mehr zugemutet werden kann und dienstli-
che Belange nicht entgegenstehen, ist auf 
Antrag eine Änderung des Umfangs der Teil-
zeitbeschäftigung oder der Übergang zur 
Vollzeitbeschäftigung zuzulassen. 
 
(8) Teilzeit, Telearbeit, Jobsharing und an-
dere Arbeitsorganisationsformen stehen der 
Übernahme und Wahrnehmung von Vorge-
setzten- und Leitungsaufgaben grundsätz-
lich nicht entgegen und sind in Leitungsfunk-
tionen für beide Geschlechter zu fördern. 
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1. In § 18 Absatz 2 Satz 4 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 13 Absatz 3 Satz 3, § 18 Absatz 2 

Satz 7 und § 19 Absatz 1 Satz 4 werden 
jeweils nach dem Wort „schriftlich“ die 
Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

§ 18 
Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 

 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist früh-
zeitig über beabsichtigte Maßnahmen zu un-
terrichten und anzuhören. Ihr sind alle Akten, 
die Maßnahmen betreffen, an denen sie zu 
beteiligen ist, vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend, wenn von einer Maß-
nahme abgesehen werden soll. Bei Perso-
nalentscheidungen gilt dies auch für Bewer-
bungsunterlagen, einschließlich der von Be-
werberinnen und Bewerbern, die nicht in die 
engere Auswahl einbezogen werden, sowie 
für Personalakten nach Maßgabe der 
Grundsätze des § 83 Absatz 2 des Landes-
beamtengesetzes. 
 
(2) Der Gleichstellungsbeauftragten ist inner-
halb einer angemessenen Frist, die in der 
Regel eine Woche nicht unterschreiten darf, 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Bei fristlosen Entlassungen und außeror-
dentlichen Kündigungen beträgt die Frist drei 
Arbeitstage. Die Personalvertretung kann in 
diesen Fällen zeitgleich mit der Unterrich-
tung der Gleichstellungsbeauftragten betei-
ligt werden. Soweit die Maßnahme einer an-
deren Dienststelle zur Entscheidung vorge-
legt wird, kann die Gleichstellungsbeauf-
tragte eine schriftliche Stellungnahme beifü-
gen. Bei fristlosen Entlassungen und außer-
ordentlichen Kündigungen ist die Angelegen-
heit unbeschadet des Vorliegens der Stel-
lungnahme unverzüglich der zuständigen 
Dienststelle vorzulegen. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit ist die Beteiligung der 
Gleichstellungsbeauftragten zu dokumentie-
ren. Sofern die Dienststelle beabsichtigt, 
eine Entscheidung zu treffen, die dem Inhalt 
der Stellungnahme entgegen steht, hat sie 
dies vor Umsetzung der Entscheidung ge-
genüber der Gleichstellungbeauftragten 
schriftlich darzulegen. 
 
(3) Wird die Gleichstellungsbeauftragte nicht 
oder nicht rechtzeitig an einer Maßnahme 
beteiligt, ist die Maßnahme rechtswidrig. § 
46 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
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November 2016 (GV. NRW. S. 934) geän-
dert worden ist, bleibt unberührt. Ist eine 
Maßnahme, an der die Gleichstellungsbe-
auftragte nicht oder nicht rechtzeitig beteiligt 
wurde, noch nicht vollzogen, ist sie auszu-
setzen und die Beteiligung ist nachzuholen. 
Die Fristen des Absatzes 2 gelten entspre-
chend. Die Dienststellenleitung kann bei 
Maßnahmen, die der Natur der Sache nach 
keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen 
Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. 
Sie hat der Gleichstellungsbeauftragten die 
vorläufige Regelung mitzuteilen und zu be-
gründen. 
 
(4) Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein 
unmittelbares Vortragsrecht bei der Dienst-
stellenleitung. Ihr ist Gelegenheit zur Teil-
nahme an allen Besprechungen ihrer Dienst-
stelle zu geben, die Angelegenheiten ihres 
Aufgabenbereichs betreffen. Dies gilt auch 
für Besprechungen nach § 63 des Landes-
personalvertretungsgesetzes vom 3. De-
zember 1974 (GV. NRW. S. 1514), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2015 (GV. NRW. S. 1052) geändert 
worden ist. 
 
(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann 
Sprechstunden für die Beschäftigten durch-
führen und einmal im Jahr eine Versamm-
lung der weiblichen Beschäftigten einberu-
fen. Sie kann sich ohne Einhaltung des 
Dienstweges an andere Gleichstellungsbe-
auftragte und an die für die Gleichstellung 
von Frau und Mann zuständige oberste Lan-
desbehörde wenden. 
 
(6) Die Gleichstellungsbeauftragten und die 
Dienststelle können Vereinbarungen über 
die Form und das Verfahren der Beteiligung 
treffen, die zu dokumentieren sind. Die Ziele 
dieses Gesetzes dürfen durch Verfahrensab-
sprachen nicht unterlaufen werden. Gesetz-
lich vorgegebene Beteiligungspflichten sind 
nicht abdingbar. Die gleichstellungsrechtli-
che Beteiligung, auch die Inanspruchnahme 
einer gleichstellungsrechtlichen Zustim-
mungsfiktion, ist zu dokumentieren. Die 
Gleichstellungsbeauftragte kann jederzeit 
einzelfallbezogen ihre Beteiligung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes verlangen. 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15955&vd_back=N934&sg=0&menu=0
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(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann zu 
ihrer Unterstützung externen Sachverstand 
hinzuziehen, soweit dies zur ordnungsgemä-
ßen Erfüllung ihrer Aufgaben im Einzelfall er-
forderlich ist. Die Kosten trägt die Dienst-
stelle. 
 
(8) Die Rechte der Personal- und Schwerbe-
hindertenvertretungen bleiben unberührt. 
 

§ 19 
Widerspruchsrecht 

 
(1) Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine 
Maßnahme für unvereinbar mit diesem Ge-
setz, anderen Vorschriften zur Gleichstellung 
von Frau und Mann, mit dem Gleichstel-
lungsplan oder dem alternativen Instrument 
nach § 6a, kann sie innerhalb einer Woche 
nach ihrer Unterrichtung der Maßnahme wi-
dersprechen. Bei außerordentlichen Kündi-
gungen und fristlosen Entlassungen ist der 
Widerspruch spätestens innerhalb von drei 
Kalendertagen einzulegen. Die Dienststel-
lenleitung entscheidet erneut über die Maß-
nahme. Die Entscheidung über den Wider-
spruch ergeht schriftlich. Bis zur erneuten 
Entscheidung ist der Vollzug der Maßnahme 
auszusetzen. § 18 Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. 
 
(2) Wird dem Widerspruch der Gleichstel-
lungsbeauftragten einer nachgeordneten 
Dienststelle nicht abgeholfen, kann sie inner-
halb einer Woche nach der erneuten Ent-
scheidung der Dienststelle nach Absatz 1 
Satz 2 nach rechtzeitiger Unterrichtung der 
Dienststellenleitung eine Stellungnahme der 
übergeordneten Dienststelle einholen. Bei 
fristlosen Entlassungen und außerordentli-
chen Kündigungen ist die Stellungnahme in-
nerhalb von drei Kalendertagen einzuholen; 
in diesen Fällen gilt die beabsichtigte Maß-
nahme als gebilligt, wenn nicht innerhalb von 
drei Kalendertagen eine Stellungnahme der 
übergeordneten Dienststellevorliegt. Absatz 
1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
(3) Die Zentrale Gleichstellungsbeauftragte 
einer Hochschule legt den Widerspruch beim 
Rektorat ein. Im Falle der Nichtabhilfe durch 
das Rektorat nimmt die Gleichstellungskom-
mission zum Widerspruch Stellung. Auf der 
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Grundlage der Stellungnahme entscheidet 
das Rektorat erneut. Über den Widerspruch 
gegen Maßnahmen des Rektorates, mit Aus-
nahme von Widerspruchentscheidungen 
nach Satz 3, entscheidet das für die Hoch-
schulen zuständige Ministerium, für die 
Fachhochschulen nach dem Fachhoch-
schulgesetz öffentlicher Dienst vom 29. Mai 
1984 (GV. NRW. S. 303), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 2. Oktober 
2014 (GV. NRW. S. 622) geändert worden 
ist, das gemäß § 29 Absatz 2 des Fachhoch-
schulgesetzes öffentlicher Dienst zuständige 
Ministerium. Im Übrigen gelten die Regelun-
gen der Absätze 1 und 2. 
 
 

Artikel 17 
Änderung der Verordnung über die Aus-

bildung und Prüfung  
für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2, 

zweites Einstiegsamt  
des agrarwirtschaftlichen Dienstes im 

Land Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 

In § 20 Absatz 1 der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn der 
Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt des 
agrarwirtschaftlichen Dienstes im Land 
Nordrhein-Westfalen vom 17. Juni 2011 (GV. 
NRW. S. 292), die durch Verordnung vom 
24. August 2016 (GV. NRW. S. 780) geän-
dert worden ist, werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 
 

  
Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung für  
die Laufbahn 

der Laufbahngruppe 2,  
zweites Einstiegsamt 

des agrarwirtschaftlichen Dienstes 
im Land Nordrhein-Westfalen 

(VAP-AgrD 2) 
 

§ 20 
Mündliche Prüfung 

 
(1) Zur mündlichen Prüfung wird von dem 
vorsitzenden Mitglied des Prüfungsaus-
schusses schriftlich eingeladen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Ausbildungsschwerpunkt „Verwal-
ten“ wird in einem 30 Minuten dauernden 
Gespräch zum Prüfungsgebiet „Allgemeines 
Verwaltungsrecht und Agrar- / Umweltrecht 
oder Lebensmittelrecht“ geprüft. Der Ausbil-
dungsschwerpunkt „Leiten und Steuern“ wird 
einem 30 Minuten dauernden Gespräch ge-
prüft. Der Ausbildungsschwerpunkt „Bera-
ten“ wird als 10 Minuten dauernder Kurzvor-
trag über eine Beratungsaufgabe mit an-
schließendem 30 Minuten dauerndem Kollo-
quium geprüft. Es werden 90 Minuten 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14588&vd_back=N622&sg=0&menu=0
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Vorbereitungszeit gewährt. Die Prüfungszeit 
kann verlängert werden, wenn es zur Beur-
teilung der Leistungen notwendig ist. Die 
Verlängerung soll 10 Minuten nicht über-
schreiten. 
 
(3) Das vorsitzende Mitglied leitet die münd-
liche Prüfung. Es hat darauf hinzuwirken, 
dass die Referendare in geeigneter Weise 
befragt werden, und ist berechtigt, jederzeit 
in die Prüfung einzugreifen. 
 
(4) Die Leistungen in den einzelnen Prü-
fungsgebieten sind vom Prüfungsausschuss 
mit je einer der in § 14 Absatz 1 festgelegten 
Noten und Punktzahlen zu bewerten. 
 

Artikel 18 
Änderung des Gesetzes zur Bildung inte-

grierter Untersuchungsanstalten für  
Bereiche des Verbraucherschutzes 

 
 
 
 
 

In § 9 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bil-
dung integrierter Untersuchungsanstalten für 
Bereiche des Verbraucherschutzes vom 
11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 662), das 
zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
7. April 2017 (GV. NRW. S. 414) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „schriftli-
che“ die Wörter „oder elektronische“ einge-
fügt. 
 

  
Gesetz zur Bildung integrierter Untersu-

chungsanstalten für Bereiche 
des Verbraucherschutzes (IUAG NRW) 

 
§ 9 

Sitzungen und Beschlüsse des  
Verwaltungsrates 

 
(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche 
Einladung der oder des Vorsitzenden zu-
sammen. Das Nähere zur Einberufung und 
zu den Sitzungen regelt eine Geschäftsord-
nung, die sich der Verwaltungsrat mit einer 
Mehrheit von mindestens Dreiviertel der 
Stimmen der gesetzlichen Mitglieder gibt. 
Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 
 
(2) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, 
wenn er ordnungsgemäß geladen worden ist 
und mehr als die Hälfte der Stimmen vertre-
ten sind und die oder der Vorsitzende oder 
ihre oder seine Stellvertretung anwesend ist. 
 
(3) Beschlüsse gemäß § 8 Abs. 3 Nrn. 1 bis 
3 und 7 bis 11 bedürfen einer Mehrheit von 
mindestens Dreiviertel der Stimmen der ge-
setzlichen Mitglieder. In den übrigen Fällen 
bedürfen Beschlüsse einer Mehrheit von 
mehr als der Hälfte der Stimmen der gesetz-
lichen Mitglieder. 
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Artikel 19 
Änderung der Weinrechtsdurchfüh-

rungsverordnung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 17 Absatz 1 in dem Satzteil nach Num-
mer 4 der Weinrechtsdurchführungsverord-
nung vom 12. Dezember 2013 (GV. NRW. 
2014 S. 12) werden nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 
 

  
Verordnung 

zur Durchführung des Weinrechts 
(Weinrechtsdurchführungsverordnung - 

WeinR-DVO NRW) 
 

§ 17 
Meldungen über önologische Verfahren 

(zu § 30 der Wein-Überwachungsverord-
nung) 
 
(1) Meldungen über önologische Verfahren 
gemäß § 30 Absatz 1 der Wein-Überwa-
chungsverordnung über 
 
1.  die Erhöhung des Alkoholgehaltes, 
2.  die Entsäuerung und die Säuerung, 
3.  die Süßung und 
4.  den Besitz an Saccharose, konzentrier-

tem Traubenmost und rektifiziertem 
Traubenmostkonzentrat 

 
haben schriftlich gegenüber dem Landesamt 
zu erfolgen. 
 
(2) Die Meldung über 
 
1.  die Erhöhung des Alkoholgehaltes er-

folgt mindestens einen Werktag vor der 
Durchführung der Maßnahme gemäß 
den Vorgaben des Artikels 12 Absatz 2, 

2.  die Entsäuerung und Säuerung erfolgt 
spätestens am zweiten Tag nach der 
Durchführung der Maßnahme gemäß 
den Vorgaben des Artikels 13 Absatz 2, 

3.  die Süßung erfolgt mindestens 48 Stun-
den vor dem Tag der Durchführung der 
Maßnahme gemäß den Vorgaben des 
Artikels 3 Absatz 5 in Verbindung mit 
Anhang I D 

 
der Verordnung (EG) Nr. 606/2009 der Kom-
mission vom 10. Juli 2009 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 479/2008 des Rates hinsichtlich der 
Weinbauerzeugniskategorien, der önologi-
schen Verfahren und der diesbezüglichen 
Einschränkungen in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 Nummer 4 
kann die Meldung über den Besitz an Sac-
charose, konzentriertem Traubenmost und 
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rektifiziertem Traubenmostkonzentrat ge-
mäß Anhang XVa Abschnitt D Nummer 4 
Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
des Rates vom 22. Oktober 2007 über eine 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte 
und mit Sondervorschriften für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verord-
nung über die einheitliche GMO) (ABl. L 299 
vom 16. November 2007, S. 1)  durch Eintra-
gung in die Eingangs- und Verwendungsre-
gister ersetzt werden. 
 
(4) Abweichend von Absatz 2 Nummer 1 und 
3 kann die beabsichtigte Durchführung meh-
rerer Maßnahmen der dort genannten önolo-
gischen Verfahren durch eine vorherige Mel-
dung für das folgende Weinwirtschaftsjahr 
erfolgen, sofern diese jeweils zum 10. Sep-
tember eines jeden Jahres dem Landesamt 
vorgelegt wird. Die Verfahrensweise nach 
Satz 1 ist nur zulässig, wenn die durchge-
führten Maßnahmen sofort nach deren Ende 
und im Falle der Erhöhung des Alkoholgeh-
altes vor Beginn jeder Maßnahme in die Ein- 
und Ausgangsbücher eingetragen werden. 
 

Artikel 20 
Änderung der Verordnung über Sachver-
ständige und Untersuchungsstellen für  

Bodenschutz und Altlasten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 13 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-
nung über Sachverständige und Untersu-
chungsstellen für Bodenschutz und Altlasten 
vom 23. Juni 2002 (GV. NRW. S. 361), die 
zuletzt durch Artikel 7 der Verordnung am 
19. Oktober 2015 (GV. NRW. S. 728) geän-
dert worden ist, werden nach dem Wort 
„schriftlichem“ die Wörter „oder elektroni-
schem“ eingefügt. 
 

  
Verordnung 

über Sachverständige und  
Untersuchungsstellen 

für Bodenschutz und Altlasten 
(SU-BodAV NRW) 

 
§ 13  

Erlöschen und Widerruf der Zulassung 
 

(1) Die Zulassung erlischt, 
 
a)  mit Ablauf der in § 12 Abs. 5 bezeichne-

ten Frist oder 
b)  bei schriftlichem Verzicht gegenüber 

dem Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz. 

 
 
 
 
 
(2) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn die 
Untersuchungsstelle nicht mehr die erforder-
liche Sachkunde oder Zuverlässigkeit besitzt 
oder nicht mehr über die erforderliche perso-
nelle oder gerätetechnische Ausstattung 
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verfügt. Daneben kann unbeschadet von § 
49 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG. NRW.) 
die Zulassung bei Feststellung gravierender 
Mängel widerrufen werden, insbesondere 
bei 
 
1.  wiederholtem oder mindestens grob 

fahrlässigem Verstoß gegen die allge-
meinen Pflichten nach § 15, 

2.  mangelhafter Analytischer Qualitätssi-
cherung nach § 16, insbesondere 
a) fehlende, unvollständige oder feh-

lerhafte Maßnahmen zur internen 
Qualitätssicherung, 

b)  fehlende, unvollständige oder feh-
lerhafte Dokumentation der inter-
nen Qualitätssicherung, 

c)  nicht erfolgreiche Teilnahme an 
den beiden letzten für den jeweili-
gen Untersuchungsbereich vom 
Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz vorgeschriebe-
nen Ringversuchen; Nichtteil-
nahme wird grundsätzlich als nicht 
erfolgreiche Teilnahme am Ring-
versuch gewertet, oder 

d)  wiederholt fehlerhafte Analytik des-
selben Untersuchungsparameters 
im Rahmen von Ringversuchen 
trotz insgesamt erfolgreicher Ring-
versuchsteilnahme, 

3. nicht ordnungsgemäßer Entsorgung der 
festen oder flüssigen Abfälle einschließ-
lich der Laborabwässer oder bei unzu-
lässigen Emissionen von Gasen und 
Stäuben, soweit eine entsprechende 
Handlung mit einer Strafe oder mit einer 
Geldbuße in Höhe von mehr als zwei-
tausendfünfhundert Euro belegt worden 
ist. 

 
Der Widerruf kann sich auf einzelne Untersu-
chungsbereiche der Anlage 2 dieser Verord-
nung beschränken. Für Untersuchungsstel-
len mit einer Notifizierung nur für Untersu-
chungsbereiche aus P1 bis P4 der Anlage 2 
finden Nummern 2 c und d keine Anwen-
dung. 
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(3) Erfolgt der Widerruf nach Absatz 2 Satz 2 
Nr. 2 Buchstabe c oder d, ist vor einer erneu-
ten Zulassung eine erfolgreiche Teilnahme 
an einem bezüglich Matrix, Parameter und 
Konzentrationsbereich vergleichbaren Ring-
versuch aus dem betroffenen Untersu-
chungsbereich nachzuweisen. 
 

Artikel 21 
Änderung der Zuständigkeitsverordnung 

Umweltschutz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Zuständigkeitsverordnung Umwelt-

schutz (ZustVU) 
 

§ 2 
Zuständigkeiten bei Anlagen 

 
(1) Für den Vollzug der unter § 1 Absatz 1 
genannten Rechtsvorschriften ist die 
obere Umweltschutzbehörde zuständig, so-
weit es sich um Anforderungen an die Errich-
tung und den Betrieb von Anlagen nach An-
hang I dieser Verordnung oder um Anforde-
rungen des Abfall-, Bodenschutz- und Was-
serrechts gegenüber dem Betreiber dieser 
Anlage handelt und soweit in Anhang II 
nichts anderes bestimmt ist. Für Anlagen, die 
der Bergaufsicht unterliegen, ist die Bezirks-
regierung Arnsberg zuständig, soweit in An-
hang II nichts anderes bestimmt ist. Für den 
Bereich des Immissionsschutzrechts ist bei 
Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, 
das für Energie zuständige Ministerium 
oberste Umweltschutzbehörde. Die Zustän-
digkeiten erfassen auch die Wahrnehmung 
von Verpflichtungen der für die Anlage zu-
ständigen Behörde. 
 
(2) Die Zuständigkeit nach Absatz 1 erfasst 
alle weiteren Anlagen, die von demselben 
Betreiber in einem engen räumlichen Zu-
sammenhang mit der Anlage nach Anhang I 
oder mit der Anlage, die der Bergaufsicht un-
terliegt, betrieben werden, soweit sie ge-
werblichen Zwecken dienen. 
 
(3) Die Zuständigkeit nach den Absätzen 1 
und 2 erfasst auch Anlagen anderer Betrei-
ber, die sich auf demselben oder benachbar-
ten Grundstücken befinden und die in einem 
engen betriebstechnischen und organisatori-
schen Zusammenhang betrieben werden, 
soweit sie gewerblichen Zwecken dienen. 
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In § 2 Absatz 4 Satz 4 der Zuständigkeitsver-
ordnung Umweltschutz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 268), die zuletzt durch Verord-
nung vom 21. Mai 2019 (GV. NRW. S. 233) 
geändert worden ist, wird das Wort „schrift-
lich“ gestrichen. 
 
 

(4) Die Zuständigkeit der oberen Umwelt-
schutzbehörde nach den Absätzen 1 bis 3 
endet für Anlagen, die nach dem 1. Januar 
2008 stillgelegt worden sind, 
 
- bei einer ordnungsgemäßen Stilllegung 

von Anlagen ein Jahr nach vollständiger 
Einstellung des Betriebs aller Anlagen 
nach Anhang I, 

-  bei nicht ordnungsgemäßer Stilllegung, 
wenn von der Anlage und dem Anlagen-
grundstück keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen oder sonstigen Gefahren 
mehr hervorgerufen werden und die 
Rückführung des Anlagengrundstücks 
in den Ausgangszustand nach § 5 Ab-
satz 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 
1274), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2771) geändert worden ist, abgeschlos-
sen oder die Pflicht erloschen ist. 

 
Zur ordnungsgemäßen Stilllegung nach 
Satz 1 gehört auch die Erfüllung der Betrei-
berpflicht nach § 5 Absatz 4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes. Bei Deponien, die 
am 1. Januar 2008 noch nicht endgültig still-
gelegt sind, endet die Zuständigkeit abwei-
chend von Satz 1 mit der Feststellung, dass 
die Nachsorgephase abgeschlossen ist. 
Obere und untere Umweltschutzbehörde 
können schriftlich vereinbaren, dass nach 
vollständiger Einstellung des Betriebes der 
Anlage beziehungsweise endgültiger Stillle-
gung der Deponie die Zuständigkeit bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt übernommen 
wird. 
 
(5) Die Zuständigkeit der oberen Umwelt-
schutzbehörde nach den Absätzen 1 bis 4 
endet bei einer Änderung oder Wiederauf-
nahme des Betriebes, wenn die die Zustän-
digkeit nach Absatz 1 bis 4 begründenden 
Umstände nicht mehr gegeben sind. 
 
 
 
 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17813&vd_back=N233&sg=0&menu=1
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Artikel 22 
Änderung des  

Landes-Immissionsschutzgesetzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 11 Absatz 1 Satz 1 des Landes-Immissi-
onsschutzgesetzes vom 18. März 1975 (GV. 
NRW. S. 232), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 20. September 2016 (GV. 
NRW. S. 790) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 
 

  
Gesetz 

zum Schutz vor Luftverunreinigungen, 
Geräuschen und ähnlichen  

Umwelteinwirkungen 
(Landes-Immissionsschutzgesetz -  

LImschG -) 
 

§ 11 
Abbrennen von Feuerwerken oder 

Feuerwerkskörpern 
 

(1) Wer ein Feuerwerk oder an bewohnten  
oder von Personen besuchten Orten Feuer-
werkskörper der Kategorien 3 und 4 im Sinne 
des § 6 Absatz 6 der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz (1. SprengV) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1991 (BGBl. I S.169), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 26. November 
2010 (BGBl. I S. 1643), abbrennen will, hat 
dies der örtlichen Ordnungsbehörde, in de-
ren Bezirk das Feuerwerk oder die Feuer-
werkskörper abgebrannt werden sollen, zwei 
Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Die 
örtliche Ordnungsbehörde kann im Einzelfall 
auf die Einhaltung der Frist verzichten. 
 
 
 
 
 
(2) Das Feuerwerk darf höchstens 30 Minu-
ten dauern und muß um 22.00 Uhr, in den 
Monaten Mai, Juni und Juli um 22.30 Uhr be-
endet sein, in dem Zeitraum, für den die mit-
teleuropäische Sommerzeit eingeführt ist, 
darf das Ende des Feuerwerks um eine 
halbe Stunde hinausgeschoben werden. Die 
örtliche Ordnungsbehörde kann bei Veran-
staltungen von besonderer Bedeutung Aus-
nahmen zulassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17813&vd_back=N233&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17813&vd_back=N233&sg=0&menu=1
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Artikel 23 
Änderung des Landesabfallgesetzes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 3 Satz 1 und § 5 Absatz 6 Satz 4 des 
Landesabfallgesetzes vom 21. Juni 1988 
(GV. NRW. S. 250), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. 
NRW. S. 442) geändert worden ist, werden 
jeweils nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 
 

  
Abfallgesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesabfallgesetz - LAbfG -) 

 
§ 3  

Abfallberatung; Information der  
Bevölkerung 

 
Die Kreise und kreisfreien Städte sind zur 
ortsnahen Information und Beratung über 
Möglichkeiten der Vermeidung und der Ver-
wertung von Abfällen verpflichtet; die Kreise 
können diese Aufgabe auf die kreisangehö-
rigen Gemeinden schriftlich mit deren Ein-
vernehmen übertragen. Die Beratung durch 
die Selbstverwaltungskörperschaften der 
Wirtschaft als Selbstverwaltungsaufgabe 
bleibt unberührt. Die Kreise und kreisfreien 
Städte und die Selbstverwaltungskörper-
schaften der Wirtschaft können Vereinbarun-
gen über eine Zusammenarbeit treffen. 
 

§ 5 
Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 

 
(1) Die Kreise und kreisfreien Städte sind, 
soweit in den nachfolgenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist, öffentlich-recht-
liche Entsorgungsträger im Sinn des § 17 
Absatz 1 Satz 1 des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes. 
 
(2) Die Entsorgungspflicht der öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger umfasst ins-
besondere 
 
-  das Einsammeln und Befördern der in 

ihrem Gebiet angefallenen und ihnen zu 
überlassenden Abfälle, 

-  Maßnahmen zur Vermeidung und Ver-
wertung von Abfällen, 

- die Standortfindung, Planung, Errich-
tung und Erweiterung, Um- und Nach-
rüstung und den Betrieb der zur Entsor-
gung ihres Gebietes notwendigen Ab-
fallentsorgungsanlagen 

-  sowie die Aufstellung, Unterhaltung und 
Entleerung von Straßenpapierkörben, 
soweit dies nach den örtlichen Gege-
benheiten erforderlich ist. 
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(3) Abfälle aus Haushaltungen, die wegen ih-
res Schadstoffgehaltes zur Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit einer getrennten 
Entsorgung bedürfen, hat der öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger getrennt zu 
entsorgen. Dies gilt auch für Kleinmengen 
vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und 
Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den 
in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt wer-
den können. 
 
(4) Abfälle sind auf Verlangen des öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgers getrennt zu 
halten und zu bestimmten Sammelstellen o-
der Behandlungsanlagen zu bringen, wenn 
dadurch bestimmte Abfallarten verwertet o-
der für sie vorgesehene Entsorgungswege 
genutzt werden können. Bei der Durchfüh-
rung genehmigungsbedürftiger oder nach § 
67 BauO NW genehmigungsfreier Bauvorha-
ben, insbesondere beim Abbruch baulicher 
Anlagen, sind Bauabfälle (Bodenaushub, 
Bauschutt, Baustellenabfälle) vom Zeitpunkt 
ihrer Entstehung an voneinander getrennt zu 
halten, soweit dies für ihre ordnungsge-
mäße, schadlose und möglichst hochwertige 
Verwertung oder gemeinwohlverträgliche 
Beseitigung erforderlich ist. Besitzer von Ab-
fällen, die nach § 20 Absatz 2 des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes von der Entsorgungs-
pflicht ausgeschlossen sind, haben auf Ver-
langen der unteren Abfallwirtschaftsbehörde 
die Abfälle getrennt zu halten. Soweit Kreise 
von ihrer Ermächtigung nach Satz 1 keinen 
Gebrauch machen, kann die kreisangehö-
rige Gemeinde im Benehmen mit dem Kreis 
durch Satzung verlangen, dass Abfälle ge-
trennt zu halten und zu bestimmten Sammel-
stellen zu bringen sind. 
 
(5) Bei der Beseitigung von Abfällen aus an-
deren Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen in eigenen Anlagen im Sinn des § 
17 Absatz 1 Satz 2 des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes sind die überwiegenden öffentli-
chen Interessen an einer geordneten Entsor-
gung sicherzustellen. Hierzu gehört insbe-
sondere, dass der Bestand oder die Funkti-
onsfähigkeit der Einrichtungen der öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger nicht beein-
trächtigt werden. Wird ein System nach § 6 
Absatz 3 Satz 1 der Verpackungsverordnung 
vom 12. Juni 1991 (BGBl. I S. 1234) errichtet, 
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so sind die öffentlichen Interessen an einer 
geordneten Entsorgung sicherzustellen; dies 
ist in der Regel mit der Übernahme der 
Sammlung und Sortierung durch die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger selbst  
oder von ihnen beauftragte Dritte gegen ein 
angemessenes Entgelt gewährleistet. Der 
Träger des Systems nach § 6 Absatz 3 
Satz 1 der Verpackungsverordnung kann der 
Beauftragung beitreten. Kosten, die durch 
Prüfungen im Rahmen der Feststellung nach 
§ 6 Absatz 3 Satz 6 der Verpackungsverord-
nung und durch Prüfungen im Rahmen des 
§ 6 Absatz 4 der Verpackungsverordnung 
über die Einhaltung der im Anhang zur Ver-
packungsverordnung genannten Anforde-
rungen entstehen, trägt der Antragsteller. 
 
(6) Die kreisangehörigen Gemeinden haben 
als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 
im Sinn des § 17 Absatz 1 Satz 1 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes die in ihrem Gebiet 
anfallenden und ihnen zu überlassenden Ab-
fälle einzusammeln und zu den Abfallentsor-
gungsanlagen oder zu den Müllumschlagsta-
tionen zu befördern, soweit diese von Krei-
sen oder in deren Auftrag betrieben werden. 
Die Pflicht zur Einsammlung umfasst auch 
das Einsammeln der im Gemeindegebiet 
fortgeworfenen und verbotswidrig abgela-
gerten Abfälle einschließlich der Auto-, Mo-
torrad- und anderer Zweiradwracks von den 
der Allgemeinheit zugänglichen Grundstü-
cken, wenn Maßnahmen gegen den Verur-
sacher nicht möglich oder nicht vertretbar 
sind und kein anderer verpflichtet ist. Der All-
gemeinheit zugänglich sind insbesondere 
solche Grundstücke, deren Betreten jeder-
mann ungehindert möglich ist und bei denen 
der Grundstückseigentümer oder der Nut-
zungsberechtigte kraft besonderer gesetzli-
cher Vorschriften das Betreten des Grund-
stücks zu dulden hat. Die Kreise können auf 
die kreisangehörigen Gemeinden und kreis-
angehörige Gemeinden auf die Kreise Ent-
sorgungsaufgaben einvernehmlich schriftlich 
übertragen. 
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(7) Kreise, kreisfreie Städte und kreisange-
hörige Gemeinden können sich zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben der Formen kommunaler Zu-
sammenarbeit nach den Vorschriften des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit vom 1. Oktober 1979 (GV. NW. S. 621) 
in der jeweils geltenden Fassung bedienen 
sowie geeignete Dritte damit beauftragen. 
 
(8) Soweit Abwasserverbände die Abwas-
serbeseitigung als Verbandsunternehmen 
übernommen haben, sind diese zur Entsor-
gung der in den Verbandsanlagen anfallen-
den Klärschlämme und sonstigen festen 
Stoffe verpflichtet. § 6 Abs. 1 Sätze 3 und 4 
sind entsprechend anzuwenden. 
 
(9) Zur Entsorgung von Abfällen, die im Be-
reich von Straßen außerhalb im Zusammen-
hang bebauter Ortsteile anfallen, sind - un-
beschadet bestehender Erstattungsverfah-
ren - für die Bundesfern-, Landesstraßen und 
Radschnellverbindungen des Landes der 
Landesbetrieb Straßenbau, für die Kreisstra-
ßen die Kreise und kreisfreien Städte und für 
die Gemeindestraßen die Gemeinden ver-
pflichtet. 
 

Artikel 24 
Änderung des Altlastensanierungs- und 
Altlastenaufbereitungsverbandsgesetzes 
 
Das Altlastensanierungs- und Altlastenauf-
bereitungsverbandsgesetz vom 26. Novem-
ber 2002 (GV. NRW. S. 571), das zuletzt 
durch Gesetz vom 13. Dezember 2018 (GV. 
NRW. S. 723) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

  
Gesetz über die Gründung 

des Verbandes zur Sanierung und 
Aufbereitung von Altlasten Nordrhein-

Westfalen 
(Altlastensanierungs- und 

Altlastenaufbereitungsverbandsgesetz- 
AAVG -) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6 
Mitglieder des Verbandes 

 
(1) Mitglieder des Verbandes sind 
 
1. die Kreise und die kreisfreien Städte 

und 
2.  das Land Nordrhein-Westfalen, vertre-

ten durch das für Umwelt, das für Berg-
bau und das für Städtebau zuständige 
Ministerium. 

 
(2) Freiwillige Mitglieder des Verbandes sind 
alle natürlichen und juristischen Personen 
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1. In § 6 Absatz 2 Satz 1 und § 15 Absatz 2 

Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

des Privatrechts und des öffentlichen Rechts 
sowie deren Zusammenschlüsse, die sich zu 
freiwilligen Beiträgen gegenüber dem Ver-
band schriftlich verpflichtet haben. Näheres 
regelt die Satzung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen und Beschlussfassung des 

Vorstandes 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
lädt die Vorstandsmitglieder unter Angabe 
der Tagesordnung mit mindestens zweiwö-
chiger Frist zu den Sitzungen. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Vorstandes abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende des Vorstandes muss eine Sit-
zung anberaumen, wenn mindestens ein 
Drittel der Vorstandsmitglieder dies bei ihr  
oder ihm schriftlich beantragen. 
 
(3) Jedes Vorstandsmitglied hat eine 
Stimme. Ein Vorstandsmitglied kann meh-
rere Stimmen auf sich vereinigen. Dies ist 
durch schriftliche Bevollmächtigung der Vor-
standsmitglieder untereinander zulässig. Nä-
heres regelt die Satzung. Bei vereinigten 
Stimmen kann nur eine einheitliche Stimm-
abgabe erfolgen. 
 
(4) Der Vorstand bildet seinen Willen mit 
Zwei-Drittel-Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen seiner anwesenden Mitglie-
der. Bei Beschlüssen zählen Stimmenthal-
tungen und ungültige Stimmen zur Feststel-
lung der Beschlussfähigkeit, nicht aber zur 
Berechnung der Mehrheit mit. 
 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens drei Mitglieder anwesend sind 
und wenn alle Mitglieder rechtzeitig geladen 
sind. Der Beschlussfähigkeit steht nicht ent-
gegen, dass dem Vorstand weniger Mitglie-
der als die für seine Zusammensetzung in 
§ 13 festgesetzte Zahl angehören. Bei Be-
schlussunfähigkeit kann die oder der Vorsit-
zende des Vorstands eine neue Sitzung an-
beraumen, in der der Vorstand bei gleicher 
Tagesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Anwesenden beschlussfähig ist. Hierauf 
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2.  In § 15 Absatz 6 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftlichem“ die Wörter  
„oder elektronischem“ eingefügt. 

 

muss in der Ladung aufmerksam gemacht 
werden. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie einstimmig 
von allen Mitgliedern des Vorstandes gefasst 
sind. Das Ergebnis ist in der nächsten Sit-
zung bekannt zu geben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Vorstandes sind 
Niederschriften zu fertigen, die von der oder 
dem Vorsitzenden des Vorstandes und ei-
nem weiteren Mitglied des Vorstandes zu un-
terzeichnen sind. 
 

3.  In § 15 Absatz 3 Satz 3 und § 21 Satz 1 
werden jeweils nach dem Wort „schriftli-
che“ die Wörter „oder elektronische“ 
eingefügt. 

 

 § 21 
Bekanntmachungen 

 
Bekanntmachungen für die Verbandsmitglie-
der erfolgen durch unmittelbare schriftliche 
Unterrichtung der Betroffenen. Für die Be-
kanntmachung längerer Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muss, anzugeben. Die 
Satzung bestimmt den Ort der Auslegung. 
 

Artikel 25 
Änderung des Aggerverbandsgesetzes 

 
Das Aggerverbandsgesetz vom 15. Dezem-
ber 1992 (GV. NRW. 1993 S. 20), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai 
2020 (GV. NRW. S. 376) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Aggerverband 
(Aggerverbandsgesetz - AggerVG -) 

 
 

 
 
 
 
1. In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Mitglieder er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
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(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Be-
auftragten des Verbandes Auskünfte zu er-
teilen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre 
Kosten einzubauen und zu betreiben sowie 
die Ermittlungen und Prüfungen durch die 
Beauftragten zu dulden, soweit dies zur Er-
füllung der Verbandsaufgaben, insbeson-
dere auch für die Veranlagung, erforderlich 
ist. Wird die Prüfung oder die Auskunft ver-
weigert oder die Auskunft unvollständig oder 
offenbar unrichtig erteilt, kann der Vorstand 
die erforderlichen Feststellungen auch im 
Wege der Schätzung treffen. In der Satzung 
können besondere Pflichten zum Schutz von 
Gewässern, Grundstücken und Anlagen des 
Verbandes begründet werden. 
 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Der Verband darf zur Durchführung was-
serwirtschaftlicher Erhebungen sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung seiner Un-
ternehmen die Grundstücke und Anlagen 
seiner Mitglieder benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Der Verband kann verlan-
gen, daß die Mitglieder und die Nutzungsbe-
rechtigten ihm Grundstücke und Anlagen, 
die zur Durchführung seiner Aufgaben erfor-
derlich sind, zur Benutzung überlassen. Bei 
Grundstücken und Anlagen, die öffentlichen 
Zwecken gewidmet sind, bedarf die Benut-
zung der Zustimmung durch die zuständige 
Behörde. 
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2.  In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Ab-

satz 12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1. das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3. das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 

 
zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Verbandsrates ordnet der 
Vorstand durch schriftlichen Bescheid, der 
zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an und 
setzt, wenn keine Einigung mit den Beteilig-
ten zustande kommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Mitgliedern eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
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3.  In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstabe b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversamm-

lung, Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates, 
den Vorstand und die Abteilungsleiterinnen 
und -leiter. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter sollen 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder 
des Verbandsrates, der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
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(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierung kann mit beratender Stimme an den 
Sitzungen der Verbandsversammlung teil-
nehmen. Eine gemeinsame Vertreterin oder 
ein gemeinsamer Vertreter der anerkannten 
Naturschutzvereinigungen, die im Sinne des 
§ 63 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor-
den ist, nach ihrer Satzung landesweit tätig 
sind, kann mit beratender Stimme an den öf-
fentlichen Sitzungen der Verbandsversamm-
lung teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

79 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

ohne physische Präsenz der Delegierten o-
der der in Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklärt. 
Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem 
Wege. Für das Umlaufverfahren gelten die 
Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 ent-
sprechend. 
 

 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates, Beschluß-

fassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter neh-
men ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
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bei der oder bei dem Vorsitzenden beantra-
gen oder die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung 
der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Be-
rechnung der Mehrheit mit. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
faßt worden sind. Das Ergebnis ist spätes-
tens in der nächsten Sitzung des Verbands-
rates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren 
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herbeiführen. Auf eine Bildübertragung kann 
dabei verzichtet werden. Die Bestimmungen 
in den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 26 
Änderung des  

Eifel-Rur-Verbandsgesetzes 
 
Das Eifel-Rur-Verbandsgesetz vom 7. Feb-
ruar 1990 (GV. NRW. S. 106), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 
2020 (GV. NRW. S. 376) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Wasserverband Eifel-Rur 
(Eifel-Rur-Verbandsgesetz –  

Eifel-RurVG -) 

 
 
 
 
1.  In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Mitglieder er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Be-
auftragten des Verbandes Auskünfte zu er-
teilen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre Kos-
ten einzubauen und zu betreiben sowie die 
Ermittlungen und Prüfungen durch die Be-
auftragten zu dulden, soweit dies zur Erfül-
lung der Verbandsaufgaben, insbesondere 
auch für die Veranlagung, erforderlich ist. 
Wird die Prüfung oder die Auskunft verwei-
gert oder die Auskunft unvollständig oder of-
fenbar unrichtig erteilt, kann der Vorstand die 
erforderlichen Feststellungen auch im Wege 
der Schätzung treffen. In der Satzung kön-
nen besondere Pflichten zum Schutz von 
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Gewässern, Grundstücken und Anlagen des 
Verbandes begründet werden. 
 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Der Verband darf zur Durchführung was-
serwirtschaftlicher Erhebungen sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung seiner Un-
ternehmen die Grundstücke und Anlagen 
seiner Mitglieder benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Der Verband kann verlan-
gen, daß die Mitglieder und die Nutzungsbe-
rechtigten ihm Grundstücke und Anlagen, 
die zur Durchführung seiner Aufgaben erfor-
derlich sind, zur Benutzung überlassen. Bei 
Grundstücken und Anlagen, die öffentlichen 
Zwecken gewidmet sind, bedarf die Benut-
zung der Zustimmung durch die zuständige 
Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1.  das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 
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2.  In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Absatz 

12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Verbandsrates ordnet der 
Vorstand durch schriftlichen Bescheid, der 
zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an und 
setzt, wenn keine Einigung mit den Beteilig-
ten zustande kommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Mitgliedern eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
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3. In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 
nach Buchstabe b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates und der Vorstand sollen an den 
Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des 
Verbandsrates und der Vorstand sind nicht 
stimmberechtigt. Entsprechendes gilt für die 
oder den gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 be-
stimmte Dezernentin oder bestimmten De-
zernenten. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
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(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der Bezirksregierung kann mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. Eine ge-
meinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzverei-
nigungen, die im Sinne des § 63 des Bun-
desnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 
421 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, nach 
ihrer Satzung landesweit tätig sind, kann mit 
beratender Stimme an den öffentlichen Sit-
zungen der Verbandsversammlung teilneh-
men. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten o-
der der in Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1.  die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
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4.  In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 

der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklärt. 
Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem 
Wege. Für das Umlaufverfahren gelten die 
Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 ent-
sprechend. 
 

  § 18 
Sitzungen des Verbandsrates, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
bei der oder bei dem Vorsitzenden beantra-
gen oder die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
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(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung 
der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Be-
rechnung der Mehrheit mit. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
faßt worden sind. Das Ergebnis ist spätes-
tens in der nächsten Sitzung des Verbands-
rates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
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Artikel 27 
Änderung des Emschergenossen-

schaftsgesetzes 
 
Das Emschergenossenschaftsgesetz vom 7. 
Februar 1990 (GV. NRW. S. 144), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. 
Mai 2020 (GV. NRW. S. 376) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über die Emschergenossenschaft 
(Emschergenossenschaftsgesetz -  

EmscherGG -) 

 
 
 
 
1. In § 32 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 32 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Genossen er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 10 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6 
Pflichten der Genossen 

 
(1) Die Genossen sind verpflichtet, den Be-
auftragten der Genossenschaft Auskünfte zu 
erteilen, Unterlagen zur Verfügung zu stel-
len, erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre 
Kosten einzubauen und zu betreiben sowie 
die Ermittlungen und Prüfungen durch die 
Beauftragten zu dulden, soweit dies zur Er-
füllung der Genossenschaftsaufgaben, ins-
besondere auch für die Veranlagung, erfor-
derlich ist. Wird die Prüfung oder die Aus-
kunft verweigert oder die Auskunft unvoll-
ständig oder offenbar unrichtig erteilt, kann 
der Vorstand die erforderlichen Feststellun-
gen auch im Wege der Schätzung treffen. In 
der Satzung können besondere Pflichten 
zum Schutz von Gewässern, Grundstücken 
und Anlagen der Genossenschaft begründet 
werden. 
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(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Die Genossenschaft darf zur Durchfüh-
rung wasserwirtschaftlicher Erhebungen so-
wie zur Vorbereitung und Durchführung ihrer 
Unternehmen die Grundstücke und Anlagen 
ihrer Genossen benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Die Genossenschaft kann 
verlangen, daß die Genossen und die Nut-
zungsberechtigten ihr Grundstücke und An-
lagen, die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlich sind, zur Benutzung überlassen. 
Bei Grundstücken und Anlagen, die öffentli-
chen Zwecken gewidmet sind, bedarf die Be-
nutzung der Zustimmung durch die zustän-
dige Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1.  das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 

 
zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
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2. In § 6 Absatz 5 Satz 2 und § 14 Absatz 

12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Genossenschaftsrates ordnet 
der Vorstand durch schriftlichen Bescheid, 
der zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an 
und setzt, wenn keine Einigung mit den Be-
teiligten zustande kommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Genossen eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In § 14 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstabe b und § 17 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

 § 14 
Sitzungen der Genossenschaftsver-

sammlung, Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Delegierten (§ 11 
Abs. 1) unter Angabe der Tagesordnung mit 
mindestens dreiwöchiger Frist zu den Sitzun-
gen ein und unterrichtet die Mitglieder des 
Genossenschaftsrates. 
 
(2) Die Genossenschaftsversammlung ist 
jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie 
ist grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder bei dem Vorsitzenden 
des Genossenschaftsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
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(3) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates leitet die Sitzungen der Genos-
senschaftsversammlung. Die weiteren Mit-
glieder des Genossenschaftsrates und der 
Vorstand sollen an den Sitzungen teilneh-
men. Die Mitglieder des Genossenschaftsra-
tes und der Vorstand sind nicht stimmbe-
rechtigt. 
 
(4) Die Genossenschaftsversammlung 
ist beschlußfähig, wenn alle Delegierten 
rechtzeitig geladen sind und mindestens die 
Hälfte aller Delegierten anwesend ist. 
Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder der 
Vorsitzende eine neue Sitzung anberaumen, 
in der die Genossenschaftsversammlung bei 
gleicher Tagesordnung ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Delegierten be-
schlußfähig ist. Hierauf muß in der Ladung 
hingewiesen werden. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Genossenschaftsversammlung bildet 
ihren Willen mit der Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Genossen-
schaftsversammlung sind Niederschriften zu 
fertigen. Beschlüsse sind besonders zu 
kennzeichnen. Die Niederschriften sind von 
der oder dem Vorsitzenden des Genossen-
schaftsrates und von einer oder einem von 
der Genossenschaftsversammlung zu be-
stimmenden Delegierten zu unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der im Genossenschaftsgebiet 
zuständigen Bezirksregierungen kann mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der 
Genossenschaftsversammlung teilnehmen. 
Eine gemeinsame Vertreterin oder ein ge-
meinsamer Vertreter der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen, die im Sinne des § 63 
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des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, 
nach ihrer Satzung landesweit tätig sind, 
kann mit beratender Stimme an den öffentli-
chen Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Genossen, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 11 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Genossenschaftsversammlung teilneh-
men. Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung sind 
mindestens drei Wochen vor der Sitzung den 
Genossen bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Genossenschaftsver-
sammlung ohne physische Präsenz der De-
legierten oder der in Absatz 8 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter als virtuelle Ge-
nossenschaftsversammlung abgehalten 
wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Genossen-
schaftsversammlung entsprechend. Die Be-
teiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz 1 Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung. 
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4.  In § 14 Absatz 12 Satz 2 und § 17 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 

(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates auf Antrag des Vor-
stands statt der Einberufung einer virtuellen 
Genossenschaftsversammlung auch eine 
Beschlussfassung der Genossenschaftsver-
sammlung oder Wahlen der Delegierten im 
Umlaufverfahren herbeiführen, wenn sich 
mindestens die Hälfte der Delegierten mit 
der schriftlichen Abgabe der Stimmen ein-
verstanden erklären. Die Stimmabgabe er-
folgt auf schriftlichem Wege. Für das Umlauf-
verfahren gelten die Bestimmungen in den 
Absätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 

 
 

 § 17 
Sitzungen des Genossenschaftsrates, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Mitglieder des Genos-
senschaftsrates unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens zweiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Genossenschaftsrates abzuhalten. Die 
oder der Vorsitzende muß eine Sitzung an-
beraumen, wenn mindestens fünf Mitglieder 
des Genossenschaftsrates oder der Vor-
stand dies schriftlich unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Genossenschaftsrat ist beschlußfä-
hig, wenn alle Mitglieder rechtzeitig geladen 
und mindestens acht Mitglieder anwesend 
sind. Eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter darf nur dann an den Sitzungen des 
Genossenschaftsrates teilnehmen, wenn 
das Mitglied verhindert ist. Bei Beschlußun-
fähigkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der der Ge-
nossenschaftsrat bei gleicher Tagesordnung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesen-
den beschlußfähig ist. Hierauf muß in der 
Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Genossenschaftsrates noch 
keine Ersatzwahl vorgenommen wurde. 
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(5) Der Genossenschaftsrat bildet seinen 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, wobei jedes Mitglied des 
Genossenschaftsrates eine Stimme hat. Bei 
Beschlüssen und Wahlen zählen Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen zur Fest-
stellung der Beschlußfähigkeit, nicht aber 
zur Berechnung der Mehrheit mit. Stimmen-
gleichheit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Genossenschaftsrates einstim-
mig gefaßt worden sind. Das Ergebnis ist 
spätestens in der nächsten Sitzung des Ge-
nossenschaftsrates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Genossen-
schaftsrates sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
von dem Vorsitzenden und von einem weite-
ren Mitglied des Genossenschaftsrates zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 14 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates auf Antrag des Vor-
stands eine virtuelle Genossenschaftsrats-
sitzung einberufen oder abweichend von Ab-
satz 6 mit einer Zweidrittel-Mehrheit des Ge-
nossenschaftsrates eine Beschlussfassung 
im Umlaufverfahren herbeiführen. Auf eine 
Bildübertragung kann dabei verzichtet wer-
den. Die Bestimmungen in den Absätzen 1 
und 3 bis 5 gelten entsprechend. 
 

Artikel 28 
Änderung des Gesetzes über den  

Erftverband 
 
Das Gesetz über den Erftverband in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Januar 
1986 (GV. NRW. S. 54), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 
(GV. NRW. S. 376) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

  
Gesetz über den 

Erftverband (ErftVG) 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

95 

 
 
 
 
1. In § 50 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 50 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Verbandsmit-
glieder erfolgen durch unmittelbare schriftli-
che Unterrichtung der Betroffenen. Für die 
Bekanntmachung längerer Mitteilungen ge-
nügt ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mit-
teilung eingesehen werden kann. Gleichzei-
tig ist die Auslegungsfrist, die mindestens 
zwei Wochen betragen muß, anzugeben. 
Die Satzung bestimmt, in welchen Orten 
auszulegen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 14 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 8 
Benutzung von Grundstücken und 

Anlagen der Mitglieder 
 

(1) Der Verband ist berechtigt, auf den 
Grundstücken seiner Mitglieder die Ver-
bandsunternehmen durchzuführen. Er kann 
zu diesem Zweck verlangen, daß ihm die 
Mitglieder Anlagen, die zur Erfüllung seiner 
Aufgabe dienlich sind, zur Benutzung über-
lassen. 
 
(2) Der Verband darf die für das Unterneh-
men nötigen Bodenbestandteile von den im 
Absatz 1 bezeichneten Grundstücken neh-
men, wenn nicht Vorschriften zum Schutze 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ent-
gegenstehen. 
 
(3) Der Verband hat dafür zu sorgen, daß der 
Ertragszustand der Grundstücke möglichst 
wenig beeinträchtigt und nach der Benut-
zung möglichst wiederhergestellt wird. 
 
(4) Das Mitglied hat im Falle der Inanspruch-
nahme durch den Verband nach Absatz 1 
und 2 Anspruch auf Entschädigung in Geld. 
Im Falle des Absatzes 1 bemißt sich diese 
Entschädigung nach dem vollen Wert der 
Nutzungen, die ihm durch die Inanspruch-
nahme entgehen. Im Falle des Absatzes 2 ist 
der volle Schaden zu ersetzen, der dem Mit-
glied durch die Wegnahme der Bodenbe-
standteile erwächst. Auf Verlangen des 
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2.  In § 8 Absatz 5 Satz 1 und § 22 Ab-

satz 12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

Mitglieds ist die Entschädigung in jährlich 
wiederkehrenden Leistungen nachträglich 
zu zahlen. Der dem Mitglied aus dem Unter-
nehmen erwachsene Vorteil ist anzurech-
nen. 
 
(5) Mit Zustimmung des Verbandsrates ord-
net der Vorstand durch schriftlichen Be-
scheid, der zuzustellen ist, die Inanspruch-
nahme an und setzt, wenn keine Einigung 
mit den Beteiligten zustande kommt, die Ent-
schädigung fest. Gegen den Bescheid steht 
den Beteiligten innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung der Widerspruch zu. Hilft 
der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, legt 
er ihn dem Spruchausschuss zur Entschei-
dung vor. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 9 Absatz 2 Satz 1, § 11 Absatz 2 

Satz 1, § 16 Absatz 7 Satz 4, § 22 Ab-
satz 2 Satz 3 in dem Satzteil nach Buch-
stabe b und § 26 Absatz 2 Satz 2 wer-
den jeweils nach dem Wort „schriftlich“ 
die Wörter „oder elektronisch“ einge-
fügt. 

 

 § 9 
Benutzung von Grundstücken 

zu Beobachtungen und Vorbereitungen 
 
(1) Für Handlungen, die zur Durchführung 
von Beobachtungen und Ermittlungen sowie 
zur Vorbereitung von Maßnahmen erforder-
lich sind, darf der Verband mit Erlaubnis der 
Aufsichtsbehörde fremde Grundstücke be-
nutzen. Eigentümer und Besitzer der Grund-
stücke sind verpflichtet, diese Benutzung zu 
dulden. 
 
(2) Der Grundbesitzer ist mindestens drei 
Tage vorher schriftlich zu verständigen. So-
weit ein Eigentümer oder Nutzungsberech-
tigter durch Absatz 1 verpflichtet ist, das Be-
treten von Grundstücken oder Räumen zu 
dulden, hat er 
 
1. das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung erforder-
lich ist und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 
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zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(3) Zugunsten der Grundeigentümer und der 
Nutzungsberechtigten gilt § 8 Abs. 3 bis 5 
entsprechend. 
 
(4) Bei Grundstücken, die öffentlichen Zwe-
cken gewidmet sind, ist vor der Benutzung 
die Genehmigung der zuständigen Verwal-
tungsbehörde einzuholen. 
 

  § 11 
Eingriffe in das Grundwasser, 

wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
 

(1) Grundwasser ist innerhalb des Berg-
werksbetriebes sowie der sonstigen Aufbe-
reitungsanstalten und Einrichtungen im 
Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesberg-
gesetzes so zu fördern, zu gewinnen, zu nut-
zen, zu behandeln und abzuleiten, daß dem 
Verband die Erfüllung seiner Aufgabe und 
die Ausübung der ihm zustehenden Befug-
nisse in zweckmäßiger Weise ermöglicht 
wird. Dies ist in Betriebsplänen nach den 
Vorschriften des Bundesberggesetzes zu re-
geln und von den Bergbehörden zu überwa-
chen. Abschriften dieser Betriebspläne oder 
Betriebsplanteile sind der Bezirksregierung 
und, soweit das Aufgabengebiet des Verban-
des berührt wird, dem Verband vorzulegen. 
Die Entscheidung über diese Betriebspläne 
einschließlich der Festsetzung von Änderun-
gen, Bedingungen und Auflagen ergeht im 
Einvernehmen mit der zuständigen Bezirks-
regierung,die den Verband zu hören hat. Die 
Zulassung von Betriebsplänen dieser Art so-
wie dazu festgesetzte Bedingungen und Auf-
lagen hat die Bergbehörde im Einvernehmen 
mit der Bezirksregierung zu widerrufen, 
wenn die Interessen einer geordneten Was-
serwirtschaft und Wasserversorgung es er-
fordern; der Verband kann dies beantragen. 
Auf die neuen Betriebspläne finden die Sätze 
1 bis 4 Anwendung. 
 
(2) Entstehen durch Eingriffe in das Grund-
wasser oder durch wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen Nachteile, kann der Betroffene 
solche Nachteile dem Verband und dem Ver-
ursacher schriftlich anzeigen. Mit dem 
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Eingang der Anzeige beim Verband wird die 
Verjährung von Schadensersatzansprüchen, 
die auf Landesrecht beruhen, gegenüber 
dem Verursacher gehemmt, bis der Verband 
dem Betroffenen mitteilt, daß der Nachteil 
durch Maßnahmen oder Anlagen des Ver-
bandes nicht ausgeglichen werde. Soweit 
ein solcher Ausgleich durch den Verband 
stattfindet, kann der Betroffene von dem Ver-
ursacher weder Unterlassung noch Herstel-
lung besonderer Einrichtungen oder Scha-
densersatz verlangen. 
 
(3) Auflagen und Bedingungen, die einem 
Bergwerksunternehmen von den Bergbehör-
den gemacht worden sind, gelten insoweit 
als erfüllt, als der mit ihnen bezweckte Erfolg 
durch Maßnahmen des Verbandes erreicht 
worden ist. 
 

  § 16 
Delegierte in der  

Delegiertenversammlung 
 

(1) Delegierte oder Delegierter gemäß § 15 
Abs. 3 und 4 kann nur sein, wer selbst Mit-
glied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geändert 
worden ist, beruflich tätig ist, wer bei juristi-
schen Personen vertretungsberechtigt ist  
oder den Organen des Mitgliedes angehört. 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 15 Abs. 4. 
 
(3) Die oder der Delegierte der Landwirt-
schaftskammer (§ 15 Abs. 5) darf nicht Mit-
glied oder Pächter eines Mitgliedes sein. 
 
(4) Die Delegierten werden für fünf Jahre in 
die Delegiertenversammlung entsandt. In 
den letzten drei Monaten vor Beendigung der 
Amtszeit sind die Delegierten für die nächste 
Amtszeit zu benennen. Wiederwahl und Wie-
derberufung sind zulässig. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
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(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Dies gilt auch für Wahlen nach § 15 
Abs. 4. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Ungültigkeit der Wahl aufgrund 
einer Entscheidung im Wahlprüfungsverfah-
ren, durch Niederlegung des Amtes, Wegfall 
der für die Entsendung jeweils maßgeben-
den Voraussetzungen, Wahl zum Mitglied 
des Verbandsrates, Eintritt der Geschäftsun-
fähigkeit oder der beschränkten Geschäfts-
fähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter oder Tod. Scheidet 
eine Delegierte oder ein Delegierter vorzeitig 
aus, ist eine Ersatzberufung für den Rest der 
Amtszeit vorzunehmen oder wird die ge-
wählte Nachfolgerin oder der gewählte 
Nachfolger Delegierte oder Delegierter. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
aus der Liste den Mitgliedern mit der Auffor-
derung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes für eine neue Amtsperiode zu benennen. 
Ferner lädt die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates mit mindestens zweiwöchiger 
Frist unter Angabe der Tagesordnung zu den 
Wahlversammlungen ein und leitet sie; § 22 
Abs. 4 und 7 gilt entsprechend. Wird für eine 
Mitgliedergruppe nur ein Wahlvorschlag für 
alleauf sie entfallenden Delegierten und 
Nachfolgerinnen oder Nachfolger gemacht 
und stimmen alle Mitglieder dieser Gruppe 
dem Vorschlag schriftlich zu, so gelten die 
Vorgeschlagenen als gewählt. Einer Einbe-
rufung der Versammlung dieser Mitglieder-
gruppe bedarf es nicht. Das Nähere regelt 
die Satzung. 
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 § 22 
Sitzungen der Delegiertenversammlung, 

Beschlussfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten unter Angabe der 
Tagesordnung mit mindestens dreiwöchiger 
Frist zu den Sitzungen und unterrichtet die 
Mitglieder des Verbandsrates, den Vorstand 
und die Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter. 
 
(2) Die Delegiertenversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder bei dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Delegiertenver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter sollen 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder 
des Verbandsrates, der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Delegiertenversammlung ist be-
schlußfähig, wenn alle Delegierten rechtzei-
tig geladen sind und mindestens die Hälfte 
aller Delegierten anwesend ist. Bei Be-
schlussunfähigkeit kann die oder der Vorsit-
zende eine neue Sitzung anberaumen, in der 
die Delegiertenversammlung bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Delegierten beschlußfähig ist. 
Hierauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
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(6) Die Delegiertenversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, wobei jede oder jeder De-
legierte eine Stimme hat. Bei Beschlüssen 
und Wahlen zählen Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Delegiertenver-
sammmlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
von dem Vorsitzenden des Verbandsrates 
und von einer oder einem von der Delegier-
tenversammlung zu bestimmenden Dele-
gierten zu unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der im Verbandsgebiet zustän-
digen Bezirksregierungen können mit bera-
tender Stimme an den Sitzungen der Dele-
giertenversammlung teilnehmen. Eine ge-
meinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzverei-
nigungen, die im Sinne des § 63 des Bun-
desnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 
421 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, nach 
ihrer Satzung landesweit tätig sind, kann mit 
beratender Stimme an den öffentlichen Sit-
zungen der Verbandsversammlung teilneh-
men. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder des Verbandes, die nicht 
selbst Delegierte stellen, können als Zuhörer 
an den Sitzungen der Delegiertenversamm-
lung teilnehmen. Ort, Zeitpunkt und Tages-
ordnung sind mindestens drei Wochen vor 
der Sitzung den Mitgliedern bekanntzuma-
chen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW 
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4.  In § 22 Absatz 12 Satz 2 und § 26 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 

festgestellt, kann die oder der Vorsitzende 
des Verbandsrates auf Antrag des Vorstan-
des entscheiden, dass die Delegiertenver-
sammlung ohne physische Präsenz der De-
legierten oder der in Absatz 8 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter als virtuelle De-
legiertenversammlung abgehalten wird, so-
fern 
 
1.  die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Delegiertenver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Dele-
giertenversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Delegiertenversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklärt. 
Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem 
Wege. Für das Umlaufverfahren gelten die 
Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 ent-
sprechend. 

 
  § 26 

Sitzungen des Verbandsrates, Beschluß-
fassung 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter neh-
men ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
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Vorsitzende muss eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
bei der oder bei dem Vorsitzenden beantra-
gen oder die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlussunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlussfähig ist. Hierauf 
muss in der Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlussfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
fasst worden sind. Das Ergebnis ist spätes-
tens in der nächsten Sitzung des Verbands-
rates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 22 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung 
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einberufen oder abweichend von Absatz 6 
mit einer Zweidrittel-Mehrheit des Verbands-
rates eine Beschlussfassung im Umlaufver-
fahren herbeiführen. Auf eine Bildübertra-
gung kann dabei verzichtet werden. Die 
Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 bis 
5 gelten entsprechend. 
 

Artikel 29 
Änderung des Linksniederrheinisches  

Entwässerungs-Genossenschafts-Geset-
zes 

 
Das Linksniederrheinische Entwässerungs-
Genossenschafts-Gesetz vom 7. Februar 
1990 (GV. NRW. S. 210), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 
(GV. NRW. S. 376) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über die Linksniederrheinische 
Entwässerungs-Genossenschaft 

(Linksniederrheinisches Entwässerungs- 
Genossenschafts-Gesetz - LINEGG -) 

 
 
 
 
1. In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Genossen er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
Pflichten der Genossen 

 
(1) Die Genossen sind verpflichtet, den Be-
auftragten der Genossenschaft Auskünfte zu 
erteilen, Unterlagen zur Verfügung zu stel-
len, erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre 
Kosten einzubauen und zu betreiben sowie 
die Ermittlungen und Prüfungen durch die 
Beauftragten zu dulden, soweit dies zur Er-
füllung der Genossenschaftsaufgaben, ins-
besondere auch für die Veranlagung, erfor-
derlich ist. Wird die Prüfung oder die Aus-
kunft verweigert oder die Auskunft 
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unvollständig oder offenbar unrichtig erteilt, 
kann der Vorstand die erforderlichen Fest-
stellungen auch im Wege der Schätzung tref-
fen. In der Satzung können besondere 
Pflichten zum Schutz von Gewässern, 
Grundstücken und Anlagen der Genossen-
schaft begründet werden. 
 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Die Genossenschaft darf zur Durchfüh-
rung wasserwirtschaftlicher Erhebungen so-
wie zur Vorbereitung und Durchführung ihrer 
Unternehmen die Grundstücke und Anlagen 
ihrer Genossen benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Die Genossenschaft kann 
verlangen, daß die Genossen und die Nut-
zungsberechtigten ihr Grundstücke und An-
lagen, die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlich sind, zur Benutzung überlassen. 
Bei Grundstücken und Anlagen, die öffentli-
chen Zwecken gewidmet sind, bedarf die Be-
nutzung der Zustimmung durch die zustän-
dige Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1. das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 
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2.  In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Ab-

satz 12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 

 
zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Genossenschaftsrates ordnet 
der Vorstand durch schriftlichen Bescheid, 
der zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an 
und setzt, wenn keine Einigung mit den Be-
teiligten zustandekommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Genossen eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Genossenschaftsver-

sammlung, Beschlussfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Delegierten (§ 12 
Abs. 1) unter Angabe der Tagesordnung mit 
mindestens dreiwöchiger Frist zu den Sitzun-
gen und unterrichtet die Mitglieder des Ge-
nossenschaftsrates, den Vorstand und die 
Dezernentinnen und Dezernenten. 
 
(2) Die Genossenschaftsversammlung ist 
jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie 
ist grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Genossenschaftsrates 
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3. In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstaben b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates leitet die Sitzungen der Genos-
senschaftsversammlung. Die weiteren Mit-
glieder des Genossenschaftsrates, der Vor-
stand und die Dezernentinnen oder Dezer-
nenten sollen an den Sitzungen teilnehmen. 
Die Mitglieder des Genossenschaftsrates, 
der Vorstand und die Dezernentinnen oder 
Dezernenten sind nicht stimmberechtigt. 
Entsprechendes gilt für die oder den gemäß 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 bestimmte Dezernentin 
oder bestimmten Dezernenten. 
 
(4) Die Genossenschaftsversammlung ist 
beschlußfähig, wenn alle Delegierten recht-
zeitig geladen sind und mindestens die 
Hälfte aller Delegierten anwesend ist. Bei 
Beschlußunfähigkeit kann die oder der Vor-
sitzende eine neue Sitzung anberaumen, in 
der die Genossenschaftsversammlung bei 
gleicher Tagesordnung ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Delegierten be-
schlußfähig ist. Hierauf muß in der Ladung 
hingewiesen werden. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Genossenschaftsversammlung bildet 
ihren Willen mit der Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Genossen-
schaftsversammlung sind Niederschriften zu 
fertigen. Beschlüsse sind besonders zu 
kennzeichnen. Die Niederschriften sind von 
der oder dem Vorsitzenden des Genossen-
schaftsrates und von einer oder einem von 
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der Genossenschaftsversammlung zu be-
stimmenden Delegierten zu unterzeichnen. 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der Bezirksregierung kann mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der 
Genossenschaftsversammlung teilnehmen. 
Eine gemeinsame Vertreterin oder ein ge-
meinsamer Vertreter der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen, die im Sinne des § 63 
des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, 
nach ihrer Satzung landesweit tätig sind, 
kann mit beratender Stimme an den öffentli-
chen Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Genossen, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Genossenschaftsversammlung teilneh-
men. Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung sind 
mindestens drei Wochen vor der Sitzung den 
Genossen bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Genossenschaftsver-
sammlung ohne physische Präsenz der De-
legierten oder der in Absatz 8 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter als virtuelle Ge-
nossenschaftsversammlung abgehalten 
wird, sofern 
 
1.  die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 
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4.  In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Genossen-
schaftsversammlung entsprechend. Die Be-
teiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz 1 Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates auf Antrag des Vor-
stands statt der Einberufung einer virtuellen 
Genossenschaftsversammlung auch eine 
Beschlussfassung der Genossenschaftsver-
sammlung oder Wahlen der Delegierten im 
Umlaufverfahren herbeiführen, wenn sich 
mindestens die Hälfte der Delegierten mit 
der schriftlichen Abgabe der Stimmen ein-
verstanden erklärt. Die Stimmabgabe erfolgt 
auf schriftlichem Wege. Für das Umlaufver-
fahren gelten die Bestimmungen in den Ab-
sätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 

  § 18 
Sitzungen des Genossenschaftsrates, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Mitglieder des Genos-
senschaftsrates unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens zweiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Genossenschaftsrates abzuhalten. Die 
oder der Vorsitzende muß eine Sitzung an-
beraumen, wenn mindestens fünf Mitglieder 
des Genossenschaftsrates oder der Vor-
stand dies schriftlich unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Genossenschaftsrat ist beschlußfä-
hig, wenn alle Mitglieder rechtzeitig geladen 
und mindestens acht Mitglieder anwesend 
sind. Eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter darf nur dann an den Sitzungen des 
Genossenschaftsrates teilnehmen, wenn 
das Mitglied verhindert ist. Bei Beschlußun-
fähigkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der der 
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Genossenschaftsrat bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwe-
senden beschlußfähig ist. Hierauf muß in der 
Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Genossenschaftsrates noch 
keine Ersatzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Genossenschaftsrat bildet seinen 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, wobei jedes Mitglied des 
Genossenschaftsrates eine Stimme hat. Bei 
Beschlüssen und Wahlen zählen Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen zur Fest-
stellung der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur 
Berechnung der Mehrheit mit. Stimmen-
gleichheit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Genossenschaftsrates einstim-
mig gefaßt worden sind. Das Ergebnis ist 
spätestens in der nächsten Sitzung des Ge-
nossenschaftsrates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Genossen-
schaftsrates sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
von dem Vorsitzenden und von einem weite-
ren Mitglied des Genossenschaftsrates zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Genossenschaftsratssitzung 
einberufen oder abweichend von Absatz 6 
mit einer Zweidrittel-Mehrheit des Genos-
senschaftsrates eine Beschlussfassung im 
Umlaufverfahren herbeiführen.  Auf eine 
Bildübertragung kann dabei verzichtet wer-
den. Die Bestimmungen in den Absätzen 1 
und 3 bis 5 gelten entsprechend. 
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Artikel 30 
Änderung des Lippeverbandsgesetzes 

 
Das Lippeverbandsgesetz vom 7. Februar 
1990 (GV. NRW. S. 162), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 
(GV. NRW. S. 376) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Lippeverband 
(Lippeverbandsgesetz - LippeVG -) 

 

 
 
 
 
1. In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Mitglieder er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Be-
auftragten des Verbandes Auskünfte zu er-
teilen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre 
Kosten einzubauen und zu betreiben sowie 
die Ermittlungen und Prüfungen durch die 
Beauftragten zu dulden, soweit dies zur Er-
füllung der Verbandsaufgaben, insbeson-
dere auch für die Veranlagung, erforderlich 
ist. Wird die Prüfung oder die Auskunft ver-
weigert oder die Auskunft unvollständig oder 
offenbar unrichtig erteilt, kann der Vorstand 
die erforderlichen Feststellungen auch im 
Wege der Schätzung treffen. In der Satzung 
können besondere Pflichten zum Schutz von 
Gewässern, Grundstücken und Anlagen des 
Verbandes begründet werden. 
 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
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bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Der Verband darf zur Durchführung was-
serwirtschaftlicher Erhebungen sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung seiner Un-
ternehmen die Grundstücke und Anlagen 
seiner Mitglieder benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Der Verband kann verlan-
gen, daß die Mitglieder und die Nutzungsbe-
rechtigten ihm Grundstücke und Anlagen, 
die zur Durchführung seiner Aufgaben erfor-
derlich sind, zur Benutzung überlassen. Bei 
Grundstücken und Anlagen, die öffentlichen 
Zwecken gewidmet sind, bedarf die Benut-
zung der Zustimmung durch die zuständige 
Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1.  das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 

 
zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 
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2.  In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Ab-

satz 12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

entstehen; der ihnen aus dem Unternehmen 
erwachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit 
Zustimmung des Verbandsrates ordnet der 
Vorstand durch schriftlichen Bescheid, der 
zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an und 
setzt, wenn keine Einigung mit den Beteilig-
ten zustande kommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Mitgliedern eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstabe b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates und der Vorstand sollen an den 
Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des 
Verbandsrates und der Vorstand sind nicht 
stimmberechtigt. 
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(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde der im Verbandsgebiet zuständigen 
Bezirksregierungen und der Wasser- und 
Schifffahrtsdirektion West kann mit beraten-
der Stimme an den Sitzungen der Verbands-
versammlung teilnehmen. Eine gemeinsame 
Vertreterin oder ein gemeinsamer Vertreter 
der anerkannten Naturschutzvereinigungen, 
die im Sinne des § 63 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), das zuletzt durch Artikel 421 der Ver-
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474) geändert worden ist, nach ihrer Sat-
zung landesweit tätig sind, kann mit beraten-
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. 
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4.  In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten o-
der der in Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklä-
ren. Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftli-
chem Wege. Für das Umlaufverfahren gelten 
die Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 
entsprechend. 
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  § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
bei der oder bei dem Vorsitzenden beantra-
gen oder die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl oder Ersatzberufung vorgenom-
men wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung 
der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Be-
rechnung der Mehrheit mit. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
faßt worden sind. Das Ergebnis ist 
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spätestens in der nächsten Sitzung des Ver-
bandsrates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 31 
Änderung des Niersverbandsgesetzes 

 
Das Niersverbandsgesetz vom 15. Dezem-
ber 1992 (GV. NRW. 1993 S. 8), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Mai 
2020 (GV. NRW. S. 376) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Niersverband 
(Niersverbandsgesetz - NiersVG -) 

 
 
 
 
1. In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Mitglieder er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
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 § 7 
Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Be-
auftragten des Verbandes Auskünfte zu er-
teilen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre 
Kosten einzubauen und zu betreiben sowie 
die Ermittlungen und Prüfungen durch die 
Beauftragten zu dulden, soweit dies zur Er-
füllung der Verbandsaufgaben, insbeson-
dere auch für die Veranlagung, erforderlich 
ist. Wird die Prüfung oder die Auskunft ver-
weigert oder die Auskunft unvollständig oder 
offenbar unrichtig erteilt, kann der Vorstand 
die erforderlichen Feststellungen auch im 
Wege der Schätzung treffen. In der Satzung 
können besondere Pflichten zum Schutz von 
Gewässern, Grundstücken und Anlagen des 
Verbandes begründet werden. 
 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Der Verband darf zur Durchführung was-
serwirtschaftlicher Erhebungen sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung seiner Un-
ternehmen die Grundstücke und Anlagen 
seiner Mitglieder benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Der Verband kann verlan-
gen, daß die Mitglieder und die Nutzungsbe-
rechtigten ihm Grundstücke und Anlagen, 
die zur Durchführung seiner Aufgaben erfor-
derlich sind, zur Benutzung überlassen. Bei 
Grundstücken und Anlagen, die öffentlichen 
Zwecken gewidmet sind, bedarf die Benut-
zung der Zustimmung durch die zuständige 
Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 
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2. In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Ab-

satz 12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

verpflichtet ist, das Betreten von Grundstü-
cken oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1.  das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 

 
zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Verbandsrates ordnet der 
Vorstand durch schriftlichen Bescheid, der 
zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an und 
setzt, wenn keine Einigung mit den Beteilig-
ten zustande kommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Mitgliedern eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
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3.  In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstabe b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates lädt die Delegierten (§ 12 
Abs. 1) unter Angabe der Tagesordnung mit 
mindestens dreiwöchiger Frist zu den Sitzun-
gen und unterrichtet die Mitglieder des Ver-
bandsrates, den Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen und -leiter. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder bei dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter sollen 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder 
des Verbandsrates, der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
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(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen kann mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. Eine gemeinsame Vertreterin o-
der ein gemeinsamer Vertreter der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen, die im 
Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, nach ihrer Satzung lan-
desweit tätig sind, kann mit beratender 
Stimme an den öffentlichen Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
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4.  In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 
 

ohne physische Präsenz der Delegierten o-
der der in Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklärt. 
Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem 
Wege. Für das Umlaufverfahren gelten die 
Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 ent-
sprechend. 

 
  § 18 

Sitzungen des Verbandsrates, Beschluß-
fassung 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter neh-
men ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder 
der Vorsitzendemuß eine Sitzung anberau-
men, wenn mindestens fünf Mitglieder des 
Verbandsrates oder der Vorstand dies 
schriftlich unter Angabe des 
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Beratungsgegenstandes bei der oder bei 
dem Vorsitzenden beantragen oder die Auf-
sichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung 
der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Be-
rechnung der Mehrheit mit. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
faßt worden sind. Das Ergebnis ist spätes-
tens in der nächsten Sitzung des Verbands-
rates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
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Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 32 
Änderung des Ruhrverbandsgesetzes 

 
Das Ruhrverbandsgesetz vom 7. Februar 
1990 (GV. NRW. S. 178), das zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 
(GV. NRW. S. 376) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Ruhrverband 
(Ruhrverbandsgesetz - RuhrVG -) 

 
 
 
 
1. In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Mitglieder er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die Mittei-
lung eingesehen werden kann. Gleichzeitig 
ist die Auslegungsfrist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, anzugeben. Die Sat-
zung bestimmt, an welchen Orten auszule-
gen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs. 4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Be-
auftragten des Verbandes Auskünfte zu er-
teilen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre Kos-
ten einzubauen und zu betreiben sowie die 
Ermittlungen und Prüfungen durch die Be-
auftragten zu dulden, soweit dies zur Erfül-
lung der Verbandsaufgaben, insbesondere 
auch für die Veranlagung, erforderlich ist. 
Wird die Prüfung oder die Auskunft verwei-
gert oder die Auskunft unvollständig oder of-
fenbar unrichtig erteilt, kann der Vorstand die 
erforderlichen Feststellungen auch im Wege 
der Schätzung treffen. In der Satzung kön-
nen besondere Pflichten zum Schutz von 
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Gewässern, Grundstücken und Anlagen des 
Verbandes begründet werden. 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Der Verband darf zur Durchführung was-
serwirtschaftlicher Erhebungen sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung seiner Un-
ternehmen die Grundstücke und Anlagen 
seiner Mitglieder benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Der Verband kann verlan-
gen, daß die Mitglieder und die Nutzungsbe-
rechtigten ihm Grundstücke und Anlagen, 
die zur Durchführung seiner Aufgaben erfor-
derlich sind, zur Benutzung überlassen. Bei 
Grundstücken und Anlagen, die öffentlichen 
Zwecken gewidmet sind, bedarf die Benut-
zung der Zustimmung durch die zuständige 
Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1.  das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 
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2.  In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Absatz 

12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Verbandsrates ordnet der 
Vorstand durch schriftlichen Bescheid, der 
zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an und 
setzt, wenn keine Einigung mit den Beteilig-
ten zustandekommt, den Geldausgleich fest. 
Gegen den Bescheid steht den Beteiligten 
innerhalb eines Monats nach dessen Zustel-
lung der Widerspruch zu. Hilft der Vorstand 
dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn dem 
Widerspruchsausschuß zur Entscheidung 
vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Mitgliedern eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten werden. Im Falle 
der Nichterfüllung der Anmeldepflicht gilt die 
Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstabe b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
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(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates und der Vorstand sollen an den 
Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des 
Verbandsrates und der Vorstand sind nicht 
stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen kann mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. Eine gemeinsame Vertreterin o-
der ein gemeinsamer Vertreter der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen, die im 
Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung 
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vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, nach ihrer Satzung lan-
desweit tätig sind, kann mit beratender 
Stimme an den öffentlichen Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten o-
der der in Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1.  die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

129 

 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 

(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklä-
ren. Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftli-
chem Wege. Für das Umlaufverfahren gelten 
die Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 
entsprechend.esordnung sind mindestens 
drei Wochen vor der Sitzung den Mitgliedern 
bekanntzumachen. 
 

  § 18  
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
bei der oder bei dem Vorsitzenden beantra-
gen oder die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf muß 
in der Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
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(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
faßt worden sind. Das Ergebnis ist spätes-
tens in der nächsten Sitzung des Verbands-
rates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 33 
Änderung des Wupperverbandsgesetzes 
 
Das Wupperverbandsgesetz vom 15. De-
zember 1992 (GV. NRW. 1993 S. 40), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 376) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Wupperverband 
(Wupperverbandsgesetz - WupperVG -) 

 
 
 
 
1.  In § 33 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 33 
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen für die Mitglieder er-
folgen durch unmittelbare schriftliche Unter-
richtung der Betroffenen. Für die Bekannt-
machung umfangreicher Mitteilungen genügt 
ein Hinweis auf den Ort, an dem die 
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Mitteilung eingesehen werden kann. Gleich-
zeitig ist die Auslegungsfrist, die mindestens 
zwei Wochen betragen muß, anzugeben. 
Die Satzung bestimmt, an welchen Orten 
auszulegen ist. 
 
(2) Die Satzung regelt, in welcher Weise die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilun-
gen bekanntgemacht werden. § 11 Abs.4 
bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Be-
auftragten des Verbandes Auskünfte zu er-
teilen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
erforderliche Meßeinrichtungen auf ihre 
Kosten einzubauen und zu betreiben sowie 
die Ermittlungen und Prüfungen durch die 
Beauftragten zu dulden, soweit dies zur Er-
füllung der Verbandsaufgaben, insbeson-
dere auch für die Veranlagung, erforderlich 
ist. Wird die Prüfung oder die Auskunft ver-
weigert oder die Auskunft unvollständig oder 
offenbar unrichtig erteilt, kann der Vorstand 
die erforderlichen Feststellungen auch im 
Wege der Schätzung treffen. In der Satzung 
können besondere Pflichten zum Schutz von 
Gewässern, Grundstücken und Anlagen des 
Verbandes begründet werden. 
 
(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Hierüber ist er zu belehren. 
 
(3) Der Verband darf zur Durchführung was-
serwirtschaftlicher Erhebungen sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung seiner Un-
ternehmen die Grundstücke und Anlagen 
seiner Mitglieder benutzen. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte haben diese Benut-
zung zu dulden. Der Verband kann verlan-
gen, daß die Mitglieder und die Nutzungsbe-
rechtigten ihm Grundstücke und Anlagen, 
die zur Durchführung seiner Aufgaben erfor-
derlich sind, zur Benutzung überlassen. Bei 
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2.  In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 15 Absatz 

12 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

Grundstücken und Anlagen, die öffentlichen 
Zwecken gewidmet sind, bedarf die Benut-
zung der Zustimmung durch die zuständige 
Behörde. 
 
(4) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtig-
ten sind in einer angemessenen Frist über 
die beabsichtigte Inanspruchnahme zu un-
terrichten. Soweit ein Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter nach Absatz 1 oder 3 ver-
pflichtet ist, das Betreten von Grundstücken 
oder Räumen zu dulden, hat er 
 
1.  das Betreten von Betriebsgrundstücken 

und Betriebsräumen nur während der 
Betriebszeit, 

2.  das Betreten von Wohnräumen sowie 
von Betriebsgrundstücken und Be-
triebsräumen außerhalb der Betriebs-
zeit nur, sofern das Betreten zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung erforder-
lich ist, und 

3.  das Betreten von Grundstücken und An-
lagen, die nicht zum unmittelbar angren-
zenden befriedeten Besitztum von Räu-
men nach den Nummern 1 und 2 gehö-
ren, jederzeit 

 
zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird eingeschränkt. 
 
(5) Die Betroffenen haben Anspruch auf Aus-
gleich in Geld für die Nachteile, die ihnen 
durch die Benutzung gemäß Absatz 3 ent-
stehen; der ihnen aus dem Unternehmen er-
wachsende Vorteil ist anzurechnen. Mit Zu-
stimmung des Verbandsrates ordnet der 
Vorstand durch schriftlichen Bescheid, der 
zuzustellen ist, die Inanspruchnahme an und 
setzt, wenn keine Einigung mit den Beteilig-
ten zustande kommt, den Geldausgleich 
fest. Gegen den Bescheid steht den Beteilig-
ten innerhalb eines Monats nach dessen Zu-
stellung der Widerspruch zu. Hilft der Vor-
stand dem Widerspruch nicht ab, legt er ihn 
dem Widerspruchsausschuß zur Entschei-
dung vor. 
 
(6) Der Vorstand kann den Mitgliedern eine 
Anmeldepflicht für Änderungen auferlegen, 
die gegenüber früheren Erhebungen 
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eingetreten sind oder eintreten werden. Im 
Falle der Nichterfüllung der Anmeldepflicht 
gilt die Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 ent-
sprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 15 Absatz 2 Satz 3 in dem Satzteil 

nach Buchstabe b und § 18 Absatz 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversamm-

lung, Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates, 
den Vorstand und die Geschäftsbereichslei-
terinnen und -leiter. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a)  vom Vorstand oder 
b)  von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich unter Angabe des Beratungsge-
genstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Geschäfts-
bereichsleiterinnen oder Geschäftsbereichs-
leiter sollen an den Sitzungen teilnehmen. 
Die Mitglieder des Verbandsrates, der Vor-
stand und die Geschäftsbereichsleiterinnen 
oder Geschäftsbereichsleiter sind nicht 
stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
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(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen kann mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. Eine gemeinsame Vertreterin o-
der ein gemeinsamer Vertreter der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen, die im 
Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, nach ihrer Satzung lan-
desweit tätig sind, kann mit beratender 
Stimme an den öffentlichen Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
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4.  In § 15 Absatz 12 Satz 2 und § 18 Ab-

satz 6 Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlichem“ die Wörter „oder 
elektronischem“ eingefügt. 

 
 

(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten  
oder der in Absatz 8 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1  die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2.  die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3.  den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der.  

 
elektronischen Kommunikation eingeräumt 
wird. 
 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklärt. 
Die Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem 
Wege. Für das Umlaufverfahren gelten die 
Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 ent-
sprechend. 
 

  § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die 
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Geschäftsbereichsleiterinnen oder -leiter 
nehmen ohne Stimmrecht an den Sitzungen 
teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes 
bei der oder bei dem Vorsitzenden beantra-
gen oder die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der die oder der Verbandsrat bei glei-
cher Tagesordnung ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Anwesenden beschlußfähig ist. 
Hierauf muß in der Ladung hingewiesen 
werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung 
der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Be-
rechnung der Mehrheit mit. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem Wege ergangene Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie von allen Mit-
gliedern des Verbandsrates einstimmig ge-
faßt worden sind. Das Ergebnis ist spätes-
tens in der nächsten Sitzung des Verbands-
rates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem 
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Vorsitzenden und von einem weiteren Mit-
glied des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstandes 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 34 
Änderung der Tierseuchenbekämpfungs-

verordnung 
 
§ 1 der Tierseuchenbekämpfungsverord-
nung vom 3. Juli 1986 (GV. NRW. S. 545), 
die zuletzt durch Verordnung vom 24. März 
2021 (GV. NRW. S. 349) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Verordnung 

zur Durchführung von Regelungen auf 
dem Gebiet der Tierseuchenbekämpfung 

(Tierseuchenbekämpfungsverord-
nung - TSBekVO) 

 
§ 1 

Erhebung von Beiträgen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (1) Für die Höhe des Jahresbeitrages ist der 
am 1. Januar des Beitragsjahres (Stichtag) 
vorhandene Tierbestand an Pferden, Rin-
dern, Schweinen, Schafen, Ziegen und Ge-
hegewild maßgebend (Absatz 2 und 3). Ist 
eine Nachmeldung gemäß Absatz 4 erfor-
derlich, gilt der Tierbestand am 15. Februar 
des Beitragsjahres. In Tierbeständen mit 
Gänsen, Enten, Puten, Elterntieren (für 
Masthähnchen und Legehennen), Mast-
hähnchen und Legehennen ist die maximale 
Anzahl der Tiere (Höchstbesatz) maßge-
bend, die im Beitragsjahr gehalten werden 
soll. In Beständen mit Bienen ist die maxi-
male Anzahl der Bienenvölker  (Höchstbe-
satz) maßgebend, die im Beitragsjahr gehal-
ten werden soll. 
 
(2) Besitzer von Pferden, Schweinen, Scha-
fen, Ziegen, Geflügel, Gehegewild und Bie-
nen sind verpflichtet, ihren Tierbestand nach 
Absatz 1 bis zum 31. Januar schriftlich der 
Tierseuchenkasse zu melden. Die Anzahl 
der im Bestand vorhandenen Schweine ist 
getrennt nach Zuchtsauen, Ferkeln bis ein-
schließlich 30 kg sowie sonstigen Zucht- und 
Mastschweinen über 30 kg zu melden. Die 
Anzahl der im Bestand vorhandenen Schafe 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

138 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

und / oder Ziegen ist nach den Altersgruppen 
bis einschließlich 9 Monaten, 10 bis unter 19 
Monaten sowie ab 19 Monaten zu melden. 
 
(3) Die Bestandszahlen der Rinder halten-
den Betriebe am 1. Januar (Stichtag) über-
nimmt die Tierseuchenkasse aus der HIT-
Datenbank. Eine Meldung der Rinder an die 
Tierseuchenkasse zum Stichtag 1. Januar ist 
nicht erforderlich. 
 
(4) Tierbesitzer, die am 15. Februar des Bei-
tragsjahres mehr als 100 Schweine, 50 Rin-
der, 50 Pferde, 50 Schafe oder Ziegen oder 
50 Stück Gehegewild halten, sind verpflich-
tet, ihren Tierbestand auch zum 15. Februar 
des Beitragsjahres der Tierseuchenkasse zu 
melden, wenn sich bei einer dieser Tierarten 
der Tierbestand durch Zugänge aus anderen 
Betrieben seit dem 1. Januar des Beitrags-
jahres um mehr als 10 Prozent erhöht hat o-
der dieser Tierbestand neu gegründet 
wurde. Die erforderliche Nachmeldung hat 
bis zum letzten Tag des Monats Februar des 
Beitragsjahres – auch für Rinder- schriftlich 
zu erfolgen. Nach dem 15. Februar des Bei-
tragsjahres neu gegründete Tierbestände 
sind immer unverzüglich der Tierseuchen-
kasse schriftlich zu melden. Eine Beitrags-
pflicht besteht für sie nicht. 
 
(5) In Beständen mit mehr als 500 Gänsen, 
500 Enten, 500 Puten, 1.000 Elterntieren, 
1.000 Masthähnchen und 1.000 Legehennen 
ist jede Überschreitung des angegebenen 
Höchstbesatzes um mehr als 10 Prozent der 
Tierseuchenkasse unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. Dies gilt auch für Tierbesitzer, 
die in Aufzuchtbetrieben mehr als 1.000 
Gänseküken, 1.000 Entenküken oder 1.000 
Putenküken halten. Nachgemeldete Tiere 
sind beitragspflichtig. In Beständen ab zehn 
Bienenvölkern ist jede Überschreitung des 
angegebenen Höchstbesatzes um mehr als 
10 Prozent der Tierseuchenkasse unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen. Nach Satz 4 nach-
gemeldete Bienenvölker sind erst ab dem 
fünften Bienenvolk beitragspflichtig. Nach 
dem 31. Januar des Beitragsjahres neu ge-
gründete Tierbestände mit Geflügel oder 
Bienen sind der Tierseuchenkasse unver-
züglich schriftlich zu melden, wobei für die 
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1. In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem 

Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 
2.  In Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 2 und 

3, Absatz 5 Satz 1, 4 und 6, Absatz 6 
Satz 1 und 3 und Absatz 7 Satz 2 wer-
den jeweils nach dem Wort „schriftlich“ 
die Wörter „oder elektronisch“ einge-
fügt. 

 

Höhe des Beitrags der Höchstbesatz (Absatz 
1 Satz 3 und 4) maßgebend ist. 
 
(6) Viehhandelsunternehmen sind verpflich-
tet, die maximale Anzahl der Tiere (Pferde, 
Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Geflü-
gel), die im Beitragsjahr in Besitz genommen 
werden können, bis zum 31. Januar des Bei-
tragsjahres der Tierseuchenkasse schriftlich 
zu melden. Für die Beitragsberechnung wird 
die Tierart, aus der sich der höchste Beitrag 
errechnet, herangezogen. In Beständen mit 
mehr als 100 Pferden, 50 Rindern, 500 
Schweinen, 100 Schafen und/oder Ziegen, 1 
000 Legehennen, 1 000 Masthähnchen, 1 
000 Elterntieren, 500 Gänsen, 1 000 Gänse-
küken, 500 Enten, 1 000 Entenküken, 500 
Puten oder 1 000 Putenküken ist jede Über-
schreitung des angegebenen Höchstbesat-
zes um mehr als 10 Prozent der Tierseu-
chenkasse unverzüglich schriftlich mitzutei-
len. Nachgemeldete Tiere sind beitrags-
pflichtig. Bei Sammelstellen ist für die Höhe 
des Jahresbeitrages der am 1. Januar des 
Beitragsjahres (Stichtag) vorhandene Be-
stand an Pferden, Rindern, Schweinen, 
Schafen und Ziegen maßgebend. 
 
(7) Die Tierbesitzer haben die schriftlichen 
Meldungen an die Landwirtschaftskammer 
Nordrhein-Westfalen - Tierseuchenkasse -, 
zu richten. Auch die Aufgabe der Tierhaltung 
ist schriftlich der Tierseuchenkasse zu mel-
den. Von Tierhaltern, die eine Meldung nicht 
oder nicht fristgerecht abgeben, kann nach 
erfolgloser Anmahnung der Meldung ein Ver-
spätungszuschlag in Höhe von 20 Prozent 
der Beitragsschuld, mindestens 25 Euro und 
höchstens 500 Euro, erhoben werden, wenn 
das Unterlassen oder die Verspätung vom 
Tierhalter zu vertreten ist. 
 
(8) Von der Einziehung von Beiträgen kann 
aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur 
Vermeidung von Härten, abgesehen werden. 
Satz 1 gilt für die Erstattung bereits gezahlter 
Beiträge entsprechend. 
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Artikel 35 
Änderung der Verordnung zur  

Durchführung des Landesnaturschutzge-
setzes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 1 Absatz 2 Satz 1 der Verordnung zur 
Durchführung des Landesnaturschutzgeset-
zes vom 22. Oktober 1986 (GV. NRW. 
S. 683), die zuletzt durch Artikel 20 des Ge-
setzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. 
S. 934) geändert worden ist, werden nach 
dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 
 

  
Verordnung 

zur Durchführung des Landesnatur-
schutzgesetzes 

(DVO--LNatSchG) 
 

§ 1 
Einzelheiten der Zusammensetzung des 
Beirats bei der unteren Naturschutzbe-

hörde 
 
(1) Zur Wahl der Mitglieder des Beirats ist 
von jedem der vorschlagsberechtigten Verei-
nigungen für die ihm nach § 70 Absatz 5 
des Landesnaturschutzgesetzes vom 
21. Juli 2000 (GV. NRW. S. 568), das durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 934) neu gefasst worden 
ist, zustehende Zahl der Mitglieder mindes-
tens die doppelte Anzahl von Bewerbern vor-
zuschlagen. 
 
(2) Die untere Naturschutzbehörde fordert 
die nach Absatz 1 in Betracht kommenden 
Vereinigungen schriftlich auf, innerhalb einer 
von ihr gesetzten Frist Vorschläge für die 
Wahl der Mitglieder der Beiräte und deren 
Stellvertreter zu unterbreiten. Nicht fristge-
recht eingegangene Vorschläge dürfen bei 
der Wahl unberücksichtigt bleiben. 
 

Artikel 36 
Änderung des Landesjagdgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
Das Landesjagdgesetz Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995 S. 2, 
ber. 1997 S. 56), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 26. Februar 2019 (GV. 
NRW. S. 153) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 

  
Landesjagdgesetzes 

Nordrhein-Westfalen (LJG-NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 22 
Abschussregelung 

(Zu § 21 BJG) 
 
(1) Die oder der Jagdausübungsberechtigte 
hat der unteren Jagdbehörde abweichend 
von § 21 Absatz 2 des Bundesjagdgesetzes 
einen Abschussplan für Schalenwild (ausge-
nommen Schwarz- und Rehwild), zahlenmä-
ßig getrennt nach Wildarten und Geschlecht, 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2553&vd_back=N568&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15955&vd_back=N934&sg=0&menu=0
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bei männlichem Schalenwild auch nach 
Klassen, einzureichen. Der Abschussplan ist 
jeweils zum 1. April des Jahres, in dem der 
bisherige Abschussplan ausläuft, einzu-
reichen. § 21 Absatz 7 Satz 2 bleibt unbe-
rührt. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 können Hege-
gemeinschaften für mehrere Jagdbezirke in 
ihrem Bereich oder Teilbereichen einen Ge-
samtabschussplan aufstellen und bei der un-
teren Jagdbehörde einreichen. 
 
(3) Der Abschussplan wird mit einer Gel-
tungsdauer von einem Jagdjahr bestätigt o-
der festgesetzt. In Nationalparks kann ab-
weichend von Satz 1 ein Abschussplan mit 
einer Geltungsdauer von drei Jagdjahren be-
stätigt werden (Periodenabschussplan). Im 
Einzelfall kann die untere Jagdbehörde auf 
Antrag einer Hegegemeinschaft einen Perio-
denabschussplan bestätigen oder festset-
zen. 
 
(4) Ein Abschussplan, den die oder der 
Jagdausübungsberechtigte fristgerecht ein-
gereicht hat, ist von der unteren Jagdbe-
hörde nach Anhörung der Forstbehörde und 
im Benehmen mit dem Jagdbeirat (§ 51) zu 
bestätigen, wenn 
 
a) der Abschussplan den jagdrechtlichen 

Vorschriften entspricht und das Ergeb-
nis des Verbissgutachtens gemäß Ab-
satz 5 berücksichtigt, 

b) bei verpachteten Jagdbezirken der Ab-
schussplan im Einvernehmen mit der 
Verpächterin oder dem Verpächter auf-
gestellt worden ist und 

c) innerhalb von Hegegemeinschaften die 
Abschusspläne aufeinander abge-
stimmt oder nach Absatz 2 aufgestellt 
und der Abschussplan im Einverneh-
men mit den Jagdvorständen der Jagd-
genossenschaften und den Inhaberin-
nen und Inhabern der Eigenjagdbezirke 
aufgestellt worden ist sowie bei Jagdbe-
zirken in Rotwildgebieten, unabhängig 
von deren Zugehörigkeit zu einer Hege-
gemeinschaft, der Rotwildsachverstän-
dige ins Benehmen gesetzt wurde. 
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1. In § 22 Absatz 9 werden nach dem Wort 

„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

(5) Zur Wahrung der berechtigten Ansprüche 
der Forstwirtschaft auf Schutz gegen Wild-
schäden hat die Forstbehörde in regelmäßi-
gem Turnus von drei bis fünf Jahren ein Gut-
achten zum Einfluss des Schalenwildes auf 
die Verjüngung der Wälder (Verbissgutach-
ten) zu erstellen. 
 
(6) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 
4 nicht vor oder ist insbesondere bereits ein-
getretenen oder zu erwartenden Wildschä-
den nicht hinreichend Rechnung getragen, 
so wird der Abschussplan durch die untere 
Jagdbehörde nach Anhörung der Forstbe-
hörde im Benehmen mit dem Jagdbeirat fest-
gesetzt. Die Festsetzung hat so zu erfolgen, 
dass eine nachhaltige Verringerung des 
Wildbestandes auf eine tragbare Wilddichte 
gewährleistet ist. Die Wild- und Wildscha-
densverhältnisse in benachbarten Jagdbe-
zirken sind angemessen zu berücksichtigen. 
 
(7) Die in bestätigten oder festgesetzten Ab-
schussplänen für weibliches Schalenwild 
und für Kälber festgesetzten Abschüsse gel-
ten als Mindestabschüsse; sie können bis zu 
20 Prozent überschritten werden. Der Ab-
schussplan für Muffelwild ist ein Mindestab-
schussplan. Der fristgerecht eingereichte 
Abschussplan gilt für Schmaltiere und 
Schmalspießer in Höhe des bestätigten oder 
festgesetzten Abschusses des Vorjahres als 
genehmigt, wenn die untere Jagdbehörde 
am 1. Mai den Abschussplan nicht bestätigt 
oder festgesetzt hat. 
 
(8) Die oder der Jagdausübungsberechtigte 
hat über den Abschuss des Wildes und über 
das Fallwild eine Streckenliste zu führen. Die 
Eintragungen in die Liste sind innerhalb ei-
nes Monats vorzunehmen. Die Streckenliste 
ist der unteren Jagdbehörde jederzeit auf 
Verlangen zur Einsicht vorzulegen. Die jähr-
liche Jagdstrecke ist der unteren Jagdbe-
hörde bis zum 15. April eines jeden Jahres 
anzuzeigen. 
 
(9) Die oder der Jagdausübungsberechtigte 
hat der unteren Jagdbehörde schriftlich zum 
15. November eines jeden Jahres eine Ab-
schussmeldung über das erlegte Rotwild 
vorzulegen. 
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(10) Die oder der Jagdausübungsberechtigte 
ist ferner verpflichtet, der unteren Jagdbe-
hörde das Geweih oder die Hörner und den 
Unterkiefer des erlegten männlichen Rot-, 
Dam-, Muffel- und Sikawildes und weiblichen 
Rotwildes, vom erlegten männlichen Muffel-
wild nur die Hörner, innerhalb einer Frist von 
zwei Jahren nach dem Abschuss auf Verlan-
gen vorzulegen. An den Schädeln von Rot-, 
Dam- und Sikahirschen ist der Oberkiefer zu 
belassen. Die untere Jagdbehörde hat die 
Geweihe oder Hörner sowie Unterkiefer dau-
erhaft zu kennzeichnen. Die untere Jagdbe-
hörde kann den Jagdausübungsberechtigten 
bestimmter Jagdbezirke nach Anhörung des 
Jagdbeirates aufgeben, den Nachweis über 
die Erfüllung des Abschussplans für Scha-
lenwild (ausgenommen Reh- und Schwarz-
wild) durch Vorlage der erlegten Tierkörper 
oder Teilen davon innerhalb einer bestimm-
ten Frist an bestimmten Stellen zu führen. 
 
(11) Die untere Jagdbehörde kann anord-
nen, dass für das in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich im letzten Jahr zur Strecke gekom-
mene Schalenwild das Geweih und der Un-
terkiefer des erlegten männlichen Rot-, Sika- 
und Damwildes, die Hörner des erlegten 
Muffelwildes und die Unterkiefer des erleg-
ten weiblichen Rotwildes auf einer allgemei-
nen Hegeschau vorzuzeigen sind. 
 
(12) Erfüllt die oder der Jagdausübungsbe-
rechtigte den Abschussplan für Schalenwild 
nicht, so kann die untere Jagdbehörde die 
Erfüllung des Abschussplans nach den Vor-
schriften des Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
durchsetzen. Wild, das unter Anwendung 
von Verwaltungszwang erlegt wird, ist gegen 
angemessenes Schussgeld der Jagdaus-
übungsberechtigten oder dem Jagdaus-
übungsberechtigten zu überlassen. 
(13) Das Ministerium wird ermächtigt, nach 
Anhörung des zuständigen Ausschusses 
des Landtags durch Rechtsverordnung 
 
1.  Schalenwild in Klassen einzuteilen und 

Abschussanteile sowie Grundsätze für 
den Abschuss in den einzelnen Klassen 
festzulegen, 

2.  aus Gründen der Wildhege und zur Ver-
meidung übermäßiger Wildschäden 
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Verbreitungsgebiete für Schalenwild 
(Verbreitungsgebiete und Freigebiete) 
und die zulässige Wilddichte festzule-
gen, 

3.  vorzuschreiben, dass für den Abschuss-
plan, die Streckenliste, die jährliche 
Streckenmeldung und die Abschuss-
meldung für Rotwild bestimmte Muster 
oder Verfahren zu verwenden sind. 

 
(14) § 3 Absatz 5 Satz 3 findet entspre-
chende Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 39 Absatz 1 Satz 4 in dem Satzteil 

vor Nummer 1 werden nach dem Wort 
„schriftliches“ die Wörter „oder elektroni-
sches“ eingefügt. 

 

 § 39 
Schadensfeststellung 

 
(1) Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
ist der Schaden auf Antrag eines Beteiligten 
zu schätzen. Ist der Schätzer im Termin am 
Schadensort (§ 37) nicht anwesend, so ist 
ein neuer Termin anzuberaumen, zu dem 
auch der Schätzer zu laden ist. Der Schätzer 
stellt den entstandenen Schaden auf Grund 
der Verhandlungen fest. Er hat über die 
Schätzung ein schriftliches Gutachten abzu-
geben, das folgende Angaben enthalten 
muß: 
 
1.  die Bezeichnung und Kulturart des be-

schädigten Grundstücks, 
2.  die Wildart, die den Schaden verursacht 

hat, 
3.  den Umfang des Schadens nach Flä-

chengröße und Anteil der beschädigten 
Fläche, 

4.  den Schadensbetrag. 
 
(2) Auf Grund der Schätzung und unter Be-
rücksichtigung des Ergebnisses der Ver-
handlung versucht die Gemeinde erneut eine 
gütliche Einigung der Beteiligten. 
 
(3) Kommt eine gütliche Einigung zustande, 
so gilt § 38; andernfalls ist den Beteiligten 
eine Niederschrift über das Scheitern des 
Vorverfahrens mit einer Belehrung über die 
Frist für die Klageerhebung (§ 41) zuzustel-
len. 
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Artikel 37 
Änderung der Landesjagdgesetzdurch-

führungsverordnung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 15 Absatz 4 Satz 2 der Landesjagdge-
setzdurchführungsverordnung vom 31. März 
2010 (GV. NRW. S. 238), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Februar 
2019 (GV. NRW. S. 153) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „schriftlichen“ die 
Wörter „oder elektronischen“ eingefügt. 
 
 
 
 
 
 

 

  
Verordnung zur Durchführung des Lan-

desjagdgesetzes 
(Landesjagdgesetzdurchführungsverord-

nung 
– DVO LJG-NRW) 

 
 

§ 15 
Zulassung 

 
(1) Ein Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist 
spätestens sechs Wochen vor dem Termin 
beim Landesamt einzureichen. 
 
(2) Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. ein amtliches Führungszeugnis, das 

nicht älter als sechs Monate sein darf, 
und 

2.  der Nachweis über die nach § 11 Absatz 
5 oder § 19 Absatz 2 bestandene Jäger-
prüfung. 

 
Das Landesamt kann im Einzelfall verlan-
gen, dass ein amtsärztliches Gesundheits-
zeugnis beigebracht wird. 
 
(3) Zu der Prüfung dürfen vom Landesamt 
nicht zugelassen werden: 
 
1. Bewerber, die bei Beginn der Prüfung 

das 15. Lebensjahr nicht vollendet ha-
ben, 

2.  Bewerber, denen nach § 17 Absatz 1 
Nummer 2 des Bundesjagdgesetzes 
der Jagdschein versagt werden muss. 

 
(4) Die Entscheidung über den Antrag auf 
Zulassung zu der Prüfung ist dem Bewerber 
rechtzeitig vor dem Termin für die mündliche 
Prüfung bekanntzugeben. Bewerber, die zur 
Prüfung nicht zugelassen werden, erhalten 
einen schriftlichen Bescheid. 
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Artikel 38 
Änderung des Landesfischereigesetzes 

 
In § 38 Absatz 1 des Landesfischereigeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Juni 1994 (GV. NRW. S. 516, ber. 
S. 864), das zuletzt durch Artikel 26 des Ge-
setzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. 
S. 934) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 
1. In dem Satzteil vor Nummer 1 werden 

nach dem Wort „Erlaubnisschein“ die 
Wörter „kann schriftlich oder elektro-
nisch ausgestellt werden und“ einge-
fügt. 

2. In Nummer 1 werden die Wörter „sowie 
dessen Unterschrift oder die Unter-
schrift seines Bevollmächtigten“ gestri-
chen.  

 

  
Landesfischereigesetz 

 
§ 38 

Inhalt des Erlaubnisscheins 
 
 
 
 
 
 

(1) Der Erlaubnisschein muß mindestens fol-
gende Angaben enthalten: 
 
 
 
1.  Bezeichnung des zum Abschluß des Fi-

schereierlaubnisvertrages Berechtigten 
sowie dessen Unterschrift oder die Un-
terschrift seines Bevollmächtigten, 

2.  Name, Vorname und Wohnung des In-
habers des Erlaubnisscheins, 

3.  Datum der Ausstellung und Gültigkeits-
dauer, 

4.  Bezeichnung der Gewässer oder der 
Gewässerstrecken, auf die sich der Er-
laubnisvertrag bezieht, 

5.  Angaben über die zugelassenen Fang-
geräte und Fahrzeuge. 

 
(2) Das Ministerium kann nach Anhörung 
des Beirates für das Fischereiwesen durch 
Rechtsverordung bestimmen, daß 
 
1.  für die Erlaubnisscheine bestimmte 

Muster zu verwenden, 
2.  über die abgeschlossenen Erlaubnis-

verträge Listen zu führen sind. 
 
(3) Die nach Absatz 2 Nummer 2 zu führen-
den Listen sind den Fischereibehörden oder 
deren Beauftragten auf Verlangen vorzule-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

147 

Artikel 39 
Änderung der  

Landesfischereiverordnung 
 
 
 
 
Dem § 22 Absatz 1 der Landesfischereiver-
ordnung vom 9. März 2010 (GV. NRW. 
S. 172), die zuletzt durch Verordnung vom 
15. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 986) ge-
ändert worden ist, wird folgender Satz ange-
fügt:  

 
„Soweit Fischereierlaubnisscheine elektro-
nisch ausgestellt werden, entfällt die in An-
lage 5 vorgesehene Unterschriftenzeile.“ 

 

  
Verordnung zum Landesfischereigesetz 
(Landesfischereiverordnung - LFischVO) 

 
§ 22 

Fischereierlaubnisscheine 
 

(1) Für Fischereierlaubnisscheine, die länger 
als vier Wochen gültig sind, sind Vordrucke 
entsprechend Anlage 5 zu verwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Wer Erlaubnisscheine nach Absatz 1 
ausstellt, hat hierüber Listen entsprechend 
dem Muster nach Anlage 6 zu führen. 
 
(3) Für Erlaubnisscheine mit einer Gültig-
keitsdauer von weniger als vier Wochen ge-
nügt der Nachweis der nummerierten Erlaub-
nisscheindurchschriften. 
 

Artikel 40 
Änderung der Arbeitszeitverordnung 

 
Auf Grund des § 60 Absatz 3 des Landesbe-
amtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642) wird verordnet: 
 
 
In § 10 Absatz 1 der Arbeitszeitverordnung 
vom 4. Juli 2006 (GV. NRW. S. 335), die zu-
letzt durch Verordnung vom 11. Februar 
2020 (GV. NRW. S. 154) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „schriftlicher“ die 
Wörter „oder elektronischer“ eingefügt. 

 

  
Verordnung 

über die Arbeitszeit der 
Beamtinnen und Beamten 

im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Arbeitszeitverordnung - AZVO) 

 
§ 10  

Mehrarbeit 
 

(1) Beamtinnen und Beamte leisten Mehrar-
beit im Sinne des § 61 Landesbeamtenge-
setz, wenn sie aufgrund schriftlicher Anord-
nung oder Genehmigung verpflichtet sind, 
vorübergehend über die regelmäßige Ar-
beitszeit hinaus Dienst zu verrichten. 
 
(2) Die Mehrarbeit muss sich auf zwin-
gende Ausnahmefälle beschränken. Vor der 
Anordnung von Mehrarbeit sind die Instru-
mente der flexiblen Arbeitszeitgestaltung 
(§ 14 und § 15) auszuschöpfen. Die Ent-
scheidung über die Anordnung von Mehrar-
beit obliegt der jeweiligen Leitung der Behör-
den und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 
1. Die Befugnis kann auf die allgemeine Ver-
tretung oder die Leitung der für die 
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Personalangelegenheiten zuständigen Ab-
teilung übertragen werden. 
 
(3) Werden Beamtinnen und Beamte durch 
dienstlich angeordnete oder genehmigte 
Mehrarbeit mehr als fünf Stunden im Monat 
beansprucht, so ist für die geleistete Mehrar-
beit entsprechend den beamtenrechtlichen 
Vorschriften Freizeitausgleich zu gewähren. 
§ 61 Absatz 2 Landesbeamtengesetz bleibt 
unberührt. 
 

Artikel 41 
Änderung der Arbeitszeitverordnung 

Feuerwehr 
 

Auf Grund des § 60 Absatz 3 in Verbindung 
mit § 116 Absatz 1 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. 642) wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung 

über die Arbeitszeit der Beamtinnen und 
Beamten des feuerwehrtechnischen 

Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Arbeitszeitverordnung Feuerwehr -  

AZVOFeu) 
 

§ 5 
Ausnahmen / Individualvereinbarungen 

 
(1) Unter Beachtung der allgemeinen 
Grundsätze der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes kann über den Rahmen des 
§ 2 Abs. 1 hinaus Schichtdienst als durch-
schnittliche regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit geleistet werden, wenn 
 
a) die oder der Betroffene sich hierzu be-

reit erklären, 
b)  der Beamtin oder dem Beamten im 

Falle der Nichtbereitschaft zur Über-
schreitung der Regelarbeitszeit keine 
Nachteile entstehen, 

c)  der Dienstherr aktuelle Listen über alle 
Beamtinnen und Beamten führt, die sich 
zu einer verlängerten Arbeitszeit bereit 
erklärt haben, 

d)  die Listen den für den Arbeitsschutz zu-
ständigen Behörden, die eine Über-
schreitung der wöchentlichen Höchstar-
beitszeit anlassbezogen unterbinden o-
der einschränken können, zur Verfü-
gung gestellt werden, 

e)  der Dienstherr auf Ersuchen die für den 
Arbeitsschutz zuständigen Behörden 
über die Beamtinnen und Beamten un-
terrichtet, die eine Erklärung i.S.d. 
Buchstaben a) abgegeben haben. 
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In § 5 Absatz 2 Satz 2 der Arbeitszeitverord-
nung Feuerwehr vom 1. September 2006 
(GV. NRW. S. 442), die zuletzt durch Verord-
nung vom 3. Mai 2016 (GV. NRW. S. 243) 
geändert worden ist, werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 

 

Bei einer vereinbarten Wochenarbeitszeit 
von 54 Stunden soll in der Regel der Anteil 
des Arbeits- und Ausbildungsdienstes 23 
Stunden und der Anteil des Bereitschafts-
dienstes 31 Stunden betragen. Dieses Ver-
hältnis gilt für davon abweichend vereinbarte 
Wochenarbeitsstunden entsprechend. 
 
(2) Die Erklärung i.S.d. Absatzes 1 kann zum 
Ablauf des Kalenderjahres mit einer Frist von 
drei Monaten widerrufen werden. Die Beam-
tin oder der Beamte ist auf die Widerrufs-
möglichkeit schriftlich hinzuweisen. 
 

Artikel 42 
Änderung der Lehrverpflichtungsverord-

nung DHPol 
 
Auf Grund des § 28 des Polizeihochschulge-
setzes vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 
88) wird verordnet: 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 5 Absatz 2 der Lehrverpflichtungsverord-
nung DHPol vom 12. September 2012 (GV. 
NRW. S. 406), die durch Verordnung vom 
25. April 2017 (GV. NRW. S. 580) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung 

über die Lehrverpflichtung an der Deut-
schen Hochschule der Polizei 

(Lehrverpflichtungsverordnung DHPol - 
DHPol LVVO) 

 
§ 5 

Nachweispflichten 
 

(1) Die Lehrenden sind verpflichtet, der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten jeweils am 
Ende des Studienjahres die konkret erbrach-
ten Lehr- und Fortbildungsveranstaltungen 
zu belegen. Die Hochschule überprüft nach 
jedem Studienjahr, ob und aus welchen 
Gründen von der Lehrverpflichtung abgewi-
chen wurde. Die Überprüfung und Abwei-
chungen sind aktenkundig zu machen. 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident be-
richtet dem Kuratorium jeweils am Ende des 
Studienjahres schriftlich über die Erfüllung 
der Lehrverpflichtungen. 
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Artikel 43 
Änderung der Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über die Öffentlich bestellten  
Vermessungsingenieurinnen und -inge-

nieure in Nordrhein-Westfalen 
 
Auf Grund des § 19 Nummer 1 bis 3 des Ge-
setzes über die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieurinnen und -ingenieure in 
Nordrhein-Westfalen vom 1. April 2014 (GV. 
NRW. S. 256), wird verordnet:  
 
Die Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über die Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurinnen und -ingenieure in Nordrhein-
Westfalen vom 9. September 2014 (GV. 
NRW. S. 491), die durch Artikel 4 der Verord-
nung vom 18. Juni 2019 (GV. NRW. S. 265) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

  
Durchführungsverordnung 

zum Gesetz über die 
Öffentlich bestellten Vermessungsinge-

nieurinnen und -ingenieure 
in Nordrhein-Westfalen 

(DVOzÖbVIG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5 
Berufshaftpflichtversicherung 

 
(1) Die Pflichtversicherung nach § 1 Absatz 
4 ÖbVIG NRW ist zur Deckung der sich aus 
der Berufstätigkeit des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs ergebenden Haft-
pflichtgefahren abzuschließen und aufrecht 
zu erhalten. 
 
(2) Die Höhe der Versicherungssumme hat 
sich nach dem Geschäftsumfang und der Art 
der überwiegend zu erledigenden Anträge zu 
bemessen. Die Mindestdeckungssumme pro 
Schadensfall muss 1 500 000 Euro für Per-
sonenschäden sowie 500 000 Euro für Sach- 
und Vermögensschäden betragen. Dabei 
müssen für beide Risiken mindestens zwei 
Schadensfälle pro Versicherungsjahr abge-
sichert sein. Die Nachhaftungsversicherung 
muss mindestens für den Zeitraum von drei-
ßig Jahren nach Erlöschen der Bestellung si-
chergestellt sein. 
 
(3) Bei Kooperationen nach § 13 Absatz 1 
Nummer 1 ÖbVIG NRW gilt Absatz 2 für je-
den einzelnen Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieur. Zudem ist § 13 Absatz 1 
Nummer 3 Satz 2 ÖbVIG NRW zu beachten. 
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1. In § 5 Absatz 5 wird das Wort „schrift-

lich“ gestrichen. 
 

(4) Sobald der Öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieur die Pflichtversicherung ab-
geschlossen hat, ist der Aufsichtsbehörde 
eine Versicherungsbestätigung zum Versi-
cherungsschein vorzulegen. 
 
(5) Der Öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieur hat die Änderung der Versicherungs-
summe, den Wechsel des Versicherers und 
eine Kündigung der Versicherung der Auf-
sichtsbehörde unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen und eine Versicherungsbestätigung 
vorzulegen. 
 
(6) Die zuständige Stelle, an die der Versi-
cherer Anzeigen nach § 117 Absatz 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes vom 23. No-
vember 2007 (BGBl. I S. 2631), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Sep-
tember 2013 (BGBl. I S. 3642) geändert wor-
den ist, zu richten hat, ist die Aufsichtsbe-
hörde. 
 

2.  § 11 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „schriftlichen Mitteilung“ durch 
das Wort „Bekanntgabe“ ersetzt. 

 

 § 11 
Ahndung von Berufspflichtverletzungen 

 
(1) Werden Tatsachen bekannt, die den Ver-
dacht rechtfertigen, dass ein Öffentlich be-
stellter Vermessungsingenieur seine Berufs-
pflichten schuldhaft verletzt hat, so ermittelt 
die Aufsichtsbehörde den Sachverhalt von 
Amts wegen. Der Öffentlich bestellte Ver-
messungsingenieur ist verpflichtet und be-
rechtigt, zur Aufklärung des Sachverhalts 
beizutragen. Werden Berufspflichtverletzun-
gen im Zusammentreffen mit berufsgerichtli-
chen Verfahren nach dem Baukammernge-
setz vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. 
S. 786), das zuletzt durch Gesetz vom 9. De-
zember 2008 (GV. NRW. S. 774) geändert 
worden ist, oder mit strafrechtlichen Verfah-
ren behandelt, so kann die Aufsichtsbehörde 
die Ahndungsmaßnahmen zurückstellen und 
über sie unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse dieser Verfahren entscheiden. 
 
(2) Sind seit der Berufspflichtverletzung 
mehr als fünf Jahre verstrichen, ist eine Ahn-
dung nicht mehr zulässig. Mit der schriftli-
chen Mitteilung gemäß Absatz 3 wird diese 
Frist unterbrochen und beginnt neu zu lau-
fen; für die Dauer eines gerichtlichen Verfah-
rens ist der Fristablauf gehemmt. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3155&vd_back=N786&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3155&vd_back=N786&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11171&vd_back=N774&sg=0&menu=0
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(3) Beabsichtigt die Aufsichtsbehörde eine 
Ahndungsmaßnahme, so gibt sie dem Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieur 
die formelle Einleitung des Ahndungsverfah-
rens unter Angabe der ihm zur Last gelegten 
Berufspflichtverletzung schriftlich bekannt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 

Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 
 

 (4) Vor der Festsetzung der Ahndungsmaß-
nahme ist der Öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieur gemäß den Verfahrens-
grundsätzen des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566) geän-
dert worden ist, zum ermittelten Sachverhalt 
und zur vorgesehenen Ahndungsmaßnahme 
anzuhören. Dazu kann er innerhalb eines 
Monats schriftlich Stellung nehmen. 
 
(5) Entscheidet die Aufsichtsbehörde, dass 
sie keine Ahndung vornimmt, so stellt sie das 
Ahndungsverfahren ein und gibt dies dem 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
schriftlich bekannt. Andernfalls setzt sie die 
Ahndungsmaßnahme fest und gibt diese 
dem Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieur schriftlich bekannt. 
 
(6) Wird eine Abweichung vom rechtmäßi-
gen Kostenanspruch (§ 10 ÖbVIG NRW) ge-
ahndet, soll die Geldbuße mindestens in 
doppelter Höhe des Abweichungsbetrages 
festgesetzt werden; die Höchstgrenze der 
Geldbuße kann hierdurch überschritten wer-
den (§ 15 Absatz 2 ÖbVIG NRW). Ein unüb-
lich geringes Honorar für die im Zusammen-
hang mit einer Amtshandlung ausgeführten 
Tätigkeit nach § 2 ÖbVIG NRW ist als Kos-
tenunterschreitung der Amtshandlung zu 
werten und zu ahnden. 
 
(7) Ist dem Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieur nach seinen wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht zuzumuten, die Geld-
buße sofort zu zahlen, so wird ihm eine Zah-
lungsfrist bewilligt oder gestattet, die Geld-
buße in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen. 
Dabei kann angeordnet werden, dass die 
Vergünstigung, die Geldbuße in bestimmten 
Teilbeträgen zu zahlen, entfällt, wenn der 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14041&vd_back=N566&sg=0&menu=0
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Betroffene einen Teilbetrag nicht rechtzeitig 
zahlt. 
 
(8) Die ordnungsgemäße Berufsausübung 
des Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieurs ist nach § 15 Absatz 3 ÖbVIG NRW 
nicht mehr gewährleistet, wenn die Auf-
sichtsbehörde feststellt, dass er fortgesetzt 
gegen das Berufsrecht verstößt; insbeson-
dere wenn sie feststellt, dass er 
 
1.  eine von ihr untersagte Zweigstelle oder 

eine untersagte Kooperation weiter-
führt, 

2.  sich gegen Haftpflichtgefahren nicht an-
gemessen versichert hat 

3.  überwiegend Tätigkeiten nach § 2 Ab-
satz 1 ÖbVIG NRW ausführt oder 

4.  entgegen § 2 Absatz 3 ÖbVIG NRW ei-
nen weiteren Beruf ausübt. 

 
(9) Im Falle der Aufhebung der Bestellung 
auf Grund von § 6 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 
ÖbVIG NRW sind die Absätze 3 bis 5 ent-
sprechend anzuwenden. 
 

Artikel 44 
Änderung der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Gesetzes über die Landesver-

messung und das Liegenschaftskataster 
 

Auf Grund des § 29 Nummer 3 des Vermes-
sungs- und Katastergesetzes vom 1. März 
2005 (GV. NRW. S. 174), der durch Artikel 2 
Nummer 24 des Gesetzes vom 1. April 2014 
(GV. NRW. S. 256) neu gefasst worden ist, 
wird verordnet:  
 
Die Verordnung zur Durchführung des Ge-
setzes über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster vom 25. Oktober 2006 
(GV. NRW. S. 462), die zuletzt durch Verord-
nung vom 9. Dezember 2019 (GV. NRW. 
S. 985) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

 

  
Verordnung 

zur Durchführung des Gesetzes über 
die Landesvermessung und das Liegen-

schaftskataster 
(DVOzVermKatG NRW) 

 
 

1. § 14 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

 § 14 
Elektronische Bereitstellung der Geoba-

sisdaten 
 
(1) Bei der elektronischen Bereitstellung der 
Geobasisdaten sind die erforderlichen tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen 
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a) Absatz 4 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

des automatisierten Abrufverfahrens oder 
der regelmäßigen Datenübermittlung nach 
den §§ 9 und 10 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. 
S. 542), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 5. Juli 2011 (GV. NRW. S. 338) 
geändert worden ist, nur für die Eigentümer-
angaben (§ 11 Absatz 5 des Vermessungs- 
und Katastergesetzes) und für personenbe-
zogene Daten nach § 10 Satz 1 zu treffen. 
 
(2) Die Verantwortung für die Rechtmäßig-
keit des einzelnen Abrufs einschließlich der 
Identifizierbarkeit der abrufenden Person 
und der rechtmäßigen Weiterverwendung 
der Daten trägt der Datenempfänger unter 
Beachtung des § 14 Absatz 2 und 3 des Ver-
messungs- und Katastergesetzes. Bei Ver-
stößen kann die datenbereitstellende Stelle 
den Zugang zum Abrufverfahren sperren. 
 
(3) Abrufverfahren für Daten nach Absatz 1 
können für Datenempfänger nach § 14 Ab-
satz 2 Satz 2 des Vermessungs- und Katas-
tergesetzes zu dem dort aufgeführten 
Zweck, insbesondere zur Übermittlung von 
Vermessungsunterlagen an die zur Ausfüh-
rung von Liegenschaftsvermessungen be-
fugten Stellen, eingerichtet werden. Anstelle 
eines Abrufverfahrens kann auch eine regel-
mäßige Datenübermittlung an die Finanz- 
und Grundbuchverwaltung (§ 13) gemäß § 9 
Absatz 8 des Datenschutzgesetzes einge-
richtet werden. 
 
(4) Sonstige Datenempfänger nach § 14 Ab-
satz 2 Satz 1 des Vermessungs- und Katas-
tergesetzes können ihr berechtigtes Inte-
resse auch online darlegen, soweit das be-
rechtigte Interesse in diesen Verfahren über-
prüft werden kann. Wenn das berechtigte In-
teresse dabei schriftlich dargelegt wird, ist 
die elektronische Kommunikation nach § 3a 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 2014 
(GV. NRW. S. 294) geändert worden ist, zu-
gelassen. Weitere Verfahrenslösungen, die 
aufgrund der Weiterentwicklung von Wissen-
schaft und Technik entwickelt werden, sind 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2542&vd_back=N542&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2542&vd_back=N542&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=12788&vd_back=N338&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14399&vd_back=N294&sg=0&menu=0
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b)  Die Absätze 5 und 6 werden die Ab-

sätze 4 und 5. 
 

unter der Voraussetzung des Satzes 1 zuge-
lassen. 
 
(5) Für Unternehmen der öffentlichen Ener-
gie- und Wasserversorgung, der öffentlichen 
Abwasser- und Abfallbeseitigung und für 
Bergbauunternehmen im rheinischen Braun-
kohlenrevier können Abrufverfahren einge-
setzt werden, soweit ein berechtigtes Inte-
resse aufgrund der Wahrnehmung öffentli-
cher Aufgaben vorliegt. Die Daten nach Ab-
satz 1 werden für Unternehmen der öffentli-
chen Energie- und Wasserversorgung sowie 
der öffentlichen Abwasser- und Abfallbeseiti-
gung in deren Zuständigkeitsbereichen und 
für Bergbauunternehmen im rheinischen 
Braunkohlenrevier im Bereich des gemäß § 
25 des Gesetzes zur Neufassung des Lan-
desplanungsgesetzes NRW vom 3. Mai 
2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Januar 2013 
(GV. NRW. S. 33) geändert worden ist, be-
stimmten Braunkohlenplangebiets bereitge-
stellt. Die Daten nach Absatz 1 dürfen auch 
dann für ganze Bezirke des Liegenschafts-
katasters (Gemarkungen) bereitgestellt wer-
den, wenn diese Liegenschaften enthalten, 
die nicht zum Zuständigkeitsbereich des Un-
ternehmens gehören; eine Nutzung der für 
solche Liegenschaften abgerufenen Daten 
durch das Unternehmen ist nicht zulässig. 
 
(6) Die elektronische Bereitstellung von Ge-
obasisdaten der Landesvermessung und 
des Liegenschaftskatasters in beglaubigter 
Form erfolgt durch die datenabgebende 
Stelle unter Beachtung des § 33 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen. Zur Kennzeichnung der 
amtlichen Beglaubigung genügt der Beglau-
bigungsvermerk. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. § 20 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 
 

 § 20 
Elektronische Kommunikation bei Lie-

genschaftsvermessungen 
 

(1) Die nach § 21 Absatz 2 des Vermes-
sungs- und Katastergesetzes erforderlichen 
Erklärungen dürfen nur durch die Beteiligten 
persönlich oder durch deren Bevollmächtigte 
ohne die Möglichkeit der elektronischen 
Kommunikation abgegeben werden. Erst bei 
der schriftlichen Bekanntgabe gemäß § 21 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3758&vd_back=N430&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13718&vd_back=N33&sg=0&menu=0
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Absatz 5 Satz 1 des Vermessungs- und Ka-
tastergesetzes ist die elektronische Kommu-
nikation nach § 3a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen zugelassen. 
 
(2) Anträge zur Fortführung des Liegen-
schaftskatasters können einschließlich der 
Vermessungsschriften auf elektronischem 
Wege nach den Bedingungen des § 3a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen eingereicht wer-
den. Hierbei sind die elektronischen Ab-
schriften der Vermessungsschriften unter 
Beachtung des § 33 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen zu fertigen. Originale in Papierform sind 
zeitnah zur Übernahme in das Liegen-
schaftskataster der Katasterbehörde für die 
weitere Aufbewahrung einzureichen. 
 
(3) Für die elektronische Kommunikation be-
züglich der Beurkundung und Beglaubigung 
von Anträgen auf Vereinigung oder Teilung 
von Grundstücken nach § 17 des Vermes-
sungs- und Katastergesetzes sind die Rege-
lungen der Grundbuchordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Mai 
1994 (BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 
(BGBl. I S. 3786) geändert worden ist, und 
der zugehörigen Rechtsverordnungen zu be-
achten. 
 

3.  § 28 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 28 
Elektronische Kommunikation 

 
 Die elektronische Kommunikation ge-

mäß § 3a des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen ist zugelassen, sofern in dieser 
Rechtsverordnung nichts anderes gere-
gelt wird.“ 

 
 
 
 
 
 

  
 

§ 28 
Elektronische Kommunikation 

 
Die weitere, in dieser Rechtsverordnung 
nicht gesondert geregelte elektronische 
Kommunikation ist § 3a des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen anzuwenden. 
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Artikel 45 
Änderung der Freistellungs- und Ur-

laubsverordnung NRW 
 
Auf Grund des § 71 Satz 2 und des § 72 Ab-
satz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 14. 
Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in 
Verbindung mit § 2 Absatz 2 des Landesrich-
ter- und Staatsanwältegesetzes vom 8. De-
zember 2015 (GV. NRW. S. 812) wird ver-
ordnet: 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung über die Freistellung wegen 

Mutterschutz für 
Beamtinnen und Richterinnen, Eltern - 

und Pflegezeit, 
Erholungs- und Sonderurlaub der Beam-

tinnen und Beamten und 
Richterinnen und Richter im Land Nord-

rhein-Westfalen 
(Freistellungs- und Urlaubsverord-

nung NRW - FrUrlV NRW) 
 

§ 16 
Kurzzeitige Arbeitsverhinderung, Pflege-

zeit und sonstige Freistellungen 
 

(1) In entsprechender Anwendung des § 2 
Absatz 1 und 2, des § 3 Absatz 1 bis 6, § 4 
und des § 7 Absatz 3 und 4 des Pflegezeit-
gesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 
896) in der jeweils geltenden Fassung haben 
Beamtinnen und Beamte Anspruch 
 
1.  dem Dienst bis zu zehn Arbeitstage 

fernzubleiben (kurzzeitige Arbeitsver-
hinderung) oder 

2.  vom Dienst teilweise oder vollständig 
freigestellt zu werden bis zur Dauer von 
maximal 
a) sechs Monaten (Pflegezeit, Betreu-

ung pflegebedürftiger minderjähri-
ger Angehöriger) oder 

b) drei Monaten (Begleitung letzte Le-
bensphase), 

 
soweit nachfolgend nichts Abweichendes 
geregelt ist. 
 
(2) Die Pflegebedürftigkeit ist entsprechend 
den §§ 2 Absatz 2 und 3 Absatz 2 des Pfle-
gezeitgesetzes nachzuweisen. Das Vorlie-
gen einer Erkrankung in Fällen des Absatzes 
1 Nummer 2 b ist entsprechend § 3 Absatz 6 
des Pflegezeitgesetzes nachzuweisen. So-
weit Kosten für die ärztliche Bescheinigung 
entstehen, werden sie vom Dienstherrn 
übernommen. 
 
(3) Die Freistellung nach Absatz 1 Nummer 1 
erfolgt im Umfang von 9 Arbeitstagen unter 
Fortzahlung der Besoldung, soweit keine an-
dere Person bezahlte Freistellung im Rah-
men der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
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In § 16 Absatz 5 Satz 2, § 16a Absatz 6 Satz 
2 und § 19 Absatz 5 der Freistellungs- und 
Urlaubsverordnung NRW vom 10. Januar 
2012 (GV. NRW. S. 2, ber. S. 92), die zuletzt 
durch Verordnung vom 24. August 2021 
(GV. NRW. S. 1044) geändert worden ist, 
werden jeweils nach dem Wort „schriftlich“ 
die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

für dieselbe pflegebedürftige Person in An-
spruch nimmt. Der Dauer der Freistellung 
liegt eine Fünf-Tage-Woche zugrunde. § 23 
Absatz 1, 2 und 4 gilt entsprechend. Zeiten 
einer vollständigen Freistellung nach Absatz 
1 Nummer 2 erfolgen als Urlaub ohne Besol-
dung. 
 
(4) Beamtinnen und Beamten ist für die 
Dauer der Freistellungen nach §§ 3, 4 des 
Pflegezeitgesetzes auf Antrag auch eine 
Teilzeitbeschäftigung zu bewilligen, wenn 
zwingende dienstliche Gründe nicht entge-
genstehen. Richterinnen und Richter müs-
sen die im Sinne von Satz 1 zulässige Teil-
zeitbeschäftigung mindestens mit 30 Prozent 
des regelmäßigen Dienstes leisten. 
 
(5) Vollständige oder teilweise Freistellungen 
nach § 3 des Pflegezeitgesetzes unterbre-
chen eine Elternzeit, Beurlaubung nach §§ 
64, 70 des Landesbeamtengesetzes oder 
eine Teilzeitbeschäftigung nach §§ 64, 65 
des Landesbeamtengesetzes. Sie sind spä-
testens zwei Wochen vor Beginn schriftlich 
zu beantragen. 
 
(6) Bei einer Kombination müssen Pflegezeit 
und Familienpflegezeit (§ 16a) in unmittelba-
rem Anschluss aneinander erfolgen. Pflege-
zeit und Familienpflegezeit dürfen gemein-
sam 24 Monate je pflegebedürftiger Angehö-
riger oder pflegebedürftigem Angehörigen 
nicht überschreiten (Gesamtdauer). 
 
(7) Für eine Entlassung aus dem Beamten-
verhältnis während der vollständigen und 
teilweisen Freistellungen nach § 3 des Pfle-
gezeitgesetzes gilt § 12 entsprechend. 
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§ 16a 
Familienpflegezeit 

 
(1) In entsprechender Anwendung der §§ 1, 
2 Absatz 1, 2 und 5, § 2a des Familienpfle-
gezeitgesetzes vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2564) in der jeweils geltenden 
Fassung haben Beamtinnen und Beamte 
Anspruch auf Familienpflegezeit, wenn sie 
 
1. eine pflegebedürftige nahe Angehörige 

oder einen pflegebedürftigen nahen An-
gehörigen in häuslicher Umgebung pfle-
gen oder 

2.  eine minderjährige pflegebedürftige 
nahe Angehörige oder einen minderjäh-
rigen pflegebedürftigen nahen Angehö-
rigen in häuslicher oder außerhäusli-
cher Umgebung betreuen, 

 
soweit nachfolgend nichts Abweichendes 
geregelt ist. 
 
(2) Die Familienpflegezeit nach Absatz 1 
wird als Teilzeitbeschäftigung im beantrag-
ten Umfang bewilligt, soweit zwingende 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit in 
der Pflegephase muss mindestens 15 Stun-
den betragen. Richterinnen und Richter müs-
sen die im Sinne von Satz 1 zulässige Teil-
zeitbeschäftigung mindestens mit 30 Prozent 
des regelmäßigen Dienstes leisten. 
 
(3) Teilzeitbeschäftigung kann auch als Teil-
zeitbeschäftigung im Blockmodell entspre-
chend § 65 Absatz 2 des Landesbeamtenge-
setzes in Anspruch genommen werden. In 
diesen Fällen ist Beamtinnen und Beamten 
ihre tatsächliche Arbeitszeit während der 
Pflegephase bis zu längstens 24 Monaten 
um den Anteil der reduzierten Arbeitszeit zu 
ermäßigen, welcher nach Beendigung der 
Pflegephase in der ebenso langen Nachpfle-
gephase erbracht wird. In diesen Fällen ist 
die Bewilligung der Familienpflegezeit mit ei-
nem Widerrufsvorbehalt für die Fälle des 
§ 65 Absatz 3 Satz 1 bis 5 des Landesbeam-
tengesetzes zu versehen. 
 
(4) Die Pflegephase der Familienpflegezeit 
ist nur für einen einzigen zusammenhängen-
den Zeitabschnitt zu bewilligen. Die Dauer 
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der Pflegephase der Familienpflegezeit be-
trägt maximal 24 Monate je pflegebedürftiger 
naher Angehöriger oder pflegebedürftigem 
nahen Angehörigen. § 16 Absatz 6 gilt ent-
sprechend. 
 
(5) Die Pflegebedürftigkeit der oder des An-
gehörigen ist entsprechend § 2a Absatz 4 
des Familienpflegezeitgesetzes nachzuwei-
sen. Soweit Kosten für die ärztliche Beschei-
nigung entstehen, werden sie vom Dienst-
herrn übernommen. § 7 Absatz 3 und 4 des 
Pflegezeitgesetzes gelten entsprechend. 
 
(6) Für Freistellungen nach § 2 des Familien-
pflegezeitgesetzes gilt § 16 Absatz 5 ent-
sprechend. Sie sind spätestens acht Wo-
chen vor Beginn schriftlich zu beantragen. 
 
(7) Für eine Entlassung aus dem Beamten-
verhältnis während der Familienpflegezeit 
gilt § 12 entsprechend. 
 

§ 19 
Inanspruchnahme des Urlaubs 

 
(1) Der Erholungsurlaub soll im Laufe des 
Urlaubsjahres nach Möglichkeit voll ausge-
nutzt werden. Der Erholungsurlaub kann ge-
teilt werden, soweit dadurch der Urlaubs-
zweck nicht gefährdet wird. 
 
(2) Urlaub, der nicht innerhalb von 15 Mona-
ten nach dem Ende des Urlaubsjahres in An-
spruch genommen worden ist und nicht nach 
§ 20a angespart wird, verfällt. Urlaub, der 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Beam-
tenverhältnisses nicht in Anspruch genom-
men wurde, verfällt. § 19a bleibt unberührt. 
 
(3) Hat die Beamtin den ihr zustehenden Ur-
laub vor Beginn der Ausfallzeiten wegen 
mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsver-
bote nicht oder nicht vollständig in Anspruch 
genommen, ist der Resturlaub nach Ablauf 
der Fristen dem Erholungsurlaub des laufen-
den Urlaubsjahres hinzuzufügen. 
 
(4) Hat die Beamtin oder der Beamte den ihr 
oder ihm zustehenden Erholungsurlaub vor 
Beginn eines Urlaubs ohne Besoldung oder 
einer Eltern- oder Pflegezeit nicht oder nicht 
vollständig in Anspruch genommen, ist der 
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Resturlaub nach dem Ende des Urlaubs 
ohne Besoldung oder der Eltern- oder Pfle-
gezeit dem Erholungsurlaub des laufenden 
Urlaubsjahres hinzuzufügen. Gleiches gilt 
auch für unmittelbar aufeinanderfolgende Ur-
laube ohne Besoldung oder unmittelbar auf-
einanderfolgende Elternzeiten. Der Übertra-
gungsanspruch erhöht sich um den Zu-
satzurlaub nach § 208 Absatz 1 Satz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Reha-
bilitation und Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2016, BGBl. I S. 3234) in der 
jeweils geltenden Fassung und um den 
Dienstbefreiungsanspruch nach § 9 Absatz 4 
der Arbeitszeitverordnung vom 4. Juli 2006 
(GV. NRW. S. 335) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
(5) Zu viel gewährter Erholungsurlaub, den 
die Beamtin oder der Beamte vor dem Be-
ginn eines Urlaubs unter Wegfall der Besol-
dung oder der Eltern- oder Pflegezeit in ei-
nem Urlaubsjahr in Anspruch genommen 
hat, ist durch Anrechnung auf den nächsten 
neuen Urlaubsanspruch auszugleichen; dies 
gilt nicht, wenn die oberste Dienstbehörde o-
der die von ihr bestimmte Stelle spätestens 
bei Beendigung des Urlaubs ohne Besol-
dung schriftlich anerkannt hat, dass dieser 
dienstlichen Interessen oder öffentlichen Be-
langen dient. 
 
(6) Die dienstvorgesetzte Stelle teilt von 
Amts wegen der Beamtin und dem Beamten 
zu Beginn eines jeden Kalenderjahres den 
vorhandenen Urlaubsanspruch nach dieser 
Verordnung, getrennt nach Kalenderjahren, 
in Textform mit, fordert zur rechtzeitigen Be-
antragung und Inanspruchnahme des Ur-
laubs auf und belehrt für den Fall der Nichtin-
anspruchnahme über den ersatzlosen Verfall 
nach Absatz 2. Die Absätze 3 und 4 bleiben 
unberührt. Wird die Mitteilungspflicht nicht o-
der unvollständig erfüllt, tritt nicht bean-
spruchter Mindesturlaub nach § 19a Absatz 
1 Satz 1 am Ende des Übertragungszeit-
raums nach Absatz 2 Satz 1 zu dem im 
Folgejahr entstandenen Urlaubsanspruch 
hinzu beziehungsweise wird zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Beamtenverhältnisses 
entsprechend dem Verfahren nach § 19a fi-
nanziell abgegolten. Die Sätze 1 bis 3 gelten 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11999&vd_back=N335&sg=0&menu=1
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entsprechend für den Zusatzurlaubsan-
spruch nach § 208 Absatz 1 Satz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Die Be-
weislast für die Erfüllung der Mitteilungs-
pflicht liegt bei der dienstvorgesetzten Stelle. 
 

Artikel 46 
Änderung des Informationsfreiheitsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 5 Absatz 1 Satz 2 und § 12 Satz 3 des 
Informationsfreiheitsgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 27. November 2001 (GV. 
NRW. S. 806), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 
244, ber. S. 404) geändert worden ist, wer-
den jeweils die Wörter „in elektronischer 
Form“ durch das Wort „elektronisch“ ersetzt. 

 

  
Gesetz 

über die Freiheit des Zugangs zu  
Informationen  

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-

Westfalen - IFG NRW) 
 

§ 5 
Verfahren 

 
(1) Der Zugang zu den bei den öffentlichen 
Stellen vorhandenen Informationen wird auf 
Antrag gewährt. Der Antrag kann schriftlich, 
mündlich oder in elektronischer Form gestellt 
werden. Er muss hinreichend bestimmt sein 
und insbesondere erkennen lassen, auf wel-
che Informationen er gerichtet ist. Anträge 
auf Zugang zu amtlichen Informationen der 
Verwaltungstätigkeit von Schulen sind in in-
neren Schulangelegenheiten an die Schul-
aufsicht, in äußeren Schulangelegenheiten 
an die Schulträger zu richten. Begehrt die 
Antragstellerin oder der Antragsteller eine 
bestimmte Art des Informationszugangs, so 
darf nur dann eine andere Art bestimmt wer-
den, wenn hierfür ein wichtiger Grund vor-
liegt. 
 
(2) Die Information soll unverzüglich, spätes-
tens innerhalb eines Monats nach Antrag-
stellung, zugänglich gemacht werden. Die in-
haltliche Richtigkeit der Information ist nicht 
zu überprüfen. Die Ablehnung eines Antra-
ges nach Absatz 1 oder die Beschränkung 
des beantragten Zugangs zu einer Informa-
tion ist schriftlich zu erteilen und zu begrün-
den; bei mündlicher Antragstellung gilt die 
Schriftform nur auf ausdrückliches Verlan-
gen der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers. Die informationssuchende Person ist im 
Falle der Ablehnung auch auf ihr Recht nach 
§ 13 Abs. 2 hinzuweisen. 
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(3) Ist die Gewährung des Informationszu-
gangs von der Einwilligung einer betroffenen 
Person abhängig, gilt diese Einwilligung als 
verweigert, wenn sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Anfrage durch die öffentliche 
Stelle vorliegt. 
 
(4) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn 
die Information der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller bereits zur Verfügung gestellt 
worden ist oder wenn sich die Antragstellerin 
oder der Antragsteller die Information in zu-
mutbarer Weise aus allgemein zugänglichen 
Quellen beschaffen kann. 
 
(5) Bei Anträgen, die von mehr als 20 Perso-
nen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet o-
der in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige An-
träge), gelten die §§ 17 und 19 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes entsprechend. 
Sind mehr als 20 Personen aufzufordern, ei-
nen gemeinsamen Vertreter zu bestellen, 
kann die öffentliche Stelle die Aufforderung 
ortsüblich bekanntmachen. 
 

§ 12 
Veröffentlichungspflichten 

 
Geschäftsverteilungspläne, Organigramme 
und Aktenpläne sind nach Maßgabe dieses 
Gesetzes allgemein zugänglich zu machen. 
Die öffentlichen Stellen sollen Verzeichnisse 
führen, aus denen sich die vorhandenen In-
formationssammlungen und -zwecke erken-
nen lassen. Soweit möglich hat die Veröf-
fentlichung in elektronischer Form zu erfol-
gen. § 4 Abs. 2 Satz 1 dieses Gesetzes bleibt 
unberührt. 
 

Artikel 47 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Gesetz über die Beamtinnen und Beam-

ten des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Landesbeamtengesetz - LBG NRW) 

 
§ 24 

Abordnung 
 

(1) Eine Abordnung ist die vorübergehende 
Übertragung einer dem Amt der Beamtin  
oder des Beamten entsprechenden Tätigkeit 
bei einer anderen Dienststelle desselben  
oder eines anderen Dienstherrn unter 
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In § 24 Absatz 6 Satz 1, § 25 Absatz 5 Satz 
2, § 49 Absatz 1 Satz 3, § 52 Absatz 2 Satz 
2, § 83 Absatz 1 Satz 8 und § 87 Absatz 2 
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 
642), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Juli 
2021 (GV. NRW. S. 894) geändert worden 
ist, werden jeweils nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

Beibehaltung der Zugehörigkeit zur bisheri-
gen Dienststelle. Die Abordnung kann ganz 
oder teilweise erfolgen. 
 
(2) Beamtinnen und Beamte können, wenn 
hierfür ein dienstlicher Grund besteht, vo-
rübergehend ganz oder teilweise zu einer ih-
rem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine 
andere Dienststelle eines Dienstherrn im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeord-
net werden. 
 
(3) Aus dienstlichen Gründen können Beam-
tinnen und Beamte vorübergehend ganz  
oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt 
entsprechenden Tätigkeit abgeordnet wer-
den, wenn ihnen die Wahrnehmung der 
neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung 
oder Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei 
ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die 
nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundge-
halt entspricht, zulässig. Die Abordnung 
nach den Sätzen 1 und 2 bedarf der Zustim-
mung der Beamtin oder des Beamten, wenn 
sie die Dauer von zwei Jahren übersteigt. 
 
(4) Die Abordnung zu einem anderen Dienst-
herrn bedarf der Zustimmung der Beamtin  
oder des Beamten. Abweichend von Satz 1 
ist die Abordnung auch ohne Zustimmung 
der Beamtin oder des Beamten zulässig, 
wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit dem-
selben Endgrundgehalt auch einer gleich-
wertigen oder anderen Laufbahn entspricht 
und die Abordnung die Dauer von fünf Jah-
ren nicht übersteigt. 
 
(5) Vor der Abordnung ist die Beamtin oder 
der Beamte zu hören. 
 
(6) Die Abordnung zu einem anderen Dienst-
herrn wird von dem abgebenden im Einver-
ständnis mit dem aufnehmenden Dienst-
herrn verfügt; das Einverständnis ist schrift-
lich zu erklären. In der Verfügung ist zum 
Ausdruck zu bringen, dass das Einverständ-
nis vorliegt. Zur Zahlung der der Beamtin o-
der dem Beamten zustehenden Leistungen 
ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu dem 
die Beamtin oder der Beamte abgeordnet ist. 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15674&vd_back=N310&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15674&vd_back=N310&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=16982&vd_back=N244&sg=0&menu=0
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§ 25 
Versetzung 

 
(1) Eine Versetzung ist die auf Dauer ange-
legte Übertragung eines anderen Amtes bei 
einer anderen Dienststelle bei demselben  
oder einem anderen Dienstherrn. 
 
(2) Beamtinnen und Beamte können in ein 
anderes Amt einer Laufbahn, für die sie die 
Befähigung besitzen, versetzt werden, wenn 
sie es beantragen oder ein dienstliches Be-
dürfnis besteht. Eine Versetzung bedarf nicht 
ihrer Zustimmung, wenn das neue Amt zum 
Bereich desselben Dienstherrn gehört, der-
selben Laufbahn angehört wie das bisherige 
Amt und mit mindestens demselben End-
grundgehalt verbunden ist; Stellenzulagen 
gelten hierbei nicht als Bestandteile des 
Grundgehaltes. Vor der Versetzung ist die 
Beamtin oder der Beamte zu hören. 
 
(3) Aus dienstlichen Gründen können Beam-
tinnen oder Beamte ohne ihre Zustimmung in 
ein Amt mit demselben Endgrundgehalt auch 
einer anderen Laufbahn, auch im Bereich ei-
nes anderen Dienstherrn, versetzt werden; 
Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Be-
standteile des Grundgehaltes. § 22 bleibt un-
berührt. 
 
(4) Besitzen die Beamtinnen und Beamten 
nicht die Befähigung für die andere Lauf-
bahn, haben sie an Maßnahmen für den Er-
werb der neuen Befähigung teilzunehmen. 
 
(5) Werden die Beamtinnen und Beamten in 
ein Amt eines anderen Dienstherrn versetzt, 
wird das Beamtenverhältnis mit dem neuen 
Dienstherrn fortgesetzt; auf die beamten- 
und besoldungsrechtliche Stellung der Be-
amtinnen und Beamten finden die im Bereich 
des neuen Dienstherrn geltenden Vorschrif-
ten Anwendung. Die Versetzung wird von 
dem abgebenden im Einvernehmen mit dem 
aufnehmenden Dienstherrn verfügt; das Ein-
verständnis ist schriftlich zu erklären. In die 
Verfügung ist aufzunehmen, dass das Ein-
verständnis vorliegt. 
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§ 49 
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeit 

 
(1) Die Beamtin oder der Beamte bedarf, so-
weit sie oder er nicht nach § 48 zur Über-
nahme verpflichtet ist, der vorherigen Ge-
nehmigung 
 
1. zur Übernahme eines Nebenamtes, 
2. zur Übernahme einer Nebenbeschäfti-

gung gegen Vergütung, zu einer ge-
werblichen Tätigkeit, zur Mitarbeit in ei-
nem Gewerbebetrieb oder zur Aus-
übung eines freien Berufes und 

3.  zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichts-
rat, Verwaltungsrat oder in ein sonstiges 
Organ einer Gesellschaft oder eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen 
Unternehmens, soweit diese einen wirt-
schaftlichen Zweck verfolgen, sowie zur 
Übernahme einer Treuhänderschaft. 

 
Die Wahrnehmung eines öffentlichen Ehren-
amtes sowie einer unentgeltlichen Vormund-
schaft, Betreuung, Pflegschaft oder Testa-
mentsvollstreckung gilt nicht als Nebentätig-
keit. Ihre Übernahme ist der dienstvorgesetz-
ten Stelle vor Aufnahme schriftlich anzuzei-
gen. 
 
(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die Nebentätigkeit dienstliche Interessen be-
einträchtigen kann. Ein solcher Versagungs-
grund liegt insbesondere vor, wenn die Ne-
bentätigkeit 
 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft 

der Beamtin oder des Beamten so stark 
in Anspruch nimmt, dass die ordnungs-
gemäße Erfüllung ihrer oder seiner 
dienstlichen Pflichten behindert werden 
kann, 

2.  die Beamtin oder den Beamten in einen 
Widerstreit mit den dienstlichen Pflich-
ten bringen kann, 

3.  in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in 
der die Behörde oder Einrichtung, der 
die Beamtin oder der Beamte angehört, 
tätig wird oder werden kann, 

4.  die Unparteilichkeit oder die Unbefan-
genheit der Beamtin oder des Beamten 
beeinflussen kann, 
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5.  zu einer wesentlichen Einschränkung 
der künftigen dienstlichen Verwendbar-
keit der Beamtin oder des Beamten füh-
ren kann oder 

6.  dem Ansehen der öffentlichen Verwal-
tung abträglich sein kann. 

 
Die Voraussetzung des Satzes 2 Nummer 1 
gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche 
Beanspruchung durch eine oder mehrere 
Nebentätigkeiten in der Woche ein Fünftel 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
überschreitet. Im Falle einer begrenzten 
Dienstfähigkeit (§ 27 des Beamtenstatusge-
setzes) gilt Satz 3 mit der Maßgabe, dass die 
herabgesetzte wöchentliche Arbeitszeit zu-
grunde zu legen ist. 
 
(3) Die Genehmigung ist für jede einzelne 
Nebentätigkeit zu erteilen und auf längstens 
fünf Jahre zu befristen. Sie kann mit Aufla-
gen und Bedingungen versehen werden. Die 
Genehmigung erlischt bei Versetzung zu ei-
ner anderen Dienststelle. 
 
(4) Ergibt sich nach der Erteilung der Geneh-
migung eine Beeinträchtigung dienstlicher 
Interessen, so ist die Genehmigung zu wi-
derrufen. 
 

§ 52 
Ausübung der Nebentätigkeit, Verfahren, 

Tätigkeit von Ruhestandsbeamtinnen 
und Ruhestandsbeamten und früheren 
Beamtinnen und Beamten mit Versor-

gungsbezügen 
 

(1) Nebentätigkeiten, welche die Beamtin  
oder der Beamte nicht auf Verlangen (§ 48), 
Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder sei-
ner dienstvorgesetzten Stelle übernommen 
hat, darf sie oder er nur außerhalb der Ar-
beitszeit ausüben. Ausnahmen dürfen nur in 
besonders begründeten Fällen zugelassen 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen und die versäumte Arbeitszeit 
nachgeleistet wird. 
 
(2) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung 
(§§ 49, 54) oder auf Zulassung einer Aus-
nahme (Absatz 1 Satz 2) und Entscheidun-
gen über diese Anträge sowie das Verlangen 
nach § 48 und nach Absatz 4 bedürfen der 
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Schriftform. Die Beamtin oder der Beamte 
hat die für die Entscheidungen erforderlichen 
Nachweise, insbesondere über Art und Um-
fang der Nebentätigkeit sowie die Entgelte 
und geldwerten Vorteile hieraus, zu erbrin-
gen; sie oder er hat jede Änderung unver-
züglich schriftlich anzuzeigen. 
 
(3) Der Vorschlag und die Veranlassung der 
dienstvorgesetzten Stelle (Absatz 1 Satz 1) 
sind aktenkundig zu machen. 
 
(4) Die Beamtin oder der Beamte ist auf Ver-
langen der dienstvorgesetzten Stelle ver-
pflichtet, über Art und Umfang der von ihr  
oder ihm ausgeübten Nebentätigkeit und die 
Höhe der dafür empfangenen Vergütung 
Auskunft zu geben. 
 
(5) Der Zeitraum gemäß § 41 Satz 1 des Be-
amtenstatusgesetzes beträgt für Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
oder frühere Beamtinnen und Beamte mit 
Versorgungsbezügen fünf Jahre, bei Eintritt 
in den Ruhestand nach § 31 Absatz 1 drei 
Jahre. Ein Verbot nach § 41 Satz 2 des Be-
amtenstatusgesetzes wird durch die letzte 
dienstvorgesetzte Stelle ausgesprochen; es 
endet spätestens mit Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen. 
 

§ 83 
Personalakten - allgemein 

 
(1) Für jede Beamtin und jeden Beamten so-
wie für jede ehemalige Beamtin und jeden 
ehemaligen Beamten ist eine Personalakte 
zu führen. Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 
2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 
2) ist zu beachten. Sie kann in Teilen oder 
vollständig im Wege des automatisierten 
Verfahrens geführt werden. Die Personal-
akte kann nach sachlichen Gesichtspunkten 
in Grundakte und Teilakten gegliedert wer-
den. Teilakten können bei der für den betref-
fenden Aufgabenbereich zuständigen 
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Behörde geführt werden. Nebenakten (Un-
terlagen, die sich auch in der Grundakte oder 
in Teilakten befinden) dürfen nur geführt wer-
den, wenn die personalverwaltende Behörde 
nicht zugleich Beschäftigungsbehörde ist o-
der wenn mehrere personalverwaltende Be-
hörden für die Beamtin oder den Beamten 
zuständig sind; sie dürfen nur solche Unter-
lagen enthalten, deren Kenntnis zur recht-
mäßigen Aufgabenerledigung der betreffen-
den Behörde erforderlich ist. In die Grund-
akte ist ein vollständiges Verzeichnis aller 
Teil- und Nebenakten aufzunehmen. Wird 
die Personalakte nicht in Schriftform oder 
vollständig im Wege des automatisierten 
Verfahrens geführt, legt die personalverwal-
tende Stelle jeweils schriftlich fest, welche 
Teile in welcher Form geführt werden und 
nimmt dies in das Verzeichnis nach Satz 7 
auf. Soweit Personalakten teilweise oder 
ausschließlich elektronisch geführt werden, 
werden Papierdokumente in elektronische 
Dokumente übertragen und in der elektroni-
schen Akte gespeichert. Dabei ist entspre-
chend dem Stand der Technik sicherzustel-
len, dass die elektronischen Dokumente mit 
den Papierdokumenten bildlich und inhaltlich 
übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht 
werden. Nach der Übertragung in elektroni-
sche Dokumente sollen diese Papierdoku-
mente vernichtet werden, sobald ihre weitere 
Aufbewahrung nicht mehr aus rechtlichen 
Gründen oder zur Qualitätssicherung des 
Übertragungsvorgangs erforderlich ist. Lie-
gen Anträgen oder Anschreiben an die per-
sonalverwaltenden Dienststellen Originaldo-
kumente bei, die offensichtlich als solche zu 
erkennen sind, sind sie der Beamtin oder 
dem Beamten zurückzugeben, es sei denn, 
der Verbleib der Originaldokumente in der 
Personalstelle ist aus rechtlichen Gründen 
zwingend notwendig. 
 
(2) Zugang zur Personalakte dürfen nur Be-
schäftigte haben, die im Rahmen der Perso-
nalverwaltung mit der Bearbeitung von Per-
sonalangelegenheiten beauftragt sind, und 
nur soweit dies zu Zwecken der Personalver-
waltung oder der Personalwirtschaft erfor-
derlich ist; dies gilt auch für den Zugang im 
automatisierten Abrufverfahren. Satz 1 gilt 
entsprechend für Beauftragte des Dienst-
herrn, soweit sie zur Wahrnehmung 
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besonderer Belange an Personalentschei-
dungen zu beteiligen sind. Zugang zur Per-
sonalakte haben ferner die mit Angelegen-
heiten der Innenrevision beauftragten Be-
schäftigten, soweit sie die zur Durchführung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Erkenntnisse 
andernfalls nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand oder unter Gefährdung des Prüf-
zwecks gewinnen könnten. 
 
(3) Nicht Bestandteil der Personalakte sind 
Unterlagen, die besonderen, von der Person 
und dem Dienstverhältnis sachlich zu tren-
nenden Zwecken dienen, insbesondere Prü-
fungs-, Sicherheits- und Kindergeldakten. 
Kindergeldakten können mit Besoldungs- 
und Versorgungsakten verbunden geführt 
werden, wenn diese von der übrigen Perso-
nalakte getrennt sind und von einer von der 
Personalverwaltung getrennten Organisati-
onseinheit bearbeitet werden. § 35 des Ers-
ten Buches Sozialgesetzbuch -Allgemeiner 
Teil- (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezem-
ber 1975, BGBl. I S. 3015) in der jeweils gel-
tenden Fassung und die §§ 67 bis 78 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch -Sozial-
verwaltungsverfahren und Sozialdaten-
schutz- in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130) in der 
jeweils geltenden Fassung bleiben unbe-
rührt. 
 
(4) Der Dienstherr darf personenbezogene 
Daten über Bewerberinnen und Bewerber, 
Beamtinnen und Beamte und ehemalige Be-
amtinnen und Beamte verarbeiten, soweit 
dies im Rahmen der Personalverwaltung und 
der Personalwirtschaft zur Begründung, 
Durchführung, Beendigung oder Abwicklung 
des Dienstverhältnisses oder zur Durchfüh-
rung organisatorischer, personeller und sozi-
aler Maßnahmen erforderlich ist oder eine 
Rechtsvorschrift oder eine Dienstverein-ba-
rung dies erlaubt oder die betroffene Person 
eingewilligt hat. Fragebogen, mit denen sol-
che personenbezogenen Daten erhoben 
werden, bedürfen der Genehmigung durch 
die zuständige oberste Dienstbehörde. 
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§ 87 
Übermittlung an Behörden und Auskunft 

an nicht betroffene Personen 
 

(1) Ohne Einwilligung der Beamtin oder des 
Beamten ist es zulässig, die Personalakte für 
Zwecke der Personalverwaltung oder Perso-
nalwirtschaft der obersten Dienstbehörde o-
der einer im Rahmen der Dienstaufsicht wei-
sungsbefugten Behörde zu übermitteln. Das 
Gleiche gilt für Behörden im Bereich dessel-
ben Dienstherrn, soweit die Übermittlung der 
Akte zur Vorbereitung oder Durchführung ei-
ner Personalentscheidung notwendig ist. 
Ärztinnen und Ärzten, die im Auftrag der per-
sonalverwaltenden Behörde ein medizini-
sches Gutachten erstellen, darf die Perso-
nalakte ebenfalls ohne Einwilligung übermit-
telt werden. Für Auskünfte aus der Personal-
akte gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 
Soweit eine Auskunft ausreicht, ist von einer 
Übermittlung abzusehen. 
 
(2) Auskünfte an nicht betroffene Personen 
dürfen nur mit Einwilligung der Beamtin oder 
des Beamten erteilt werden, es sei denn, 
dass die Abwehr einer erheblichen Beein-
trächtigung des Gemeinwohls oder der 
Schutz berechtigter, höherrangiger Interes-
sen der nicht betroffenen Person die Aus-
kunftserteilung zwingend erfordert. Inhalt 
und Empfänger der Auskunft sind der Beam-
tin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 
 
(3) Übermittlung und Auskunft sind auf den 
jeweils erforderlichen Umfang zu beschrän-
ken. 
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Artikel 48 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

der Insolvenzordnung 
 

 
 
 
 
 
 
 
In § 3 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung der Insolvenzordnung vom 1. Feb-
ruar 2019 (GV. NRW. S. 114) werden nach 
dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

 

  
Gesetz 

zur Ausführung der Insolvenzordnung 
(AG InsO) 

 
§ 3 

Anerkennungsverfahren 
 

(1) Zuständige Behörde ist die Bezirksregie-
rung Düsseldorf. 
 
(2) Die Anerkennung ist schriftlich zu bean-
tragen. Mit dem Antrag sind die Nachweise 
über das Vorliegen der Anerkennungsvo-
raussetzungen zu übermitteln. 
 
(3) Das Anerkennungsverfahren kann auch 
über eine einheitliche Stelle nach den §§ 71a 
bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der je-
weils geltenden Fassung abgewickelt wer-
den. 
 
(4) Über den Antrag auf Anerkennung ent-
scheidet die Behörde innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten. Hat die Behörde nicht 
innerhalb dieser Frist entschieden, gilt die 
Anerkennung als erteilt. 
 

Artikel 49 
Änderung des Landespersonalvertre-

tungsgesetzes 
 
Das Landespersonalvertretungsgesetz vom 
3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. 
Juni 2021 (GV. NRW. S. 690) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

 

  
Personalvertretungsgesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
- Landespersonalvertretungsgesetz - 

LPVG - 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 66 
 
(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim-
mung des Personalrats unterliegt, kann sie 
nur mit seiner Zustimmung getroffen werden. 
Eine Maßnahme im Sinne des Satzes 1 liegt 
bereits dann vor, wenn durch eine Handlung 
eine mitbestimmungspflichtige Maßnahme 
vorweggenommen oder festgelegt wird. 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
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1. In § 66 Absatz 2 Satz 2 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

(2) Die Dienststelle unterrichtet den Perso-
nalrat von der beabsichtigten Maßnahme 
und beantragt seine Zustimmung. Der Per-
sonalrat kann verlangen, dass die Dienst-
stelle die beabsichtigte Maßnahme begrün-
det; der Personalrat kann außer in Personal-
angelegenheiten auch eine schriftliche Be-
gründung verlangen. Der Beschluss des Per-
sonalrats über die beantragte Zustimmung 
ist der Dienststelle innerhalb von zwei Wo-
chen mitzuteilen; in dringenden Fällen kann 
die Dienststelle diese Frist auf eine Woche 
verkürzen. In den Fällen des § 35 verlängert 
sich die Frist um eine Woche. Die Maß-
nahme gilt als gebilligt, wenn nicht der Per-
sonalrat innerhalb der genannten Frist die 
Zustimmung unter Angabe der Gründe 
schriftlich verweigert. 
 
(3) Sofern der Personalrat beabsichtigt, der 
Maßnahme nicht zuzustimmen, hat er dies 
nach Zugang des Antrags innerhalb der Fris-
ten des Absatzes 2 Satz 3 oder Satz 4 der 
Dienststelle mitzuteilen; in diesen Fällen ist 
die Maßnahme mit dem Ziel einer Verständi-
gung zwischen der Dienststelle und dem 
Personalrat innerhalb von zwei Wochen zu 
erörtern; die Frist kann im Einvernehmen 
zwischen der Dienststelle und dem Perso-
nalrat verlängert werden. In dringenden Fäl-
len kann die Dienststelle verlangen, dass die 
Erörterung innerhalb einer Frist von einer 
Woche durchzuführen ist. In den Fällen einer 
Erörterung beginnt die Frist des Absatzes 2 
Satz 3 und 4 mit dem Tag der Erörterung. 
Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend. Die 
Dienststelle ist berechtigt, zu der Erörterung 
für Personal- und Organisationsangelegen-
heiten zuständige Beschäftigte hinzuzuzie-
hen. Soweit Beschwerden oder Behauptun-
gen tatsächlicher Art vorgetragen werden, 
die für eine Beschäftigte oder einen Beschäf-
tigten ungünstig sind oder ihr oder ihm nach-
teilig werden können, ist der oder dem Be-
schäftigten Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben; die Äußerung ist aktenkundig zu ma-
chen. Soweit anstelle der Dienststelle das 
verfassungsmäßig zuständige oberste Or-
gan oder ein von diesem bestimmter Aus-
schuss über eine beabsichtigte Maßnahme 
zu entscheiden hat, ist der Personalrat so 
rechtzeitig zu unterrichten, dass seine Stel-
lungnahme bei der Entscheidung von dem 
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zuständigen Organ oder Ausschuss berück-
sichtigt werden kann. Die vorsitzende Per-
son der zuständigen Personalvertretung und 
ein Mitglied der betreffenden Gruppe sind 
berechtigt, an den Sitzungen des verfas-
sungsmäßig zuständigen obersten Organs 
oder des von ihm bestimmten Ausschusses 
mit Ausnahme der Beschlussfassung teilzu-
nehmen und die Auffassung der Personal-
vertretung darzulegen, sofern personelle o-
der soziale Angelegenheiten der Angehöri-
gen der Dienststelle behandelt werden. Ter-
min und Tagesordnung sind der Personal-
vertretung rechtzeitig bekannt zu geben. 
 
(4) Im Rahmen seiner Aufgaben nach § 72 
kann der Personalrat in allen personellen, 
sozialen, organisatorischen und sonstigen 
innerdienstlichen Angelegenheiten Maßnah-
men bei der Dienststelle beantragen, die die 
Beschäftigten der Dienststelle insgesamt, 
Gruppen von ihnen oder einzelne Beschäf-
tigte betreffen oder sich auf sie auswirken. 
Der Personalrat hat die Maßnahme schrift-
lich vorzuschlagen und zu begründen. Die 
Entscheidung über seinen Vorschlag ist dem 
Personalrat innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang des Vorschlags bei der Dienst-
stelle mitzuteilen. Sofern beabsichtigt ist, 
dem Vorschlag nicht zu entsprechen, hat die 
Dienststelle dies innerhalb der Frist des Sat-
zes 3 nach Zugang des Vorschlags dem Per-
sonalrat mitzuteilen; in diesen Fällen gelten 
Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 und 3 und Satz 2 
und 3 entsprechend. Bei einer Ablehnung 
des Vorschlags sind die Gründe anzugeben. 
 
(5) Kommt eine Einigung über eine von der 
Dienststelle beabsichtigte Maßnahme nicht 
zustande, so kann sie innerhalb von zwei 
Wochen die Angelegenheit der im Verwal-
tungsaufbau übergeordneten Stelle, bei der 
eine Stufenvertretung besteht, vorlegen. Für 
das Stufenverfahren gelten die Absätze 2 
und 3 entsprechend. Kommt eine Einigung 
über eine vom Personalrat beantragte Maß-
nahme nicht zustande oder trifft die Dienst-
stelle innerhalb der in Absatz 4 Satz 3 ge-
nannten Frist keine Entscheidung, so kann 
der Personalrat innerhalb von zwei Wochen 
nach Ablauf der in Absatz 3 genannten Frist 
die Angelegenheit der Stufenvertretung, die 
bei der im Verwaltungsaufbau übergeordne-
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ten Stelle besteht, vorlegen. Für das Stufen-
verfahren gilt Absatz 4 entsprechend. Die 
Dienststelle und der Personalrat unterrichten 
sich gegenseitig, wenn sie die Angelegenheit 
der übergeordneten Stelle oder der bei ihr 
bestehenden Stufenvertretung vorlegen. 
 
(6) Bei Anträgen des Personalrats nach Ab-
satz 4, die Maßnahmen nach § 72 Abs. 1 
zum Gegenstand haben, entscheidet in der 
Landesverwaltung die oberste Landesbe-
hörde und bei den Gemeinden, den Gemein-
deverbänden und den sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts die Dienststelle (§ 1 Abs. 2 Halb-
satz 2) endgültig. 
 
(7) Ergibt sich bei Maßnahmen, die von der 
Dienststelle beabsichtigt sind, und bei den 
vom Personalrat beantragten Maßnahmen, 
die nach § 72 Abs. 2 bis 4 seiner Mitbestim-
mung unterliegen, 
 
a) in der Landesverwaltung zwischen der 

obersten Landesbehörde, 
b)  bei den Gemeinden, den Gemeindever-

bänden und den sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts zwischen der 
Dienststelle (§ 1 Abs. 2 Halbsatz 2 und 
Abs. 3) 

 
und der dort bestehenden zuständigen Per-
sonalvertretung keine Einigung, so entschei-
det auf Antrag der Dienststelle (§ 1 Abs. 2 
Halbsatz 2) oder der Personalvertretung die 
Einigungsstelle (§ 67). Die Personalvertre-
tung kann die Entscheidung der Einigungs-
stelle auch dann beantragen, wenn die 
Dienststelle über einen Antrag nach Absatz 
4 nicht innerhalb der in Absatz 4 Satz 3 vor-
gesehenen Frist entscheidet. In den Fällen 
des § 72 Absatz 1, 3 und 4 Satz 1 Nummer 
2, 6, 11, 12, 14 bis 17, 19 bis 22 und des § 
74 Absatz 1 beschließt die Einigungsstelle 
eine Empfehlung an die in diesen Fällen end-
gültig entscheidende Stelle (§ 68). Wurde 
über eine Maßnahme nach Satz 1, die we-
gen ihrer Auswirkungen auf das Gemeinwohl 
wesentlicher Bestandteil der Regierungs-ge-
walt sein kann, durch bindenden Beschluss 
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der Einigungsstelle entschieden, können die 
beteiligten Dienststellen innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung des Beschlusses auf 
dem Dienstweg die nach § 68 zuständige 
Stelle anrufen. Den beteiligten Personalräten 
ist von dieser Stelle Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben; hierfür kann eine Frist 
gesetzt werden. Die nach § 68 zuständige 
Stelle stellt fest, ob der Beschluss der Eini-
gungsstelle wegen der Maßnahme, die auf-
grund ihrer Auswirkungen auf das Gemein-
wohl wesentlicher Bestandteil der Regie-
rungsgewalt ist, nur empfehlenden Charak-
ter hat und entscheidet über die Maßnahme 
abschließend. Die Entscheidung ist zu be-
gründen. Liegen diese Voraussetzungen 
nicht vor, verbleibt es beim Beschluss der Ei-
nigungsstelle. Die vorsitzende Person der Ei-
nigungsstelle sowie die am Einigungsverfah-
ren beteiligten Dienststellen und Personal-
vertretungen sind unverzüglich über die Ent-
scheidung und deren Gründe schriftlich zu 
informieren. 
 
(8) Die Dienststelle kann bei Maßnahmen, 
die der Natur der Sache nach keinen Auf-
schub dulden, bis zur endgültigen Entschei-
dung vorläufige Regelungen treffen. Sie hat 
dem Personalrat die vorläufige Regelung 
mitzuteilen und zu begründen und unverzüg-
lich das Verfahren nach den Absätzen 2, 3, 
5 und 7 einzuleiten oder fortzusetzen. 
 

2.  In § 66 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 7 
Satz 9, § 67 Absatz 4 Satz 3 und § 69 
Absatz 2 Satz 4 werden jeweils nach 
dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

 § 67 
 
(1) Bei jeder obersten Dienstbehörde wird für 
die Dauer der Wahlperiode der Personalver-
tretung eine Einigungsstelle gebildet. Sie be-
steht aus einer unparteiischen vorsitzenden 
Person, ihrer Stellvertreterin oder ihrem 
Stellvertreter und Beisitzerinnen und Beisit-
zern. Auf die vorsitzende Person und deren 
Stellvertreterin oder Stellvertreter haben sich 
die oberste Dienstbehörde und die bei ihr be-
stehende Personalvertretung innerhalb von 
zwei Monaten nach Beginn der Wahlperiode 
zu einigen. Kommt eine Einigung nicht zu-
stande, so entscheidet auf Antrag der obers-
ten Dienstbehörde oder der Personalvertre-
tung die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberverwaltungsgerichts. Die Beisitzerinnen 
und Beisitzer werden für das jeweilige Eini-
gungsstellenverfahren benannt; sie müssen 
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Beschäftigte im Geltungsbereich eines Per-
sonalvertretungsgesetzes sein. 
 
(2) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind 
unabhängig und üben ihre Tätigkeit als Eh-
renamt in eigener Verantwortung aus. Für 
sie gilt § 40 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 und Abs. 3 
und, soweit sie Beschäftigte im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes sind, § 42 Abs. 2 ent-
sprechend. Der vorsitzenden Person kann 
eine Entschädigung für Zeitaufwand gewährt 
werden. Die Mitglieder scheiden aus der Ei-
nigungsstelle außer durch Zeitablauf (Ab-
satz 1 Satz 1) oder Niederlegung des Amtes 
nur unter den in § 50 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Landesdisziplinargesetzes bezeichneten 
Voraussetzungen aus, die Beisitzerinnen 
und Beisitzer ferner bei Beendigung des 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses im Gel-
tungsbereich eines Personalvertretungsge-
setzes. 
 
(3) Die Einigungsstelle wird tätig in der Be-
setzung mit der vorsitzenden Person oder, 
falls sie verhindert ist, der Stellvertreterin  
oder dem Stellvertreter und sechs Beisitze-
rinnen und Beisitzern, die auf Vorschlag der 
obersten Dienstbehörde und der Personal-
vertretung je zur Hälfte benannt werden. 
 
(4) Die Sitzungen der Einigungsstelle sind 
nicht öffentlich. Den Beteiligten ist die Anwe-
senheit nur bei der Verhandlung zu gestat-
ten; sachverständigen Personen kann die 
Teilnahme gestattet werden. Den Beteiligten 
ist Gelegenheit zur mündlichen Äußerung zu 
geben, die mit ihrem Einverständnis auch 
schriftlich erfolgen kann. 
 
(5) Die Einigungsstelle entscheidet durch 
Beschluß über die Anträge der Beteiligten, 
sie kann den Anträgen auch teilweise ent-
sprechen. Die Einigungsstelle soll binnen 
zwei Monaten nach der Erklärung einer oder 
eines Beteiligten, die Entscheidung der Eini-
gungsstelle herbeiführen zu wollen, ent-
scheiden. Der Beschluß muß sich im Rah-
men der geltenden Rechtsvorschriften, ins-
besondere des Haushaltsgesetzes, halten. 
Der Beschluß wird mit Stimmenmehrheit ge-
faßt. 
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(6) Der Beschluß der Einigungsstelle ist zu 
begründen und den Beteiligten zuzustellen. 
Er bindet diese, soweit er eine Entscheidung 
im Sinne des Absatzes 5 enthält; § 66 Abs. 7 
Satz 4 bleibt unberührt. Eine Bindung be-
steht nicht in den Fällen des § 66 Abs. 7 
Satz 3. 
 
(7) Für die Geschäftsführung der Einigungs-
stelle gilt § 40 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 und Abs. 
3 entsprechend. 
 
(8) Besteht bei einer obersten Dienstbehörde 
ein Hauptpersonalrat oder ein Gesamtperso-
nalrat, so nimmt dieser die Befugnisse der 
Personalvertretung nach Absatz 1 Satz 3 
und 4 und Absatz 3 wahr. 
 
(9) In den Fällen des § 84, des § 89 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 2, § 94 Absatz 1 Nummer 
3 und des § 94 b Absatz 1 ist die Einigung 
nach Absatz 1 Satz 3 zwischen der obersten 
Dienstbehörde und allen Hauptpersonalrä-
ten des Geschäftsbereichs herbeizuführen. 
Bei der Verhandlung von Angelegenheiten 
aus dem Zuständigkeitsbereich der Haupt-
personalräte nach § 84, § 89 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 2, § 94 Absatz 1 Nummer 3 und § 
94 b Absatz 1 üben diese Hauptpersonalräte 
das Vorschlagsrecht nach Absatz 3 aus. 
 

§ 69 
 
(1) Soweit der Personalrat an Entscheidun-
gen mitwirkt, ist die beabsichtigte Maß-
nahme vor der Durchführung mit dem Ziel ei-
ner Verständigung rechtzeitig und eingehend 
mit ihm zu erörtern. § 66 Absatz 3 Satz 7 bis 
9 gilt entsprechend. 
 
(2) Äußert sich der Personalrat nicht inner-
halb von zwei Wochen oder hält er bei Erör-
terung seine Einwendungen oder Vor-
schläge nicht aufrecht, so gilt die beabsich-
tigte Maßnahme als gebilligt. Erhebt der Per-
sonalrat Einwendungen, so hat er der 
Dienststelle die Gründe mitzuteilen. § 66 Ab-
satz 3 Satz 6 gilt entsprechend. Entspricht 
die Dienststelle den Einwendungen des Per-
sonalrats nicht oder nicht in vollem Umfang, 
so teilt sie dem Personalrat ihre Entschei-
dung unter Angabe der Gründe schriftlich 
mit. 
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(3) Der Personalrat einer nachgeordneten 
Behörde kann innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Mitteilung (Absatz 2 
Satz 4) die Entscheidung der im Verwal-
tungsaufbau übergeordneten Stelle, bei der 
eine Stufenvertretung besteht, beantragen. 
Diese entscheidet nach Verhandlung mit der 
bei ihr bestehenden Stufenvertretung. Eine 
Abschrift des Antrags leitet der Personalrat 
seiner Dienststelle zu. 
 
(4) Ist ein Antrag nach Absatz 3 Satz 1 ge-
stellt, so ist eine beabsichtigte Maßnahme 
bis zur Entscheidung der angerufenen Stelle 
auszusetzen. 
 
(5) § 66 Abs. 8 gilt entsprechend. 
 
(6) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 4 kann 
der Personalrat einer Gemeinde, eines Ge-
meindeverbandes oder einer sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts die Entscheidung des verfassungs-
mäßig zuständigen obersten Organs oder 
des von ihm bestimmten Ausschusses bean-
tragen. Die Absätze 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

Artikel 50 
Änderung der Nebentätigkeitsverord-

nung 
 

Auf Grund des § 57 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. S. 642) in Verbindung mit § 2 Absatz 2 
des Landesrichter- und Staatsanwältege-
setzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 
812) wird verordnet:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung 

über die Nebentätigkeit der Beamten und 
Richter 

im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Nebentätigkeitsverordnung - NtV) 

 
§ 6 

Genehmigung im Einzelfall 
 

(1) Die Genehmigung ist für jede einzelne 
Nebentätigkeit zu erteilen. Jede Genehmi-
gung ist zu befristen; die Frist darf längstens 
fünf Jahre betragen. Der Antrag auf Erteilung 
einer Nebentätigkeitsgenehmigung ist 
schriftlich vorzulegen. Er muß Angaben ent-
halten über 
 
1.  Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
2.  den zeitlichen Umfang in der Woche, 
3.  den Auftraggeber und 
4.  die Höhe der zu erwartenden Vergütung 

(§ 11). 
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In § 6 Absatz 1 Satz 5 und § 10 Absatz 1 Satz 
1 und Absatz 2 in dem Satzteil vor Nummer 
1 der Nebentätigkeitsverordnung vom 21. 
September 1982 (GV. NRW. S. 605, ber. 
S. 689), die zuletzt durch Verordnung vom 
8. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1138) ge-
ändert worden ist, werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

Der Beamte hat nachträgliche Änderungen 
der im Genehmigungsantrag enthaltenen 
Angaben unverzüglich schriftlich anzuzei-
gen. 
 
 
 
 
(2) Die Genehmigung ist stets zu versagen, 
wenn die begründete Besorgnis be-
steht, daß durch die Nebentätigkeit dienstli-
che Interessen beeinträchtigt werden kön-
nen. 
 
(3) Will ein Beamter eine Preisrichter-, 
Schiedsrichter-, Schlichter- oder Gutachter-
tätigkeit in einer Sache ausüben, mit der die 
Behörde, der er angehört, amtlich befaßt ist 
oder werden kann, so liegt grundsätzlich ein 
Tatbestand im Sinne des § 49 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2, 3 oder 4 LBG NRW vor. Fordert ein 
Gericht oder eine Behörde das Gutachten o-
der bestellt eine juristische Person des öf-
fentlichen Rechts den Beamten zum Preis-
richter, Schiedsrichter oder Schlichter, so 
liegt ein solcher Tatbestand nur vor, wenn 
Tatsachen bekannt sind, die den Verdacht 
eines Interessenwiderstreits mit der Be-
hörde, der der Beamte angehört, begründen. 
 
(4) Eine Genehmigung ist zu widerrufen, 
wenn 
 
a)  sich nach ihrer Erteilung eine Beein-

trächtigung dienstlicher Interessen 
ergibt (§ 49 Abs. 3 LBG NRW) oder 

b)  der Beamte zu einem anderen Dienst-
herrn übertritt, übernommen oder ver-
setzt wird und die Nebentätigkeit ihm im 
Zusammenhang mit seinem Hauptamt 
oder auf Vorschlag oder Veranlassung 
seines Dienstvorgesetzten übertragen 
war. 

 
Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes bleiben unberührt. Bei Aufhe-
bung der Genehmigung soll dem Beamten 
eine angemessene Frist zur Abwicklung sei-
ner Nebentätigkeit bewilligt werden, soweit 
die dienstlichen Interessen dies zulassen. 
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(5) Die Genehmigung erlischt bei Versetzung 
zu einer anderen Dienststelle ohne Rück-
sicht auf die in ihr gesetzte Frist. 
 

§ 10 
Anzeigepflicht 

 
(1) Der Beamte hat nicht genehmigungs-
pflichtige Nebentätigkeiten im Sinne des § 51 
Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4 b LBG NRW, die er ge-
gen Vergütung ausüben will, seinem Dienst-
vorgesetzten vor Aufnahme schriftlich anzu-
zeigen; § 126 Abs. 2 LBG NRW bleibt unbe-
rührt. Die Verpflichtung besteht unabhängig 
davon, ob Einrichtungen, Personal oder Ma-
terial des Dienstherrn bei der Ausübung der 
Nebentätigkeit in Anspruch genommen wer-
den. 
 
(2) Die Anzeige ist schriftlich vorzulegen und 
muss Angaben enthalten über 
 
1.  Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
2.  den zeitlichen Umfang in der Woche, 
3.  den Auftraggeber und 
4.  die Höhe der zu erwartenden Vergütung 

(§ 11). 
 

Artikel 51 
Änderung des Gesetzes über die  

Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieurinnen und  

-ingenieure in Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Gesetz 

über die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieurinnen 

und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen 
(ÖbVIG NRW) 

 
§ 6 

Erlöschen der Bestellung 
 

(1) Die Bestellung zum Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur erlischt, 
 
1.  wenn die Aufsichtsbehörde seinem An-

trag auf Verzicht schriftlich zugestimmt 
hat (Absatz 2), 

2. im Falle seines Todes oder 
3. mit der unanfechtbaren Aufhebung der 

Bestellung durch die Aufsichtsbehörde 
(Absatz 3). 
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§ 6 Absatz 2 des Gesetzes über die Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieurinnen 
und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen vom 
1. April 2014 (GV. NRW. S. 256), das durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 
2018 (GV. NRW. S. 592) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. In den Sätzen 1 und 3 werden jeweils 

nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter 
„oder elektronisch“ eingefügt. 

 
2.  In Satz 4 wird das Wort „schriftlich“ ge-

strichen. 
 

(2) Will der Öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieur auf seine Bestellung verzich-
ten, so hat er dies bei der Aufsichtsbehörde 
schriftlich zu beantragen. Nach diesem An-
trag darf er keine Anträge für Amtshandlun-
gen mehr annehmen und soll begonnene 
Amtshandlungen ordnungsgemäß abschlie-
ßen. Zusammen mit seinem Verzichtsantrag 
berichtet er der Aufsichtsbehörde schriftlich 
über den Bearbeitungsstand dieser Amts-
handlungen. Die Aufsichtsbehörde stimmt 
dem Verzichtsantrag schriftlich zu, wenn alle 
Amtshandlungen durch ihn ordnungsgemäß 
abgeschlossen sind. Sie kann dem Ver-
zichtsantrag ausnahmsweise auch vor dem 
Abschluss der Amtshandlungen zustimmen, 
wenn eine Abwicklung nach § 7 zweckmäßig 
oder der Abschluss der Amtshandlungen mit 
Einverständnis der Antragsteller anderweitig 
sichergestellt ist. 
 
(3) Die Aufsichtsbehörde hat die Bestellung 
aufzuheben, wenn 
 
1.  diese durch Zwang, arglistige Täu-

schung oder Bestechung herbeigeführt 
worden ist, 

2.  sich erst später ergibt, dass eine der Be-
stellungsvoraussetzungen nach § 4 
nicht vorlag oder zum Zeitpunkt der Be-
stellung Versagungsgründe nach § 5 
nicht bekannt waren, 

3.  nach der Bestellung Gründe entspre-
chend § 5 Nummern 1, 2, 4, 5, 6, 8 oder 
11 eingetreten sind, 

4.  der Öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieur in Vermögensverfall geraten ist 
und dadurch die ordnungsgemäße Be-
rufsausübung nicht nur vorübergehend 
gefährdet wird oder 

5.  sich dies aus der Ahndung von Berufs-
pflichtverletzungen nach § 15 ergibt. 

 
(4) Ist im Falle des § 9 Absatz 7 die Bestel-
lung bereits erloschen, verpflichtet die Auf-
sichtsbehörde einen anderen Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieur, die erforder-
lichen Arbeiten zur Behebung der Mängel 
gegen eine Aufwandserstattung auszufüh-
ren. Sie soll diese Kosten gegenüber dem 
ausgeschiedenen Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieur geltend machen. 
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(5) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag 
des Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieurs die Erlaubnis erteilen, sich in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 1 „Öffentlich be-
stellter Vermessungsingenieur in Ruhe“ zu 
nennen. Diese Berufsbezeichnung ist jedoch 
nicht im Zusammenhang mit einer anderen 
Berufsausübung zu verwenden. Sie kann mit 
seinem Einverständnis bis zu einem Jahr 
nach Erlöschen der Bestellung in der Koope-
ration nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 oder in 
seiner, an einen anderen Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieur übergebenen 
Geschäftsstelle mit aufgeführt werden. Ent-
spricht das Verhalten des Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurs in Ruhe nicht 
den Berufspflichten nach § 3 Absatz 1 Satz 
2 oder 3 oder § 3 Absatz 2 Satz 1, kann die 
Aufsichtsbehörde die Verwendung dieser 
Berufsbezeichnung untersagen. 
 
(6) Die Aufsichtsbehörde entscheidet über 
die Verwendung und den sicheren Verbleib 
der die Berufsausübung betreffenden analo-
gen Unterlagen und digitalen Daten und 
kann die hierfür erforderlichen Anordnungen 
treffen. 
 

Artikel 52 
Änderung der Verordnung über die  

Prüfungen zum nachträglichen Erwerb 
schulischer  

Abschlüsse der Sekundarstufe I an Ein-
richtungen der Weiterbildung 

 
Auf Grund des § 6 Absatz 3 des Weiterbil-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. April 2000 (GV. NRW. S. 
390), der zuletzt durch Gesetz vom 8. Juli 
2021 (GV. NRW. S. 894) geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
In § 37 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über 
die Prüfungen zum nachträglichen Erwerb 
schulischer Abschlüsse der Sekundarstufe I 
an Einrichtungen der Weiterbildung vom 13. 
September 1984 (GV. NRW. S. 575), die zu-
letzt durch Verordnung vom 27. Juli 2015 
(GV. NRW. S. 547, ber. S. 550) geändert 
worden ist, wird nach dem Wort „schriftlich“ 
das Wort „, elektronisch“ eingefügt. 

 

 Verordnung 
über die Prüfungen zum nachträglichen 
Erwerb schulischer Abschlüsse der Se-

kundarstufe I  
(PO-SI-WbG) an Einrichtungen der  

Weiterbildung 
 

§ 37 
Widerspruch und Akteneinsicht 

 
 
 
 
 

(1) Gegen Entscheidungen des Prüfungs-
ausschusses, die Verwaltungsakte sind, 
kann der Teilnehmer innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Nie-
derschrift beim Leiter der Einrichtung der 
Weiterbildung Widerspruch einlegen. Über 
den Widerspruch entscheidet der Prüfungs-
ausschuß. Wird dem Widerspruch nicht statt-
gegeben, entscheidet die zuständige Schul-
aufsichtsbehörde. 
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(2) Dem Prüfungsteilnehmer ist auf Antrag 
Einsicht in die ihn betreffenden Prüfungsak-
ten zu geben. Der Antrag ist binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses zu stellen. § 29 VwVfG. NW. bleibt 
hiervon unberührt. 
 
(3) Der Prüfungsteilnehmer ist über die ihm 
gegen die Entscheidungen des Prüfungs-
ausschusses zustehenden Rechtsbehelfe 
schriftlich zu unterrichten. 
 

Artikel 53 
Änderung der Verordnung zur Übertra-
gung von Befugnissen nach § 123 des  
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 
Auf Grund des § 123 Absatz 4 Satz 2 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), der zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1004) geän-
dert worden ist, wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 
3 Satz 2 der Verordnung zur Übertragung 
von Befugnissen nach § 123 des Justizge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 24. August 
2012 (GV. NRW. S. 384), die durch Verord-
nung vom 18. April 2018 (GV. NRW. S. 238) 
geändert worden ist, wird jeweils das Wort 
„schriftlich“ gestrichen. 

 

 Verordnung 
zur Übertragung von Befugnissen 

nach § 123 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen 

 
§ 4 

Erlass bei bestimmten Arten von Fällen 
 

(1) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, bei 
Umschreibung eines Grundbuchblatts oder 
bei der Neufassung eines Teils eines Grund-
buchblatts wegen Raummangels, Unüber-
sichtlichkeit oder aus Vereinfachungsgrün-
den für Eintragungen (Löschungen) in den 
Abteilungen I bis III des Grundbuchs, die 
nicht nach § 82 der Grundbuchordnung er-
zwungen werden können, die bei der einzel-
nen Eintragung entstehenden Gebühren bis 
zur Höhe von 25 Euro ganz und darüber hin-
aus bis zur Hälfte zu erlassen, wenn 
 
1.  die Eintragung zur Berichtigung, Verein-

fachung oder übersichtlichen Gestal-
tung des Grundbuchs angezeigt er-
scheint, 

2.  die Eintragung auf Antrag vorzunehmen 
ist und 

3.  das Grundbuchamt den Antrag schrift-
lich angeregt oder vor Antragstellung in 
sonstiger Weise als der Grundbuch-
bereinigung dienlich bezeichnet hat. 

 
 
 
Wird durch Eintragungen oder Löschungen 
ein Amtslöschungsverfahren (§ 84 ff. der 
Grundbuchordnung) erspart, kann die Eintra-
gungsgebühr in voller Höhe erlassen wer-
den. 
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(2) Für die Gebühr Nummer 14125 des Kos-
tenverzeichnisses zu § 3 Absatz 2 der An-
lage 1 zum Gerichts- und Notarkostengesetz 
vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586) in der 
jeweils geltenden Fassung gelten die vorste-
henden Regelungen entsprechend. 
 
(3) Die Ermächtigung zum Erlass von Ge-
bühren in den vorstehenden Fällen [§§ 23, 
28 und 33 der Verordnung zur Durchführung 
der Grundbuchordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Januar 1995 
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 11. August 2009 
(BGBl. I S. 2713)], kann ihren Zweck, einen 
Anreiz zur Grundbuchbereinigung zu schaf-
fen, nur dann erfüllen, wenn die Beteiligten 
und Kostenschuldner frühzeitig von der be-
absichtigten Blattumschreibung unterrichtet 
werden. Die Beteiligten sind daher in den 
Fällen, in denen ein Gebührennachlass oder 
-erlass in Aussicht genommen ist, frühzeitig 
vor dem Beginn der Umschreibungsarbeiten 
schriftlich auf die möglichen Vergünstigun-
gen hinzuweisen. Im Anschluss an diesen 
Hinweis soll den Beteiligten ein ausreichen-
der Zeitraum für die Beschaffung der erfor-
derlichen Unterlagen belassen werden. Ist 
den Beteiligten in dieser Weise ein Gebüh-
rennachlass oder -erlass in Aussicht gestellt 
und eine bestimmte Frist bewilligt worden, 
können die Gebühren aus Gründen der Bil-
ligkeit auch dann nach vollzogener Um-
schreibung erlassen werden, wenn das 
Grundbuchamt gehalten war, vor dem Ablauf 
dieser Frist umzuschreiben. 
 
(4) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit, die der Durchführung der nach-
stehend aufgeführten förderungswürdigen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar-
struktur dienen, die Gerichtsgebühren mit 
Ausnahme der Beurkundungs- und Beglau-
bigungsgebühren in demselben Umfang zu 
erlassen, in dem Kosten im Falle der gesetz-
lichen Gebührenbefreiung nicht erhoben 
würden. 
 
Die förderungswürdigen Maßnahmen sind: 
Aussiedlung, Teilaussiedlung, Betriebszwei-
gaussiedlung, bauliche Maßnahmen in Alt-
gehöften, Aufstockungen und freiwilliger 
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Landtausch im Rahmen der Richtlinien des 
für Landwirtschaft zuständigen Ministeriums. 
Der Nachweis über die Förderungswürdig-
keit der Maßnahme wird durch Vorlage einer 
Bescheinigung der Bewilligungsbehörde ge-
führt, dass der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller auf Grund der Richtlinien des für 
Landwirtschaft zuständigen Ministeriums 
Förderungsmittel (Darlehen, Zinsverbilli-
gung, Zuschüsse, Vorschüsse) bewilligt wor-
den sind. 
Bewilligungsbehörden sind 
 
1. bei der Aussiedlung, Teilaussiedlung, 

Betriebszweigaussiedlung, baulichen 
Maßnahmen im Altgehöft und der Auf-
stockung: 
die Direktorinnen oder Direktoren der 
Landwirtschaftskammern Rheinland 
und Westfalen-Lippe als Landesbeauf-
tragte und 

2. beim freiwilligen Landtausch: 
 die zuständige Bezirksregierung (ehe-

mals: Amt für Agrarordnung). 
 
(5) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die 
Gerichtskosten, die bei Eintragungen im 
Grundbuch oder in öffentlichen Registern al-
lein aus Anlass der kommunalen Neugliede-
rung entstehen, zu erlassen. Dasselbe gilt 
für zusätzliche Gerichtskosten aus Anlass 
der Eröffnung letztwilliger Verfügungen bei 
verschiedenen Gerichten [§ 344 Absatz 6, § 
350 des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577)]. Eintragun-
gen aus Anlass der kommunalen Neugliede-
rung, die gemeinsam mit anderen Eintragun-
gen vorgenommen werden, sind bei der Ge-
bührenberechnung unberücksichtigt zu las-
sen. 
 
(6) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die 
Gebühr für die Beurkundung einer eides-
stattlichen Versicherung zur Erlangung von 
Erbscheinen für Zwecke des Lastenaus-
gleichs nur nach dem Wert des Ausgleichs-
anspruchs zu berechnen. 
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(7) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die 
gerichtliche Auslagen in Grundbuchsachen 
zu erlassen, soweit sie in landwirtschaftli-
chen Siedlungsverfahren nach dem Reichs-
siedlungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 2331-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2355, 2386) o-
der dem Gesetz über die Angelegenheiten 
der Vertriebenen und Flüchtlinge in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. August 
2007 (BGBl. I S. 1902), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 2426), entstehen und 
die betreffenden gerichtlichen Geschäfte 
nach § 29 des Reichssiedlungsgesetzes ge-
bührenfrei sind. 
 
(8) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die 
Gerichtskosten zu erlassen, die bei der Ertei-
lung von Abschriften (Abdrucken) oder Aus-
zügen aus den bei den Amtsgerichten ge-
führten Registern und Akten an die nach 
dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit und illegalen Beschäftigung vom 23. 
Juli 2004 (BGBl. I S. 1842), zuletzt durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 22. November 
2011 (BGBl. I S. 2258), zuständigen Behör-
den entstehen. 
 
(9) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die 
Gerichtskosten zu erlassen, die für Grund-
buchgeschäfte zur Sicherung von Sanie-
rungsdarlehen im Rahmen der Wohnungsei-
gentumssicherungshilfe entstehen. Der 
Nachweis der Zusage von Wohnungseigen-
tumssicherungshilfe und der zur Sanierung 
erforderlichen Grundbuchgeschäfte wird 
durch Vorlage einer entsprechenden Be-
scheinigung der NRW.BANK geführt. 
 
(10) In den Fällen, in denen die Amtsgerichte 
ermächtigt sind, die Gerichtskosten zu erlas-
sen, ist die oder der mit der Sachbearbeitung 
befasste Richterin oder Richter oder Rechts-
pflegerin oder Rechtspfleger für die Ent-
scheidung über den Erlass oder die Erstat-
tung der Kosten zuständig. In diesen Fällen 
ist nur zu prüfen, ob die in der Ermächtigung 
genannten Voraussetzungen gegeben sind. 
Die Entscheidung ist eine Angelegenheit der 
Justizverwaltung. 
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Artikel 54 
Änderung des Landesrichter- und 

Staatsanwältegesetzes 
 
Das Landesrichter- und Staatsanwältege-
setz vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 812), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 1. Juni 2021 (GV. NRW. S. 690) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

  
Richter- und Staatsanwältegesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesrichter- und Staatsanwältegesetz 

– LRiStaG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 23 Absatz 2 Satz 2 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 § 23 
Verfahren der Mitbestimmung 

 
(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim-
mung einer Richtervertretung unterliegt, 
kann sie nur mit ihrer Zustimmung getroffen 
werden. Eine Maßnahme im Sinne des Sat-
zes 1 liegt bereits dann vor, wenn durch eine 
Handlung eine mitbestimmungspflichtige 
Maßnahme vorweggenommen oder festge-
legt wird. 
 
(2) Die Dienststelle unterrichtet die Richter-
vertretung von der beabsichtigten Maß-
nahme und beantragt ihre Zustimmung. Die 
Richtervertretung kann verlangen, dass die 
Dienststelle die beabsichtigte Maßnahme 
begründet; die Richtervertretung kann außer 
in Personalangelegenheiten auch eine 
schriftliche Begründung verlangen. Der Be-
schluss der Richtervertretung über die bean-
tragte Zustimmung ist der Dienststelle inner-
halb von zwei Wochen mitzuteilen; in drin-
genden Fällen kann die Dienststelle diese 
Frist auf eine Woche verkürzen. In den Fäl-
len des § 35 Absatz 3 in Verbindung mit Ab-
satz 1 und 2 des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes und des § 48 Absatz 5 verlän-
gert sich die Frist um eine Woche. Die Maß-
nahme gilt als gebilligt, wenn nicht die Rich-
tervertretung innerhalb der genannten Frist 
die Zustimmung unter Angabe der Gründe 
schriftlich verweigert. 
 
(3) Sofern die Richtervertretung beabsichtigt, 
der Maßnahme nicht zuzustimmen, hat sie 
dies nach Zugang des Antrags innerhalb der 
Fristen des Absatzes 2 Satz 3 oder Satz 4 
der Dienststelle mitzuteilen. In diesen Fällen 
ist die Maßnahme mit dem Ziel einer Ver-
ständigung zwischen der Dienststelle und 
der Richtervertretung innerhalb von zwei 
Wochen zu erörtern. Die Frist kann im 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19267&vd_back=N290&sg=0&menu=1


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

189 

Einvernehmen zwischen der Dienststelle 
und der Richtervertretung verlängert werden. 
In dringenden Fällen kann die Dienststelle 
verlangen, dass die Erörterung innerhalb ei-
ner Frist von einer Woche durchzuführen ist. 
In den Fällen einer Erörterung beginnt die 
Frist des Absatzes 2 Satz 3 und 4 mit dem 
Tag der Erörterung. Absatz 2 Satz 5 gilt ent-
sprechend. Die Dienststelle ist berechtigt, zu 
der Erörterung für Personal- und Organisati-
onsangelegenheiten zuständige Bedienstete 
hinzuzuziehen. Soweit Beschwerden oder 
Behauptungen tatsächlicher Art vorgetragen 
werden, die für eine Richterin oder einen 
Richter ungünstig sind oder ihr oder ihm 
nachteilig werden können, ist der Richterin o-
der dem Richter Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben; die Äußerung ist aktenkundig zu 
machen. 
 
(4) Im Rahmen ihrer Aufgaben nach § 41 
kann die Richtervertretung in allen personel-
len, sozialen, organisatorischen und sonsti-
gen innerdienstlichen Angelegenheiten 
Maßnahmen bei der Dienststelle beantra-
gen, welche die Richterinnen und Richter der 
Dienststelle insgesamt oder einzelne Richte-
rinnen und Richter betreffen oder sich auf sie 
auswirken. Die Richtervertretung hat die 
Maßnahme schriftlich vorzuschlagen und zu 
begründen. Die Entscheidung über ihren 
Vorschlag ist der Richtervertretung innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang des Vor-
schlags bei der Dienststelle mitzuteilen. So-
fern beabsichtigt ist, dem Vorschlag nicht zu 
entsprechen, hat die Dienststelle dies inner-
halb der Frist des Satzes 3 nach Zugang des 
Vorschlags der Richtervertretung mitzutei-
len; in diesen Fällen gilt Absatz 3 Satz 2 bis 
5 entsprechend. Bei einer Ablehnung des 
Vorschlags sind die Gründe anzugeben. 
 
(5) Kommt eine Einigung über eine von der 
Dienststelle beabsichtigte Maßnahme nicht 
zustande, so kann sie innerhalb von zwei 
Wochen die Angelegenheit der im Verwal-
tungsaufbau übergeordneten Stelle, bei der 
eine Stufenvertretung besteht, vorlegen. Für 
das Stufenverfahren gelten die Absätze 2 
und 3 entsprechend. Kommt eine Einigung 
über eine von der Richtervertretung bean-
tragte Maßnahme nicht zustande oder trifft 
die Dienststelle innerhalb der in Absatz 4 
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Satz 3 genannten Frist keine Entscheidung, 
so kann die Richtervertretung innerhalb von 
zwei Wochen nach Ablauf der in Absatz 3 ge-
nannten Frist die Angelegenheit der Stufen-
vertretung, die bei der im Verwaltungsaufbau 
übergeordneten Stelle besteht, vorlegen. Für 
das Stufenverfahren gilt Absatz 4 entspre-
chend. Die Dienststelle und die Richterver-
tretung unterrichten sich gegenseitig, wenn 
sie die Angelegenheit der übergeordneten 
Stelle oder der bei ihr bestehenden Stufen-
vertretung vorlegen. 
 
(6) Bei Anträgen der Richtervertretung nach 
Absatz 4, die Maßnahmen nach § 41 Absatz 
1 zum Gegenstand haben, entscheidet das 
Justizministerium endgültig. 
 
(7) Ergibt sich bei Maßnahmen, die von der 
Dienststelle beabsichtigt sind, und bei den 
von der Richtervertretung beantragten Maß-
nahmen, die nach § 41 Absatz 2 bis 4 seiner 
Mitbestimmung unterliegen, zwischen dem 
Justizministerium und der dort bestehenden 
zuständigen Richtervertretung keine Eini-
gung, so entscheidet auf Antrag der Dienst-
stelle oder der Richtervertretung die Eini-
gungsstelle (§ 24). Die Richtervertretung 
kann die Entscheidung der Einigungsstelle 
auch dann beantragen, wenn die Dienst-
stelle über einen Antrag nach Absatz 4 nicht 
innerhalb der in Absatz 4 Satz 3 vorgesehe-
nen Frist entscheidet. In den Fällen des § 41 
Absatz 1, 3 und 4 Satz 1 Nummer 2, 7, 8, 9, 
10, 12 und 13 sowie des § 65 beschließt die 
Einigungsstelle eine Empfehlung an die in 
diesen Fällen endgültig entscheidende Lan-
desregierung. Wurde über eine Maßnahme 
nach Satz 1, die wegen ihrer Auswirkungen 
auf das Gemeinwohl wesentlicher Bestand-
teil der Regierungsgewalt sein kann, durch 
bindenden Beschluss der Einigungsstelle 
entschieden, können die beteiligten Dienst-
stellen innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung des Beschlusses auf dem Dienstweg 
die Landesregierung anrufen. Den beteilig-
ten Richtervertretungen ist von dieser Stelle 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; 
hierfür kann eine Frist gesetzt werden. Die 
Landesregierung stellt fest, ob der Beschluss 
der Einigungsstelle wegen der Maßnahme, 
die aufgrund ihrer Auswirkungen auf das Ge-
meinwohl wesentlicher Bestandteil der 
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Regierungsgewalt ist, nur empfehlenden 
Charakter hat und entscheidet über die Maß-
nahme abschließend. Die Entscheidung ist 
zu begründen. Liegen diese Voraussetzun-
gen nicht vor, verbleibt es beim Beschluss 
der Einigungsstelle. Die vorsitzende Person 
der Einigungsstelle sowie die am Einigungs-
verfahren beteiligten Dienststellen und Rich-
tervertretungen sind unverzüglich über die 
Entscheidung und deren Gründe schriftlich 
zu informieren. 
 
(8) Die Dienststelle kann bei Maßnahmen, 
die der Natur der Sache nach keinen Auf-
schub dulden, bis zur endgültigen Entschei-
dung vorläufige Regelungen treffen. Sie hat 
der Richtervertretung die vorläufige Rege-
lung mitzuteilen und zu begründen und un-
verzüglich das Verfahren nach den Absätzen 
2, 3, 5 und 7 einzuleiten oder fortzusetzen. 
 

2.  In § 23 Absatz 2 Satz 5, Absatz 4 Satz 
2 und Absatz 7 Satz 9, § 24 Absatz 4 
Satz 3, § 26 Absatz 2 Satz 4 und § 65 
Absatz 2 Satz 1 in dem Satzteil vor 
Nummer 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

 

 § 24 
Einigungsstelle 

 
(1) Bei dem Justizministerium wird für die 
Dauer der Wahlperiode der Richter- und 
Staatsanwaltsvertretungen eine Einigungs-
stelle gebildet. Sie besteht aus einer unpar-
teiischen vorsitzenden Person, ihrer Stellver-
treterin oder ihrem Stellvertreter und Beisit-
zerinnen und Beisitzern. Auf die vorsitzende 
Person und deren Stellvertreterin oder Stell-
vertreter haben sich das Justizministerium 
und die bei ihm gebildeten Richtervertretun-
gen sowie der Hauptstaatsanwaltsrat inner-
halb von zwei Monaten nach Beginn der 
Wahlperiode zu einigen. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, so entscheidet auf An-
trag des Justizministeriums oder einer Ver-
tretung die Präsidentin oder der Präsident 
des Landtags. Die Beisitzerinnen und Beisit-
zer werden für das jeweilige Einigungsstel-
lenverfahren benannt. Die vom Justizminis-
terium vorgeschlagenen Beisitzerinnen und 
Beisitzer müssen Bedienstete in seinem Ge-
schäftsbereich sein. Die von der Vertretung 
vorgeschlagenen Beisitzerinnen und Beisit-
zer müssen Richterinnen oder Richter, 
Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes sein. 
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(2) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind 
unabhängig und üben ihre Tätigkeit als Eh-
renamt in eigener Verantwortung aus. Für 
sie gilt § 40 Absatz 1 Satz 1 bis 4 und Absatz 
3 des Landespersonalvertretungsgesetzes 
und, soweit sie Richterinnen oder Richter im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes sind, § 17 
Absatz 3 entsprechend. Der vorsitzenden 
Person kann eine Entschädigung für Zeitauf-
wand gewährt werden. Die Mitglieder schei-
den aus der Einigungsstelle außer durch 
Zeitablauf (Absatz 1 Satz 1) oder Niederle-
gung des Amtes nur unter den in § 50 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Landesdiszip-
linargesetzes vom 16. November 2004 (GV. 
NRW. S. 624) in der jeweils geltenden Fas-
sung bezeichneten Voraussetzungen aus, 
die Beisitzerinnen und Beisitzer ferner bei 
Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhält-
nisses im Geltungsbereich des Landesper-
sonalvertretungsgesetzes oder bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes. 
 
(3) Die Einigungsstelle wird tätig in der Be-
setzung mit der vorsitzenden Person oder, 
falls sie verhindert ist, der Stellvertreterin o-
der dem Stellvertreter und sechs Beisitzerin-
nen und Beisitzern, die auf Vorschlag des 
Justizministeriums und der Vertretung je zur 
Hälfte benannt werden. 
 
(4) Die Sitzungen der Einigungsstelle sind 
nicht öffentlich. Den Beteiligten ist die Anwe-
senheit nur bei der Verhandlung zu gestat-
ten; sachverständigen Personen kann die 
Teilnahme gestattet werden. Den Beteiligten 
ist Gelegenheit zur mündlichen Äußerung zu 
geben, die mit ihrem Einverständnis auch 
schriftlich erfolgen kann. 
 
(5) Die Einigungsstelle entscheidet durch 
Beschluss über die Anträge der Beteiligten; 
sie kann den Anträgen auch teilweise ent-
sprechen. Die Einigungsstelle soll binnen 
zwei Monaten nach der Erklärung einer oder 
eines Beteiligten, die Entscheidung der Eini-
gungsstelle herbeiführen zu wollen, ent-
scheiden. Der Beschluss muss sich im Rah-
men der geltenden Rechtsvorschriften, ins-
besondere des Haushaltsgesetzes, halten. 
Der Beschluss wird mit Stimmenmehrheit 
gefasst. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3614&vd_back=N624&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3614&vd_back=N624&sg=0&menu=1
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(6) Der Beschluss der Einigungsstelle ist zu 
begründen und den Beteiligten zuzustellen. 
Er bindet diese, soweit er eine Entscheidung 
im Sinne des Absatzes 5 enthält; § 23 Absatz 
7 Satz 4 bleibt unberührt. Eine Bindung be-
steht nicht in den Fällen des § 23 Absatz 7 
Satz 3. 
 
(7) Für die Geschäftsführung der Einigungs-
stelle gilt § 40 Absatz 1 Satz 1 bis 4 und Ab-
satz 3 des Landespersonalvertretungsgeset-
zes entsprechend. 
 
(8) Der Hauptrichterrat nimmt die Befugnisse 
des Richterrates und des Bezirksrichterrates 
nach Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 3 
wahr. 
 

§ 26 
Verfahren der Mitwirkung 

 
(1) Soweit die Richtervertretung an Entschei-
dungen mitwirkt, ist die beabsichtigte Maß-
nahme vor der Durchführung mit dem Ziel ei-
ner Verständigung rechtzeitig und eingehend 
mit ihr zu erörtern. 
 
(2) Äußert sich die Richtervertretung nicht in-
nerhalb von zwei Wochen oder hält sie bei 
Erörterung ihre Einwendungen oder Vor-
schläge nicht aufrecht, so gilt die beabsich-
tigte Maßnahme als gebilligt. Erhebt die 
Richtervertretung Einwendungen, so hat sie 
der Dienststelle die Gründe mitzuteilen. § 23 
Absatz 3 Satz 8 gilt entsprechend. Entspricht 
die Dienststelle den Einwendungen der Rich-
tervertretung nicht oder nicht in vollem Um-
fang, so teilt sie der Richtervertretung ihre 
Entscheidung unter Angabe der Gründe 
schriftlich mit. 
 
(3) Die Richtervertretung kann innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Mitteilung 
(Absatz 2 Satz 4) die Entscheidung der über-
geordneten Dienststelle, bei der eine Stufen-
vertretung besteht, beantragen. Diese ent-
scheidet nach Verhandlung mit der bei ihr 
bestehenden Stufenvertretung. Eine Ab-
schrift des Antrags leitet die Richtervertre-
tung ihrer Dienststelle zu. 
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(4) Ist ein Antrag nach Absatz 3 Satz 1 ge-
stellt, so ist eine beabsichtigte Maßnahme 
bis zur Entscheidung der angerufenen Stelle 
auszusetzen. 
 
(5) § 23 Absatz 8 gilt entsprechend. 
 

§ 65 
Aufgaben 

 
(1) Der Präsidialrat hat mitzubestimmen bei 
 
1.  der Übertragung eines Richteramtes mit 

höherem Endgrundgehalt als dem eines 
Eingangsamts und 

2.  der Versetzung einer Richterin oder ei-
nes Richters in einem Amt mit höherem 
Endgrundgehalt als dem eines Ein-
gangsamts. 

 
(2) Der Präsidialrat gibt innerhalb der Frist 
des § 23 Absatz 2 eine schriftlich begründete 
Stellungnahme über die persönliche und 
fachliche Eignung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ab, 
 
1.  der oder dem das Justizministerium im 

Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 ein 
Richteramt mit höherem Endgrundge-
halt als dem eines Eingangsamts über-
tragen oder die oder den es zur Über-
tragung eines solchen Amtes vorschla-
gen will oder 

2.  die oder den das Justizministerium im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 ver-
setzen oder zur Versetzung vorschla-
gen will. 

 
Er kann auch zu anderen Bewerberinnen 
und Bewerbern Stellung nehmen und im 
Rahmen der Bewerbungen Gegenvor-
schläge machen. 
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Artikel 55 
Änderung der Juristenausbildungsge-

bührenordnung 
 

Auf Grund des § 65 Absatz 3 Satz 2 des Ju-
ristenausbildungsgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 11. März 2003 (GV. NRW. S. 135, 
ber. S. 431), der durch Gesetz vom 17. Ok-
tober 2006 (GV. NRW. S. 461) eingefügt 
worden ist, wird verordnet: 
 
§ 2 der Juristenausbildungsgebührenord-
nung vom 12. November 2006 (GV. NRW. S. 
536, ber. S. 571), die zuletzt durch Verord-
nung vom 20. Februar 2020 (GV. NRW. S. 
158) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 
 
 
 
 
 
1. In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem 

Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In Absatz 4 Nummer 2 und Absatz 5 

Nummer 2 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

 Gebührenordnung 
für die staatliche Pflichtfachprüfung 

und die zweite juristische Staatsprüfung 
(Juristenausbildungsgebührenordnung - 

JAGebO) 
 

§ 2 
(1) Für die Wiederholung der zweiten juristi-
schen Staatsprüfung zum Zweck der Noten-
verbesserung erhebt die Präsidentin oder 
der Präsident des Landesjustizprüfungsam-
tes vom Prüfling eine Gebühr in Höhe von 
750 Euro. 
 
 
 
 
 
(2) Auf die Gebühr nach Absatz 1 ist ein Vor-
schuss in voller Höhe zu zahlen. Nach Ein-
gang des Antrages auf Gestattung der Wie-
derholungsprüfung wird der Prüfling durch 
die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Landesjustizprüfungsamtes schriftlich aufge-
fordert, den Vorschuss binnen einer Woche 
einzuzahlen. Erfolgt die Zahlung nicht recht-
zeitig, ist die Gestattung zu versagen. 
 
(3) Die Gebühr wird nicht erhoben bei 
 
1. Rücknahme des Antrages auf Wieder-

holung der Prüfung zum Zweck der No-
tenverbesserung vor dessen Gestat-
tung, 

2. Versagung der Gestattung. 
 
(4) Die Gebühr ermäßigt sich auf 125 Euro 
bei 
 
1. Nichtbestehen der Wiederholungsprü-

fung aufgrund des § 56 Abs. 1 und 2 in 
Verbindung mit § 20 Abs. 1 Nr. 2 Juris-
tenausbildungsgesetz Nordrhein-West-
falen, 

2.  vorzeitige Beendigung des Prüfungs-
verfahrens durch Verzicht des Prüflings 
auf die Fortsetzung der gestatteten Wie-
derholungsprüfung durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der Präsidentin o-
der dem Präsidenten des Landesjus-
tizprüfungsamtes 
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bis zum 3. Werktag nach Beendigung des 
schriftlichen Prüfungsteils. 
 
(5) Die Gebühr ermäßigt sich auf 500 Euro 
bei 
 
1. Nichtbestehen der Wiederholungsprü-

fung nach Maßgabe des § 56 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 20 
Abs. 1 Nr. 1 Juristenausbildungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen, 

2.  vorzeitige Beendigung des Prüfungs-
verfahrens durch Verzicht des Prüflings 
auf die Fortsetzung der gestatteten Wie-
derholungsprüfung durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der Präsidentin o-
der dem Präsidenten des Landesjus-
tizprüfungsamtes 

 
bis zum 3. Werktag nach Bekanntgabe der 
Ergebnisse des schriftlichen Prüfungsteils. 
 
(6) Im Übrigen führt die Beendigung des Prü-
fungsverfahrens ohne Durchführung der 
mündlichen Prüfung zu keiner Ermäßigung 
der Gebühr. Entsprechendes gilt auch im 
Fall der Rücknahme oder des Widerrufs der 
Gestattung der Wiederholungsprüfung zum 
Zweck der Notenverbesserung durch die 
Präsidentin oder den Präsidenten des Lan-
desjustizprüfungsamtes; aus Gründen der 
Billigkeit kann die Präsidentin oder der Prä-
sident des Landesjustizprüfungsamtes in 
diesen Fällen die Gebühr ermäßigen oder er-
lassen. 
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Artikel 56 
Änderung der Verordnung Qualifizie-

rungsaufstieg Steuer  
 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 Satz 1 des Lan-
desbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) wird verord-
net: 
 
§ 6 der Verordnung Qualifizierungsaufstieg 
Steuer vom 3. Dezember 2014 (GV. NRW. 
S. 873), die zuletzt durch Verordnung vom 8. 
September 2017 (GV. NRW. S. 765) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In Absatz 3 Satz 1 in dem Satzteil vor 

Nummer 1 werden nach dem Wort 
„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
2.  In Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 

werden jeweils nach dem Wort „schriftli-
chen“ die Wörter „oder elektronischen“ 
eingefügt. 

 

 Verordnung 
über den Qualifizierungsaufstieg in die 

Laufbahngruppe 2 
in der Steuerverwaltung des Landes 

Nordrhein-Westfalen 
(Verordnung Qualifizierungsauf-

stieg Steuer - VOQualiASt) 
 

§ 6  
Aufstiegsprüfung 

 
(1) Im Anschluss an den Aufstiegslehrgang 
ist die Aufstiegsprüfung abzulegen. Die Vor-
schriften des Teils 4 der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für die Steuerbeamtinnen 
und Steuerbeamten sind entsprechend an-
zuwenden, sofern in den Absätzen 2 bis 6 
nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss ist mit einer Be-
amtin oder einem Beamten der Ämtergruppe 
des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-
gruppe 2 für den Vorsitz und zwei Beamtin-
nen oder Beamten der Laufbahngruppe 2 als 
Beisitzerin oder als Beisitzer zu besetzen. 
 
(3) Die schriftliche Prüfung umfasst drei Auf-
gaben aus folgenden Gebieten: 
 
1.  Abgabenrecht 
2.  Einkommensteuer 
3.  betriebliches Rechnungswesen und Bi-

lanzsteuerrecht. 
 
Für die Bearbeitung jeder Aufgabe stehen 
vier Stunden zur Verfügung. 
 
(4) Zur mündlichen Prüfung werden Beam-
tinnen und Beamte zugelassen, die in min-
destens zwei der Aufgaben der schriftlichen 
Prüfung eine mindestens ausreichende Leis-
tung (5 Punkte) erzielt haben. Die mündliche 
Prüfung kann sich auf alle Fächer erstre-
cken, die im Aufstiegslehrgang unterrichtet 
wurden. Die Prüfungszeit für jeden Prüfling 
beträgt durchschnittlich 40 Minuten. 
 
(5) Die Prüfung ist bestanden, wenn der 
Prüfling mindestens die Endpunktzahl 5 er-
reicht hat. Grundlagen für die Festsetzung 
der Endpunktzahl sind die Punktzahl der Be-
urteilung zum Abschluss der Einweisungs-
zeit mit 20 Prozent, die 
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Durchschnittspunktzahl der Leistungen in 
der schriftlichen Prüfung mit 50 Prozent so-
wie die Punktzahl der Leistungen in der 
mündlichen Prüfung mit 30 Prozent. Aus der 
Endpunktzahl ergibt sich die Prüfungsge-
samtnote gemäß § 6 Absatz 3 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für die Steuer-
beamtinnen und Steuerbeamten. 
 
(6) Hat der Prüfling die Aufstiegsprüfung 
nicht bestanden oder gilt diese als nicht be-
standen, so kann sie einmal, und zwar inner-
halb von drei Monaten nach Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses, wiederholt wer-
den. Die Beamtinnen und Beamten setzen 
bis zur Wiederholungsprüfung die praktische 
Einweisung fort; an einem neuen Aufstiegs-
lehrgang nehmen sie nicht teil. 
 

Artikel 57 
Änderung der Finanzfach- 

hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
 
Auf Grund des § 39 Satz 1 und 4 des Lan-
desbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), dessen Satz 
1 und 4 durch Artikel 2 Nummer 14 Buch-
stabe a des Gesetzes vom 14. September 
2021 (GV. NRW. S. 1075) geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 8 Absatz 3 Satz 1 der Finanzfachhoch-
schul-Leistungsbezügeverordnung vom 
11. November 2005 (GV. NRW. S. 912), die 
zuletzt durch Verordnung vom 11. Februar 
2021 (GV. NRW. S. 206, ber. S. 438) geän-
dert worden ist, werden nach dem Wort 

 Verordnung 
über die Gewährung von Leistungsbezü-
gen an Professorinnen und Professoren 
der Hochschule für Finanzen Nordrhein-
Westfalen (Finanzhochschul-Leistungs-

bezügeverordnung – HSFLeistBVO) 
 

§ 8 
Zuständigkeit und Verfahren 

 
(1) Über die Gewährung und die Höhe der 
Leistungsbezüge sowie über die Teilnahme 
der Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 
an den regelmäßigen Besoldungsanpassun-
gen entscheidet die Leiterin oder der Leiter 
der Hochschule für Finanzen Nordrhein-
Westfalen. 
 
(2) Die Leiterin oder der Leiter der Hoch-
schule hat vor der Entscheidung die Gleich-
stellungsbeauftragte sowie ein Gremium an-
zuhören, über dessen Zusammensetzung 
und Bestellung der Senat im Einvernehmen 
mit der Hochschulleitung entscheidet. 
 
(3) Die Entscheidung über die Vergabe von 
Leistungsbezügen ist den Betroffenen 
schriftlich bekannt zu geben und zu begrün-
den. Die Gleichstellungsbeauftragte und das 
für Finanzen zuständige Ministerium sind 
über die Entscheidung zu unterrichten. 
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„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 

 

(4) Über Widersprüche der Professorinnen 
und Professoren gegen Entscheidungen 
über die Gewährung und die Höhe von Leis-
tungsbezügen entscheidet die Leiterin oder 
der Leiter der Hochschule. Das für Finanzen 
zuständige Ministerium ist über die Entschei-
dung zu unterrichten. 
 

Artikel 58 
Änderung des Sparkassengesetzes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 5 Absatz 2 Satz 2 des Sparkassengeset-
zes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 
696), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 
966) geändert worden ist, werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 

  
Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen 

(Sparkassengesetz - SpkG) 
 

§ 5 
Kontrahierungspflichten 

 
(1) Die Sparkassen sind verpflichtet, Spar-
einlagen in Höhe von mindestens einem 
Euro entgegenzunehmen. 
 
(2) Die Sparkassen sind verpflichtet, für na-
türliche Personen aus dem Trägergebiet auf 
Antrag Girokonten zur Entgegennahme von 
Einlagen in Euro zu führen. Eine Verpflich-
tung zur Führung eines Girokontos besteht 
nicht, wenn 
 
a)  der Kontoinhaber Dienstleistungen bei 

Kreditinstituten missbraucht hat, 
b)  das Konto ein Jahr lang umsatzlos ge-

führt wurde, 
c)  das Konto kein Guthaben aufweist und 

der Kontoinhaber trotz Aufforderung 
nicht für Guthaben sorgt, 

d)  aus anderen wichtigen Gründen die 
Aufnahme oder Fortführung der Ge-
schäftsbeziehung den Sparkassen im 
Einzelfall nicht zumutbar ist. 

 
Die Ablehnung eines Antrags nach Satz 1 ist 
schriftlich zu begründen. 
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Artikel 59 
Änderung des Landesumzugskostenge-

setzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Gesetz 
über die Umzugskostenvergütung für die 
Beamten, Beamtinnen, Richter und Rich-

terinnen 
(Landesumzugskostengesetz - LUKG) 

 
§ 1 

 
(1) Das Bundesumzugskostengesetz 
(BUKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Dezember 1990 (BGBl. I S. 
2682), zuletzt geändert durch Artikel 15 Ab-
satz 42 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 
(BGBl. I S. 160), gilt im Lande Nordrhein-
Westfalen sinngemäß für 
 
1. Beamte und Beamtinnen des Landes, 

der Gemeinden, der Gemeindever-
bände und der sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, 

2.  Richter und Richterinnen des Landes, 
3.  in den Dienst des Landes, der Gemein-

den, der Gemeindeverbände und der 
sonstigen der Aufsicht des Landes un-
terstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
abgeordnete Beamte und Beamtinnen 
sowie in den Dienst des Landes abge-
ordnete Richter und Richterinnen, 

4.  im Ruhestand befindliche Beamte, Be-
amtinnen, Richter und Richterinnen 
(Nummer 1 und 2), 

5.  frühere Beamte, Beamtinnen, Richter 
und Richterinnen (Nummer 1 und 2), die 
wegen Dienstunfähigkeit oder Errei-
chens der Altersgrenze entlassen wor-
den sind, 

6.  die Hinterbliebenen der in den Num-
mern 1 bis 5 bezeichneten Personen. 

 
(2) Bei Auflösung oder Verlegung von 
Dienststellen gilt folgendes: 
 
1.  Wird ein Beamter, eine Beamtin, ein 

Richter oder eine Richterin aus Anlaß 
der Auflösung der Dienststelle an einen 
anderen Ort als den bisherigen Dienst-
ort versetzt und hat er oder sie außer-
halb des neuen Dienstortes und dessen 
Einzugsgebiet als Hauptmieter bzw. 
Hauptmieterin oder Eigentümer bzw. 
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In § 1 Absatz 2 Nummer 4 des Landesum-
zugskostengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. 
S. 464), das zuletzt durch Artikel 2 und 3 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2013 (GV. 
NRW. S. 722) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

Eigentümerin eine Wohnung, so kann 
ihm oder ihr auf Antrag bei täglicher 
Rückkehr an den Wohnort ein Ausla-
genersatz gewährt werden, wenn ein 
Anspruch auf Trennungsentschädigung 
nicht besteht. Das gleiche gilt bei Verle-
gung einer Dienststelle. 

2.  Für den Auslagenersatz gelten die Vor-
schriften über die Gewährung von Tren-
nungsentschädigung bei täglicher 
Rückkehr zum Wohnort. Bei Benutzung 
eines eigenen Kraftfahrzeuges können 
höchstens die Kosten für die Benutzung 
regelmäßig verkehrender Beförde-
rungsmittel erstattet werden. 

3. Der Auslagenersatz wird frühestens 
vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Versetzung oder der Verlegung der 
Dienststelle bis zur Dauer von drei Jah-
ren gewährt. Hat der Beamte, die Be-
amtin, der Richter oder die Richterin im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
dienstlichen Maßnahme das sechzigste 
Lebensjahr vollendet, kann er oder sie 
den Auslagenersatz bis zur Beendigung 
des Dienstverhältnisses erhalten. 

4.  Der Antrag nach Nummer 1 ist innerhalb 
einer Ausschlußfrist von drei Monaten 
nach Wirksamwerden der dienstlichen 
Maßnahme schriftlich zu stellen. 

 
5.  Die Nummern 1 bis 4 gelten nicht für Be-

amte und Beamtinnen auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst. 

 
(3) Bei der Umbildung von Körperschaften 
gilt Absatz 2 entsprechend. 
 

Artikel 60 
Änderung der Trennungsentschädi-

gungsverordnung 
 
Auf Grund des § 3 Satz 1 des Landesum-
zugskostengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. 
S. 464) und des § 20 des Landesreisekos-
tengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. Dezember 1998 (GV. NRW. 
S. 738), der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 
18 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 760) geändert und neu ge-
fasst worden ist, wird verordnet: 
 

 Verordnung 
über die Gewährung von Trennungsent-

schädigung 
(Trennungsentschädigungsverordnung - 

TEVO -) 
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In § 10 Absatz 1 Satz 1 der Trennungsent-
schädigungsverordnung vom 29. April 1988 
(GV. NRW. S. 226), die zuletzt durch Artikel 
2 der Verordnung vom 28. März 2014 (GV. 
NRW. S. 238) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

§ 10 
Verfahrensvorschriften 

 
(1) Die Trennungsentschädigung ist inner-
halb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten 
schriftlich zu beantragen. Die Frist beginnt 
jeweils mit Ablauf des Kalendermonats, für 
den die Trennungsentschädigung zusteht. 
Die Trennungsentschädigung wird monatlich 
nachträglich gezahlt. 
 
(2) Der Anspruchsberechtigte hat nachzu-
weisen, daß die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Trennungsentschädigung 
vorliegen, insbesondere hat er das fortwäh-
rende Bemühen um eine Wohnung (§ 2 Abs. 
1) zu belegen. 
 

Artikel 61 
Änderung der Dienstwohnungsverord-

nung 
 

Auf Grund des § 13 Absatz 2 des Landesbe-
soldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), der zuletzt durch 
Artikel 2 Nummer 14 Buchstabe a und b des 
Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. 
NRW. S. 1075) geändert worden ist, wird 
verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Verordnung 
über Dienstwohnungen für die  
Beamtinnen und Beamten und 

die Richterinnen und Richter des Landes 
Nordrhein-Westfalen sowie 

die Beamtinnen und Beamten der  
Gemeinden und Gemeindeverbände 

(Dienstwohnungsverordnung - DWVO) 
 
 

§ 7 
Dienstwohnungsvergütung 

 
(1) Die Dienstwohnungsvergütung ist der Be-
trag, der der Dienstwohnungsinhaberin oder 
dem Dienstwohnungsinhaber während der 
Dauer des Dienstwohnungsverhältnisses für 
die Überlassung der Dienstwohnung nebst 
Gärten, Nebenräumen und sonstigen Flä-
chen auf die Dienstbezüge angerechnet 
wird. Sie ist nach dem örtlichen Mietwert (§ 
4) festzusetzen. 
 
(2) Neben der Dienstwohnungsvergütung 
sind Betriebskosten (§ 9) und sonstige Ent-
gelte (§ 11) gesondert zu zahlen. 
 
(3) Zuständig für die Festsetzung der Dienst-
wohnungsvergütung, der Betriebskosten (§ 
9) und der sonstigen Entgelte (§ 11) ist bei 
 
1. Bediensteten des Landes die für die 

Festsetzung des Besoldungsdienstal-
ters zuständige Stelle, 
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In § 7 Absatz 4 Satz 2 der Dienstwohnungs-
verordnung vom 3. Mai 2012 (GV. NRW. S. 
201), die zuletzt durch Verordnung vom 13. 
Dezember 2017 (GV. NRW. S. 967) geän-
dert worden ist, werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 

 

2. Bediensteten der Gemeinden und Ge-
meindeverbände die nach den Vor-
schriften des kommunalen Verfassungs-
rechts zuständige Stelle. 

 
(4) Vor der Entscheidung über die Höhe der 
Dienstwohnungsvergütung bei der erstmali-
gen Zuweisung der Wohnung und in den Fäl-
len des § 4 Absatz 6 soll die Dienstwoh-
nungsinhaberin oder der Dienstwohnungsin-
haber gehört werden. Die Entscheidung ist 
ihr oder ihm schriftlich bekanntzugeben. 
 

Artikel 62 
Änderung des Bau- und Liegenschafts-

betriebsgesetzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 2 Absatz 1 Satz 3 des Bau- und Liegen-
schaftsbetriebsgesetzes vom 12. Dezember 
2000 (GV. NRW. S. 754), das zuletzt durch 
Gesetz vom 16. März 2010 (GV. NRW. S. 
184) geändert worden ist, werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

 Gesetz 
zur Errichtung eines Sondervermögens 

"Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
des Landes Nordrhein-Westfalen/Bau- 

und Liegenschaftsbetrieb NRW" 
(Bau- und Liegenschaftsbetriebsgesetz - 

BLBG) 
 

§ 2 
Zweck, Umfang und Aufgaben 

 
(1) Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 
hat die Aufgabe, Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte für Zwecke des Lan-
des nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
erwerben, zu bewirtschaften, zu entwickeln 
und zu verwerten und dabei die baupoliti-
schen Ziele des Landes zu beachten. Zur 
Gewährleistung der städtebaulichen Qualitä-
ten bei herausragenden Baumaßnahmen 
des Landes mit stadtbildprägender Bedeu-
tung hat der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW vor einer Investitionsentscheidung 
und/oder Einleitung der formalen Planung 
von Maßnahmen das Einvernehmen mit dem 
für Bauangelegenheiten zuständigen Minis-
terium herzustellen. Wird das Einvernehmen 
versagt, ist dies schriftlich und unter Würdi-
gung aller Besonderheiten des Einzelfalls zu 
begründen. Zur Wahrnehmung seiner Aufga-
ben kann der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
Fördermittel des Landes in Anspruch neh-
men. 
 
(2) Für diese Aufgabe werden das Allge-
meine Grundvermögen und das Verwal-
tungsgrundvermögen sowie das Sonderver-
mögen Grundstock gemäß § 6 Abs. 9 des 
Haushaltsgesetzes 2000 an den Bau- und 
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Liegenschaftsbetrieb NRW abgegeben. Aus-
genommen hiervon sind das Grundvermö-
gen der Forstwirtschaft und des Natur- und 
Landschaftsschutzes sowie der gesetzlich 
geregelte Grundbesitz an landeseigenen 
Gewässern einschließlich der Ufergrundstü-
cke und der der Unterhaltung und dem Hoch-
wasserschutz dienenden Flächen und die öf-
fentlichen Straßengrundstücke, sowie wei-
tere bis zur Abgabe gem. Satz 1 vom Finanz-
ministerium im Einvernehmen mit dem für 
Bauangelegenheiten zuständigen Ministe-
rium bestimmte Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte, die wegen ihrer Be-
schaffenheit oder Nutzung für eine Bewirt-
schaftung, Entwicklung oder Verwertung 
nach kaufmännischen Grundsätzen durch 
den Bau- und Liegenschaftsbetrieb ungeeig-
net sind. 
 
(3) Das Sondervermögen Grundstock wird 
abweichend von § 61 Abs. 3 Satz 1 der Lan-
deshaushaltsordnung ohne Wert- und Auf-
wendungsersatz abgegeben. 
 
Das Allgemeine Grundvermögen und das 
Verwaltungsgrundvermögen werden gegen 
Wertersatz abgegeben. Das Finanzministe-
rium kann zulassen, dass abweichend von § 
61 Abs.3 Landeshaushaltsordnung für die 
Abgabe dieser Vermögensgegenstände 
nicht der volle Wert zu erstatten ist. 
 
(4) Am 1. Januar 2001 bestehende Forde-
rungen oder Verbindlichkeiten des Landes 
Nordrhein-Westfalen aus dem Erwerb, der 
Veräußerung, der Bebauung und der Ver-
mietung und Verpachtung der abgegebenen 
Grundstücke und grundstücksgleichen 
Rechte gehen auf den Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb NRW über. 
 
(5) Das Finanzministerium kann im Einver-
nehmen mit dem zuständigen Ministerium 
später weitere Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte des Landes an den 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW abge-
ben, wenn sie für eine Bewirtschaftung, Ent-
wicklung oder Verwertung nach kaufmänni-
schen Grundsätzen entsprechend dem 
Zweck des Bau- und Liegenschaftsbetriebes 
geeignet sind. 
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(6) Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 
kann mit Zustimmung des Finanzministeri-
ums Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte an das Land abgeben, wenn sie für 
eine Bewirtschaftung, Entwicklung oder Ver-
wertung nach kaufmännischen Grundsätzen 
entsprechend dem Zweck des Bau- und Lie-
genschaftsbetriebes ungeeignet sind. 
 
(7) Über erfolgte Abgaben von einzelnen 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten in den Fällen von Absatz 5 und 6, 
deren Wert 3 Millionen Deutsche Mark über-
steigt, ist dem Landtag unverzüglich zu be-
richten. 
 

Artikel 63 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 26 Absatz 3 Satz 1, § 36 Absatz 7 Satz 
2 und § 85 Absatz 3 Satz 1 des Landesme-
diengesetzes Nordrhein-Westfalen vom 

 Landesmediengesetz Nordrhein- 
Westfalen 

(LMG NRW) 
 

§ 26 
Untersagung 

 
(1) Die Weiterverbreitung eines Fernsehpro-
gramms ist unzulässig, wenn 
 
1. entgegen § 24 Anzeigen oder Unterla-

gen nicht vollständig oder nicht fristge-
recht vorgelegt, Auskünfte nicht voll-
ständig oder nicht fristgerecht erteilt, 
vorsätzlich unrichtige Angaben gemacht 
oder Sicherheiten nicht fristgerecht ge-
leistet werden, 

2. die Regelungen dieses Gesetzes über 
die Rangfolge von Programmen nicht 
eingehalten werden, 

3. gegen Weiterverbreitungsgrundsätze 
nach § 23 verstoßen wird, 

4. der Veranstalter nach dem für ihn gel-
tenden Recht zur Veranstaltung von 
Rundfunk nicht befugt ist oder die im Ur-
sprungsland zuständige Stelle festge-
stellt hat, dass das Programm den dort 
geltenden Rechtsvorschriften nicht ent-
spricht. 

 
(2) Liegt ein Untersagungsgrund vor Beginn 
der Weiterverbreitung vor, ordnet die LfM an, 
dass die Weiterverbreitung erst erfolgen 
darf, wenn sie festgestellt hat, dass dieses 
Gesetz der Weiterverbreitung nicht entge-
gensteht. 
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2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 
2021 (GV. NRW. S. 597) geändert worden 
ist, werden jeweils nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

(3) Besteht ein Untersagungsgrund nach Ab-
satz 1 Nummer 1 oder 3 nach Beginn der 
Weiterverbreitung, weist die LfM den Veran-
stalter schriftlich darauf hin. Liegt der Unter-
sagungsgrund in der Person des Betreibers 
einer Kabelanlage vor, wird dieser von 
der LfM unterrichtet. Dauert der Rechtsver-
stoß fort oder wiederholt er sich, hat 
die LfM nach Anhörung die Weiterverbrei-
tung endgültig zu untersagen. 
 
(4) Besteht ein Untersagungsgrund nach Ab-
satz 1 Nummer 2 oder 4, erfolgt die Untersa-
gung nach vorheriger Anhörung. Im Fall des 
Absatz 1 Nummer 2 werden die Programme 
untersagt, die der Rangfolge nicht entspre-
chen. 
 
(5) Im Fall des Absatz 1 Nummer 1 und 3 er-
folgt die Untersagung unter Berücksichti-
gung der Schwere und Häufigkeit des Ver-
stoßes für einen bestimmten Zeitraum, der 
einen Monat nicht überschreiten darf. Hat 
die LfM dreimal die Weiterverbreitung für ei-
nen bestimmten Zeitraum untersagt, erfolgt 
bei einem erneuten Verstoß die endgültige 
Untersagung. 
 
(6) Die Untersagung ist dem Veranstalter 
und dem Betreiber der Kabelanlage bekannt 
zu geben. 
 
(7) §§ 48, 49 Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen finden 
keine Anwendung. 
 

§ 36 
Verlautbarungsrecht, Sendezeit für Dritte 

 
(1) Jeder Veranstalter hat der Bundesregie-
rung und den obersten Landesbehörden für 
amtliche Verlautbarungen angemessene 
Sendezeit unverzüglich einzuräumen. 
 
(2) Jeder Veranstalter eines landesweiten 
Vollprogramms hat Parteien oder Wähler-
gruppen während ihrer Beteiligung an Wah-
len zum Europäischen Parlament, zum Deut-
schen Bundestag oder zum Landtag Nord-
rhein-Westfalen angemessene Sendezeit 
zur Wahlwerbung einzuräumen, wenn sie in 
Nordrhein-Westfalen mit a) einem Listen-
wahlvorschlag, einer Landesliste oder einer 
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Landesreserveliste oder b) in einem Sechs-
tel der Wahlkreise mit Kreiswahlvorschlägen 
zugelassen sind. Alle Parteien und Wähler-
gruppen sind gleich zu behandeln; § 5 Abs. 
1 Satz 2 bis 4 Parteiengesetz gilt entspre-
chend. Für Sendezeiten zur Wahlwerbung, 
die ein Veranstalter ohne Verpflichtung nach 
diesem Gesetz oder über die Verpflichtung 
nach Satz 1 hinaus einräumt, gilt Satz 2 ent-
sprechend. 
 
(3) Ein Veranstalter kann den in seinem Ver-
breitungsgebiet zur Kommunalwahl zugelas-
senen Parteien, Wählergruppen oder Einzel-
bewerbern während ihrer Beteiligung an 
Kommunalwahlen Sendezeit zur Wahlwer-
bung einräumen; in diesem Fall gilt Abs. 2 
Satz 2 für die in den Wahlgebieten zugelas-
senen Wahlvorschläge entsprechend. 
 
(4) Jeder Veranstalter eines Vollprogramms 
hat den Evangelischen Kirchen, der Katholi-
schen Kirche und den jüdischen Kultusge-
meinden, wenn diese nicht als Veranstalter 
eines landesweiten Rundfunkprogramms zu-
gelassen sind, auf deren Wunsch angemes-
sene Sendezeiten zur Übertragung gottes-
dienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten 
sowie sonstiger religiöser Sendungen einzu-
räumen. 
 
(5) In den Fällen der Absätze 1 bis 4 kann 
der Veranstalter die Erstattung seiner Selbst-
kosten verlangen. 
 
(6) Für den Inhalt einer Sendung nach den 
Absätzen 1 bis 4 ist verantwortlich, wem die 
Sendezeit gewährt worden ist. 
 
(7) Unbeschadet der Regelung des Absatzes 
6 hat der Veranstalter die Ausstrahlung einer 
Sendung nach Absatz 2 und 3 abzulehnen, 
wenn deren Inhalt offenkundig und schwer-
wiegend gegen die allgemeinen Gesetze 
verstößt oder nicht ausschließlich dem 
Zweck der Wahlwerbung dient. Gegen die 
Ablehnung kann innerhalb eines Monats 
schriftlich Beschwerde bei der LfM eingelegt 
werden. Die LfM bestätigt die Ablehnung o-
der ordnet die Verbreitung der Sendung an. 
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§ 85 
Rundfunkprogramme in Wohnanlagen 

 
(1) Rundfunkprogramme außerhalb von Ein-
richtungen, die in einem Gebäude oder zu-
sammengehörigen Gebäudekomplex mittels 
einer Kabelanlage mit bis zu 100 ange-
schlossenen Wohneinheiten veranstaltet 
werden, bedürfen keiner Zulassung. 
 
(2) Rundfunkwerbung, Teleshopping und 
Sponsoring sind unzulässig. 
 
(3) Die Gebäudeeigentümerin oder der Ge-
bäudeeigentümer ist verpflichtet, der LfM vor 
Aufnahme des Sendebetriebs Art und Um-
fang der Rundfunkprogramme sowie Name 
und Anschrift der Person oder Personen, die 
die Sendungen verbreiten, schriftlich anzu-
zeigen. Spätere Änderungen sind unverzüg-
lich anzuzeigen. 
 
(4) §§ 31, 35, 42, 43, 54 Abs. 4 gelten ent-
sprechend. 
 
 

Artikel 64 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Transplantationsgesetzes 
 

Das Gesetz zur Ausführung des Transplan-
tationsgesetzes vom 9. November 1999 (GV. 
NRW. S. 599), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 2. Februar 2016 (GV. NRW. 
S. 78) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 

 

 Gesetz 
zur Ausführung des  

Transplantationsgesetzes 
(AG-TPG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 4 
Transplantationsbeauftragte 

 
(1) Entnahmekrankenhäuser gemäß § 9a 
Absatz 1 des Transplantationsgesetzes be-
stellen mindestens eine nach den Weiterbil-
dungsordnungen der Ärztekammern Nord-
rhein und Westfalen-Lippe im Bereich der In-
tensivmedizin erfahrene Fachärztin oder ei-
nen im Bereich der Intensivmedizin erfahre-
nen Facharzt in Leitungsfunktion zur oder 
zum Transplantationsbeauftragten, die be-
ziehungsweise der die zur Erfüllung dieser 
Aufgaben erforderlichen Kenntnisse und Er-
fahrungen gemäß Absatz 3 besitzt. Aufgabe 
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1. In § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wer-

den nach dem Wort „schriftliche“ die 
Wörter „oder elektronische“ eingefügt. 

 

der Transplantationsbeauftragten ist insbe-
sondere, darauf hinzuwirken, dass 
 
1. die Entnahmekrankenhäuser ihren Ver-

pflichtungen nach § 9a Absatz 2 und § 
11 Absatz 4 des Transplantationsgeset-
zes nachkommen, 

2. verbindliche, schriftliche Handlungsan-
weisungen für den Ablauf einer Organ-
spende vorliegen, die insbesondere 
Maßnahmen zur Hirntoddiagnostik, zur 
intensivmedizinischen Vorbereitung ei-
ner Organentnahme, zur Klärung des 
Willens der Patientin bzw. des Patien-
ten, zu Gesprächen mit Angehörigen 
und zur frühestmöglichen Einbeziehung 
der Koordinierungsstelle nach § 11 Ab-
satz 1 Satz 2 des Transplantationsge-
setzes beinhalten, 

3. die Angehörigen von Organspenderin-
nen und -spendern in angemessener 
Weise begleitet werden, wobei die Koor-
dinatorinnen beziehungsweise Koordi-
natoren der Koordinierungsstelle hinzu-
gezogen werden können, 

4. alle Todesfälle durch primäre oder se-
kundäre Hirnschädigung im Entnahme-
krankenhaus der oder dem Transplanta-
tionsbeauftragten übermittelt, dokumen-
tiert und im Rahmen der Qualitätssiche-
rung mit der Koordinierungsstelle aus-
gewertet werden. Diese erfolgt auf Basis 
der jeweils am 31. März eines Jahres im 
Rahmen der Finanzierungsregelung für 
Transplantationsbeauftragte fälligen Be-
richterstattung der Entnahmekranken-
häuser an die zentrale Koordinierungs-
stelle und einer zusätzlichen Datenliefe-
rung zu den Todesfällen durch primäre 
oder sekundäre Hirnschädigung am 30. 
September eines Jahres an die Koordi-
nierungsstelle für die Region Nordrhein-
Westfalen. 

 
(2) Die Transplantationsbeauftragten bera-
ten die Angehörigen ergebnisoffen und be-
gleiten sie im Falle der Entscheidung zur Or-
ganspende beratend. Sie tragen dafür 
Sorge, dass alle an der Pflege Beteiligten im 
notwendigen Umfang Zugang zu Fortbil-
dung, insbesondere zu medizinischen und 
ethischen Fragen und Supervision erhalten. 
Die Transplantationsbeauftragen sind 
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gemäß § 9b Absatz 2 des Transplantations-
gesetzes dafür verantwortlich, dass das ärzt-
liche und pflegerische Personal über die Be-
deutung und den Prozess der Organspende 
regelmäßig informiert wird. 
 
(3) Die Transplantationsbeauftragten sind 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wei-
sungsunabhängig und haben ein uneinge-
schränktes Zugangsrecht zu den Intensivsta-
tionen. Sie sind unmittelbar der Kranken-
hausleitung gemäß § 31 Absatz 1 des Kran-
kenhausgestaltungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. S. 702) in der jeweils gel-
tenden Fassung unterstellt. Die Kranken-
hausleitung unterstützt die Transplantations-
beauftragten bei ihrer Aufgabenwahrneh-
mung und stellt ihnen die dafür notwendigen 
Informationen sowie personellen und sächli-
chen Mittel zur Verfügung. Zudem fördert sie 
die regelmäßige fachspezifische Fortbildung 
der Transplantationsbeauftragten. Zur Si-
cherstellung ihrer Qualifikation sind die 
Transplantationsbeauftragten verpflichtet, 
innerhalb von drei Jahren nach ihrer Benen-
nung eine curriculäre Fortbildung zum 
Thema Organspende nachzuweisen. Für be-
reits benannte Transplantationsbeauftragte 
beginnt die Frist von drei Jahren nach In-
krafttreten dieses Gesetzes. 
(4) Die Transplantationsbeauftragten sind 
soweit freizustellen, wie es zur ordnungsge-
mäßen Durchführung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz erforderlich ist. 
(5) Das für Gesundheit zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung eine angemessene pauschale Vergü-
tung für die Tätigkeit der Transplantationsbe-
auftragten festzusetzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Verfahren 

 
(1) Die Kommission wird auf Antrag des 
Transplantationszentrums tätig, in dem das 
Organ entnommen werden soll. 
 
(2) Die Kommission hört die Person, die ein 
Organ spenden will, persönlich an. Sie kann 
die Person, die das Organ erhalten soll, so-
wie weitere Personen und Sachverständige 
hören. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=10573&vd_back=N702&sg=0&menu=0
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2. In § 3 Absatz 3 Satz 2 und § 5 in dem 

Satzteil vor Nummer 1 werden jeweils 
nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter 
„oder elektronisch“ eingefügt. 

 

 
(3) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Die 
Kommission entscheidet mit Stimmenmehr-
heit (Enthaltungen sind unzulässig) über ihre 
gutachterliche Stellungnahme und gibt sie 
dem antragstellenden Transplantationszent-
rum und der Person, die ein Organ spenden 
will, schriftlich bekannt. Über die Sitzung ist 
eine Niederschrift zu fertigen. 
 

§ 5 
Auskunftserteilung 

 
Auf Verlangen hat der Krankenhausträger 
dem für Gesundheit zuständigen Ministerium 
oder dessen Beauftragten schriftlich Aus-
kunft zu erteilen über 
 
1. die Zahl der im Krankenhaus verstorbe-

nen Patientinnen und Patienten, die als 
potenzielle Organspenderinnen oder Or-
ganspender in Frage gekommen wären, 

2. durchgeführte Maßnahmen zur Erfül-
lung der gesetzlichen Verpflichtungen 
nach § 11 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 
des Transplantationsgesetzes. 

 
Artikel 65 

Änderung der Verordnung über die Ge-
währung der Pauschale zur Beteiligung 
an den Schulkosten für die Ausbildung 

von Altenpflegerinnen und Altenpflegern  
 

Auf Grund des § 5 Absatz 6 des Landesal-
tenpflegegesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. 
NRW. S. 290) wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 4 Absatz 2 Satz 1 der Verordnung über 
die Gewährung der Pauschale zur Beteili-
gung an den Schulkosten für die Ausbildung 
von Altenpflegerinnen und Altenpflegern 
vom 27. Februar 2015 (GV. NRW. S. 246) 
werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

 Verordnung 
über die Gewährung der Pauschale zur 

Beteiligung 
an den Schulkosten für die Ausbildung 

von Altenpflegerinnen und Altenpflegern 
(AltPflSchulkoVO) 

 
§ 4 

Antragstellung 
 

(1) Der Antrag auf Gewährung der Schulkos-
tenpauschale für Schülerinnen und Schüler, 
die sich in der ersten Jahreshälfte in Ausbil-
dung befinden, ist bis zum 1. November des 
jeweils vorhergehenden Jahres einzu-
reichen. Der Antrag auf Gewährung der 
Schulkostenpauschale für Schülerinnen und 
Schüler, die sich in der zweiten Jahreshälfte 
in Ausbildung befinden, ist bis zum 1. Juni 
des laufenden Jahres einzureichen. 
 
(2) Der Antrag auf Gewährung der Schulkos-
tenpauschale ist bei der zuständigen Be-
hörde schriftlich zu stellen. Der Antrag muss 
enthalten: 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=29685
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=29685
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=29685
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=29685
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 1. Kursbezeichnung und Kursdauer sowie 
Anzahl und Ausbildungszeiträume der 
Schülerinnen und Schüler im Kurs, 

2. Anzahl der Schülerinnen und Schüler, 
für die eine Schulkostenpauschale be-
antragt wird, sowie die Zeiträume, für die 
die Schulkostenpauschale beantragt 
wird und 

3. Anzahl der Schülerinnen und Schüler, 
die eine Förderung auf Grund anderer 
Rechtsvorschriften erhalten. 

 
Sofern kein elektronisches Verwaltungsver-
fahren gemäß § 2 zur Anwendung kommt, 
stellt das für die Ausbildung in der Alten-
pflege zuständige Ministerium einheitliche 
Antragsunterlagen zur Verfügung. 
 

Artikel 66 
Änderung der Verordnung zur  

Ausführung des Alten- und Pflegegeset-
zes Nordrhein-Westfalen und nach § 8a 

SGB XI 
 
Auf Grund des § 8a Absatz 1 Satz 3 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfle-
geversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), 
der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Dezember 2015  (BGBl. I S. 2424) geän-
dert worden ist, und des § 3 Absatz 3 des Al-
ten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfa-
len vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625), 
der durch Artikel 10 Nummer 2 des Gesetzes 
vom 22. März 2018 (GV. NRW. S. 172) ge-
ändert worden ist, wird verordnet: 
 
Die Verordnung zur Ausführung des Alten- 
und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen 
und nach § 8a SGB XI vom 21. Oktober 2014 
(GV. NRW. S. 656), die zuletzt durch Verord-
nung vom 25. August 2020 (GV. NRW. S. 
766, ber. S. 897) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 

  
Verordnung zur Ausführung des Alten- 

und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen 
und nach § 8a SGB XI (APG DVO NRW) 
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1.  In § 25 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

 § 25  
Verfahren 

 
(1) Die Förderung ist jährlich vom Träger der 
ambulanten Pflegeeinrichtung schriftlich 
zum 1. März beim örtlichen Träger der Sozi-
alhilfe zu beantragen, in dessen Gebiet sich 
die Einrichtung befindet. Der Antrag muss 
folgende Angaben und Unterlagen enthalten: 
 
1. Name und Sitz der Einrichtung unter An-

gabe der Trägerin oder des Trägers, 
2. den Versorgungsvertrag nach § 72 Ab-

satz 1 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch, 

3. eine Bestätigung, dass den pflegebe-
dürftigen Menschen für den Förderzeit-
raum keine nach diesem Kapitel förder-
fähigen Investitionsaufwendungen be-
rechnet werden und 

4. die Angaben über die im Jahr vor der An-
tragstellung nach § 24 Absatz 1 geleis-
teten Pflegestunden. 

 
(2) Die Investitionskostenpauschale wird für 
das gesamte Jahr jeweils zum 1. Juli an den 
Einrichtungsträger ausgezahlt. 
 
(3) Ambulante Pflegeeinrichtungen, die im 
Bewilligungsjahr erstmalig ihren Dienst auf-
nehmen, erhalten auf der Basis der im Bewil-
ligungsjahr gültigen Leistungskomplexe eine 
Abschlagszahlung auf die zu erwartende 
jährliche Förderung. Der Antrag auf die Ab-
schlagszahlung ist im Jahr der Inbetrieb-
nahme der Einrichtung zu stellen. Eine end-
gültige Abrechnung erfolgt über die bis zum 
1. März des folgenden Jahres gemäß Absatz 
1 Nummer 4 vorzulegenden Angaben. Fest-
gestellte Überzahlungen sind, soweit sie 
nicht mit der nächsten Jahrespauschale ver-
rechnet werden können, unverzüglich zu-
rückzuzahlen. Nachzahlungen sind mit der 
nächstfälligen Jahrespauschale vorzuneh-
men. Stellt eine ambulante Pflegeeinrichtung 
ihren Betrieb ein, so wird die Förderung nur 
für die Monate der Betriebsführung gezahlt. 
 
(4) Hat die Trägerin oder der Träger eine För-
derung nach § 24 erhalten, stellt aber keinen 
erneuten Antrag oder stellt den Betrieb ein, 
so hat sie beziehungsweise er vollständige 
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Angaben über die im Jahr der Bewilligung 
tatsächlich geleisteten Pflegestunden zur 
Durchführung der Endabrechnung der zu-
ständigen Behörde gesondert bis zum 
1. Juni des auf den Förderzeitraum folgen-
den Jahres mitzuteilen. Unterbleibt die Mit-
teilung trotz Fristsetzung der zuständigen 
Behörde, kann diese die Förderung bis zum 
Nachholen der Mitteilung vollständig zurück-
fordern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 30 
Aufgabe, Zusammensetzung 

 
(1) Der Landesausschuss Alter und Pflege 
kann die Landesregierung bei sämtlichen 
Fragen der Alten- und Pflegepolitik im Sinne 
des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-
Westfalen beraten und dabei Empfehlungen 
abgeben. Bei Empfehlungen zu Fragen der 
Pflegeversicherung ist § 8a Absatz 1 Satz 2 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch zu be-
achten. 
 
(2) Der Landesausschuss Alter und Pflege 
setzt sich zusammen aus je einem Mitglied 
 
1. je Landesverband der Selbsthilfe älterer 

und pflegebedürftiger Menschen, Men-
schen mit Behinderungen, chronisch 
Kranker und pflegender Angehöriger, 

2. der Landesseniorenvertretung, des Lan-
desbehindertenbeirats und des Landes-
integrationsrates, 

3. je Landesverband der Leistungsanbieter 
(privat, kommunal, Freie Wohlfahrts-
pflege), 

4. je Kommunalem Spitzenverband, 
5. je Landschaftsverband, 
6. je Landesverband der Pflegekassen so-

wie des Verbandes der Privaten Kran-
kenversicherung e.V., 

7. je Medizinischem Dienst der Kranken-
versicherung, 

8. je Landesverband der Berufsverbände 
und Fachgesellschaften für Belange im 
Sinne des Alten- und Pflegegesetzes 
Nordrhein-Westfalen, 

9. je Gewerkschaft, in der in der Pflege o-
der Betreuung älterer Menschen tätige 
Personen organisiert sind, 

10. aus dem für das Zwölfte Buch Sozialge-
setzbuch zuständigen Ministerium, 
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2.  In § 30 Absatz 5 Satz 1 und § 31 Absatz 

1 Satz 2 wird jeweils das Wort „schriftli-
che“ durch das Wort „elektronische“ er-
setzt. 

 

11. aus dem für Bauen zuständigen Ministe-
rium, 

12. aus dem für das Alten- und Pflegegesetz 
zuständigen Ministerium. 

 
Sofern sich Interessenvertretungen im Sinne 
der Nummer 1 für die Alten- und Pflegepolitik 
in NRW im Sinne des Alten- und Pflegege-
setzes Nordrhein-Westfalen mit überregio-
naler Bedeutung engagieren, die keine lan-
desverbandliche Organisationsstruktur ha-
ben, kann das zuständige Ministerium auch 
Mitglieder dieser Interessenvertretungen in 
den Landesausschuss Alter und Pflege be-
rufen. Ferner gehören drei Vertretungen der 
Beratungs- und Prüfbehörde nach dem 
Wohn- und Teilhabegesetz sowie die Beauf-
tragten der Landesregierung für die Belange 
der Menschen mit Behinderung und der Pa-
tientinnen und Patienten in NRW dem Lan-
desausschuss Alter und Pflege mit beraten-
der Stimme an. 
 
(3) Das zuständige Ministerium beruft die 
Mitglieder des Landesausschusses Alter und 
Pflege auf Vorschlag der vertretenen Institu-
tionen und setzt dabei das Ziel einer ge-
schlechterparitätischen Besetzung des Gre-
miums um. Jede Institution übermittelt hierfür 
dem Ministerium zwei Vorschläge, wobei die 
Vorschläge jeweils eine Frau und einen 
Mann umfassen müssen. Aus diesen Vor-
schlägen beruft das Ministerium eine Person 
als ordentliches Mitglied und eine Person als 
stellvertretendes Mitglied. 
 
(4) Die Amtsdauer der Mitglieder sowie ihrer 
Stellvertretungen beträgt vier Jahre. Die Mit-
glieder bleiben darüber hinaus im Amt, bis 
sich der Landesausschuss Alter und Pflege 
neu konstituiert hat. Die Amtsdauer eines 
während einer Amtsperiode neu bestellten 
Mitglieds endet mit dem Ablauf der Amtspe-
riode der übrigen Mitglieder. 
 
(5) Die ordentlichen und stellvertretenden 
Mitglieder des Landesausschusses Alter und 
Pflege können ihr Amt durch schriftliche Er-
klärung gegenüber dem zuständigen Minis-
terium niederlegen. Sie können zudem von 
den Institutionen, die sie vorgeschlagen ha-
ben, abberufen werden. Die Abberufung ist 
dem zuständigen Ministerium mitzuteilen. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

216 

Das Ministerium fordert im Fall einer Nieder-
legung des Amtes beziehungsweise einer 
Abberufung die Institution, die das Mitglied 
vorgeschlagen hatte, zu einem neuen Vor-
schlag auf. Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. 
 

§ 31 
Vorsitz 

 
(1) Der Landesausschuss Alter und Pflege 
wählt aus seiner Mitte jeweils für die Dauer 
von zwei Jahren eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden sowie ihre beziehungsweise 
seine Stellvertretung. Die oder der Vorsit-
zende und deren Stellvertretung können ihr 
Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem zuständigen Ministerium niederlegen 
und zudem von den Ausschussmitgliedern 
abberufen werden. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende beziehungs-
weise die Stellvertretung leitet die Sitzungen 
des Landesausschusses Alter und Pflege 
und kommuniziert dessen Beschlüsse nach 
außen. Sind die oder der Vorsitzende 
ebenso wie die Stellvertretung an der Sit-
zungsleitung gehindert, übernimmt eine Ver-
tretung des zuständigen Ministeriums die Sit-
zungsleitung. 
 

Artikel 67 
Änderung der Ausbildungs- und Prü-

fungsordnung für Desinfektorinnen und  
Desinfektoren 

 
Auf Grund des § 1 Absatz 1 des Gesund-
heitsfachberufeweiterentwicklungsgesetzes 
vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. S. 342), der 
zuletzt durch Artikel 3 Nummer 1 des Geset-
zes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 
767) geändert worden ist, wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für Desinfektorinnen und Desinfektoren 

(APO-Desinf.) 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 12 
Gesamtergebnis, Prüfungsergebnis 

 
(1) Der Prüfungsausschuss stellt das Ergeb-
nis der praktischen und der mündlichen Prü-
fung fest und bestimmt, ob und mit welchem 
Gesamtergebnis die Prüfung bestanden ist. 
 
(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn das Ge-
samtergebnis mindestens mit „ausreichend“ 
bewertet wird. 
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In § 12 Absatz 3 Satz 2 der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für Desinfektorinnen und 
Desinfektoren vom 14. April 2015 (GV. 
NRW. S. 401) wird der Punkt am Ende durch 
die Wörter „, wobei die elektronische Na-
menswiedergabe genügt.“ ersetzt.  
 

 

 
(3) Über den Prüfungshergang ist für jede zu 
prüfende Person eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 2 aufzunehmen. Die 
Niederschrift ist von allen Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 
 
 
 
(4) Über die bestandene Prüfung wird ein 
Zeugnis nach dem Muster der Anlage 3 er-
teilt. 
 
(5) Über das Nichtbestehen der Prüfung er-
hält der Prüfling vom Landesprüfungsamt ei-
nen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen ist. 
 

Artikel 68 
Änderung der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für sozialmedizinische  

Assistentinnen und Assistenten 
 

Auf Grund des § 1 Absatz 1 des Gesund-
heitsfachberufeweiterentwicklungsgesetzes 
vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. S. 342), der 
zuletzt durch Artikel 3 Nummer 1 des Geset-
zes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 
767) geändert worden ist, wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 17 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für sozialmedizinische Assis-
tentinnen und Assistenten vom 14. April 
2015 (GV. NRW. S. 388) werden nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder elektro-
nischen“ eingefügt. 

 

 Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
sozialmedizinische Assistentinnen und 

Assistenten 
(APO-SMA) 

 
 
 
 
 
 
 

§ 17 
Zeugnisse und Mitteilungen 

 
(1) Dem Prüfling ist nach der mündlichen 
Prüfung unverzüglich bekanntzugeben, ob er 
die Prüfung bestanden und welche Einzelno-
ten er erhalten hat. Die Bekanntgabe ist 
nichtöffentlich. 
 
(2) Ist die Prüfung bestanden, erhält der 
Prüfling ein Zeugnis nach Anlage 8. 
 
(3) Ist die Prüfung nicht bestanden, so erhält 
der Prüfling unverzüglich einen schriftlichen 
Bescheid nach § 15 Absatz 2 mit Angabe der 
Einzelnoten. 
 
(4) Das Ergebnis der Prüfung wird der Aus-
bildungsbehörde mitgeteilt. 
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Artikel 69 
Änderung der FHR-Leistungsbezügever-

ordnung 
 

Auf Grund des § 39 Satz 1 und 4 des Lan-
desbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), dessen Satz 
1 und 4 durch Artikel 2 Nummer 14 Buch-
stabe a des Gesetzes vom 14. September 
2021 (GV. NRW. S. 1075) geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
In § 9 Absatz 2 Satz 1 der FHR-Leistungsbe-
zügeverordnung vom 5. Juli 2006 (GV. 
NRW. S. 348), die zuletzt durch Verordnung 
vom 6. September 2016 (GV. NRW. S. 784) 
geändert worden ist, werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 

 

 Verordnung 
über die Gewährung von Leistungsbezü-

gen 
an Professorinnen und Professoren 

der Fachhochschule für Rechtspflege 
Nordrhein-Westfalen 

(FHR-Leistungsbezügeverordnung – 
FHRLeistBVO) 

 
 
 

§ 9 
Verfahren 

 
(1) Leistungsbezüge aus Anlass einer be-
sonderen Leistung (§ 5) können auch auf An-
trag der Professorin oder des Professors ver-
geben werden. Der Antrag ist an die Direkto-
rin oder den Direktor der Fachhochschule zu 
richten. 
 
(2) Die Entscheidung über die Vergabe von 
Leistungsbezügen ist der Professorin oder 
dem Professor schriftlich bekannt zu geben 
und zu begründen. Sofern Leistungsbezüge 
auf Antrag gewährt werden sollen, ist inner-
halb einer angemessenen Frist zu entschei-
den. 
 
(3) Für unbefristete Leistungsbezüge ist im 
Falle der Bewilligung auch über ihre Teil-
nahme an linearen Besoldungsanpassungen 
zu entscheiden. 
 

Artikel 70 
Änderung der Hochschulnebentätigkeits-

verordnung 
 

Auf Grund des § 125 Absatz 3 des Landes-
beamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642) wird verordnet: 
 
Die Hochschulnebentätigkeitsverordnung 
vom 19. Dezember 2014 (GV. NRW. 2015 S. 
100), die zuletzt durch Verordnung vom 13. 
Mai 2019 (GV. NRW. S. 227) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

 Verordnung über die Nebentätigkeit 
des wissenschaftlichen und  

künstlerischen Personals 
an den Hochschulen des Landes  

Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulnebentätigkeitsverordnung - 

HNtV) 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
Geltung der allgemeinen  

Nebentätigkeitsverordnung 
 

(1) Die Nebentätigkeitsverordnung vom 
21. September 1982 (GV. NRW. S. 605, ber. 
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1.  In § 2 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem 

Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

S. 689) in der jeweils geltenden Fassung fin-
det auf das in § 1 genannte beamtete Perso-
nal Anwendung, soweit nichts Abweichen-
des geregelt ist. 
 
(2) Die Genehmigung einer genehmigungs-
pflichtigen, nicht allgemein genehmigten Ne-
bentätigkeit setzt einen schriftlichen Antrag 
voraus. Dieser Antrag ist im Interesse einer 
einfachen, schnellen und reibungslosen Be-
arbeitung rechtzeitig über den Fachbereich 
und ggf. über die zentrale Wissenschaftliche 
Einrichtung auf dem Dienstweg zu stellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 11 Absatz 2 werden nach dem Wort 

„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

 § 11 
Allgemeine Genehmigung 

 
(1) Den Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern wird die Inanspruchnahme von 
Einrichtungen, Personal und Material des 
Dienstherrn in den Bereichen der Hoch-
schule, in denen sie tätig sind, für nicht ge-
nehmigungspflichtige oder allgemein geneh-
migte Nebentätigkeiten in ihren Fächern all-
gemein genehmigt, soweit 
 
1. die Nebentätigkeit die Erfüllung der 

Dienstaufgaben fördert, 
2. dienstliche Interessen nicht beeinträch-

tigt werden, 
3. die Inanspruchnahme für die jeweilige 

Nebentätigkeit nicht länger als voraus-
sichtlich drei Monate dauert, 

4. ein Umgang mit radioaktiven Stoffen (§§ 
3 und 4 der Strahlenschutzverordnung 
vom 20. Juli 2001 (BGBl. I S. 1714; 2002 
I S. 1459), die zuletzt durch Artikel 5 Ab-
satz 7 des Gesetzes vom 24. Februar 
2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden 
ist) nicht vorgesehen ist und 

5. die wissenschaftlichen Ergebnisse der 
Nebentätigkeit öffentlich zugänglich sein 
sollen. 

 
Die dienstvorgesetzte Stelle kann Ausnah-
men von Nummer 3 allgemein gestatten. 
 
(2) Die Inanspruchnahme ist unter Angabe 
von Art, Umfang und Dauer der Hochschule 
rechtzeitig vor Beginn schriftlich anzuzeigen. 
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(3) § 16 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 3 bis 5 
Nebentätigkeitsverordnung gilt entspre-
chend. 
 

Artikel 71 
Änderung des Bestattungsgesetzes 

 
Das Bestattungsgesetz vom 17. Juni 2003 
(GV. NRW. S. 313), das zuletzt durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 1. Dezember 2020 (GV. 
NRW. S. 1109) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 10 Absatz 2 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ und nach dem Wort „schriftlicher“ 
die Wörter „oder elektronischer“ einge-
fügt. 

 

 Gesetz 
über das Friedhofs- und Bestattungswe-
sen (Bestattungsgesetz - BestG NRW) 

 
 
 
 
 

§ 10 
Obduktion 

 
(1) Tote dürfen, wenn sie zu Lebzeiten 
selbst, ihre gesetzliche Vertretung oder eine 
bevollmächtigte Person schriftlich eingewil-
ligt haben, nach Ausstellung der Todesbe-
scheinigung zur Klärung der Todesursache, 
zur Überprüfung der Diagnose oder Therapie 
oder zu einem sonstigen wissenschaftlichen 
Zweck obduziert werden. Die Obduktion um-
fasst auch die Entnahme von Organen und 
Gewebeteilen sowie deren Aufbewahrung. 
Die Einwilligung kann nach Aufklärung auch 
mit einer vorformulierten Erklärung erteilt 
werden. Die Krankenhausträger sind ver-
pflichtet, anlässlich des Abschlusses eines 
Aufnahmevertrages nach der Einstellung zu 
einer Obduktion zu fragen. 
 
(2) Liegt weder eine schriftliche Einwilligung 
noch ein schriftlicher Widerspruch der Ver-
storbenen vor, finden § 3 Abs. 3 und § 4 des 
Transplantationsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. September 
2007 (BGBl. I S. 2206), das zuletzt durch Ar-
tikel 2a des Gesetzes vom 19. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2192) geändert worden ist, sinn-
gemäß Anwendung. 
 
(3) Stellt die obduzierende Ärztin oder der 
obduzierende Arzt abweichend von der To-
desbescheinigung Anhaltspunkte für einen 
nicht natürlichen Tod fest, ist nach § 9 Abs. 
5 zu verfahren. 
 
(4) Ist die Untersuchung beendet, hat der 
Träger der untersuchenden Einrichtung un-
verzüglich die Bestattung zu veranlassen. 
Für Art und Ort der Bestattung gilt § 12. 
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2. In § 4a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, § 10 

Absatz 1 Satz 1, § 11 Absatz 3 Satz 2 
und § 15 Absatz 6 Satz 1 und 2 werden 
jeweils nach dem Wort „schriftlich“ die 
Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

 § 4a 
Grabsteine aus Kinderarbeit 

 
(1) Grabmäler und Grabeinfassungen aus 
Naturstein dürfen auf einem Friedhof nur auf-
gestellt werden, wenn 
 
1. sie in Staaten gewonnen, be- und verar-

beitet (Herstellung) worden sind, auf de-
ren Staatsgebiet bei der Herstellung von 
Naturstein nicht gegen das Übereinkom-
men Nr. 182 der Internationalen Arbeits-
organisation vom 17. Juni 1999 über das 
Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten For-
men der Kinderarbeit verstoßen wird, o-
der 

2. durch eine Zertifizierungsstelle bestätigt 
worden ist, dass die Herstellung ohne 
schlimmste Formen von Kinderarbeit er-
folgte, und die Steine durch das Aufbrin-
gen eines Siegels oder in anderer Weise 
unveränderlich als zertifiziert gekenn-
zeichnet sind. 

 
(2) Eine Organisation wird von der Landes-
regierung oder einem von der Landesregie-
rung beauftragten Ressort, welches seine 
Zuständigkeit auf eine Behörde in seinem 
Geschäftsbereich übertragen kann (aner-
kennende Behörde), als Zertifizierungsstelle 
anerkannt, wenn sie 
 
1. über einschlägige Erfahrungen und 

Kenntnisse verfügt, 
2. weder unmittelbar noch mittelbar an der 

Herstellung oder am Handel mit Steinen 
beteiligt ist, 

3. sich schriftlich verpflichtet, eine Bestäti-
gung nach Absatz 1 Nummer 2 nur aus-
zustellen, wenn sie sich zuvor über das 
Fehlen schlimmster Formen von Kinder-
arbeit durch unangekündigte Kontrollen 
im Herstellungsstaat, die nicht länger als 
6 Monate zurückliegen dürfen, verge-
wissert hat, 

4. ihre Tätigkeit dokumentiert. 
 
Die anerkennende Behörde kann die Aner-
kennung mit Nebenbestimmungen verse-
hen; die Gültigkeitsdauer ist auf höchstens 5 
Jahre zu befristen. Ist es aufgrund von staat-
lichen Reisebeschränkungen unmöglich 
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oder unzumutbar, die nach Satz 1 Nummer 
3 erforderlichen Kontrollen durchzuführen, 
ruht die entsprechende Verpflichtung der 
Zertifizierungsstellen. Diese sind berechtigt, 
Zertifikate auch dann zu vergeben, wenn sie 
nach den Umständen berechtigt davon aus-
gehen können, dass die Herstellung der 
Steine unter den Voraussetzungen von Satz 
1 Nummer 2 erfolgt ist. Nach Aufhebung der 
Reisebeschränkungen sind die Kontrollen 
unverzüglich wiederaufzunehmen. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für Natursteine, die vor 
dem 1. Mai 2015 in das Bundesgebiet einge-
führt wurden. 
 

§ 11 
Totenkonservierung, Aufbewahrung  

Toter 
 

(1) Behältnisse zur Beisetzung von Aschen 
und zur Bestattung von Toten, deren Aus-
stattung und Beigaben sowie Totenbeklei-
dung müssen so beschaffen sein, dass ihre 
Verrottung und die Verwesung der Toten in-
nerhalb des nach § 4 Abs. 2 festgelegten 
Zeitraumes ermöglicht wird. Maßnahmen, 
bei denen den Toten Stoffe zugeführt wer-
den, die die Verwesung verhindern oder ver-
zögern, bedürfen der Genehmigung des 
Friedhofsträgers oder der übernehmenden 
Stelle. 
 
(2) Tote sind spätestens 36 Stunden nach 
dem Tode, jedoch nicht vor Ausstellung der 
Todesbescheinigung, in eine Leichenhalle 
zu überführen. Auf Antrag von Hinterbliebe-
nen kann die örtliche Ordnungsbehörde die 
Aufbewahrung Toter an einem anderen ge-
eigneten Ort genehmigen, wenn ein ärztli-
ches Zeugnis bescheinigt, dass hiergegen 
keine Bedenken bestehen. Dies gilt nicht für 
die Aufbewahrung Toter im Rahmen straf-
rechtlicher Ermittlungen. 
 
(3) Die Öffnung des Sarges bei der Trauer-
feier oder beim Begräbnis bedarf der Geneh-
migung der örtlichen Ordnungsbehörde. Öf-
fentliches Ausstellen Toter oder von Teilen 
bedarf der zu Lebzeiten schriftlich erklärten 
Einwilligung der Verstorbenen sowie der Ge-
nehmigung der Ordnungsbehörde des Aus-
stellungsortes. 
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§ 15 
Feuerbestattung 

 
(1) Die Feuerbestattung einer Leiche oder ei-
ner Totgeburt darf erst vorgenommen wer-
den, wenn eine von der für den Sterbe- oder 
Auffindungsort zuständigen unteren Ge-
sundheitsbehörde veranlasste weitere ärztli-
che Leichenschau vorgenommen und mit ei-
ner Bescheinigung nach dem Muster der An-
lage 1 bestätigt worden ist, dass kein Ver-
dacht auf nicht natürlichen Tod besteht. An-
stelle der Gesundheitsbehörde nach Satz 1 
darf auch die untere Gesundheitsbehörde 
des Einäscherungsortes die weitere ärztliche 
Leichenschau veranlassen und die Beschei-
nigung ausstellen. Lässt sich die Todesursa-
che nach den Ergebnissen der Leichen-
schau und der Auskünfte nach § 9 Abs. 3 
Satz 4 nicht mit ausreichender Sicherheit er-
mitteln, ist die untere Gesundheitsbehörde 
befugt, zur Feststellung der Todesursache 
die Leiche zu obduzieren. 
 
(2) Die Leichenschau und die Bescheinigung 
nach Absatz 1 werden in den Fällen des 
§ 159 Abs. 1 StPO durch die nach § 159 Abs. 
2 StPO erteilte Genehmigung ersetzt. Diese 
muss die Erklärung enthalten, dass die Feu-
erbestattung als unbedenklich erachtet wird. 
 
(3) Werden Leichen oder Totgeburten zur 
Feuerbestattung aus dem Ausland in das In-
land befördert, ist durch die untere Gesund-
heitsbehörde des Einäscherungsortes die 
Leichenschau nach Absatz 1 zu veranlas-
sen. Die Behörde kann darauf verzichten, 
wenn ihr über den natürlichen Tod die zwei-
felsfreie Bescheinigung der am Sterbe- oder 
Auffindungsort zuständigen Polizei- oder Ge-
sundheitsbehörde vorgelegt wird. 
 
(4) Die Einäscherung darf nur in der Feuer-
bestattungsanlage eines Friedhofsträgers o-
der einer übernehmenden Stelle vorgenom-
men werden und hat in würdiger Weise zu 
erfolgen. 
 
(5) Der Träger oder die übernehmende Stelle 
der Feuerbestattungsanlage hat die Zuord-
nung der Totenasche sicherzustellen. Das 
dauerhaft versiegelte Behältnis mit der Tote-
nasche ist auf einem Friedhof oder auf See 
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beizusetzen. Für die Beförderung zu diesem 
Zweck darf es den Hinterbliebenen oder ih-
ren Beauftragten ausgehändigt werden. Sie 
haben dem Krematorium die ordnungsge-
mäße Beisetzung innerhalb von sechs Wo-
chen nach Aushändigung durch eine Be-
scheinigung der die Beisetzung durchführen-
den Stelle nachzuweisen. Soweit dies nicht 
möglich ist, kann der Nachweis in sonstiger 
geeigneter Form erbracht werden. 
 
(6) Die Asche darf auf einem vom Friedhofs-
träger festgelegten Bereich des Friedhofs 
verstreut oder ohne Behältnis vergraben 
werden, wenn dies schriftlich bestimmt ist. 
Soll die Totenasche auf einem Grundstück 
außerhalb eines Friedhofs verstreut oder 
ohne Behältnis vergraben werden, darf die 
Behörde dies genehmigen und durchführen, 
wenn diese Art der Beisetzung schriftlich be-
stimmt und der Behörde nachgewiesen ist, 
dass der Beisetzungsort dauerhaft öffentlich 
zugänglich ist; der Genehmigung sind Ne-
benbestimmungen beizufügen, die die Ach-
tung der Totenwürde gewährleisten. 
 
(7) Ausnahmen von der Bestimmung des Ab-
satzes 5 können in besonderen Fällen durch 
die Ordnungsbehörde des Ortes, an dem die 
Verwahrung der Totenasche stattfinden soll, 
soweit nötig, im Benehmen mit der Ord-
nungsbehörde des Einäscherungsortes zu-
gelassen werden. 
 

Artikel 72 
Änderung des Bergmannsversorgungs-

scheingesetzes 
 
 
 
 
 
In § 10 Absatz 1 Satz 2 des Bergmannsver-
sorgungsscheingesetzes vom 20. Dezember 
1983 (GV. NRW. S. 635), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 26. März 2019 
(GV. NRW. S. 197) geändert worden ist, wer-
den nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter 
„oder elektronisch“ eingefügt. 

 

 Gesetz 
über einen Bergmannsversorgungs-
scheinim Land Nordrhein-Westfalen 

(Bergmannsversorgungsscheingesetz - 
BVSG NW) 

 
§ 10 

Kündigungsschutz bei ordentlicher Kün-
digung 

 
(1) Dem Inhaber des Bergmannsversor-
gungsscheins darf nur mit vorheriger Zustim-
mung der Zentralstelle gekündigt werden. 
Die Zustimmung ist schriftlich zu beantragen. 
Die Zentralstelle soll binnen eines Monats, 
falls erforderlich auf Grund mündlicher Ver-
handlung, über den Antrag entscheiden. Sie 
muß dem Antrag stattgeben, wenn dem Be-
rechtigten ein anderer angemessener 
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Arbeitsplatz gesichert ist, sie soll ihm stattge-
ben, wenn keine unbillige Härte vorliegt. Bei 
der Entscheidung hat sie die Untertagezeiten 
zu berücksichtigen. Die Kündigungsfrist be-
trägt mindestens vier Wochen. 
 
(2) Die Zentralstelle hat in jeder Lage des 
Verfahrens auf eine gütliche Einigung hinzu-
wirken. 
 
(3) Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn Be-
triebe oder Dienststellen nicht nur vorüber-
gehend vollständig eingestellt werden und 
zwischen dem Tage der Kündigung und dem 
Tage, bis zu dem Gehalt oder Lohn weiter-
gezahlt wird, mindestens drei Monate liegen. 
Unter den gleichen Voraussetzungen soll die 
Zentralstelle die Zustimmung erteilen, wenn 
Betriebe oder Dienststellen nicht nur vo-
rübergehend wesentlich eingeschränkt wer-
den und weiterhin die Beschäftigungspflicht 
nach § 5 Abs. 1 erfüllt wird. 
 
(4) Ist der Inhaber des Bergmannsversor-
gungsscheins zugleich Mensch mit schwerer 
Behinderung, so hat die Zentralstelle ihre 
Entscheidung bis zur Entscheidung im Kün-
digungszustimmungsverfahren nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch auszuset-
zen. Wird der Kündigung zugestimmt, so darf 
die Zentralstelle nur aus gewichtigen Grün-
den abweichend entscheiden. 
 

Artikel 73 
Änderung der Archivnutzungs- und  

Gebührenordnung Nordrhein-Westfalen 
 

Auf Grund des § 12 des Archivgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 16. März 2010 
(GV. NRW. S. 188) wird verordnet: 
 
Die Archivnutzungs- und Gebührenordnung 
Nordrhein-Westfalen vom 29. Mai 2015 (GV. 
NRW. S. 620) wird wie folgt geändert: 

 

 Verordnung 
über die Nutzung und die  

Gebührenerhebung 
des Landesarchivs Nordrhein-Westfalen 

(Archivnutzungs- und Gebührenord-
nung Nordrhein-Westfalen - ArchivNGO 

NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Nutzungsarten 

 
(1) Die Nutzung erfolgt grundsätzlich durch 
die persönliche Einsichtnahme im verwah-
renden Archiv. 
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1. In § 3 Absatz 2 Nummer 1 werden nach 

dem Wort „schriftliche“ die Wörter „oder 
elektronische“ eingefügt. 

 

(2) Das Landesarchiv Nordrhein-Westfalen 
kann auf Antrag abweichend von Absatz 1 
unter fachlichen Gesichtspunkten folgende 
Nutzungsarten zulassen: 
 
1. schriftliche Anfragen, 
2. Anforderung von Vervielfältigungen von 

Archivgut, 
3. Versendung von Archivgut zur Einsicht-

nahme an einem anderen Ort, 
4. Ausleihe von Archivgut zu Ausstellungs-

zwecken und 
5. Zugriff auf digitale Archivalien über Rech-

nernetzwerke. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 4 Absatz 2 Satz 1 und § 5 Absatz 1 

Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 werden je-
weils nach dem Wort „schriftlich“ die 
Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

 § 4 
Nutzung von Archivgut, Vervielfältigun-

gen und Findmitteln 
 

(1) Die Nutzung richtet sich nach den §§ 6 
und 7 des Archivgesetzes Nordrhein-Westfa-
len. 
 
(2) Anträge nach § 7 Absatz 6 des Archivge-
setzes Nordrhein-Westfalen sind mit ge-
nauer Bezeichnung des Themas der Arbeit, 
detaillierter Angabe des in Frage kommen-
den Archivguts und ausführlicher Begrün-
dung schriftlich an die zuständige Abteilung 
des Landesarchivs zu richten. Von der an-
tragstellenden Person können Empfehlun-
gen angefordert werden, die geeignet sind, 
den Antrag zu begründen. 
 
(3) Für den Umgang mit Verschlusssachen 
(VS) gilt der Runderlass des Innenministeri-
ums „VS-Anweisung“ vom 9. April 2001 
(MBl. NRW. S. 666), der durch Runderlass 
vom 13. Juni 20014 (MBl. NRW. S. 610) ge-
ändert worden ist. Darüber hinaus dürfen im 
Landesarchiv archivierte Verschlusssachen 
nur mit Zustimmung der abliefernden Stelle 
Dritten zugänglich gemacht werden. 
 

§ 5 
Nutzungsvoraussetzungen 

 
(1) Die Genehmigung der Nutzung erfolgt auf 
Antrag, der schriftlich beim Landesarchiv zu 
stellen ist. Hierbei ist separat für jedes Nut-
zungsvorhaben Folgendes anzugeben: 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=7&vd_id=5874&vd_back=N666&sg=0&menu=0
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1. der Zweck und der Gegenstand der Nut-
zung in möglichst präziser zeitlicher und 
sachlicher Eingrenzung, 

2. der Name, der Vorname und die An-
schrift der antragstellenden Person oder 
der beauftragenden Person, wenn die 
Nutzung im Auftrag einer oder eines 
Dritten erfolgt, oder 

3. im Falle der Vertretung der Name, der 
Vorname und die Anschrift der Vertrete-
rin oder des Vertreters unter Nachweis 
der Vertretungsvollmacht. Im Falle der 
Antragstellung durch juristische Perso-
nen, Vereinigungen und Behörden gilt 
§ 12 Absatz 1 Nummer 3 und 4 Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294) geän-
dert worden ist, für die Leitungen, Ver-
tretungen und Beauftragten entspre-
chend. 

 
Die antragstellende Person ist verpflichtet, 
diese Angaben in zutreffender Art und Weise 
und der Wahrheit entsprechend zu machen 
und sich auf Verlangen auszuweisen. An-
sonsten kann die Genehmigung widerrufen 
werden. Vor Einsichtnahme in Archivgut 
müssen minderjährige antragstellende Per-
sonen die Einwilligungserklärung ihres ge-
setzlichen Vertreters oder ihrer gesetzlichen 
Vertreterin vorlegen. Für Schülergruppen 
stellt die betreuende Lehrkraft einen Sam-
melantrag. 
 
(2) Das Landesarchiv ist berechtigt, die Nut-
zung von Archivgut von der Vorlage eines 
auf die Nutzerin oder den Nutzer ausgestell-
ten Nutzungsausweises abhängig zu ma-
chen. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann bei Nut-
zungen nach § 3 Absatz 2, insbesondere bei 
schriftlichen Anfragen, auf die Ausstellung 
eines Nutzungsausweises verzichtet wer-
den. 
 
(4) Über den Nutzungsantrag entscheidet 
das Landesarchiv, das die Genehmigung an 
Bedingungen knüpfen und mit Auflagen 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14399&vd_back=N294&sg=0&menu=0
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versehen kann. Auf eine bestimmte Art, 
Form oder einen bestimmten Umfang der 
Nutzung besteht kein Anspruch. Nutzungs-
genehmigungen sind fünf Kalenderjahre ab 
Erteilung der Genehmigung gültig. 
 
(5) Die Nutzungsgenehmigung kann außer 
aus den in § 6 Absatz 2 des Archivgesetzes 
Nordrhein-Westfalen genannten Gründen 
eingeschränkt oder versagt werden, wenn 
 
1. die antragstellende Person bei früherer 

Nutzung von Archivgut schwerwiegend 
gegen die Archivnutzungsordnung ver-
stoßen oder festgelegte Nutzungsbedin-
gungen oder -auflagen nicht eingehalten 
hat, 

2. der Ordnungszustand des Archivguts o-
der Vereinbarungen mit Eigentümerin-
nen oder Eigentümern von Archivgut 
dies erfordern, 

3. Archivgut aus dienstlichen Gründen o-
der wegen gleichzeitiger anderweitiger 
Nutzung nicht verfügbar ist, 

4. die personellen und sachlichen Kapazi-
täten des Landesarchivs vorübergehend 
eine Nutzung nicht zulassen oder 

5. der mit der Nutzung verfolgte Zweck an-
derweitig, insbesondere durch Einsicht-
nahme in Druckwerke oder andere Ver-
öffentlichungen oder in Reproduktionen 
erreicht werden kann. 

 
Bei Versagung der Nutzungsgenehmigung 
sind die Gründe – auf Antrag schriftlich – mit-
zuteilen. 
 

 
 
 
 
 
 
3.  In § 5 Absatz 6 Satz 3 werden die Wör-

ter „schriftliche Erklärung“ durch die 
Wörter „Erklärung in schriftlicher Form“ 
ersetzt. 

 
 
 
 
 

 (6) Die nutzende Person ist zu verpflichten, 
alle Bestimmungen des Landesarchivs zu 
beachten und Nutzungsbedingungen oder 
Nutzungsauflagen einzuhalten. Zudem ist 
sie verpflichtet, Urheber- oder Persönlich-
keitsrechte sowie andere schutzwürdige Be-
lange Dritter zu beachten. Auf Verlangen hat 
sie darüber eine schriftliche Erklärung abzu-
geben. 
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4.  In § 11 Absatz 5 Satz 1 werden nach 

dem Wort „schriftlicher“ die Wörter „oder 
elektronischer“ eingefügt. 

 

 § 11 
Vervielfältigungen 

 
(1) Zur Nutzung außerhalb des Landesar-
chivs können nutzende Personen auf Antrag 
und auf eigene Kosten Vervielfältigungen 
von uneingeschränkt für die Nutzung freige-
gebenen Archivalien in den Werkstätten des 
Landesarchivs anfertigen lassen. 
 
(2) Ein Anspruch auf Herstellung von Verviel-
fältigungen besteht nicht. Insbesondere be-
steht kein Anspruch auf Durchführung grö-
ßerer Aufträge zu Lasten anderer Nutzer o-
der des Dienstbetriebes im Landesarchiv. 
 
(3) Die Genehmigung für die Anfertigung ei-
ner Vervielfältigung in den Werkstätten des 
Landesarchivs kann versagt werden, wenn 
 
1. Überformate entstehen, 
 
2. das Interesse anderer nutzender Perso-

nen beeinträchtigt ist oder 
 
3. der Dienstbetrieb im Landesarchiv beein-

trächtigt ist. 
 
(4) Vervielfältigungen dürfen nur hergestellt 
werden, wenn dies ohne Beschädigung der 
Archivalien möglich ist. Über das Reproduk-
tionsverfahren, die Zielformate, die zu ver-
wendenden Datenträger und den Versen-
dungsweg entscheidet das Landesarchiv. 
 
(5) Vervielfältigungen dürfen nur mit schriftli-
cher Genehmigung des Landesarchivs wei-
ter vervielfältigt, an Dritte weitergegeben o-
der veröffentlicht werden. Dabei sind der 
Aufbewahrungsort und die Archivsignatur 
des Originals anzugeben. Auf die dem Lan-
desarchiv zustehenden Vervielfältigungs-, 
Weitergabe und Veröffentlichungsrechte ist 
hinzuweisen. 
 

 
 
5. In § 5 Absatz 3 und § 8 Absatz 1 und 2 

werden jeweils nach dem Wort „schriftli-
chen“ die Wörter „oder elektronischen“ 
eingefügt. 

 

 § 8 
Schriftliche Auskünfte 

 
(1) Bei schriftlichen Anfragen sind Zweck 
und Gegenstand der Anfrage genau anzuge-
ben. 
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(2) Die schriftlichen Auskünfte des Landesar-
chivs beschränken sich in der Regel auf Hin-
weise auf einschlägige Findmittel und Be-
stände. 
 
(3) Ein Anspruch auf Auskünfte, die eine be-
trächtliche Arbeitszeit erfordern, oder auf Be-
antwortung von wiederholten Anfragen be-
steht nicht. 
 

Artikel 74 
Änderung des Gesetzes über die Gutach-

terstellen bei den Ärztekammern 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 7 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Gutachterstellen bei den Ärztekammern vom 
16. Juni 1970 (GV. NRW. S. 434), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. April 
2013 (GV. NRW. S. 202) geändert worden 
ist, wird das Wort „schriftliche“ gestrichen. 

 Gesetz 
über die Gutachterstellen bei den  

Ärztekammern 
 

§ 7 
Rechtsstellung der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder der Gutachterstellen sind 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unab-
hängig und an Weisungen nicht gebunden. 
 
(2) Sie erhalten von der Ärztekammer eine 
Entschädigung für den mit ihrer Tätigkeit ver-
bundenen Aufwand nach den von der Ärzte-
kammer hierüber getroffenen Bestimmun-
gen. Soweit sie als einzelne Mitglieder 
schriftliche ärztliche Gutachten zu dem An-
trag erstatten oder ärztliche Tätigkeiten im 
Rahmen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Kastrati-
onsgesetzes vornehmen, erhalten sie eine 
Vergütung nach den Sätzen des Gebühren-
verzeichnisses der Gebührenordnung für 
Ärzte. 
 

Artikel 75 
Änderung des Heilberufsgesetzes 

 
Das Heilberufsgesetz vom 9. Mai 2000 (GV. 
NRW. S. 403), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. 
NRW. S. 1086) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 

 Heilberufsgesetz (HeilBerG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14  
Sitzverlust in der Kammerversammlung 

 
(1) Ein Mitglied der Kammerversammlung 
verliert seinen Sitz in der Kammerversamm-
lung: 
 
a) durch Verzicht, der dem Vorstand der 

Kammer gegenüber schriftlich erklärt 
werden muss und unwiderruflich ist; 
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1. In § 14 Absatz 2 Satz 2 werden nach 

dem Wort „unterschreiben“ die Wörter  
„, wobei die elektronische Namenswie-
dergabe genügt,“ eingefügt. 

 

b) durch nachträglichen Verlust der Wähl-
barkeit (§ 13). Die Untersuchungshaft 
zieht jedoch nicht den Verlust des Sitzes 
in der Kammerversammlung nach sich. 

 
(2) In den Fällen des Absatzes 1Buchstabe 
b beschließt der Vorstand der Kammer dar-
über, ob der Verlust des Sitzes eingetreten 
ist. Der Beschluss ist mit Gründen zu verse-
hen, von den Mitgliedern des Vorstandes, 
die bei ihm mitgewirkt haben, zu unterschrei-
ben und dem von dem Verlust des Sitzes be-
troffenen Mitglied der Kammerversammlung 
zuzustellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 16 Absatz 1 Satz 1 und § 26 Absatz 

1 Satz 2 wird jeweils der Punkt am Ende 
durch die Wörter „, wobei die elektroni-
sche Namenswiedergabe genügt.“ er-
setzt. 

 

 § 16  
Wahlverfahren 

 
(1) Die Wahl erfolgt aufgrund von Wahlvor-
schlägen, die bei den Wahlen zu den Ärzte-
kammern von mindestens 40, zu den Apo-
thekerkammern von mindestens 20, zu der 
Psychotherapeutenkammer sowie zu den 
Zahnärztekammern von mindestens 15 und 
zu den Tierärztekammern von mindestens 
10 und zur Pflegekammer von mindestens 
40 in dem Wahlkreis wahlberechtigten Per-
sonen unterschrieben sein müssen. Jeder 
Wahlvorschlag soll das Geschlecht, das un-
ter den wahlberechtigten Berufsangehörigen 
in der Minderheit ist, mindestens entspre-
chend seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
wahlberechtigten Berufsangehörigen be-
rücksichtigen und eine Reihenfolge enthal-
ten, die es ermöglicht, dass das Geschlecht 
in der Minderheit in der Kammerversamm-
lung mindestens entsprechend seinem zah-
lenmäßigen Verhältnis vertreten sein kann, 
soweit keine sachlichen Gründe entgegen-
stehen. Die Wahlleitung stellt fest, wie hoch 
der Anteil der Geschlechter an den wahlbe-
rechtigten Berufsangehörigen ist. 
 
(2) Damit die Vertrauenspersonen bei der 
anstehenden Wahl zur Kammerversamm-
lung für ihre Wahlvorschläge werben kön-
nen, hat die Kammer auf Anforderung der je-
weiligen Vertrauensperson für den Wahlvor-
schlag ein Verzeichnis der Kammerangehö-
rigen auszuhändigen, das Name, Vorname 
und private Anschrift enthält. Die private An-
schrift ist durch die berufliche Anschrift zu er-
setzen, sofern Kammerangehörige dies 
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gegenüber der Kammer schriftlich erklärt ha-
ben und die Kammer die Angabe der berufli-
chen Anschrift in diesem Verzeichnis zu-
lässt. 
 

§ 26 
Präsidentin oder Präsident 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt 
die Kammer gerichtlich und außergerichtlich. 
Erklärungen, die die Kammer außerhalb der 
laufenden Geschäfte vermögensrechtlich 
verpflichten, bedürfen der Schriftform. Sie 
sind nur rechtsverbindlich, wenn sie von der 
Präsidentin oder dem Präsidenten und ei-
nem weiteren Mitglied des Kammervorstan-
des unterzeichnet sind. 
 
(2)Die Präsidentin oder der Präsident erle-
digt die laufenden Geschäfte der Kammer, 
führt die Beschlüsse des Kammervorstandes 
aus, beruft die Sitzungen der Kammerver-
sammlung sowie des Kammervorstandes ein 
und führt in diesen Sitzungen den Vorsitz. 
 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident fertigt 
die Satzungen aus und holt die erforderli-
chen Genehmigungen ein. Sofern Maßga-
ben in den Genehmigungen dies erfordern, 
führt sie oder er einen erneuten Beschluss 
der Kammerversammlung herbei. 
 
(4) Die Präsidentin oder der Präsident muss 
die Kammerversammlung einberufen, wenn 
ein Drittel der Mitglieder es beantragt oder 
der Kammervorstand es beschließt. 
 
(5) Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsi-
dent vertritt die Präsidentin oder den Präsi-
denten im Falle der Verhinderung. 
 
(6) Die Präsidentin und der Präsident der 
Kammer dürfen nicht gleichzeitig Vorstands-
mitglieder der Kassenärztlichen oder Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung sein. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 § 98  
Berufung 

 
(1) Gegen die Urteile der Berufsgerichte für 
Heilberufe können Beschuldigte und An-
tragsberechtigte oder ihre Vertretung Beru-
fung einlegen. 
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3.  In § 98 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem 

Wort „schriftlich“ das Wort „, elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

(2) Die Berufung ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Urteils beim Berufsge-
richt für Heilberufe schriftlich oder zur Nie-
derschrift der Geschäftsstelle einzulegen. 
Sie hat aufschiebende Wirkung. Die Beru-
fungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Beru-
fung innerhalb der Frist beim Landesberufs-
gericht für Heilberufe eingeht. 
 
(3) Die Berufung ist schriftlich zu begründen. 
Hierfür kann das Gericht eine Frist festset-
zen. 
 
(4) Das Gericht stellt die Berufungsschrift 
den übrigen Berufungsberechtigten zu. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
4.  In § 94 Absatz 2 und § 111 Absatz 2 

werden jeweils nach dem Wort „unter-
zeichnen“ die Wörter „, wobei die elekt-
ronische Namenswiedergabe genügt,“ 
eingefügt. 

 

 § 94  
Verkündung und Form des Urteils 

 
(1) Das Urteil wird durch Verlesen der Ur-
teilsformel und Mitteilung der wesentlichen 
Urteilsgründe verkündet. Es ist schriftlich ab-
zufassen und mit Gründen zu versehen. 
 
(2) Das Urteil ist von dem Vorsitz und den 
Beisitzerinnen und Beisitzern zu unterzeich-
nen und der oder dem Beschuldigten, dem 
Beistand, der Kammer und der Vertretung 
der antragsberechtigten Aufsichtsbehörde 
zuzustellen. 
 

§ 111 
Aufhebung berufsgerichtlicher  

Maßnahmen 
 

(1) Sind im berufsgerichtlichen Verfahren 
Maßnahmen gemäß § 60 Absatz 1 Nummer 
2 oder 5 verhängt worden, so kann das Lan-
desberufsgericht für Heilberufe auf Antrag 
der Betroffenen frühestens zwei Jahre nach 
Rechtskraft des Urteils durch Beschluss 
 
a) das passive Berufswahlrecht wieder zu-

erkennen oder 
b) feststellen, dass sie wieder würdig sind, 

ihren Beruf auszuüben. 
 
Die Antragsberechtigten sind zu hören. 
 
(2) Der Beschluss ist auch im Falle der Ab-
lehnung zu begründen, vom Vorsitz und den 
Beisitzerinnen und Beisitzern zu unterzeich-
nen und den Betroffenen, den Beiständen, 
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der Kammer sowie der Vertretung der an-
tragsberechtigten Aufsichtsbehörde zuzu-
stellen. 
 
(3) Wird der Antrag abgelehnt, so ist ein er-
neuter Antrag frühestens zwei Jahre nach 
Zustellung des Beschlusses zulässig. 
 

Artikel 76 
Änderung der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten und Verfahren auf 

dem  
Gebiet des Krankenhauswesens 

 
Auf Grund des § 18a Absatz 4 des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. April 1991 
(BGBl. I S. 886) wird verordnet: 
 
Die Verordnung zur Regelung von Zustän-
digkeiten und Verfahren auf dem Gebiet des 
Krankenhauswesens vom 21. Oktober 2008 
(GV. NRW. S. 642), die zuletzt durch Verord-
nung vom 1. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 
1118) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

 

 Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten 
und Verfahren auf dem Gebiet des 

Krankenhauswesens (KHZVV) 
 
 

 
 
 
 
1. In § 5 Absatz 1 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 

 § 5 
Bestellung 

 
(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle und ihre 
Stellvertreter gemäß § 18a Abs. 2 KHG wer-
den durch schriftliche Mitteilung bestellt. 
 
(2) Das vorsitzende Mitglied und seine Stell-
vertretungen dürfen weder haupt- noch ne-
benberuflich im Krankenkassen- oder Kran-
kenhausbereich tätig oder Angehörige einer 
Genehmigungsbehörde im Sinne des § 11 
Abs. 5 sein. Das vorsitzende Mitglied und 
seine Stellvertretungen müssen die Befähi-
gung zum Richteramt besitzen. 
 
(3) Kommt eine Einigung über die Bestellung 
des vorsitzenden Mitglieds oder seiner Stell-
vertretungen nicht zustande, werden sie auf 
Antrag einer der beteiligten Organisationen 
von dem für das Gesundheitswesen zustän-
digen Ministerium nach Anhörung der übri-
gen beteiligten Organisationen bestellt. 
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2.  In § 10 Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-

ter „an den Vorsitz der zuständigen 
Schiedsstelle“ gestrichen und nach dem 
Wort „Ausfertigung“ die Wörter „oder 
elektronisch an den Vorsitz der zustän-
digen Schiedsstelle“ eingefügt.  

 

 § 10 
Anträge 

 
(1) Anträge nach § 17 a Abs. 3, Abs. 4 und 
Abs. 5 sowie nach § 18 Abs. 4 KHG, 
§ 13 KHEntgG und § 19 BPflV sind schriftlich 
an den Vorsitz der zuständigen Schiedsstelle 
in 16-facher Ausfertigung zu richten. Die An-
träge sind bei der Geschäftsstelle einzu-
reichen. Weitere Ausfertigungen des Antrags 
sind von der antragstellenden Person den 
Parteien unmittelbar zuzuleiten. 
 
(2) In dem Antrag sind der Sachverhalt zu er-
läutern, das bisherige Ergebnis der Pflege-
satzverhandlungen zusammengefasst dar-
zustellen sowie die Gründe aufzuführen, 
weshalb eine Vereinbarung nicht zustande 
gekommen ist. Die für eine Entscheidungs-
findung erforderlichen Unterlagen sind bei-
zufügen. 
 
(3) Ein Antrag nach Absatz 1 kann mit Zu-
stimmung aller Parteien bis zur Bestands-
kraft der Genehmigung der Festsetzung der 
Schiedsstelle zurückgenommen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Verfahren 

 
(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den 
Antrag nach nichtöffentlicher mündlicher 
Verhandlung, zu der die Parteien zu laden 
sind. Die Schiedsstelle kann auch ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden, wenn 
die Parteien auf eine mündliche Verhandlung 
verzichtet haben oder wenn sie in der La-
dung ausdrücklich darauf hingewiesen wor-
den sind, dass bei Nichterscheinen beider 
Parteien auch ohne mündliche Verhandlung 
entschieden werden kann. 
 
(2) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, 
wenn neben dem Vorsitz mindestens je die 
Hälfte der vertretenden Mitglieder jeder 
Gruppe anwesend ist. Ist die Beschlussfä-
higkeit nicht gegeben, hat der Vorsitzende 
unverzüglich zur gleichen Tagesordnung zu 
einer neuen Sitzung einzuladen. In diesem 
Fall ist die Beschlussfähigkeit unabhängig 
von der Zahl der erschienenen Mitglieder ge-
geben; darauf ist in der erneuten Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen. 
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3.  In § 11 Absatz 5 Satz 3 wird der Punkt 

am Ende durch die Wörter „, wobei die 
elektronische Namenswiedergabe ge-
nügt.“ ersetzt. 

 

(3) Beratung und Beschlussfassung erfolgen 
in Abwesenheit der Parteien. Die Schieds-
stelle entscheidet mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder, bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme der vorsitzen-
den Person den Ausschlag. Stimmenthal-
tung ist nicht zulässig. 
 
(4) Sachverständige können auf Beschluss 
der Schiedsstelle zur Verhandlung hinzuge-
zogen werden, wenn die Parteien dies bean-
tragen und sich bereit erklären, die dadurch 
entstehenden Kosten je zur Hälfte zu über-
nehmen. 
 
(5) Die Schiedsstelle hat ihre Entscheidung 
über die Festsetzung der Pflegesätze den 
Parteien und der Genehmigungsbehörde un-
verzüglich schriftlich begründet zuzuleiten. 
Der Genehmigungsbehörde sind auch die 
der Entscheidung zugrundeliegenden Unter-
lagen vorzulegen. Der Schiedsspruch ist 
vom Vorsitzenden zu unterschreiben. 
 
 
(6) Über Anträge gemäß § 10 Abs. 1 ent-
scheidet die Schiedsstelle innerhalb von 6 
Wochen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6 
Amtsperiode 

 
(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der 
Schiedsstelle und ihrer Stellvertretungen be-
trägt vier Jahre ab dem Zeitpunkt der Bestel-
lung nach § 5 Abs. 1. Die Amtsdauer der 
während einer Amtsperiode der Schieds-
stelle neu hinzutretenden Mitglieder und 
Stellvertreter endet spätestens mit Ablauf 
der Amtsperiode. Die erneute Bestellung 
nach Ablauf der Amtsdauer ist zulässig. 
 
(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle oder ihre 
Stellvertretungen können vor Ablauf der 
Amtsperiode nur aus einem wichtigen Grund 
unter gleichzeitiger Bestellung eines Nach-
folgers abberufen werden. Die Abberufung 
des vorsitzenden Mitglieds und seiner Stell-
vertretungen ist nur durch eine gemeinsame 
Erklärung der beteiligten Organisationen 
möglich. Kommt eine gemeinsame Erklärung 
nicht zustande, entscheidet auf Antrag einer 
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4.  In § 6 Absatz 3 Satz 1 und § 11 Absatz 

5 Satz 1 werden jeweils nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektro-
nisch“ eingefügt. 

 

der beteiligten Organisationen das für das 
Gesundheitswesen zuständige Ministerium. 
 
(3) Die Niederlegung des Amtes eines Mit-
glieds oder Stellvertretung einer Schieds-
stelle ist den beteiligten Organisationen 
schriftlich mitzuteilen. Die Bestellung, Abbe-
rufung oder Niederlegung des Amts eines 
Mitglieds oder eines stellvertretenden Mit-
glieds der Schiedsstelle ist der Geschäfts-
stelle unverzüglich anzuzeigen. 
 

§ 11 
Verfahren 

 
(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den 
Antrag nach nichtöffentlicher mündlicher 
Verhandlung, zu der die Parteien zu laden 
sind. Die Schiedsstelle kann auch ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden, wenn 
die Parteien auf eine mündliche Verhandlung 
verzichtet haben oder wenn sie in der La-
dung ausdrücklich darauf hingewiesen wor-
den sind, dass bei Nichterscheinen beider 
Parteien auch ohne mündliche Verhandlung 
entschieden werden kann. 
 
(2) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, 
wenn neben dem Vorsitz mindestens je die 
Hälfte der vertretenden Mitglieder jeder 
Gruppe anwesend ist. Ist die Beschlussfä-
higkeit nicht gegeben, hat der Vorsitzende 
unverzüglich zur gleichen Tagesordnung zu 
einer neuen Sitzung einzuladen. In diesem 
Fall ist die Beschlussfähigkeit unabhängig 
von der Zahl der erschienenen Mitglieder ge-
geben; darauf ist in der erneuten Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen. 
 
(3) Beratung und Beschlussfassung erfolgen 
in Abwesenheit der Parteien. Die Schieds-
stelle entscheidet mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder, bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme der vorsitzen-
den Person den Ausschlag. Stimmenthal-
tung ist nicht zulässig. 
 
(4) Sachverständige können auf Beschluss 
der Schiedsstelle zur Verhandlung hinzuge-
zogen werden, wenn die Parteien dies bean-
tragen und sich bereit erklären, die dadurch 
entstehenden Kosten je zur Hälfte zu über-
nehmen. 
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(5) Die Schiedsstelle hat ihre Entscheidung 
über die Festsetzung der Pflegesätze den 
Parteien und der Genehmigungsbehörde un-
verzüglich schriftlich begründet zuzuleiten. 
Der Genehmigungsbehörde sind auch die 
der Entscheidung zugrundeliegenden Unter-
lagen vorzulegen. Der Schiedsspruch ist 
vom Vorsitzenden zu unterschreiben. 
 
(6) Über Anträge gemäß § 10 Abs. 1 ent-
scheidet die Schiedsstelle innerhalb von 6 
Wochen. 
 

Artikel 77 
Änderung des Kurortegesetzes 

 
In § 17 Absatz 1 Satz 1 des Kurortegesetzes 
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S. 
8), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. 
S. 1105) geändert worden ist, werden nach 
dem Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 
elektronischen“ eingefügt. 

 

 Gesetz über Kurorte im Land Nordrhein-
Westfalen (Kurortegesetz - KOG) 

 
 

§ 17 
Anerkennungsverfahren 

 
(1) Die Durchführung eines Anerkennungs-
verfahrens setzt einen schriftlichen Antrag 
der Gemeinde, für deren Gebiet die Artbe-
zeichnung gelten soll, bei der zuständigen 
Behörde voraus. Die Gemeinde hat das Vor-
liegen der Voraussetzungen für die bean-
tragte Artbezeichnung nachzuweisen und 
die in diesem Zusammenhang erforderlichen 
Unterlagen, Analysen und Gutachten beizu-
bringen. 
 
(2) Die Kosten des Anerkennungsverfahrens 
sind von der Antrag stellenden Gemeinde zu 
tragen. 
 
(3) Die staatliche Anerkennung ist im Minis-
terialblatt (Teil I) für das Land Nordrhein-
Westfalen bekannt zu machen. 
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Artikel 78 
Änderung des  

Landeskrebsregistergesetzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 23 Absatz 2 Satz 3 des Landeskrebsre-
gistergesetzes vom 2. Februar 2016 (GV. 

 Gesetz 
über die klinische und epidemiologische 

Krebsregistrierung 
im Land Nordrhein – Westfalen 

(Landeskrebsregistergesetz - LKRG 
NRW) 

 
§ 23 

Allgemeine Auskünfte, Auskünfte für 
Forschungsvorhaben und zur Gesund-

heitsberichterstattung 
 

(1) Auf Antrag kann das Landeskrebsregister 
Dritten gespeicherte Daten für Forschungs-
vorhaben und zur Gesundheitsberichterstat-
tung zur Verfügung stellen. Rückschlüsse 
auf betroffene Personen in den übermittelten 
Daten müssen ausgeschlossen sein. Von 
Satz 2 kann nur abgewichen werden, wenn 
an der wissenschaftlichen Untersuchung der 
zu übermittelnden Daten ein öffentliches In-
teresse besteht und geeignete Garantien für 
die Rechtsgüter der betroffenen Personen 
vorgesehen werden. Solche Garantien kön-
nen in einer so zeitnah wie möglich erfolgen-
den Anonymisierung der personenbezoge-
nen Daten, in Vorkehrungen gegen ihre un-
befugte Kenntnisnahme durch Dritte oder in 
ihrer räumlich und organisatorisch von den 
sonstigen Fachaufgaben getrennten Verar-
beitung bestehen. Der Antrag ist, insbeson-
dere zu Zweck, Umfang und Dauer der Nut-
zung der Daten, zu begründen. Das Landes-
krebsregister darf nur jene Daten zur Verfü-
gung stellen, für die die antragstellende Per-
son glaubhaft macht, dass sie in unmittelba-
rem Zusammenhang mit dem berechtigten, 
insbesondere wissenschaftlichen Interesse 
der Antragstellung stehen und die auf ande-
rem Wege nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßig großem Aufwand zu erlangen sind. Es 
darf Erkenntnisse, die aus Abgleichen 
von pseudonymisierten Einzelfalldaten als 
Teil externer Kohorten mit eigenen Daten 
insbesondere bei Mortalitätsevaluation re-
sultieren, der antragstellenden Person 
in pseudonymisierter Form zur Verfügung 
stellen. 
 
(2) Über den Antrag entscheidet die Ge-
schäftsstelle unter Berücksichtigung der von 
Beirat und wissenschaftlichen Fachaus-
schuss abgegebenen Empfehlungen. Sie 
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NRW. S. 94), das durch Gesetz vom 19. De-
zember 2019 (GV. NRW. S. 999) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

kann vor einer Entscheidung weitere Erklä-
rungen und Verpflichtungen der antragstel-
lenden Person verlangen. Die antragstel-
lende Person hat sich schriftlich gegenüber 
dem Krebsregister zu verpflichten, die Daten 
unverzüglich nach Erreichen des dem Antrag 
zu Grunde liegenden Zwecks des For-
schungsvorhabens zu löschen und die Lö-
schung dem Krebsregister anzuzeigen. Eine 
Weitergabe der Daten durch die antragstel-
lende Person über den genehmigten Antrag 
nach Absatz 1 hinaus ist nicht gestattet. Um-
fang der Nutzung und Veröffentlichungs-
rechte sind vertraglich zu regeln. 
 
(3) Auf Antrag Dritter kann die Datenauswer-
tungsstelle zur Beantwortung von For-
schungsanfragen, Anfragen zur Gesund-
heitsberichterstattung und zur Erteilung all-
gemeiner Auskünfte eigene Auswertungen 
vornehmen. Rückschlüsse auf betroffene 
Personen müssen in den Auswertungen aus-
geschlossen sein. Auswertungen dürfen die 
Arzneimittel, Wirkstoffe und Verfahren, mit 
denen die Personen, deren Daten für die 
Auswertung genutzt wurden, behandelt wur-
den, angeben. 
 
(4) An internationale Organisationen, die im 
Rahmen der internationalen Krebsregistrie-
rung tätig sind, insbesondere an die Interna-
tional Agency for Research on Cancer (I-
ARC) oder vergleichbare Institutionen kann 
das Landeskrebsregister Datensätze ent-
sprechend Absatz 1 bis 3 ohne Antrag über-
mitteln. 
 

Artikel 79 
Änderung des Gesetzes über den öffent-

lichen Gesundheitsdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Gesetz 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen (ÖGDG 

NRW) 
 

§ 18 
Erfassung und Überwachung der Berufe 

des Gesundheitswesens 
 

(1) Wer einen nichtakademischen Heilberuf 
selbstständig ausüben möchte oder Angehö-
rige dieses Berufes beschäftigen möchte, 
hat die Aufnahme und die Beendigung dieser 
Tätigkeit der unteren Gesundheitsbehörde 
anzuzeigen, in deren Bezirk die Tätigkeit 
ausgeübt wird. 
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In § 18 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über 
den öffentlichen Gesundheitsdienst des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 25. November 
1997 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 1032) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „schriftlich“ die 
Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 
 

 
(2) Absatz 1 gilt auch für Dienstleistende 
nach Artikel 5 der Richtlinie 2005/36/EG, die 
zur vorübergehenden oder gelegentlichen 
Erbringung von Dienstleistungen von einem 
europäischen Staat gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 
Berufsanerkennungsdurchführungsgesetz in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes wech-
seln. Bei einem erstmaligen Wechsel ist der 
zuständigen unteren Gesundheitsbehörde 
die voraussichtliche Dauer vor Aufnahme der 
Dienstleistung schriftlich zu melden. Danach 
ist die Meldung einmal jährlich zu erneuern, 
wenn die dienstleistende Person beabsich-
tigt, während des betreffenden Jahres vo-
rübergehend oder gelegentlich Dienstleis-
tungen zu erbringen. 
 
(3) Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zum Melde- 
und Nachprüfungsverfahren nach Absatz 1 
und 2 zu regeln. 
 
(4) Die untere Gesundheitsbehörde hat die 
Berechtigung zur Ausübung eines nichtaka-
demischen Heilberufes und zur Führung von 
Berufsbezeichnungen zu überwachen, so-
weit nicht andere Stellen zuständig sind. 
 

Artikel 80 
Änderung des Präimplantationsdiagnos-

tikgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 
 
In § 10 Absatz 1 des Präimplantationsdiag-
nostikgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 381), das durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 1032) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „schriftliche“ die 
Wörter „oder elektronische“ eingefügt. 
 

 

 Gesetz 
über die Zulassung von Zentren und 

über die Einrichtung der  
Ethikkommission für 

Präimplantationsdiagnostik in  
Nordrhein-Westfalen 

(Präimplantationsdiagnostikgesetz Nord-
rhein-Westfalen - PIDG NRW) 

 
§ 10 

Ausscheiden aus der Präimplantations-
diagnostik-Kommission 

 
(1) Jedes Mitglied der Präimplantationsdiag-
nostik-Kommission kann ohne Angabe von 
Gründen durch schriftliche Erklärung gegen-
über der Ärztekammer Nordrhein sein Aus-
scheiden aus der Präimplantationsdiagnos-
tik-Kommission erklären. 
 
(2) Die Mitglieder der Präimplantationsdiag-
nostik-Kommission können aus wichtigem 
Grund abberufen werden. Das Mitglied ist 
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vorher anzuhören. Ein wichtiger Grund für 
die Abberufung liegt insbesondere dann vor, 
wenn das Mitglied seine mit der Mitglied-
schaft zusammenhängenden Pflichten gröb-
lich oder wiederholt verletzt, sich als unwür-
dig erweist oder seine Tätigkeit in der Präim-
plantationsdiagnostik-Kommission nicht 
mehr ordnungsgemäß ausüben kann. Die 
Abberufung erfolgt durch die Ärztekammer 
Nordrhein im Einvernehmen mit dem für Ge-
sundheit zuständigen Ministerium. 
 
(3) Die in einem Verfahren der Präimplanta-
tionsdiagnostik-Kommission getroffene Ent-
scheidung kann keinen Grund für die Abbe-
rufung eines Mitglieds der Präimplantations-
diagnostik-Kommission darstellen. 
 
(4) Scheidet ein Mitglied oder stellvertreten-
des Mitglied aus oder wird es aus wichtigem 
Grund abberufen, so wird für die verblei-
bende Dauer des Berufungszeitraums ein 
neues Mitglied beziehungsweise stellvertre-
tendes Mitglied für die entsprechende Inte-
ressengruppe, bei Sachverständigen der 
Fachrichtung Medizin eine Fachärztin oder 
ein Facharzt des entsprechenden Gebiets 
berufen. Gleiches gilt für den Vorsitz und den 
stellvertretenden Vorsitz. Wiederberufungen 
sind zulässig. 
 

Artikel 81 
Änderung der Ausbildungs- und Prü-

fungsordnung für Familienpflegerinnen 
und Familienpfleger 

 
Auf Grund des § 1 Absatz 1 des Gesund-
heitsfachberufeweiterentwicklungsgesetzes 
vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. S. 342), der 
zuletzt durch Artikel 3 Nummer 1 des Geset-
zes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 
767) geändert worden ist, wird verordnet: 
 
Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Familienpflegerinnen und Familienpfleger 
vom 2. April 2004 (GV. NRW. S. 184), die 
durch Verordnung vom 11. Oktober 2016 
(GV. NRW. S. 864) wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 

 Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Familienpflegerinnen und  

Familienpfleger 
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1. In § 10 Absatz 4 Satz 2 werden nach 

dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

 

 § 10 
Zulassung zur Abschlussprüfung 

(1) Über die Zulassung zur Abschlussprü-
fung entscheidet der Vorsitz des Prüfungs-
ausschusses auf Vorschlag der Leitung des 
Fachseminars. 
 
(2) Die Zulassung zur Abschlussprüfung 
setzt voraus, dass die Auszubildenden regel-
mäßig und erfolgreich am Unterricht und an 
der fachpraktischen Unterweisung teilge-
nommen haben. Erfolgreich ist eine Teil-
nahme am Unterricht, wenn die Vornoten der 
in § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Fachbe-
reiche im arithmetischen Mittel die Gesamt-
vornote "ausreichend" ergeben. Für jeden 
Fachbereich wird eine Vornote gebildet, die 
sich zu gleichen Teilen aus den theoreti-
schen und fachpraktischen Leistungen der 
Auszubildenden während der Ausbildung am 
Fachseminar ermittelt. 
 
(3) Die Zulassung kann versagt werden, 
wenn Tatsachen bekannt geworden sind, die 
erhebliche Zweifel an der persönlichen oder 
fachlichen Eignung der Auszubildenden für 
den Familienpflegeberuf rechtfertigen. 
 
(4) Der Vorsitz des Prüfungsausschusses 
setzt die Prüfungstermine und die Prüfungs-
fächer nach Absprache mit der Leitung des 
Fachseminars fest. Die Prüfungstermine sol-
len allen Beteiligten mindestens zwei Wo-
chen vor Beginn der Prüfung schriftlich be-
kannt gegeben werden. Auszubildenden, die 
nicht zur Prüfung zugelassen werden, ist die 
mit einer Begründung und Rechtsmittelbe-
lehrung versehene Entscheidung spätestens 
zwei Wochen vor dem festgesetzten Prü-
fungstermin zuzustellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Niederschriften über die  

Abschlussprüfung 
 

(1) Über die einzelnen Teile der Abschluss-
prüfung sind Niederschriften mit folgenden 
Angaben zu fertigen: 
 
1. Ort, Tag und Dauer der Prüfung, 
 
2. Namen der Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses, 
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2.  Dem § 18 Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt:  
 
 „Zur Unterzeichnung genügt auch die 

elektronische Namenswiedergabe.“ 
 

 
3. Name des Prüflings, 
 
4. Prüfungsfächer und Prüfungsaufgaben, 
 
5. Dauer der Prüfung in den einzelnen Prü-

fungsfächern, 
 
6. Prüfungsergebnisse, 
 
7. sonstige Beschlüsse des Prüfungsaus-

schusses sowie 
 
8. besondere Vorkommnisse. 
 
(2) Die Niederschrift über die schriftliche Ab-
schlussprüfung muss darüber hinaus fol-
gende Angaben enthalten: 
 
1. Name der aufsichtsführenden Lehrkraft 

und die Zeiten der Aufsicht, 
 
2. Art der zugelassenen Hilfsmittel, 
 
3. Beginn der Bearbeitungszeit, 
 
4. den Zeitpunkt, zu dem der Prüfling seine 

Arbeit abgegeben hat, 
 
5. Namen und Zeiten, von Prüflingen, die 

den Prüfungsraum vorübergehend ver-
lassen haben, 

 
6. einen Vermerk über den erfolgten Hin-

weis nach § 16 Abs. 3. 
 
(3) Die Niederschriften über den mündlichen 
und den praktischen Teil der Abschlussprü-
fung sind von dem Vorsitz des Prüfungsaus-
schusses oder der Lehrkraft des Fachaus-
schusses nach § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 sowie 
von der Schriftführerin oder dem Schriftfüh-
rer zu unterzeichnen, die des schriftlichen 
Teils von der aufsichtsführenden Lehrkraft. 
 
 
 
(4) Die Klausurarbeiten sind der Nieder-
schrift über die schriftliche Abschlussprüfung 
beizufügen. 
 
(5) Die Unterlagen sind vier Jahre aufzube-
wahren, gerechnet vom Tage der 
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schriftlichen Prüfung an. Zweitschriften der 
Zeugnisse werden von der Bezirksregierung 
10 Jahre aufbewahrt. Die Prüflinge haben 
das Recht, innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntgabe des Prüfungsergebnisses ihre 
Prüfungsarbeiten und die Niederschriften 
einzusehen. 
 

Artikel 82 
Änderung des Gesetzes über Hilfen und 

Schutzmaßnahmen bei psychischen  
Krankheiten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 14 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes über 
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychi-
schen Krankheiten vom 17. Dezember 1999 
(GV. NRW. S. 662), das zuletzt durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. 
S. 339) geändert worden ist, werden nach 
dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

 

  
Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnah-

men bei psychischen Krankheiten 
(PsychKG) 

 
§ 14 

Sofortige Unterbringung 
 
(1) Ist bei Gefahr im Verzug eine sofortige 
Unterbringung notwendig, kann die örtliche 
Ordnungsbehörde die sofortige Unterbrin-
gung ohne vorherige gerichtliche Entschei-
dung vornehmen, wenn ein ärztliches Zeug-
nis über einen entsprechenden Befund vor-
liegt, der nicht älter als vom Vortage ist. 
Zeugnisse nach Satz 1 sind grundsätzlich 
von Ärztinnen oder Ärzten auszustellen, die 
im Gebiet der Psychiatrie und Psychothera-
pie weitergebildet oder auf dem Gebiet der 
Psychiatrie erfahren sind. 
Sie haben die Betroffenen persönlich zu un-
tersuchen und die Notwendigkeit einer sofor-
tigen Unterbringung schriftlich zu begründen. 
Will die örtliche Ordnungsbehörde in der Be-
urteilung der Voraussetzungen für eine so-
fortige Unterbringung von einem vorgelegten 
ärztlichen Zeugnis abweichen, hat sie den 
Sozialpsychiatrischen Dienst der unteren 
Gesundheitsbehörde zu beteiligen. 
 
(2) Nimmt die örtliche Ordnungsbehörde 
eine sofortige Unterbringung vor, ist sie ver-
pflichtet, unverzüglich beim zuständigen 
Amtsgericht einen Antrag auf Unterbringung 
zu stellen. 
In diesem Antrag ist darzulegen, warum an-
dere Hilfsmaßnahmen nicht ausreichten und 
eine gerichtliche Entscheidung nicht möglich 
war.  
Ist die Unterbringung und deren sofortige 
Wirksamkeit nicht bis zum Ablauf des auf 
den Beginn der sofortigen Unterbringung fol-
genden Tages durch das Gericht angeord-
net, so sind die Betroffenen von der ärztli-
chen Leitung des Krankenhauses, bei 
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selbstständigen Abteilungen von der fachlich 
unabhängigen ärztlichen Leitung der Abtei-
lung (ärztliche Leitung), zu entlassen. 
 

Artikel 83 
Änderung der SGB-XI-Schiedsstellenver-

ordnung 
 
Auf Grund des § 76 Absatz 5 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegever-
sicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. 
Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015) wird ver-
ordnet: 
 
Die SGB-XI-Schiedsstellenverordnung vom 
9. Juli 2019 (GV. NRW. S. 371) wird wie folgt 
geändert: 

 

  
Verordnung über die Schiedsstelle nach 

dem Elften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB-XI-Schiedsstellenverordnung - 

SGBXISchVO) 
 

 
 
 
1. In § 3 Absatz 1 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 

 § 3 
Bestellung 

 
(1) Die beteiligten Organisationen bestellen 
die Mitglieder der Schiedsstelle durch schrift-
liche Benennung gegenüber der Geschäfts-
stelle. 
 
(2) Beteiligte Organisationen für die Kosten-
träger sind: 
 
1. die Landesverbände der gesetzlichen 

Pflegekassen, 
2. der Verband der Privaten Krankenversi-

cherung e.V. und 
3. die überörtlichen Träger der Sozialhilfe. 
 
Die Organisationen gemäß Satz 1 Nummer 
1 bestellen gemeinsam zwei Mitglieder und 
deren Stellvertretungen. Die Organisation 
gemäß Satz 1 Nummer 2 bestellt ein Mitglied 
und dessen Stellvertretungen. Die Organisa-
tionen gemäß Satz 1 Nummer 3 bestellen ein 
Mitglied und dessen Stellvertretungen. 
 
(3) Beteiligte Organisationen für die Träger 
von Pflegeeinrichtungen sind: 
 
1. die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenver-

bände der Freien Wohlfahrtspflege des 
Landes NRW, 

2. die Vereinigungen der privatgewerbli-
chen Alten- und Pflegeheime und Pfle-
gedienste in Nordrhein-Westfalen und 
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3. der Verband der kommunalen Senioren- 
und Behinderteneinrichtungen in NRW 
e.V. 

 
Die Organisationen gemäß Satz 1 bestellen 
gemeinsam insgesamt vier Mitglieder und 
deren Stellvertretungen. 
 

 
 
 
2.  In § 3 Absatz 4, § 5 Absatz 2 Satz 2 und 

Absatz 3 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 2 und 
§ 8 Absatz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

 

 (4) Der Vorsitz und die weiteren unpartei-
ischen Mitglieder der Schiedsstelle sowie de-
ren Stellvertretungen werden von den betei-
ligten Organisationen nach Absatz 2 und 3 
gemeinsam bestellt. Ihre Bestellung wird 
wirksam, sobald sie sich gegenüber der zu-
ständigen Behörde nach § 16 schriftlich zur 
Amtsübernahme bereit erklärt haben. 
 
(5) Werden bis spätestens sechs Wochen 
nach Beginn einer Amtsperiode von den be-
teiligten Organisationen keine Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder benannt oder 
kommt eine Einigung über die Person für den 
Vorsitz und die weiteren unparteiischen Mit-
glieder oder die Stellvertretung nicht zu-
stande und wird auch niemand für das Los-
verfahren nach § 76 Absatz 2 Satz 5 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfle-
geversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), 
das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 6. Mai 2019 (BGBl. I S. 646) geändert 
worden ist, benannt, bestellt die zuständige 
Behörde im Einvernehmen mit dem für die 
Pflegeversicherung zuständigen Ministerium 
auf Antrag einer der beteiligten Organisatio-
nen die Mitglieder oder benennt die Perso-
nen für das Losverfahren. 
 

§ 5 
Abberufung und Niederlegung 

 
(1) Der Vorsitz und die weiteren unpartei-
ischen Mitglieder sowie deren Stellvertretun-
gen können von den beteiligten Organisatio-
nen nach § 3 Absatz 2 und 3 gemeinsam ab-
berufen werden. Kommt eine Einigung nicht 
zustande, kann die zuständige Behörde den 
Vorsitz und die weiteren unparteiischen Mit-
glieder sowie deren Stellvertretungen abbe-
rufen, wenn dies eine der beteiligten Organi-
sationen beantragt. 
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(2) Die übrigen Mitglieder können von den 
entsendenden Organisationen und im Falle 
der Benennung nach § 76 Absatz 2 Satz 6 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch durch 
die zuständige Behörde abberufen werden. 
Die Abberufung ist der Geschäftsstelle unter 
gleichzeitiger Benennung der Person für die 
Nachfolge schriftlich mitzuteilen. 
 
(3) Die Niederlegung des Amtes ist gegen-
über der Geschäftsstelle schriftlich zu erklä-
ren. Diese hat den Vorsitz, die beteiligten Or-
ganisationen und die zuständige Behörde zu 
benachrichtigen. 
 

§ 7 
Einleitung des Schiedsverfahrens, Mit-

wirkungspflicht 
 

(1) Kommen Vereinbarungen nach dem Elf-
ten Buch Sozialgesetzbuch nicht zustande 
und ist für diesen Fall eine Entscheidung der 
Schiedsstelle nach § 76 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch vorgesehen, beginnt das 
Schiedsverfahren mit dem von einer der Ver-
tragsparteien gestellten Antrag. Der Antrag 
ist schriftlich an den Vorsitz der Schiedsstelle 
zu richten und hat den Sachverhalt zu erläu-
tern, ein zusammenfassendes Ergebnis der 
vorangegangenen Verhandlung darzulegen 
sowie die Teile aufzuführen, über die eine Ei-
nigung nicht zustande gekommen ist. 
 
(2) Die Geschäftsstelle leitet der anderen 
Vertragspartei oder den anderen Vertrags-
parteien eine Kopie des Antrags zu. Die Er-
widerung des Antrags erfolgt binnen drei 
Wochen nach Eingang der Antragsunterla-
gen gemäß Satz 1. Liegt eine Erwiderung 
des Antrags innerhalb der in Satz 2 genann-
ten Frist nicht vor, kann der Vorsitz der 
Schiedsstelle festlegen, dass die Schieds-
stelle auch ohne Gegenäußerung über den 
Antrag entscheidet oder unter Berücksichti-
gung der Interessen der antragstellenden 
Partei eine angemessene Nachfrist setzen. 
 
(3) Auf Verlangen haben die Vertragspar-
teien der Schiedsstelle die für die Vorberei-
tung und Entscheidung erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und weitere notwendige 
Unterlagen vorzulegen. 
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§ 8 
Verfahren 

 
(1) Der Vorsitz der Schiedsstelle lädt die Mit-
glieder der Schiedsstelle und die Vertrags-
parteien unverzüglich nach Vorliegen der 
entscheidungsrelevanten Unterlagen schrift-
lich mit einer Frist von mindestens zwei Wo-
chen zu den Sitzungen der Schiedsstelle ein 
und unterrichtet die zuständige Behörde 
nach § 16. 
 
(2) Zur Vorbereitung der mündlichen Ver-
handlung und zur Erörterung der Rechtslage 
und der Möglichkeiten einer einvernehmli-
chen Lösung kann der Vorsitz Erörterungs-
termine anberaumen, zu dem die Parteien 
geladen werden und seitens der Schieds-
stelle der Vorsitz und eine Vertretung der 
Geschäftsstelle nach § 1 Absatz 2 teilneh-
men. 
 
(3) Die Schiedsstelle entscheidet aufgrund 
mündlicher Verhandlung. Die Verhandlung 
ist nicht öffentlich und findet in Nordrhein-
Westfalen statt. 
 
(4) Die Schiedsstelle kann auch ohne münd-
liche Verhandlung entscheiden, wenn die 
Vertragsparteien auf eine mündliche Ver-
handlung verzichtet haben oder wenn sie in 
der Ladung darauf hingewiesen worden sind, 
dass bei Nichterscheinen auch in ihrer Ab-
wesenheit verhandelt werden kann. 
 
(5) Beratung und Beschlussfassung erfolgen 
in Abwesenheit der Vertragsparteien. 
 
(6) Sachverständige und Zeugen können auf 
Beschluss der Schiedsstelle zur Verhand-
lung hinzugezogen werden, wenn die künfti-
gen Vertragsparteien dies beantragen oder 
die Schiedsstelle dies für erforderlich hält. 
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Artikel 84 
Änderung der Verordnung über den Be-

trieb von Drogenkonsumräumen 
 
Auf Grund des § 10a Absatz 2 Satz 1 und 
Satz 2 Nummer 6 des Betäubungsmittelge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. März 1994 (BGBl. I S. 358), der durch 
Gesetz vom 28. März 2000 (BGBl. I S. 302) 
eingefügt worden ist, wird verordnet: 
 
 
 
In § 7 Satz 1 der Verordnung über den Be-
trieb von Drogenkonsumräumen vom 
26. September 2000 (GV. NRW. S. 646), die 
zuletzt durch Verordnung vom 1. Dezember 
2015 (GV. NRW. S. 798) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „schriftlich“ die 
Wörter „oder elektronisch“ eingefügt. 

 

 Verordnung 
über den Betrieb von Drogenkonsumräu-

men 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Kooperationsformen zur Prävention von 

Straftaten 
im unmittelbaren Umfeld der Einrichtung 

 
Die Träger von Drogenkonsumräumen ha-
ben mit den zuständigen Gesundheits-, Ord-
nungs- und Strafverfolgungsbehörden For-
men ihrer Zusammenarbeit schriftlich festzu-
legen und mit ihnen regelmäßig Kontakt zu 
halten, um frühzeitig Störungen der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung im unmittelba-
ren Umfeld der Drogenkonsumräume zu ver-
hindern. Die Leitung der Einrichtung hat die 
einrichtungsbedingten Auswirkungen auf 
das unmittelbare räumliche Umfeld zu be-
obachten und besondere Vorkommnisse zu 
dokumentieren. 
 

Artikel 85 
Änderung der Wahlordnung für die Wahl 
zu den Kammerversammlungen der Heil-

berufskammern 
 
Auf Grund des § 16 des Heilberufsgesetzes 
vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), der 
durch Gesetz vom 3. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 882) geändert worden ist, wird ver-
ordnet: 
 
Die Wahlordnung für die Wahl zu den Kam-
merversammlungen der Heilberufskammern 
vom 20. September 2013 (GV. NRW. S. 577) 
wird wie folgt geändert: 

 

 Wahlordnung 
für die Wahl zu den Kammerversamm-

lungen 
der Heilberufskammern 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 7 
 

(1) Der Kammervorstand beruft 
 
1. für den Kammerbezirk einen Hauptwahl-

ausschuss, der aus der Hauptwahlleite-
rin als Vorsitzenden oder dem Haupt-
wahlleiter als Vorsitzendem, der 
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1. In § 7 Absatz 5 Satz 2 und § 9 Absatz 5 

Satz 2 wird jeweils der Punkt am Ende 
durch die Wörter „, wobei die elektroni-
sche Namenswiedergabe genügt.“ er-
setzt. 

 

Stellvertreterin oder dem Stellvertreter 
der Hauptwahlleiterin oder des Haupt-
wahlleiters und drei Beisitzerinnen oder 
Beisitzern besteht und 

 
2. für jeden Wahlkreis einen Wahlaus-

schuss, der aus der Wahlleiterin als Vor-
sitzenden oder dem Wahlleiter als Vor-
sitzendem, der Stellvertreterin oder dem 
Stellvertreter der Wahlleiterin oder des 
Wahlleiters und drei Beisitzerinnen oder 
Beisitzern besteht. 

 
Für die Beisitzerinnen und Beisitzer beruft er 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter, die in 
einer festzulegenden Reihenfolge die Vertre-
tung bei Bedarf übernehmen. 
 
(2) Gleichzeitige Mitgliedschaft in mehreren 
Wahlausschüssen ist unzulässig. Mitglieder 
des Vorstandes der Kammer dürfen weder 
Mitglieder des Hauptwahlausschusses noch 
eines Wahlausschusses sein. 
 
(3) Die Mitglieder der Wahlausschüsse sind 
zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Am-
tes und zur Verschwiegenheit über die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tat-
sachen verpflichtet. 
 
(4) Die oder der Vorsitzende bestimmt Ort 
und Zeit der Sitzungen. Sie oder er lädt die 
Mitglieder zu den Sitzungen ein. 
 
(5) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie ist von den anwesenden Mit-
gliedern zu unterzeichnen. 
 
 
(6) Der Hauptwahlausschuss und der Wahl-
ausschuss entscheiden mit Stimmenmehr-
heit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 
 
(7) Der Hauptwahlausschuss und der Wahl-
ausschuss sind beschlussfähig, wenn die o-
der der Vorsitzende oder die Stellvertretung 
und mindestens zwei Beisitzerinnen oder 
Beisitzer anwesend sind. 
 
(8) Zu den Sitzungen des Hauptwahlaus-
schusses und der Wahlausschüsse haben 
alle Kammerangehörigen als Zuhörerinnen 
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oder Zuhörer Zutritt. Zeitpunkt und Ort der 
Sitzungen hat die oder der Vorsitzende Kam-
merangehörigen auf Anfrage mitzuteilen. 
 
(9) Die Präsidentin oder der Präsident der 
Kammer übersendet jeder Wahlleiterin oder 
jedem Wahlleiter rechtzeitig ein Verzeichnis 
der Wahlberechtigten ihres oder seines 
Wahlkreises (Wählerverzeichnis). 
 

§ 9 
 

(1) Die Kammer legt aus dem Verzeichnis 
der Kammerangehörigen für jeden Wahlkreis 
ein Wählerverzeichnis an, in das die wahlbe-
rechtigten Kammerangehörigen in alphabeti-
scher Reihenfolge mit Familiennamen, Vor-
namen, privater Anschrift und - falls wegen 
der Verwendung im Verzeichnis nach § 16 
Absatz 2 Heilberufsgesetz oder in den Wahl-
vorschlägen nach § 11 Absatz 1 erforderlich 
- beruflicher Anschrift eingetragen werden. 
Das Wählerverzeichnis muss jeweils eine 
zusätzliche Spalte für Vermerke über die Zu-
sendung der Wahlunterlagen, die Stimmab-
gabe und für Bemerkungen enthalten. 
 
(2) Das Wählerverzeichnis ist im jeweiligen 
Wahlkreis 17 Wochen vor dem Wahltag für 
die Dauer von zehn Arbeitstagen in der Zeit 
von 9 Uhr bis 16 Uhr zur Einsicht für die 
Kammerangehörigen auszulegen. Legt die 
Kammer das Wählerverzeichnis ausschließ-
lich elektronisch an, ist den Kammerangehö-
rigen die Einsicht über einen Bildschirm zu 
ermöglichen. Satz 1 gilt entsprechend. In der 
Bekanntmachung über Zeit und Ort der Aus-
legung ist auf die Möglichkeit, gegen das 
Wählerverzeichnis Einspruch zu erheben, 
hinzuweisen. 
 
(3) Kammerangehörige, die das Wählerver-
zeichnis für unrichtig oder unvollständig hal-
ten, können innerhalb der Auslegungsfrist 
Einspruch einlegen. Der Einspruch ist bei 
dem Wahlausschuss schriftlich oder zur Nie-
derschrift bei der oder dem Vorsitzenden des 
Wahlausschusses einzulegen und soll eine 
Begründung enthalten. 
 
(4) Über den Einspruch entscheidet der 
Wahlausschuss. Soll dem Einspruch gegen 
die Eintragung einer oder eines anderen 
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stattgegeben werden, ist dieser oder diesem 
vorher Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter hat die 
Entscheidung der oder dem Einsprechenden 
und der oder dem Angehörten innerhalb von 
zwei Wochen nach dem Ende der Ausle-
gungsfrist bekanntzugeben. 
 
(5) Das Wählerverzeichnis ist innerhalb der 
Auslegungszeit nach Absatz 2 zu ändern, 
wenn die Kammer einen Mangel feststellt, 
ein Kammermitgliedschaftsverhältnis be-
gründet oder beendet oder wenn die Ände-
rung auf Grund eines Einspruchs erforderlich 
wird. Alle Änderungen sind von einer oder ei-
nem hierzu Beauftragten der Kammer in der 
Spalte ,,Bemerkungen" zu erläutern und zu 
unterschreiben. 
 
(6) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter 
schließt das Wählerverzeichnis spätestens 
zwei Wochen nach Ende der Auslegungsfrist 
mit der Feststellung der Zahl der Eintragun-
gen ab. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 10 Satz 2 Nummer 2 werden nach 

dem Wort „Unterschriften“ die Wörter  
„, wobei die elektronische Namenswie-
dergabe genügt,“ eingefügt. 

 

 § 10 
 
Die Hauptwahlleiterin oder der Hauptwahllei-
ter fordert spätestens fünf Monate vor dem 
Wahltag durch öffentliche Bekanntmachung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf 
und weist dabei auf ihre Voraussetzungen 
hin. Sie oder er gibt bekannt 
 
1. wie viele Mitglieder voraussichtlich in je-

dem Wahlkreis zu wählen sind, 
2. den Inhalt und die Form der Wahlvor-

schläge, 
3. wie viele Unterschriften und welche wei-

teren Erklärungen dem Wahlvorschlag 
beizufügen sind und 

4. wo bis spätestens zwölf Wochen vor 
dem Wahltag bis 18 Uhr die Wahlvor-
schläge eingereicht werden können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
 
(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter prüft 
nach Eingang eines Wahlvorschlages unver-
züglich, ob er den Anforderungen des Heil-
berufsgesetzes und dieser Wahlordnung 
entspricht. Werden Mängel festgestellt, teilt 
sie oder er diese der Vertrauensperson mit 
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3.  In § 12 Absatz 3 Nummer 2 werden 

nach dem Wort „Unterschriften“ die 
Wörter „oder elektronischen Namens-
wiedergaben“ eingefügt. 

 

und fordert sie auf, behebbare Mängel bis 
zur Entscheidung über die Zulassung zu be-
seitigen. Nach der Entscheidung über die 
Zulassung ist eine Mängelbeseitigung nicht 
mehr möglich. 
 
(2) Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die 
oder der in mehreren Wahlvorschlägen be-
nannt ist und den Benennungen schriftlich 
zugestimmt hat, kann nur auf dem Wahlvor-
schlag zugelassen werden, für den sie oder 
er sich binnen einer von der Wahlleiterin o-
der vom Wahlleiter festzusetzenden Frist 
schriftlich entscheidet. Entscheidet sie oder 
er sich nicht innerhalb der Frist, so sind die 
Benennungen auf allen Wahlvorschlägen zu 
streichen. 
 
(3) Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, 
wenn 
 
1. die Form oder Frist nicht gewahrt ist, 
2. die erforderlichen gültigen Unterschrif-

ten fehlen oder 
3. die Zustimmungserklärungen der Be-

werberinnen oder Bewerber fehlen. 
 

 
 
 
 
 
4.  In § 29 Absatz 1 Satz 2 werden die Wör-

ter „und handschriftlich“ gestrichen und 
nach dem Wort „sein,“ die Wörter „wo-
bei die elektronische Namenswieder-
gabe genügt,“ eingefügt. 

 

 § 29 
 

(1) Die Anordnung einer Neuwahl der Kam-
merversammlung ist bei der Aufsichtsbe-
hörde schriftlich zu beantragen. Der Antrag 
muss von so vielen Kammerangehörigen 
persönlich und handschriftlich unterschrie-
ben sein, dass ihre Zahl zwei Drittel der 
Wahlberechtigten zur letzten Wahl beträgt. 
 
(2) Ist der Antrag zulässig, bestimmt die Auf-
sichtsbehörde im Benehmen mit dem Vor-
stand der Kammer binnen zwei Wochen 
nach Eingang des Antrags den Wahltag. Die 
Wahl muss spätestens sechs Monate nach 
Eingang des Antrags stattfinden. 
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Artikel 86 
Änderung der Weiterbildungs- und Prü-

fungsverordnung für Pflegeberufe 
 

Auf Grund des § 7 des Weiterbildungsgeset-
zes Alten- und Gesundheits- und Kranken-
pflege vom 24. April 1990 (GV. NRW. S. 
270), der durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
20. November 2007 (GV. NRW. S. 572) ge-
ändert worden ist, wird verordnet: 
 
Die Weiterbildungs- und Prüfungsverord-
nung für Pflegeberufe vom 15. Dezember 
2009 (GV. NRW. S. 904), die zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 
(GV. NRW. S. 650) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

 Weiterbildungs- und Prüfungsverord-
nung 

für Pflegeberufe 
(WBVO-Pflege-NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 3 Absatz 2 Nummer 1 werden die 

Wörter „eigenhändig geschriebener“ ge-
strichen.  

 

 § 3 
Antrag 

 
(1) Über die Teilnahme an einem Weiterbil-
dungslehrgang entscheidet die Leitung der 
Weiterbildungseinrichtung auf Antrag. 
 
(2) Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. ein eigenhändig geschriebener Lebens-

lauf mit Lichtbild, 
2. der Nachweis über die Berechtigung der 

zum Zugang der Fachweiterbildung er-
forderlichen Berufsbezeichnung nach 
Teil II. 

 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 13 Satz 1 wird der Punkt am Ende 

durch die Wörter „, wobei die elektroni-
sche Namenswiedergabe genügt.“ er-
setzt.  

 

 § 13 
Prüfungsniederschrift 

 
Über die Abschlussprüfung ist für jeden Prüf-
ling eine Niederschrift aufzunehmen, die 
vom Vorsitz und den Prüfern zu unterschrei-
ben ist. Sie muss den Namen des Prüflings, 
die Prüfungsaufgaben, die Prüfungstage und 
Prüfungszeiten, die Abstimmungsergeb-
nisse, ggf. besondere Vorkommnisse, die 
einzelnen Ergebnisse sowie das Gesamter-
gebnis enthalten. 
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Artikel 87 
Änderung der Weiterbildungsverordnung 

Hygienefachkraft 
 
Auf Grund des § 7 des Weiterbildungsgeset-
zes Alten- und Gesundheits- und Kranken-
pflege vom 24. April 1990 (GV. NRW. S. 
270), der durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
20. November 2007 (GV. NRW. S. 572) ge-
ändert worden ist, wird verordnet: 
 
Die Weiterbildungsverordnung Hygienefach-
kraft vom 28. September 2012 (GV. NRW. S. 
461), die zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 650) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  
 
 

 Weiterbildungs- und Prüfungsordnung 
zu Fachgesundheits- und Krankenpflege-

rinnen, -pflegern, 
Fachgesundheits- und Kinderkranken-

pflegerinnen, -pflegern für Krankenhaus-
hygiene - Hygienefachkraft 

(Weiterbildungsverordnung Hygiene-
fachkraft - WeiVHygPfl) 

 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 5 Absatz 2 Nummer 1 werden die 

Wörter „eigenhändig geschriebener“ ge-
strichen.  

 

 § 5 
Antrag 

 
(1) Über die Teilnahme an einem Weiterbil-
dungslehrgang entscheidet die Leitung der 
Weiterbildungsreinrichtung auf Antrag. 
 
(2) Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. ein eigenhändig geschriebener Lebens-

lauf mit Lichtbild und 
2. die Nachweise der Voraussetzungen 

nach § 4. 
 

 
 
 
 
 
 
2.  In § 17 Satz 1 wird der Punkt am Ende 

durch die Wörter „, wobei die elektroni-
sche Namenswiedergabe genügt.“ er-
setzt.  

 

 § 17 
Prüfungsniederschrift 

 
Über die Prüfung ist für jeden Prüfling eine 
Niederschrift aufzunehmen, die vom Vorsitz 
und den Prüferinnen und Prüfern zu unter-
schreiben ist. Sie muss den Namen des Prüf-
lings, die Prüfungsarbeiten und -fächer, die 
Prüfungstage und -zeiten, Abstimmungser-
gebnisse, gegebenenfalls besondere Vor-
kommnisse, die einzelnen Ergebnisse sowie 
das Gesamtergebnis enthalten. 
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Artikel 88 
Verordnung über die Weiterbildung und 

Prüfung zur Zahnärztin und zum  
Zahnarzt für Öffentliches Gesundheits-

wesen  
 

Auf Grund des § 46 des Heilberufsgesetzes 
vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), der 
durch Gesetz vom 3. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 882) geändert worden ist, wird ver-
ordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 4 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung über 
die Weiterbildung und Prüfung zur Zahnärz-
tin und zum Zahnarzt für Öffentliches Ge-
sundheitswesen vom 14. April 2015 (GV. 
NRW. S. 415, ber. S. 510), die durch Verord-
nung vom 24. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 
856) geändert worden ist, werden nach dem 
Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder elektro-
nischen“ eingefügt. 
 

 Verordnung 
über die Weiterbildung und Prüfung zur 

Zahnärztin und zum Zahnarzt für Öffentli-
ches Gesundheitswesen (WPrZÖGW-VO) 

 
 
 
 
 

§ 4 
Weiterbildungsstätten 

 
(1) Weiterbildungsstätten für den Bereich der 
kurativen Zahnmedizin sind die Weiterbil-
dungsstätten nach dem Heilberufsgesetz, 
die Praxen niedergelassener Zahnärztinnen 
und Zahnärzte und Sanitätszentren oder 
ähnliche Einrichtungen der Bundespolizei 
und der Bundeswehr. 
 
(2) Weiterbildungsstätten als Einrichtungen 
des öffentlichen Gesundheitswesens sind 
 
1. zahnärztliche Gesundheitsdienste der 

unteren Gesundheitsbehörden, 
2. Landesgesundheitsbehörden oder 
3. Bundesgesundheitsbehörden, 
 
wenn diese unter Leitung von Zahnärztinnen 
oder Zahnärzten stehen, die die Anerken-
nung für das Gebiet ,,Öffentliches Gesund-
heitswesen“ besitzen. 
 
(3) Zur Behebung eines Mangels an Ausbil-
dungsstätten können auf Antrag auch Ein-
richtungen als Weiterbildungsstätten für den 
Weiterbildungsabschnitt nach § 3 Absatz 1 
Nummer 2 zugelassen werden, die nicht un-
ter Leitung von Zahnärztinnen oder Zahnärz-
ten mit der Anerkennung für das Gebiet „Öf-
fentliches Gesundheitswesen“ stehen, wenn 
sie mit einer Weiterbildungsstätte nach Ab-
satz 2 einen Kooperationsvertrag abschlie-
ßen, in dem Konzeption, Durchführung und 
Qualitätssicherung der Weiterbildung festge-
legt sein müssen. Die Zulassung erfolgt im 
Einzelfall auf konkreten schriftlichen Antrag 
durch die Bezirksregierung Düsseldorf im 
Benehmen mit dem Prüfungsausschuss und 
dem für das Gesundheitswesen zuständigen 
Ministerium und berechtigt zur Durchführung 
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einer weiterbildungsstättenübergreifen-
den Weiterbildung für den Weiterbildungsab-
schnitt nach § 3 Absatz 1 Nummer 2. 
 
(4) Die Zulassung als Weiterbildungsstätte 
kann ganz oder teilweise widerrufen werden, 
wenn die Voraussetzungen gemäß Absatz 3 
nicht mehr gegeben sind. 
 

Artikel 89 
Änderung des Wohn- und Teilhabe- 

gesetzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Wohn- und Teilhabegesetz (WTG) 
 

§ 14 
Durchführung der behördlichen  

Qualitätssicherung 
 

(1) Die zuständigen Behörden prüfen die 
Wohn- und Betreuungsangebote daraufhin, 
ob sie in den Geltungsbereich dieses Geset-
zes fallen und die Anforderungen nach die-
sem Gesetz und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen er-
füllen. Soweit in diesem Gesetz vorgesehen, 
prüfen die zuständigen Behörden die Wohn- 
und Betreuungsangebote regelmäßig in den 
in diesem Gesetz festgelegten Zeitabstän-
den (Regelprüfungen). In Pflegeeinrichtun-
gen, in denen innerhalb der letzten 12 Mo-
nate eine Regelprüfung durch die Prüfinstitu-
tionen nach § 114 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch ohne Feststellung von Mängeln 
erfolgt ist, umfassen die Regelprüfungen die 
Struktur- und Prozessqualität, grundsätzlich 
aber keine Überprüfung der Ergebnisquali-
tät. Stellen die Prüfinstitutionen nach § 114 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch wäh-
rend der Regel-, Anlass- oder Wiederho-
lungsprüfungen nach den Vorschriften des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch Mängel in 
der Ergebnisqualität fest, so können sie zu 
diesen Prüfungen die zuständige Behörde 
hinzuziehen. Dies muss geschehen, wenn 
im Laufe dieser Prüfungen Gefahr für Leib 
und Leben von Nutzerinnen und Nutzern 
festgestellt wird. In diesen Fällen sind die 
Feststellungen der Prüfinstitutionen nach 
§ 114 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
Grundlage für die Maßnahmen und Ent-
scheidungen der zuständigen Behörde. 
 
(2) Eine Prüfung erfolgt darüber hinaus, 
wenn Anhaltspunkte oder Beschwerden vor-
liegen, die darauf schließen lassen, dass die 
Anforderungen nach diesem Gesetz oder 
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der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen nicht erfüllt sind (an-
lassbezogene Prüfungen). 
 
(3) Die Prüfungen können unangemeldet 
und zu jeder Zeit erfolgen. Prüfungen zur 
Nachtzeit sind nur zulässig, wenn und soweit 
das Überwachungsziel zu anderen Zeiten 
nicht erreicht werden kann. Leistungsanbie-
terinnen und Leistungsanbieter sowie ihre 
verantwortlichen Beschäftigten haben den 
zuständigen Behörden die für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes und den hierzu ergan-
genen Rechtsverordnungen erforderlichen 
mündlichen und schriftlichen Auskünfte auf 
Verlangen und unentgeltlich zu erteilen. 
 
(4) Prüfergebnisse anderer gesetzlich vorge-
sehener Prüfinstitutionen, die nicht älter als 
ein Jahr sind, sind der Prüfung hinsichtlich 
des jeweils festgestellten Sachverhaltes zu-
grunde zu legen. Die erneute Prüfung eines 
bereits anderweitig geprüften Sachverhaltes 
ist zu vermeiden. Ergeben sich jedoch Bean-
standungen oder liegen unabhängig von der 
Prüfung Anhaltspunkte für eine Gefährdung 
der Interessen und Bedürfnisse der Nutzerin-
nen und Nutzer vor, kann die zuständige Be-
hörde eine eigenständige Prüfung durchfüh-
ren. 
 
Bei der Prüfung ist in Bezug auf die bauliche 
Barrierefreiheit grundsätzlich die Baugeneh-
migung zugrunde zu legen. Sofern Anhalts-
punkte für eine Änderung der baulichen An-
lage und für einen Verstoß gegen die bau-
rechtlich geforderte Barrierefreiheit festge-
stellt werden, ist die zuständige Bauauf-
sichtsbehörde zu informieren. 
 
(5) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überwachung der Wohn- und Betreuungsan-
gebote beauftragten Personen sind befugt, 
 
1. die für die Wohn- und Betreuungsange-

bote genutzten Grundstücke und 
Räume - soweit diese einem Hausrecht 
der Nutzerinnen und Nutzer unterliegen, 
nur mit deren Zustimmung - sowie Ge-
schäftsräume der Leistungsanbieterin-
nen und Leistungsanbieter zu betreten, 

2. Prüfungen und Besichtigungen vorzu-
nehmen, 
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3. Einsicht in die Dokumentation über die 
Erfüllung der Anforderungen nach die-
sem Gesetz oder auf Grund dieses Ge-
setzes zu nehmen, 

4. sich mit den Nutzerinnen und Nutzern 
sowie den Mitwirkungsgremien oder 
Vertrauenspersonen in Verbindung zu 
setzen, 

5. bei pflegebedürftigen Nutzerinnen und 
Nutzern den Pflegezustand in Augen-
schein zu nehmen und 

6. die Beschäftigten zu befragen. 
 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbie-
ter haben diese Maßnahmen zu dulden. Es 
steht der zuständigen Behörde frei, zu ihren 
Prüfungen weitere fach- und sachkundige 
Personen, die in keinem Verhältnis zum 
Leistungsanbieter stehen, hinzuzuziehen. 
Die Leistungsanbieterin oder der Leistungs-
anbieter kann eine Vertretung der Vereini-
gung, der sie oder er angehört, hinzuziehen, 
soweit dies die zeitgerechte Durchführung 
der Prüfung nicht behindert. Die hinzugezo-
genen Personen sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. 
 
(6) Zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung kön-
nen Grundstücke und Räume, die einem 
Hausrecht der Nutzerinnen und Nutzer un-
terliegen oder Wohnzwecken des oder der 
Auskunftspflichtigen dienen, jederzeit betre-
ten werden. Der oder die Auskunftspflichtige 
und die Nutzerinnen und Nutzer haben die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 
 
(7) Das zuständige Ministerium kann die Er-
füllung der Aufgaben nach diesem Gesetz 
durch den Einsatz eines Verfahrens zur 
elektronischen Datenverarbeitung unterstüt-
zen. Es ist berechtigt, zum Zwecke einer lan-
desweiten Planung Auswertungen vorzu-
nehmen. Personenbezogene Daten sind vor-
her zu anonymisieren. 
 
(8) Die Inaugenscheinnahme des Pflegezu-
standes ist nur mit Einwilligung der Nutzerin-
nen und Nutzer zulässig. Sofern die Nutze-
rinnen oder die Nutzer nicht mehr einwilli-
gungsfähig sind, genügt abweichend von 
den allgemeinen datenschutzrechtlichen 
Vorschriften die Erteilung der Einwilligung in 
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In § 14 Absatz 9 des Wohn- und Teilhabege-
setzes vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 625), das zuletzt durch Gesetz vom 
11. April 2019 (GV. NRW. S. 210) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „schriftli-
chen“ die Wörter „oder elektronischen“ ein-
gefügt. 
 

mündlicher Form durch die Vertreterinnen o-
der Vertreter der Nutzerinnen oder Nutzer, 
wenn die Einholung der Einwilligung in 
schriftlicher Form Zweck oder Durchführbar-
keit der unangemeldeten Prüfung vereiteln 
würde. Mündlich erteilte Einwilligungen die-
ser Art sind im Rahmen der Prüfungsunterla-
gen zu dokumentieren. 
 
(9) Die Ergebnisse der Prüfungen werden 
von den zuständigen Behörden in einem 
schriftlichen Prüfbericht festgehalten. 
 
(10) Um die Nutzerinnen und Nutzer, ihre 
Angehörigen und an der Nutzung des Wohn- 
und Betreuungsangebotes Interessierte zu 
informieren, werden die wesentlichen Ergeb-
nisse der Regelprüfungen in einem Ergeb-
nisbericht im Internet-Portal der zuständigen 
Behörde veröffentlicht. Der Ergebnisbericht 
soll Angaben über die Feststellungen von 
Mangelfreiheit, geringfügigen Mängeln oder 
wesentlichen Mängeln zu den Prüfgegen-
ständen Wohnqualität, hauswirtschaftliche 
Versorgung, Gemeinschaftsleben und All-
tagsgestaltung, Information und Beratung, 
Mitwirkung und Mitbestimmung, personelle 
Ausstattung, Pflege und Betreuung, freiheits-
entziehende Maßnahmen und Maßnahmen 
zum Schutz vor Gewalt enthalten. Die Veröf-
fentlichung der Ergebnisberichte wird jeweils 
zu dem auf den Zeitraum von zwei Jahren 
folgenden 1. Oktober beendet. Der veröffent-
lichte Bericht darf keine personenbezogenen 
Daten enthalten. 
 
(11) Die Veröffentlichung des Ergebnisbe-
richts soll bis zur rechtskräftigen gerichtli-
chen Entscheidung unterbleiben, wenn im 
Ergebnisbericht festgestellte Mängel und ge-
troffene Anordnungen mit Rechtsbehelfen 
angegriffen werden und die Behörde die Ver-
öffentlichung nicht dennoch zur Verwirkli-
chung des Gesetzeszwecks für geboten hält. 
Die Veröffentlichung hat zu unterbleiben be-
ziehungsweise ist einzustellen, wenn ein Ge-
richt die aufschiebende Wirkung eines 
Rechtsbehelfs gegen die Mängelfeststellung 
oder die Anordnungen angeordnet hat. 
 
(12) Die zuständigen Behörden müssen die 
Durchführung der behördlichen Qualitätssi-
cherung durch Personen mit der hierzu 
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erforderlichen Fachkunde und persönlichen 
Eignung sicherstellen und alle zwei Jahre ei-
nen Tätigkeitsbericht über ihre Arbeit erstel-
len. Dieser Bericht ist zu veröffentlichen und 
den kommunalen Vertretungsgremien sowie 
den Aufsichtsbehörden zur Verfügung zu 
stellen. Absatz 10 Satz 4 gilt entsprechend. 
 

Artikel 90 
Änderung der Verordnung über die Aus-

bildung und Prüfung für die Laufbahn 
des mittleren technischen Dienstes in 

der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Auf Grund des § 7 Absatz 2 Satz 1 und 2 
Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), wird verord-
net: 
 
Die Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Laufbahn des mittleren tech-
nischen Dienstes in der Staatlichen Arbeits-
schutzverwaltung des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 21. April 2011 (GV. NRW. S. 
231), die zuletzt durch Verordnung vom 14. 
Juli 2015 (GV. NRW. S. 544) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung 

für die Laufbahn des mittleren techni-
schen Dienstes in der Staatlichen  

Arbeitsschutzverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VAPmtD StAV) 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
1. In § 4 Satz 2 werden die Wörter „schrift-

lichen Unterlagen“ durch das Wort „Be-
werbungsunterlagen“ ersetzt. 

 
 

 

 § 4 
Auswahl 

 
Über die Teilnahme am Auswahlverfahren 
sowie die Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst entscheidet die nach § 3 Absatz 1 zu-
ständige Bezirksregierung. Sie trifft ihre Ent-
scheidung auf Grund der schriftlichen Unter-
lagen und des Gesamteindrucks der Persön-
lichkeit der Bewerberinnen und der Bewer-
ber. Die Auswahlmethode bestimmt die Be-
zirksregierung unter Berücksichtigung der in 
Wissenschaft und Praxis sich fortentwickeln-
den Erkenntnisse über Personalauslesever-
fahren. Die Auswahlmethode muss für Be-
werberinnen und Bewerber desselben Zulas-
sungstermins gleich sein. 
 

2.  § 18 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

 § 18 
Fachpraktische Arbeit 

 
(1) In der zweiten Hälfte des Vorbereitungs-
dienstes erstellen die Anwärterinnen und An-
wärter eine fachpraktische Arbeit. Die 
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a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „in Form eines schriftlichen Ver-
merks“ durch  das Wort 
„elektronisch“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 6 wird das Wort „schriftli-

chen“ gestrichen. 
 

Aufgabenstellung der fachpraktischen Arbeit 
umfasst die fachliche und rechtliche Bearbei-
tung eines Dienstgeschäftes aus dem Voll-
zug der Staatlichen Arbeitsschutzverwal-
tung. Die fachpraktische Arbeit wird von den 
Anwärterinnen und Anwärtern in Form eines 
schriftlichen Vermerks, bestehend aus einer 
Sachverhaltsbeschreibung, einer fachlichen 
und rechtlichen Bewertung des Sachverhal-
tes und einer begründeten Entscheidung, er-
stellt. Die fachpraktische Arbeit soll der An-
wärterin oder dem Anwärter ermöglichen zu 
zeigen, dass sie oder er Sachverhalte der 
staatlichen Arbeitsschutzverwaltung fachlich 
und rechtlich einordnen, bewerten und die 
dazugehörige Entscheidung begründen 
kann. 
 
(2) Die Aufgabenstellung der fachprakti-
schen Arbeit wird durch den Prüfungsaus-
schuss unter Berücksichtigung der von der 
Ausbildungsleitung festgelegten Gestal-
tungsrichtlinie gestellt. 
 
(3) Die Bearbeitungszeit für die fachprakti-
sche Arbeit beträgt drei Tage. 
 
(4) Zwei Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses bewerten die fachpraktische Arbeit un-
abhängig voneinander. Weichen die Bewer-
tungen voneinander ab, so entscheidet der 
Prüfungsausschuss und legt das Ergebnis 
fest. 
 
(5) Bei der Bewertung sind insbesondere die 
rechtliche Einordnung des Sachverhaltes, 
der systematische Aufbau und die Nachvoll-
ziehbarkeit der Entscheidung zu berücksich-
tigen. Die Bewertung ist zu begründen. § 17 
Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
(6) Der Anwärterin oder dem Anwärter ist 
Gelegenheit zu geben, die Bewertung der 
schriftlichen fachpraktischen Arbeit mit ei-
nem der Prüfer in Anwesenheit der Ausbil-
dungsleitung zu besprechen. 
 
(7) Ist die fachpraktische Arbeit mit „mangel-
haft“ oder schlechter beurteilt, so ist der An-
wärterin oder dem Anwärter eine neue Auf-
gabenstellung für eine fachpraktische Arbeit 
zu geben. Wird auch diese mit "mangelhaft" 
oder schlechter beurteilt, gilt die Rechtsfolge 
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des § 22 Absatz 4 des Beamtenstatusgeset-
zes. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 32 Satz 3 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 

 § 32 
Ausbildungsakte 

 
Die Ausbildungsakte wird bei der Ausbil-
dungsleitung geführt und zehn Jahre nach 
Ende des Vorbereitungsdienstes vernichtet. 
Zur Geltendmachung oder Verteidigung 
rechtlicher Interessen kann Antragstellenden 
die Einsicht in die sie betreffende Ausbil-
dungsakte gewährt werden. Der schriftliche 
Antrag auf persönliche Einsichtnahme in die 
Ausbildungsakte ist an die die Ausbildungs-
akte führende Stelle zu richten. 
 

Artikel 91 
Änderung der Verordnung über die Aus-

bildung und Prüfung für die Ämter-
gruppe des ersten Einstiegsamtes der 
Laufbahngruppe 2 in der Staatlichen  
Arbeitsschutzverwaltung des Landes 

Nordrhein-Westfalen 
 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 Satz 1 und 2 
Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), wird verord-
net: 
 
Die Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Ämtergruppe des ersten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der 
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 21. De-
zember 2009 (GV. NRW. S. 953), die zuletzt 
durch Verordnung vom 24. November 2020 
(GV. NRW. S. 1092) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung 

für die Ämtergruppe des ersten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der 
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des 

Landes Nordrhein-Westfalen  
(VAP 2.1 StAV) 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
1. In § 4 Satz 2 werden die Wörter „schrift-

lichen Unterlagen“ durch das Wort „Be-
werbungsunterlagen“ ersetzt. 

 

 § 4  
Auswahl 

 
Über die Teilnahme am Auswahlverfahren 
sowie die Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst entscheidet die nach § 3 Absatz 1 zu-
ständige Bezirksregierung. Sie trifft ihre Ent-
scheidung auf Grund der schriftlichen Unter-
lagen und des Gesamteindrucks der Persön-
lichkeit der Bewerberinnen und der Bewer-
ber. Bewerberinnen und Bewerber, die nach 
den Unterlagen die Voraussetzungen nicht 
erfüllen, werden nicht in das 
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Auswahlverfahren einbezogen. Die Aus-
wahlmethode bestimmt die Bezirksregierung 
unter Berücksichtigung der in Wissenschaft 
und Praxis sich fortentwickelnden Erkennt-
nisse über Personalauswahlverfahren. Die 
Auswahl der Bewerberinnen und der Bewer-
ber soll die zukünftigen Einsatzgebiete der 
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung berück-
sichtigen. Im Zentrum der Auswahl stehen 
die Eigenmotivation, die Sozialkompetenz, 
die lösungsorientierte Handlungsfähigkeit, 
das Verantwortungsbewusstsein und die 
Fachkompetenz. Berufserfahrungen sind 
wünschenswert. Die Auswahlmethode muss 
für Bewerberinnen und Bewerber desselben 
Zulassungstermins gleich sein. 
 

2.  § 18 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „in Form eines schriftlichen Ver-
merks“ durch das Wort „elektro-
nisch“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18  
Fachpraktische Arbeit 

 
(1) In der zweiten Hälfte des Vorbereitungs-
dienstes erstellen die Anwärterinnen und An-
wärter eine fachpraktische Arbeit. Die Aufga-
benstellung der fachpraktischen Arbeit um-
fasst die fachliche und rechtliche Bearbei-
tung eines Dienstgeschäftes aus dem Voll-
zug der Staatlichen Arbeitsschutzverwal-
tung. Die fachpraktische Arbeit wird von den 
Anwärterinnen und Anwärtern in Form eines 
schriftlichen Vermerks, bestehend aus einer 
Sachverhaltsbeschreibung, einer fachlichen 
und rechtlichen Bewertung des Sachverhal-
tes und einer begründeten Entscheidung, er-
stellt. Die fachpraktische Arbeit soll der An-
wärterin oder dem Anwärter ermöglichen zu 
zeigen, dass sie oder er Sachverhalte der 
staatlichen Arbeitsschutzverwaltung fachlich 
und rechtlich einordnen, bewerten und die 
dazugehörige Entscheidung begründen 
kann. 
 
(2) Die Aufgabenstellung der fachprakti-
schen Arbeit wird durch den Prüfungsaus-
schuss unter Berücksichtigung der von der 
Ausbildungsleitung festgelegten Gestal-
tungsrichtlinie gestellt. 
 
(3) Die Bearbeitungszeit für die fachprakti-
sche Arbeit beträgt drei Tage. 
 
(4) Zwei Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses bewerten die fachpraktische Arbeit un-
abhängig voneinander und legen 
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b)  In Absatz 6 wird das Wort „schriftli-

chen“ gestrichen. 
 

einvernehmlich das Ergebnis mit einem 
Punktwert nach § 20 fest. Weichen die Be-
wertungen voneinander ab, so entscheidet 
der gesamte Prüfungsausschuss. 
 
(5) Bei der Bewertung sind insbesondere die 
rechtliche Einordnung des Sachverhaltes, 
der systematische Aufbau und die Nachvoll-
ziehbarkeit der Entscheidung zu berücksich-
tigen. Die Bewertung ist zu begründen. § 17 
Absatz 3 und 4 Satz 4 gilt entsprechend. 
 
(6) Der Anwärterin oder dem Anwärter ist 
Gelegenheit zu geben, die Bewertung der 
schriftlichen fachpraktischen Arbeit mit ei-
nem der Prüfer in Anwesenheit der Ausbil-
dungsleitung zu besprechen. 
 
(7) Ist die fachpraktische Arbeit mit „mangel-
haft“ oder schlechter beurteilt, so ist der An-
wärterin oder dem Anwärter eine neue Auf-
gabenstellung für eine fachpraktische Arbeit 
zu geben. Wird auch diese mit „mangelhaft“ 
oder schlechter beurteilt, gilt die Rechtsfolge 
des § 22 Absatz 4  des Beamtenstatusge-
setzes. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 32 Satz 3 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 

 § 32 
Ausbildungsakte 

 
Die Ausbildungsakte wird bei der Ausbil-
dungsleitung geführt und zehn Jahre nach 
Ende des Vorbereitungsdienstes vernichtet. 
Zur Geltendmachung oder Verteidigung 
rechtlicher Interessen kann Antragstellenden 
die Einsicht in die sie betreffende Ausbil-
dungsakte gewährt werden. Der schriftliche 
Antrag auf persönliche Einsichtnahme in die 
Ausbildungsakte ist an die die Ausbildungs-
akte führende Stelle zu richten. 
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Artikel 92 
Änderung der Verordnung über die Aus-

bildung und Prüfung für die Ämter-
gruppe der Laufbahn der Laufbahn-

gruppe 2, ab dem zweiten Einstiegsamt, 
in der Staatlichen Arbeitsschutzverwal-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Auf Grund des § 7 Absatz 2 Satz 1 und 2 des 
Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) wird verord-
net: 
 
Die Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Ämtergruppe der Laufbahn 
der Laufbahngruppe 2, ab dem zweiten Ein-
stiegsamt, in der Staatlichen Arbeitsschutz-
verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 14. Oktober 2010 (GV. NRW. S. 535), 
die zuletzt geändert durch Verordnung vom 
3. April 2020 (GV. NRW. S. 315) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung für die 

Ämtergruppe der Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2, ab dem zweiten  

Einstiegsamt, in der Staatlichen Arbeits-
schutzverwaltung des Landes Nordrhein-

Westfalen (VAP 2.2 StAV) 
 

 
 
 
 
 
 
1.  In § 4 Satz 1 werden die Wörter „schrift-

lichen Unterlagen“ durch das Wort „Be-
werbungsunterlagen“ ersetzt. 

 

 § 4 
Auswahl 

 
Über die Teilnahme am Auswahlverfahren 
sowie die Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst entscheidet das Ministerium auf 
Grund der schriftlichen Unterlagen und des 
Gesamteindrucks der Persönlichkeit der Be-
werberinnen und der Bewerber. Die Aus-
wahlmethode bestimmt das Ministerium un-
ter Berücksichtigung der in Wissenschaft 
und Praxis sich fortentwickelnden Erkennt-
nisse über Personalauswahlverfahren. Die 
Auswahl der Bewerberinnen und der Bewer-
ber soll die zukünftigen Einsatzgebiete in der 
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung berück-
sichtigen. Wesentliche Auswahlkriterien sind 
die Eigenmotivation, die Sozialkompetenz, 
die Führungskompetenz, die lösungsorien-
tierte Handlungsfähigkeit, das Verantwor-
tungsbewusstsein und die Fachkompetenz. 
Berufserfahrungen sind wünschenswert. Die 
Auswahlmethode muss für Bewerberinnen 
und Bewerber desselben Zulassungstermins 
gleich sein. 
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2.  In § 18 Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-

ter „in Form einer schriftlichen Ausarbei-
tung,“ durch das Wort „elektronisch“ er-
setzt. 

 

 § 18 
Hausarbeit 

 
(1) In der zweiten Hälfte des Vorbereitungs-
dienstes haben die Referendarinnen und Re-
ferendare eine Hausarbeit anzufertigen. Die 
Aufgabenstellung der Hausarbeit umfasst 
die fachliche und rechtliche Bearbeitung ei-
nes Dienstgeschäftes aus dem Aufgabenge-
biet der Staatlichen Arbeitsschutzverwal-
tung. Die Hausarbeit wird von den Referen-
darinnen und Referendaren in Form einer 
schriftlichen Ausarbeitung, bestehend aus 
einer Sachverhaltsdarstellung, einer fachli-
chen sowie verwaltungsrechtlichen Bewer-
tung des Sachverhaltes und einer begründe-
ten Entscheidung erstellt. Die Hausarbeit soll 
der Referendarin oder dem Referendar er-
möglichen zu zeigen, dass sie oder er Sach-
verhalte aus der Praxis fachlich und verwal-
tungsrechtlich richtig erfassen, methodisch 
bearbeiten und das Ergebnis klar darstellen 
kann. 
 
(2) Die Aufgabenstellung der Hausarbeit wird 
durch den Prüfungsausschuss festgelegt. 
Die Ausbildungsleitung legt die Gestaltungs-
richtlinien fest. 
 
(3) Die Bearbeitungszeit für die Hausarbeit 
beträgt zwei Wochen. 
 
(4) Zwei Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses bewerten die Hausarbeit unabhängig 
voneinander und legen das Ergebnis mit ei-
nem Punktwert nach § 20 fest. Weichen die 
Bewertungen voneinander ab, so entschei-
det der gesamte Prüfungsausschuss. 
 
(5) Bei der Bewertung sind insbesondere die 
fachliche sowie verwaltungsrechtliche Ein-
ordnung des Sachverhaltes, der systemati-
sche Aufbau und die Nachvollziehbarkeit der 
Entscheidung zu berücksichtigen. Die Be-
wertung ist zu begründen. § 17 Absatz 3 und 
4 gilt entsprechend. 
 
(6) Der Referendarin oder dem Referendar 
ist Gelegenheit zu geben, die Bewertung der 
Hausarbeit mit einem der Prüfer in Anwesen-
heit der Ausbildungsleitung zu besprechen. 
Danach erhält die Ausbildungsleitung die 
Hausarbeit. 
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(7) Ist die Hausarbeit mit „mangelhaft“ oder 
schlechter beurteilt, so ist der Referendarin 
oder dem Referendar eine neue Hausarbeit 
zu stellen. Wird auch diese mit „mangelhaft“ 
oder schlechter beurteilt, gilt die Rechtsfolge 
des § 22 Absatz 4 des Beamtenstatusgeset-
zes vom 17. Juni 2008 (BGBI. I S. 1010), das 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geän-
dert worden ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 32 Satz 3 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elektroni-
sche“ eingefügt. 

 

 § 32 
Ausbildungsakte 

 
Die Ausbildungsakte wird bei der Ausbil-
dungsleitung geführt und zehn Jahre nach 
Ende des Vorbereitungsdienstes vernichtet. 
Zur Geltendmachung oder Verteidigung 
rechtlicher Interessen kann Antragstellerin-
nen und Antragstellern die Einsicht in die sie 
betreffende Ausbildungsakte gewährt wer-
den. Der schriftliche Antrag auf persönliche 
Einsichtnahme in die Ausbildungsakte ist an 
die die Ausbildungsakte führende Stelle zu 
richten. 
 

Artikel 93 
Änderung der Verordnung über den prü-
fungserleichterten Aufstieg in die Lauf-

bahn des gehobenen technischen Diens-
tes der Staatlichen Arbeitsschutzverwal-

tung des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbe-
amtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642) wird verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 14 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung über 
den prüfungserleichterten Aufstieg in die 
Laufbahn des gehobenen technischen 

 Verordnung 
über den prüfungserleichterten Aufstieg 

in die Laufbahn 
des gehobenen technischen Dienstes 

der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
 

§ 14 
Erkrankung, 

Nichtbestehen der Prüfung 
 

(1) Sind Prüflinge durch Krankheit oder sons-
tige von ihnen nicht zu vertretenden Um-
stände gehindert, zur Prüfung zu erscheinen 
oder die Prüfung vollständig abzulegen, so 
haben sie die Hinderungsgründe in geeigne-
ter Form glaubhaft zu machen. Im Fall der 
Erkrankung ist ein ärztliches Attest vorzule-
gen. Die Erkrankung ist dem Vorsitz des Prü-
fungsausschusses unverzüglich mitzuteilen. 
Die Prüfung kann auf Antrag zu einem durch 
den Vorsitz festzulegenden Termin nachge-
holt werden. 
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Dienstes der Staatlichen Arbeitsschutzver-
waltung des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 20. Juli 2011 (GV. NRW. S. 378), die 
durch Verordnung vom 19. Juni 2013 (GV. 
NRW. S. 366) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „schriftlichen“ die Wörter  
„oder elektronischen“ eingefügt. 
 

(2) Ist die Aufstiegsprüfung nicht bestanden, 
so kann diese einmal, und zwar innerhalb 
von drei Monaten nach Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses, wiederholt werden. 
Die Zulassung zur Wiederholungsprüfung 
setzt einen schriftlichen Antrag des Beamten 
voraus. Bis zur Wiederholungsprüfung setzt 
der Beamte die praktische Einweisung fort. 
 

Artikel 94 
Änderung des Studierenden-

werksgesetzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In § 14 Absatz 2 Satz 2 des Studierenden-
werksgesetzes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S. 547) werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 
 

 Gesetz über die Studierendenwerke im 
Land Nordrhein-Westfalen 

(Studierendenwerksgesetz - StWG) 
 

§ 14 
Aufsicht 

 
(1) Aufsichtsbehörde ist das Ministerium. Die 
Aufsicht erstreckt sich darauf, dass die Stu-
dierendenwerke ihre Aufgaben im Einklang 
mit dem geltenden Recht erfüllen. 
 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Rahmen 
ihrer Aufsicht Maßnahmen und Beschlüsse 
beanstanden und ihre Aufhebung und Ände-
rung verlangen. Die Beanstandung erfolgt 
schriftlich gegenüber der Geschäftsführung. 
Sie hat aufschiebende Wirkung. Die Auf-
sichtsbehörde kann im Rahmen ihrer Auf-
sicht auch Beschlüsse und Maßnahmen auf-
heben. 
 
(3) Erfüllt das Studierendenwerk die ihm ob-
liegenden Verpflichtungen nicht, so kann die 
Aufsichtsbehörde anordnen, dass das Stu-
dierendenwerk innerhalb einer bestimmten 
Frist das Erforderliche veranlasst. Kommt 
das Studierendenwerk der Anordnung nicht 
innerhalb einer bestimmten Frist nach, so 
kann die Aufsichtsbehörde die notwendigen 
Anordnungen an Stelle des Studierenden-
werks treffen, insbesondere auch die erfor-
derlichen Vorschriften erlassen oder die 
Durchführung des Erforderlichen auf Kosten 
des Studierendenwerkes einem anderen 
übertragen. Einer Fristsetzung durch die Auf-
sichtsbehörde bedarf es nicht, wenn das Stu-
dierendenwerk die Befolgung einer Bean-
standung oder Anordnung oder die Erfüllung 
einer ihm obliegenden Pflicht verweigert o-
der sein Verwaltungsrat dauernd beschluss-
unfähig ist. 
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(4) Das Ministerium kann sich jederzeit, auch 
durch Beauftragte, über die Angelegenheiten 
des Studierendenwerks informieren. 
 
(5) Wenn und solange die Maßnahmen der 
Aufsichtsbehörde nach Absatz 2 bis 4 nicht 
ausreichen, kann sie auch Beauftragte be-
stellen, die die Befugnisse einzelner Organe 
oder einzelner Mitglieder von Organen des 
Studierendenwerkes im erforderlichen Um-
fang ausüben. 
 
(6) Das Ministerium kann seine Aufsichtsbe-
fugnisse auf andere Stellen übertragen. 
 
(7) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist 
das für die Studierendenwerke zuständige 
Ministerium. 
 

Artikel 95 
Änderung der Haushalts- und Wirt-
schaftsführungs-Verordnung der  

Studierendenschaften NRW 
 
Auf Grund des § 57 Absatz 2 Satz 2 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), der durch Artikel 1 
Nummer 50 des Gesetzes vom 12. Juli 2019 
(GV. NRW. S. 425, ber. 593) geändert wor-
den ist, wird verordnet: 
 
Die Haushalts- und Wirtschaftsführungs-
Verordnung der Studierendenschaften NRW 
vom 6. Oktober 2005 (GV. NRW. S. 824), die 
zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Verordnung 
über die Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung der Studierendenschaften der Uni-
versitäten, Fachhochschulen und Kunst-

hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Haushalts- und Wirtschafts-

führungs-Verordnung der Studierenden-
schaften NRW – HWVO NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2 
Grundsätze 

 
(1) Bei der Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans sind die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu be-
achten. 
 
(2) Dem Abschluss von Verträgen über Lie-
ferungen und Leistungen muss ein Preisver-
gleich vorausgehen. Bei Aufträgen mit einem 
Wert von mehr als 1.000 Euro sind mindes-
tens 3 Angebote im Wettbewerb einzuholen, 
bei Aufträgen mit einem Wert von mehr als 
10.000 Euro sind mindestens 6 
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1. In § 2 Absatz 5 Satz 2, § 7 Absatz 1 Satz 

2, § 8 Absatz 2 Satz 3 und § 10 Satz 3 
werden jeweils nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ ein-
gefügt. 

 

Bewerber/innen zur Angebotsabgabe aufzu-
fordern. Der Preisvergleich ist aktenkundig 
zu machen und die Vergabeentscheidung zu 
dokumentieren. 
 
(3) Weitere Verträge zwischen der Studie-
rendenschaft und Personen, die bereits für 
die Studierendenschaft als Organ oder in 
sonstiger Weise tätig sind und für eine wei-
tere Tätigkeit oder Leistung ein Arbeitsent-
gelt, eine Aufwandsentschädigung, eine Ver-
gütung aus Werkvertrag oder eine sonstige 
Vergütung erhalten, bedürfen der Zustim-
mung des Studierendenparlaments. Dieses 
kann seine Befugnis auf den Haushaltsaus-
schuss übertragen. 
 
(4) Mitglieder der Studierendenschaft dürfen 
nicht durch Zuwendungen, die mit den ge-
setzlichen Aufgaben der Studierendenschaft 
nicht vereinbar sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den. 
 
(5) Bei einem Amtswechsel des Allgemeinen 
Studierendenausschusses oder der Finanz-
referentin oder des Finanzreferenten ist eine 
ordnungsgemäße Übergabe der Amtsge-
schäfte vorzunehmen. Diese ist schriftlich zu 
dokumentieren. Eine Ausfertigung des Über-
gabe-/Übernahmeprotokolls ist dem Rekto-
rat unverzüglich zuzuleiten. 
 

§ 7 
Finanzreferentin oder Finanzreferent 

 
(1) Ein Mitglied des Allgemeinen Studieren-
denausschusses bewirtschaftet die Einnah-
men und Ausgaben (Finanzreferentin oder 
Finanzreferent). Die Finanzreferentin oder 
der Finanzreferent kann im Rahmen einer 
geordneten und jederzeit übersichtlichen 
Wirtschaftsführung darüber hinaus weitere 
Mitglieder des Allgemeinen Studierenden-
ausschusses mit der Wahrnehmung einzel-
ner Befugnisse schriftlich beauftragen. Die 
Satzung der Studierendenschaft kann vorse-
hen, dass die Beauftragung nach Satz 2 der 
Einwilligung der oder des Vorsitzenden des 
Allgemeinen Studierendenausschusses be-
darf. 
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(2) Hält die Finanzreferentin oder der Finanz-
referent durch die Auswirkungen eines Be-
schlusses des Allgemeinen Studierenden-
ausschusses oder des Studierendenparla-
ments die finanziellen oder wirtschaftlichen 
Interessen der Studierendenschaft für ge-
fährdet, so kann sie oder er verlangen, dass 
das Organ, das den Beschluss gefasst hat, 
unter Beachtung der Auffassung der Finanz-
referentin oder des Finanzreferenten erneut 
über die Angelegenheit berät. 
 

§ 8 
Kassenanordnungen 

 
(1) Kassenanordnungen sind von der Fi-
nanzreferentin oder dem Finanzreferenten 
zu unterzeichnen. Die Satzung der Studie-
rendenschaft kann vorsehen, dass die Fi-
nanzreferentin oder der Finanzreferent die 
Befugnis nach Satz 1 weiteren Mitgliedern 
des Allgemeinen Studierendenausschusses, 
denen Befugnisse nach § 7 Abs. 1 Satz 2 zu-
stehen, übertragen kann. Mit der Unterzeich-
nung der Kassenanordnung übernimmt die 
Finanzreferentin oder der Finanzreferent o-
der das nach Satz 2 bestimmte weitere Mit-
glied des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses die Verantwortung dafür, dass 
 
1. offensichtlich erkennbare Fehler in der 

Kassenanordnung nicht enthalten sind, 
2. die sachliche und rechnerische Richtig-

keit der in der Kassenanordnung enthal-
tenen Angaben bescheinigt worden ist 
(Absatz 2), 

3. der Titel richtig bezeichnet ist und 
4. Ausgabemittel in der vorgesehenen 

Höhe zur Verfügung stehen. 
 
Die Kassenanordnung muss gegebenenfalls 
im Zusammenhang mit den ihr beigefügten 
Unterlagen Zweck und Anlass einer Zahlung 
begründen und eine Prüfung ohne Rückfra-
gen ermöglichen. 
 
(2) Die eine Einnahme oder Ausgabe be-
gründenden Teile einer Kassenanordnung 
bedürfen der Feststellung der sachlichen 
und rechnerischen Richtigkeit. Die Feststel-
lung der sachlichen Richtigkeit obliegt der Fi-
nanzreferentin oder dem Finanzreferenten. 
Sie kann durch die Finanzreferentin oder den 
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Finanzreferenten im Einvernehmen mit der 
oder dem Vorsitzenden des Allgemeinen 
Studierendenausschusses einzelnen ande-
ren Mitgliedern des Allgemeinen Studieren-
denausschusses für ihren jeweiligen Zustän-
digkeitsbereich schriftlich übertragen wer-
den. Mit der Feststellung der rechnerischen 
Richtigkeit ist ein anderes Mitglied des Allge-
meinen Studierendenausschusses oder eine 
Angestellte oder ein Angestellter der Studie-
rendenschaft zu beauftragen; die oder der 
Beauftragte darf nicht zugleich Kassenver-
walterin oder Kassenverwalter sein. 
 

§ 10 
Überplanmäßige und außerplanmäßige 

Ausgaben 
 
Ausgaben, die über den Ansatz eines Titels 
hinausgehen (überplanmäßige Ausgaben) 
oder die unter keine Zweckbestimmung des 
Haushaltsplans fallen (außerplanmäßige 
Ausgaben), dürfen erst geleistet werden, 
wenn ein Nachtrag zum Haushaltsplan in 
Kraft getreten ist. Dies gilt nicht für unab-
weisbare Ausgaben, insbesondere für Aus-
gaben, die zur sparsamen Fortführung der 
Verwaltung erforderlich sind, sofern die 
Mehrausgaben an anderer Stelle des Haus-
halts eingespart werden. Die Finanzreferen-
tin oder der Finanzreferent hat dem Studie-
rendenparlament hiervon unverzüglich, spä-
testens jedoch rechtzeitig vor Ablauf des 
Haushaltsjahres schriftlich Kenntnis zu ge-
ben. Bei der Aufstellung des Nachtrags zum 
Haushaltsplan haben diese Ausgaben Vor-
rang. 
 

2.  § 18 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„schriftlicher“ die Wörter „oder 
elektronischer“ eingefügt. 

 
 
b)  In Satz 2 werden nach dem Wort 

„schriftliche“ die Wörter „oder elekt-
ronische“ eingefügt. 

 

 § 18 
Kassenführung 

 
(1) Zahlungen dürfen nur von der Kassenver-
walterin oder dem Kassenverwalter und nur 
aufgrund schriftlicher Anordnung (Kassena-
nordnung) angenommen oder geleistet wer-
den. Einzahlungen, die durch Übergabe oder 
Übersendung von Zahlungsmitteln (Bargeld, 
Schecks) entrichtet werden, sind auch dann 
anzunehmen, wenn eine schriftliche Anord-
nung nicht vorliegt. Dies gilt auch für über-
wiesene Beträge. Die Anordnung ist nach-
träglich zu erteilen. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

275 

(2) Über jede Bareinzahlung ist der Einzah-
lerin oder dem Einzahler eine Quittung zu er-
teilen, soweit der Nachweis der Einzahlung 
nicht in anderer Form sichergestellt ist. Über 
jede Barauszahlung ist von der Empfängerin 
oder dem Empfänger eine Quittung zu ver-
langen. Für Einzahlungsquittungen sind fort-
laufend nummerierte Quittungsblöcke zu 
verwenden; die Durchschriften der Quittun-
gen bleiben in den Blöcken. Bei Einnahmen, 
die nach der Entscheidung der Finanzrefe-
rentin oder des Finanzreferenten listenmäßig 
erfasst werden, tritt an die Stelle der Einzel-
quittung die Unterschrift der Einzahlerin oder 
des Einzahlers in der Liste als Einzahlungs-
bestätigung. Die Satzung der Studierenden-
schaft kann vorsehen, dass neben der Kas-
senverwalterin oder dem Kassenverwalter 
weitere von ihr oder ihm zu bestimmende 
Mitglieder der Studierendenschaft zur An-
nahme von Bargeld befugt sind. Dabei ist 
durch die Satzung der Studierendenschaft 
gleichzeitig das Verfahren der Annahme und 
der Ablieferung des angenommenen Bargel-
des an die Kassenverwalterin oder den Kas-
senverwalter zu regeln. 
 
(3) Die Kassenverwalterin oder der Kassen-
verwalter hat der Finanzreferentin oder dem 
Finanzreferenten unverzüglich nach Ablauf 
jedes Monats eine nach dem Haushaltsplan 
gegliederte Übersicht über die Einnahmen 
und Ausgaben vorzulegen. 
 
(4) Die Kassenverwalterin oder der Kassen-
verwalter wird vom Allgemeinen Studieren-
denausschuss bestellt. 
 
(5) Die Finanzreferentin oder der Finanzrefe-
rent und die nach § 8 Abs. 1 Satz 2 zur Un-
terzeichnung von Kassenanordnungen be-
fugten Mitglieder des Allgemeinen Studie-
rendenausschusses dürfen nicht zugleich 
Kassenverwalterin oder Kassenverwalter 
sein. 
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Artikel 96 
Änderung des Gesetzes über die Stiftung 

für Hochschulzulassung 
 
 
 
 
 
 

In § 12 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über 
die Stiftung für Hochschulzulassung vom 18. 
November 2008 (GV. NRW. S. 710), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
1. September 2020 (GV. NRW. S. 890) ge-
ändert worden ist, wird nach dem Wort 
„mündlich“ das Wort „, elektronisch“ einge-
fügt. 
 
 

 Gesetz 
über die Stiftung für Hochschulzulas-

sung (SfH-Gesetz) 
 

§ 12 
Aufsicht 

 
(1) Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht 
des Ministeriums. 
 
(2) Das Ministerium kann sich jederzeit, auch 
durch Beauftragte, über die Angelegenheiten 
der Stiftung informieren. Es kann an den Sit-
zungen der Organe und Gremien der Stif-
tung teilnehmen und sich von der Stiftung 
mündlich oder schriftlich unterrichten lassen, 
insbesondere die Prüfung an Ort und Stelle 
ermöglichen sowie sich Akten und sonstige 
Unterlagen vorlegen lassen. 
 
(3) Das Ministerium kann rechtswidrige Be-
schlüsse, Maßnahmen und Unterlassungen 
der Organe und Gremien beanstanden und 
Abhilfe verlangen; insbesondere kann das 
Ministerium mit dem Verlangen eine ange-
messene Frist setzen, in der die notwendi-
gen Beschlüsse oder Maßnahmen zu fassen 
oder zu unterlassen sind. Die Beanstandung 
hat aufschiebende Wirkung. Kommt die Stif-
tung einer Aufsichtsmaßnahme nach Satz 1 
nicht nach, so kann das Ministerium die be-
anstandeten Beschlüsse oder Maßnahmen 
aufheben oder anstelle der Stiftung auf ihre 
Kosten das Erforderliche veranlassen oder 
die Durchführung des Erforderlichen auf 
Kosten der Stiftung einem anderen übertra-
gen. Zur Durchführung des Erforderlichen 
kann das Ministerium der Stiftung zudem 
Weisungen erteilen und insbesondere das 
Erforderliche auch durch die Stiftung durch-
führen lassen. 
 
(4) Sind Organe oder Gremien dauernd be-
schlussunfähig, so kann sie das Ministerium 
auflösen und ihre unverzügliche Neuwahl 
anordnen. Sofern und solange die Befug-
nisse nach Absatz 3 nicht ausreichen, kann 
das Ministerium nach Anhörung der Stiftung 
auf ihre Kosten Beauftragte bestellen, die die 
Befugnisse der Gremien oder einzelner Mit-
glieder von Gremien in dem erforderlichen 
Umfang ausüben. 
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Artikel 97 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.  
 
(2) Artikel 2 Nummer 3 tritt am 1. Januar 
2023 in Kraft.  
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Begründung 
 

A. Allgemeiner Teil 
 

I. Zielsetzung und Gegenstand des Gesetzentwurfs 
 
Die Landesregierung hat sich im Koalitionsvertrag für die 17. Legislaturperiode das Ziel ge-
setzt, die Rahmenbedingungen für die Stärkung und Beschleunigung der Digitalisierung zu 
schaffen sowie die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft, die Kommunen als auch Gründe-
rinnen und Gründer von unnötigen Regeln zu befreien. Die Landesregierung baut eine mo-
derne, digitale Verwaltung auf, die den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Unternehmen ei-
nen nutzerfreundlichen Austausch mit staatlichen Stellen ermöglicht. Aus diesem Grund über-
prüft und korrigiert die Landesregierung daher laufend bestehende Gesetze und Vorschriften 
und folgt ihrem Leitbild, dass sich Nordrhein-Westfalen an den besten Lösungen in Deutsch-
land orientiert. 
 
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen erleben, wie ihr privater und beruflicher Alltag immer 
digitaler wird und erwarten auch ihre Verwaltungsgänge vollständig digital abwickeln zu kön-
nen. Oft zeigt sich aber, dass der vollständigen Digitalisierung der Verwaltung Formvorschrif-
ten entgegenstehen. Sowohl in den internen Verwaltungsabläufen als auch bei elektronischen 
Angeboten zur Abwicklung von Verwaltungsleistungen an Bürgerinnen, Bürger und Unterneh-
men können Formvorschriften den reibungslosen Ablauf der elektronischen Vorgangsbearbei-
tung erschweren. Besonders Schriftformerfordernisse erweisen sich als Hindernisse, da sie 
Medienbrüche verursachen, die dem Ziel einer modernisierten Verwaltung mit weitgehend 
elektronischer Aufgabenerledigung entgegenstehen, indem sie einen laufenden einheitlichen 
Prozess unterbrechen. Die Abwicklung elektronischer Verwaltungsverfahren soll deshalb so-
wohl für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen als auch für die Verwaltung durch den Abbau 
von Medienbrüchen erleichtert werden. 
 
Dieser Gesetzentwurf setzt vor allem das sog. Normenscreening um. Die Landesregierung hat 
gemäß § 25 EGovG NRW untersucht, in welchen Rechtsvorschriften des Landes die Anord-
nung der Schriftform verzichtbar ist bzw. auf die Anordnung des persönlichen Erscheinens 
zugunsten einer elektronischen Identifikation verzichtet werden kann. Den entsprechenden 
Bericht hat die Landesregierung Ende Dezember 2018 dem Landtag fristgerecht vorgelegt 
(Vorlage 17/1525) und setzt dessen Ergebnisse nun in diesem Gesetzentwurf um (sofern die 
Änderungen nicht bereits in speziellen Fachgesetzes- bzw. Verordnungsvorhaben berücksich-
tigt wurden). Hierzu wird eine Vielzahl von Regelungen in Fachgesetzen und Verordnungen 
geändert. Außerdem wird nunmehr auch an zentraler Stelle im Verwaltungsverfahrensgesetz 
betont, dass eine elektronische Verfahrensabwicklung gegenüber derjenigen in Papierform 
grundsätzlich zu bevorzugen ist.  
 
Konkrete Erleichterungen ergeben sich für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen gleicher-
maßen. Aus den zahlreichen Änderungen lassen sich auch einige Alltagsbeispiele benennen. 
So kann die Fischereierlaubnis künftig per E-Mail beantragt werden. Im Informationsfreiheits-
gesetz NRW wird die gängige Praxis, Anträge auf Informationszugang auch per E-Mail zu 
stellen, gesetzlich verankert und so Rechtssicherheit hergestellt. Beamtinnen und Beamte 
können künftig die Inanspruchnahme von Pflegezeit und Familienpflegezeit elektronisch be-
antragen. Auch Juristinnen und Juristen können die Zulassung zum Notenverbesserungsver-
such im Zweiten Staatsexamen per E-Mail beantragen.  
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Daneben wird auch das EGovG NRW als zentrale Rechtsgrundlage der Digitalisierung der 
Landesverwaltung angepasst. Mit der Novellierung des EGovG NRW vom 30. Juni 2020 wur-
den bereits wichtige Rechtsgrundlagen geschaffen, um die Digitalisierung der Landesverwal-
tung weiter voranzubringen. Die Digitalisierung ist jedoch ein dynamischer Prozess, weshalb 
auch die Rechtsgrundlagen immer wieder angepasst werden müssen. Besonders die Corona-
Pandemie hat weiteren Handlungsbedarf im EGovG NRW aufgezeigt. Zwar wurde kurzfristig 
im April 2020 die Vorschrift des § 25a EGovG NRW eingeführt, die es Behörden in Pandemie-
zeiten ermöglichte, landesrechtliche Formvorschriften flexibler auszuüben. Diese Vorschrift ist 
allerdings zum 31. Dezember 2020 außer Kraft getreten. Die Möglichkeit, flexiblere und vor 
allem digitale Formen der Aufgabenerledigung auszuprobieren, soll aber bestehen bleiben, so 
dass nun mit diesem Gesetzentwurf eine Experimentierklausel in das EGovG NRW eingeführt 
werden soll. 
 
Zusätzlich werden noch weitere Regelungen, die für die Stärkung der medienbruchfreien und 
insgesamt erfolgreichen Digitalisierung der Landesverwaltung erforderlich sind, angepasst.  
 
 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
 
Die wesentlichen Inhalte des Entwurfs sind: 
 
1. Änderungen im EGovG NRW 
Im EGovG NRW soll insbesondere statt des bisherigen und mittlerweile wieder außer Kraft 
getretenen § 25a EGovG NRW eine sog. Experimentierklausel eingeführt werden, die es den 
jeweils zuständigen obersten Landesbehörden erlaubt, sachlich und räumlich begrenzte Aus-
nahmen von Zuständigkeits- und Formvorschriften per Rechtsverordnung und im Einverneh-
men mit der oder dem Beauftragten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für Informati-
onstechnik und dem für Inneres zuständigen Ministerium zuzulassen. Zudem werden die bun-
desrechtlichen Regelungen aus § 13 EGovG Bund (Unterschriftsfelder in Behördenformula-
ren) und die Regelung zur Bekanntgabe eines Verwaltungsakts über öffentlich zugängliche 
Netze zum Abruf mit Bekanntgabefiktion für elektronische Verwaltungsakte aus § 9 OZG ins 
Landesrecht überführt. Serviceportal.NRW wird für den kommunalen Bereich geöffnet, um ins-
besondere bei hybrider Vollzugsverantwortung nur eine Portallösung anbieten zu können. 
 
2. Änderung VwVfG NRW 
Auch die Änderungen im VwVfG NRW sollen der Verwaltung eine flexiblere Aufgabenerledi-
gung ermöglichen und Schriftformerfordernisse reduzieren. Insbesondere in § 10 VwVfG NRW 
wird deshalb betont, dass die Behörden ihre Verwaltungsleistungen nach Möglichkeit elektro-
nisch anbieten sollen. Zudem werden weitere Schriftformerfordernisse abgebaut und das Ver-
waltungsverfahren für zeitgemäße Verfahren wie die Videokonferenztechnik geöffnet. 
 
3. Änderung Errichtungsgesetz d-NRW AöR  
Das Errichtungsgesetz d-NRW AöR wurde am 25. Oktober 2016 erlassen und ist nach § 18 
S. 2 Errichtungsgesetz d-NRW AöR bis zum 31. Dezember 2021 zu evaluieren. Da das Gesetz 
in dieser Legislaturperiode schon zweimal geändert wurde, zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 30. Juni 2020 (G. NRW. S. 644), sind Verbesserungen und Änderungen am Errich-
tungsgesetz d-NRW AöR bereits in der Vergangenheit von der Landesregierung umgesetzt 
worden. Aus der vorgenannten Evaluation hat sich weiterer Änderungsbedarf ergeben, der 
unmittelbar mit diesem Gesetzentwurf umgesetzt werden soll. Dieser betrifft – neben vor allem 
redaktionellen Änderungen – insbesondere die Möglichkeit, der d-NRW AöR per Rechtsver-
ordnung bestimmte Digitalisierungsaufgaben zur ausschließlichen Wahrnehmung 
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zuzuweisen, sowie die vereinfachte Benennung der Stellvertreterinnen und Stellvertreter der 
Verwaltungsratsmitglieder der d-NRW AöR. 

 
4. Umsetzung Normenscreening 
Das sog. Normenscreening hat eine Vielzahl verzichtbarer Vorgaben in Bezug auf die Schrift-
form in unterschiedlichen Gesetzen und Verordnungen des Landesrechts ergeben (vgl. Bericht 
der Landesregierung, Vorlage 17/1525). Diese sollen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
beseitigt werden. Eine weitestgehend gebündelte Umsetzung in einem Gesetzentwurf er-
scheint dabei auch aus verfahrensökonomischen Gründen sinnvoll. Zahlreiche Änderungsbe-
darfe, die sich nach dem Normenscreening ergeben haben, sind bereits im Zuge anderer Ge-
setzgebungsverfahren berücksichtigt worden. 
 
Anders als im Zivilrecht (§§ 126, 126a, 126b BGB) sind im Verwaltungsverfahrensrecht die 
Formen, die zur Bearbeitung von Verwaltungsverfahren in Betracht kommen, nicht legal defi-
niert. Zur Gewährleistung einer einheitlichen Verwaltungspraxis sind die Begrifflichkeiten des 
Gesetzentwurfs folgendermaßen zu verstehen, soweit nicht aus einer Auslegung im Einzelfall 
ein abweichendes Begriffsverständnis folgt:  
 
• Elektronisch:  

Eine Form, die aus elektronischen Informationen (z. B. Text-, Tabellen-, Bilddateien) be-
steht, die in verkörperter Form (z. B. durch Ausdruck) wiedergegeben werden können. Die 
Übermittlung kann auf jede technisch mögliche Weise erfolgen. Eine Signatur, ein be-
stimmter sicherer Übermittlungsweg oder ein sonstiges Schriftformäquivalent sind nicht 
erforderlich. 

 
• Elektronische Form: 

Eine Form, die die Anforderungen des § 3a Abs. 2 VwVfG NRW zum Ersetzen einer durch 
Rechtsvorschrift angeordneten Schriftform erfüllt. Diese Form umfasst sowohl die Ver-
wendung einer qualifizierten elektronischen Signatur (§ 3a Abs. 2 Satz 2 VwVfG NRW) 
oder die Nutzung eines Schriftformäquivalents (§ 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 bis 4 VwVfG 
NRW) für die Übermittlung. 

 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, die elektronische Verfahrensweise neben der schriftlichen 
zu ermöglichen. Der Einsatz elektronischer Verfahren setzt dabei natürlich immer eine ent-
sprechende Zugangseröffnung auf Seiten der Adressatinnen und Adressaten voraus.  
 
 

III. Erforderlichkeit 
 
Mit der Novellierung des EGovG NRW vom 30. Juni 2020 wurden bereits wichtige Rechts-
grundlagen geschaffen, um die Digitalisierung der Landesverwaltung weiter voranzubringen. 
Bei der Digitalisierung von Verwaltungsverfahren handelt es sich um einen dynamischen Pro-
zess, bei dem immer wieder neue Aspekte berücksichtigt werden müssen. Nicht nur die 
Corona-Pandemie hat den Bedarf nach neuen und flexiblen Arten der Aufgabenerledigung 
und die Notwendigkeit einer schnellen und in allen Situationen handlungsfähigen Verwaltung 
gezeigt. Auch die am 31. Dezember 2022 endende Umsetzungsfrist des OZG macht es not-
wendig, die Rechtsgrundlagen für die digitale Aufgabenbearbeitung erneut zu überprüfen.  
 
Die Evaluation des bisherigen § 25a EGovG NRW durch die Landesregierung (Bericht vom 6. 
April 2021 (Vorlage 17/4930)) hat ergeben, dass sich die Norm grundsätzlich bewährt hat und 
die Behörden auf Landes- und Kommunalebene sich Erleichterungen bei der 
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Aufgabenerledigung wünschen. Die Mehrheit der im Rahmen der Evaluation befragten Behör-
den hat sich für eine gesetzliche Verankerung von Möglichkeiten flexiblerer Arbeitsformen aus-
gesprochen. Die Landesregierung hat in dem genannten Evaluationsbericht zu § 25a EGovG 
NRW angekündigt, hierzu zeitnah eine Experimentierklausel einzufügen. Um die Digitalisie-
rung zu beschleunigen und den Behörden mehr Handlungsfreiheiten zu geben, ist die Einfüh-
rung einer Experimentierklausel in diesem Gesetzentwurf erforderlich. 
Nach § 25 EGovG NRW war die Landesregierung verpflichtet, dem Landtag bis zum 1. Januar 
2019 einen Bericht darüber vorzulegen, in welchen Rechtsvorschriften des Landes die Anord-
nung der Schriftform verzichtbar ist bzw. wo auf die Anordnung des persönlichen Erscheinens 
zugunsten einer elektronischen Identifikation verzichtet werden kann. Diesen Bericht hat die 
Landesregierung Ende Dezember 2018 dem Landtag fristgerecht vorgelegt (Vorlage 17/1525). 
Allein durch die Berichtslegung kommt es allerdings noch nicht zum gewünschten Abbau von 
nicht mehr erforderlichen Schriftformerfordernissen. Zur Umsetzung des Normenscreenings 
ist die Änderung der unterschiedlichen Rechtsvorschriften per Gesetz erforderlich. 
 

IV. Gesetzesfolgen 
 
1. Auswirkungen für Bürgerinnen, Bürger und Wirtschaft 
Der Gesetzentwurf enthält für Bürgerinnen, Bürger und die Wirtschaft keine Verpflichtungen 
mit Kostenfolgen. Es werden keine Maßnahmen oder Informationspflichten begründet, die zu 
einem unmittelbaren Erfüllungsaufwand bei Bürgerinnen und Bürgern oder der Wirtschaft füh-
ren. Unmittelbare finanzielle Belastungen für Bürgerinnen und Bürger oder die Wirtschaft wer-
den sich durch diesen Gesetzentwurf nicht ergeben. 
 
2. Finanzielle Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte des Landes 
Für die öffentlichen Haushalte des Landes sind keine finanziellen Auswirkungen zu erwarten. 
 
3. Finanzielle Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
Für die öffentlichen Haushalte der Gemeinden und Gemeindeverbände sind ebenfalls keine 
finanziellen Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

B. Besonderer Teil 
 

Zu Artikel 1 (EGovG NRW) 
 
Zu Nr. 1 (Inhaltsverzeichnis) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung infolge der Änderung des § 25a EGovG NRW.  
 
Zu Nr. 2 (§ 5 EGovG NRW) 
Absatz 2 nimmt eine Klarstellung zu Unterschriftsfeldern in Behördenformularen vor und dient 
so dem verfolgten Ziel der Stärkung der medienbruchfreien Digitalisierung. Er entspricht § 13 
EGovG Bund. Auch die Mehrzahl der anderen Bundesländer hat klarstellende Regelungen zu 
Unterschriftsfeldern in Formularen erlassen, die § 13 EGovG Bund entsprechen (Denk-
haus/Richter/Bostelmann, E-Government-Gesetz/Onlinezugangsgesetz, § 13 EGovG Bund, 
Rn. 9). 
 
§ 5 Abs. 2 EGovG NRW reagiert auf das in der Praxis immer noch teilweise verbreitete Prob-
lem der „gefühlten Schriftform“. Trotz des verwaltungsverfahrensrechtlichen Grundsatzes der 
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Formfreiheit (vgl. § 10 VwVfG NRW) tendiert die Verwaltungspraxis häufig zu einer weiten 
Auslegung von Schriftformerfordernissen. Dies gilt insbesondere, wenn in behördlichen For-
mularen Unterschriftsfelder vorgesehen sind. 
 
§ 126 Abs. 1 BGB bestimmt, dass eine Urkunde von der Ausstellerin oder dem Aussteller 
eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten Handzeichens un-
terzeichnet werden muss, wenn durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben ist. Der Um-
kehrschluss, dass immer dann, wenn eine Unterschrift vorgeschrieben ist, damit eine gesetz-
liche Schriftform angeordnet ist, kann weder aus dem Wortlaut noch aus dem Zweck der Norm 
hergeleitet werden. Unterschriften werden im täglichen Leben vielmehr auch außerhalb ge-
setzlicher Schriftformerfordernisse zu verschiedensten Zwecken geleistet und sind insbeson-
dere als Feld für die Unterschrift der Erklärenden bzw. des Erklärenden üblicher Bestandteil 
jeglicher Art von Formularen (vgl. schon BT-Drs. 17/11473, S. 44). 
 
Dennoch gibt es teilweise noch eine Praxis, die im Fall von durch Rechtsnorm vorgeschriebe-
nen Formularen aus dem Unterschriftsfeld des Formulars ein gesetzliches Schriftformerforder-
nis herleitet. In der Fachliteratur und Rechtsprechung spiegelt sich diese Praxis nicht wider. 
Was im Fall der händischen Unterschrift unter ein Papierformular jedenfalls in der Praxis keine 
Probleme verursacht, wird bei der elektronischen Abbildung des Formulars zu einer erhebli-
chen Hürde im Rechtsverkehr (vgl. schon BT-Drs. 17/11473, S. 45). Die Klarstellung des § 5 
Abs. 2 EGovG NRW dient dem Abbau dieser Hürde, indem er in Satz 1 klarstellt, dass kein 
Schriftformerfordernis vorliegt, wenn dieses nicht explizit in der Norm angeordnet wird. 
 
Sofern die dem Formular zugrundeliegende Rechtsnorm für die Erklärung explizit Schriftform 
anordnet, kann hier auch bei digitalen Verfahren künftig grundsätzlich nur eine Unterzeichnung 
über die in § 3a Abs. 2 VwVfG NRW vorgesehenen schriftformersetzenden Technologien ab-
gebildet werden. Für alle anderen durch Rechtsvorschrift angeordneten Formulare ist klarge-
stellt, dass auch eine Übermittlung des elektronischen Formulars an die Behörde bspw. als 
ausgefülltes PDF-Dokument ohne Unterschrift möglich ist. Das Ausdrucken eines online aus-
gefüllten Formulars, das Unterschreiben sowie das frühere Übersenden mittels Post durch die 
Bürgerinnen und Bürger bzw. die Unternehmen entfallen. Das Interesse der Verwaltung an 
der durch das Formular strukturierten Abfrage von Informationen ist dadurch gleichermaßen 
gewahrt (vgl. schon BT-Drs. 17/11473, S. 45). Sonstige Authentifizierungsvorgaben bleiben 
unberührt. 
 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 stellt klar, dass bei in Papierform ausgegebenen Formularen weiterhin das 
in der Rechtsnorm abgedruckte Format samt Unterschriftsfeld beizubehalten ist. Das Unter-
schriftsfeld bei an die Behörde gerichteten Formularen entfällt lediglich bei der elektronischen 
Fassung. Dies gilt auch in Fällen, in denen ein Schriftformerfordernis besteht, da die Schrift-
form gem. § 3a VwVfG NRW, § 36a SGB I, § 87a AO nicht durch eine handschriftliche Unter-
schrift in einem Feld, sondern durch deren elektronischen Substitute abgebildet wird. Da das 
Unterschriftserfordernis häufig die Funktion hat, die moralische Hemmschwelle gegenüber 
Falschangaben zu erhöhen, bleibt es der Behörde unbenommen, diese Hemmschwelle auf 
andere Weise zu erhalten. Hierzu kann sie z. B. das Unterschriftsfeld bei einer für die elektro-
nische Versendung bestimmten Fassung des Formulars durch eine vorformulierte Erklärung 
ersetzen. Mit deren Bestätigung wird versichert, dass die Person, die die Erklärung in den 
Rechtsverkehr gibt, mit der im Formular bezeichneten Person identisch ist. Es können auch 
andere geeignete Maßnahmen ergriffen werden, sodass bei einem Missbrauch der Urheber-
schaft eine strafrechtliche Verfolgung nach § 269 StGB erfolgen kann (vgl. schon BT-Drs. 
17/11473, S. 45). 
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Die Regelung des § 5 Abs. 2 EGovG NRW findet unabhängig von der Bezeichnung als For-
mular, Vordruck, Formblatt oder ähnlichen Begriffen Anwendung (vgl. schon BT-Drs. 
17/11473, S. 45). 
 
Absatz 3 überführt die Regelung des § 9 OZG zur Bekanntgabe eines Verwaltungsakts über 
öffentlich zugängliche Netze zum Abruf („VA auf Abruf“) mit Bekanntgabefiktion in Landes-
recht. Schon der bisherige § 25a Abs. 2 EGovG NRW ermöglichte – mit Einwilligung der Be-
teiligten bzw. des Beteiligten – eine Vereinfachung der Bekanntgabe von Verwaltungsakten. 
Die Evaluation des bisherigen § 25a EGovG NRW im Rahmen des Berichts der Landesregie-
rung vom 6. April 2021 (Vorlage 17/4930) hat ergeben, dass die Behörden auf kommunaler 
und auf Landesebene eine Regelung zum „VA auf Abruf“ mit Bekanntgabefiktion als eine wert-
volle Möglichkeit sehen, um auf die Besonderheiten der Pandemiesituation zu reagieren und 
Verwaltungsverfahren zu optimieren. § 25a Abs. 2 EGovG NRW wurde insgesamt positiv von 
den befragten Behörden beurteilt. Besonders die Möglichkeit, Verwaltungsakte schneller und 
technisch einfacher über öffentlich zugängliche Netze zum Abruf bekanntzugeben, als dies 
nach § 41 Abs. 2a VwVfG NRW mit der sog. Abrufvariante möglich ist, führte dazu, dass die 
befragten Behörden großes Interesse an der Verstetigung einer solchen Regelung haben. 
 
Zwischenzeitlich hat auch der Bundesgesetzgeber den Regelungsbedarf erkannt. Der Bund 
hat im parlamentarischen Verfahren zum Gesetz zur Digitalisierung von Verwaltungsverfahren 
bei der Gewährung von Familienleistungen kurzfristig das OZG um eine Regelung mit Be-
kanntgabefiktion ergänzt. Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Digitalisierung von Verwaltungs-
verfahren bei der Gewährung von Familienleistungen vom 3. Dezember 2020 (BGBl. S. 2668), 
in Kraft getreten am 10. Dezember 2020, wurde im OZG ein neuer § 9 zur Bekanntgabe von 
elektronischen Verwaltungsakten in OZG-Nutzerkonten („3-Tages-Fiktion“) zum Abruf durch 
den Adressaten oder einen von ihm Bevollmächtigten eingefügt. 
 
Die Vorschrift regelt eine besondere Form der Bekanntgabe elektronischer Verwaltungsakte, 
bei der der Verwaltungsakt dem Adressaten nicht mit der Post zugesendet und die Bekannt-
gabe auch nicht durch elektronische Übermittlung im Sinne des § 41 Absatz 2 Satz 2 VwVfG 
NRW bewirkt wird. Vielmehr wird der Verwaltungsakt zum Abruf in einem elektronischen Post-
fach des Nutzerkontos bereitgestellt. Diese Form der Bekanntgabe erfordert für die tatsächli-
che Kenntnisnahme des Verwaltungsaktes das Zutun des Adressaten und kann von der Be-
hörde deshalb nur mit Einwilligung der bzw. des Betroffenen gewählt werden. Da die Erfas-
sung und Protokollierung des tatsächlichen Abrufs und damit eine beweissichere Feststellung 
des tatsächlichen Zugangs durch die am Portalverbund beteiligten Behörden gegenwärtig 
technisch zu aufwändig ist und auf absehbare Zeit nicht durchgängig gewährleistet werden 
kann, wird der Zugang – in Anlehnung an die Regeln zur Bekanntgabe durch Versendung – 
fingiert. Maßgeblich für die Zugangsfiktion ist die Bereitstellung zum Abruf, über die die bzw. 
der Betroffene benachrichtigt wird. Sie tritt an die Stelle der Versendung bei der herkömmli-
chen Bekanntgabe. 
 
Diese Regelung gilt „nur“ für die Bekanntgabe von Verwaltungsakten, die zum Abruf in einem 
Postfach hinterlegt werden, welches zu einem Nutzerkonto im Sinne des OZG gehört. Bei den 
OZG-Leistungen handelt es sich allerdings um nahezu alle relevanten Verwaltungsleistungen, 
in denen eine Bekanntgabe erforderlich ist und in denen das Verfahren zugunsten von Bürge-
rinnen, Bürgern und Unternehmen entbürokratisiert werden soll. 
 
Erforderlich hierfür ist die vorherige Einrichtung eines Nutzerkontos – in Nordrhein-Westfalen 
das Servicekonto.NRW – durch die Beteiligte bzw. den Beteiligten. Eine Behörde ist nicht ver-
pflichtet einen Verwaltungsakt in dieser Form bekanntzugeben. Nach pflichtgemäßem Ermes-
sen können auch andere Formen der Bekanntgabe gewählt werden, wenn die Bekanntgabe 
zum Abruf etwa untunlich ist. Die oder der Beteiligte kann sich auch von einer bzw. einem 
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Bevollmächtigten vertreten lassen. In diesem Fall wird der Verwaltungsakt im Postfach des 
Nutzerkontos der bzw. des Bevollmächtigten zum Abruf bereitgestellt. 
 
Die Landesregierung hat bereits die weiteren rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen 
für die Anwendung des § 9 OZG geschaffen. Sie betreibt mit Servicekonto.NRW ein Nutzer-
konto im Sinne des OZG, in dem Nutzer freiwillig ein Postfach einrichten können, das zur 
elektronischen Bekanntgabe genutzt werden kann. Die Rechtsgrundlage für die Einrichtung 
eines Postfachs in Servicekonto.NRW wurde durch Artikel 2 der Verordnung zur Einführung 
der Serviceportal.NRW-Verordnung und zur Änderung der Servicekonto.NRW-Verordnung 
vom 10. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1212), in Kraft getreten am 23. Dezember 2020, mit § 
8 der Servicekonto.NRW-Verordnung bereits unmittelbar geschaffen. 
 
Die Regelung im OZG ist auch in Nordrhein-Westfalen unmittelbar anwendbar, soweit die Be-
hörden Bundesrecht als eigene Angelegenheit ausführen. Soweit Verwaltungsleistungen im 
Serviceportal.NRW zur Verfügung gestellt werden, die auf dem Vollzug von Landesrecht be-
ruhen, bedarf es noch einer eigenen entsprechenden landesrechtlichen Regelung. Mit § 5 Abs. 
3 EGovG NRW wird diese – wie im Bericht der Landesregierung vom 6. April 2021 angekündigt 
– geschaffen und § 9 OZG in Landesrecht überführt. Dementsprechend gelten hier auch die 
Begrifflichkeiten des OZG wie insbesondere der Nutzerbegriff des § 2 Abs. 4 OZG. 
 
Zu Nr. 3 (§ 5a EGovG NRW) 
Bisher stand Serviceportal.NRW nur den Behörden des Landes offen. Mit der Änderung wird 
Serviceportal.NRW vor allem für den kommunalen Bereich geöffnet. Insbesondere können so 
Verwaltungsleistungen nur auf einem Portal angeboten werden, wenn eine hybride oder ebe-
nenübergreifende Zuständigkeit besteht, d.h. wenn die Vollzugsverantwortung sowohl durch 
Landesbehörden als auch durch kommunale Behörden wahrgenommen wird. Bei Fachporta-
len nach § 5a Abs. 2 EGovG NRW, die fachlich zusammenhängende Verwaltungsangebote 
(z. B. der Kommunen) bündeln, wird dadurch auch ein teilweise unwirtschaftlicher Aufbau und 
Betrieb von gesonderten IT-Infrastrukturen vermieden.  Aus der Erweiterung entsteht insbe-
sondere für die Kommunen weder eine Verpflichtung noch ein Rechtsanspruch zur kostenlo-
sen Nutzung von Serviceportal.NRW. Die Kosten für die Mitnutzung von Serviceportal.NRW 
werden in § 11 Serviceportal.NRW-Verordnung geregelt. 
 
Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Änderung. Durch das neue Vollzitat des OZG 
in § 5 EGovG NRW ist es in § 5a EGovG NRW entbehrlich. 
 
Zu Nr. 4 (§ 19 EGovG NRW) 
Im Zuge der Digitalisierung soll auch das Ministerialblatt künftig ausschließlich elektronisch 
veröffentlicht werden. Zur Sicherstellung einer medienbruchfreien Bearbeitung des Ministeri-
alblattes ist es erforderlich, dass die Redaktion der amtlichen Verkündungsblätter für die Über-
mittlung des Veröffentlichungsersuchens und des zu veröffentlichenden Textes eine be-
stimmte Form, insbesondere ein bestimmtes Dateiformat, vorgeben kann. 
 
Zu Nr. 5 (§ 22 EGovG NRW) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung zur Anpassung des Wortlauts von § 22 Abs. 
3 Nr. 5 EGovG NRW an § 23 Abs. 2 Nr. 10 EGovG NRW. 
 
Zu Nr. 6 (§ 23 EGovG NRW) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nr. 7 (§ 25a EGovG NRW) 
Mit § 25a EGovG NRW wird eine Experimentierklausel zur Erprobung neuer, digitaler Formen 
der Aufgabenerledigung in der Verwaltung eingeführt. Die Digitalisierung der Gesellschaft 
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schreitet dynamisch voran und die Bürgerinnen und Bürger erwarten auch Dienstleistungen 
von Behörden digital in Anspruch nehmen zu können. Starre Formvorschriften können dem 
Ausbau solcher Angebote jedoch im Wege stehen und die Digitalisierung der Verwaltung er-
schweren. 
 
Bei der Experimentierklausel handelt es sich um eine Fortentwicklung des bisherigen § 25a 
EGovG NRW, der zu Beginn der Corona-Pandemie eingeführt wurde, um die Behörden auch 
in Pandemiezeiten arbeitsfähig zu halten. Hiernach konnten Behörden nach eigenem Ermes-
sen für einen befristeten Zeitraum landesrechtliche Formvorschriften flexibler handhaben. So 
konnten sie beispielsweise die Übersendung eines eingescannten Dokuments per E-Mail an-
statt der analogen Einreichung ausreichen lassen. Die Evaluation des bisherigen § 25a EGovG 
NRW im Rahmen des Berichts der Landesregierung vom 6. April 2021 (Vorlage 17/4930) hat 
ergeben, dass die Behörden auf kommunaler und auf Landesebene die Erleichterung bei den 
Formvorschriften als eine wertvolle Möglichkeit sehen, um auf die Besonderheiten der Pande-
miesituation zu reagieren und Verwaltungsverfahren zu optimieren.  
 
Der Wunsch der Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen sowie Behörden nach einem verein-
fachten, unbürokratischen Zugang zur Verwaltung wächst stetig. Die Behörden selbst wün-
schen sich mehr Mut beim Einsatz neuer Mittel und Wege. Die Mehrheit der befragten Behör-
den auf Landes- und Kommunalebene haben sich für die Einführung einer dauerhaften Rege-
lung zur Abweichung von Formvorschriften ausgesprochen.  
 
Für eine dauerhafte Implementierung des bisherigen § 25a Abs. 1 EGovG NRW lagen aber 
nach der kurzen Geltungsdauer der Vorschrift von achteinhalb Monaten noch zu wenige Er-
fahrungswerte vor, so dass eine Möglichkeit geschaffen werden soll, weitere Erfahrungen mit 
den Möglichkeiten zum Abbau von Schriftformerfordernissen zu sammeln. Damit soll den Be-
denken, die in der Befragung zur Evaluation vorgebracht worden sind, Rechnung getragen 
werden.  
 
Das Rechtsinstrument der Experimentierklausel ist ein Baustein eines innovationsfreundlichen 
und evidenzbasierten Rechtsrahmens und ein entscheidender Faktor eines attraktiven Inno-
vationsstandortes. Experimentierklauseln schaffen kontrollierte Freiräume zur Erprobung von 
Innovationen in Reallaboren. Gleichzeitig ermöglichen sie es, den Rechtsrahmen verantwor-
tungsvoll und zielgerichtet weiterzuentwickeln.  
 
In ihrem Beschluss vom 30. November 2020 hat die Wirtschaftsministerkonferenz die Zielset-
zung begrüßt, Experimentierklauseln systematisch in der Gesetzgebung zu verankern und die 
Rahmensetzungen für Reallabore zu verbessern. Ebenso forderten die 27 EU-Mitgliedstaaten 
am 16. November 2020 die EU-Kommission mit ihren Ratsschlussfolgerungen dazu auf, ver-
stärkt Experimentierklauseln und Reallabore zu nutzen. Auch aus Wirtschaft und Wissenschaft 
wird vermehrt der Wunsch nach mehr Freiräumen zur Erprobung neuer Ideen geäußert.  
 
Insbesondere zur Umsetzung des OZG sind flexiblere Handlungsformen in der Verwaltung 
erforderlich. Gemäß § 1 Absatz 1 OZG sind Bund, Länder und Kommunen verpflichtet, bis 
Ende 2022 ihre Verwaltungsleistungen auch online über Verwaltungsportale anzubieten. 
Hierzu müssen die bestehenden Verwaltungsabläufe im Zuge der Digitalisierung stärker an 
den Nutzerbedürfnissen ausgerichtet werden, etwa durch eine Vereinfachung und Entbüro-
kratisierung der bestehenden Vorgaben (vor allem Form- oder Verfahrensvorschriften). Die 
dauerhafte Änderung oder Streichung solcher Vorgaben im materiellen Recht erfordert jedoch 
eine mit der gebotenen Sorgfalt durchgeführte Überprüfung. 
 
Zur kurzfristigen Erprobung und Einführung dieser Anwendungen bietet es sich an, im Rahmen 
von zeitlich befristeten Pilotprojekten und unter punktueller Abweichung von bestimmten 
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rechtlichen Vorgaben vertiefte Erkenntnisse zu einzelnen E-Government-Anwendungen zu 
gewinnen, ehe diese dauerhaft zum Einsatz kommen. 
 
Es hat es sich zudem bei der Digitalisierung der Landesverwaltung bewährt, neue Arbeitsfor-
men in Modellversuchen auszuprobieren. So wurden beispielweise im Rahmen des Projektes 
„Digitale Modellregionen in Nordrhein-Westfalen“ die fünf Bezirksregierungen als digitale Mo-
dellmittelbehörden sowie eine Kommune aus jedem Regierungsbezirk zur digitalen Modell-
kommune ausgestaltet. Ebenso wurden die Basiskomponenten zur internen Verwaltungsdigi-
talisierung, wie die elektronische Akte und die elektronische Laufmappe, zuerst im Ministerium 
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie Nordrhein-Westfalen als Modellministe-
rium erprobt, um Fehler früh zu erkennen und zu beheben, bevor sie in anderen Behörden 
ausgerollt wurden. 
 
Absatz 1 räumt den jeweils fachlich zuständigen obersten Landesbehörden die Möglichkeit 
ein, flexiblere Arbeitsformen in sachlich und räumlich begrenzten Bereichen zu erproben. Er 
eröffnet die Möglichkeit einer Abweichung von landesrechtlichen Zuständigkeits- und Form-
vorschriften. Unter der fachlich zuständigen obersten Landesbehörde ist nicht die für die Fach-
aufsicht zuständige Stelle zu verstehen, sondern es genügt, auf die jeweilige Ressortzustän-
digkeit einer obersten Landesbehörde abzustellen. Dies betrifft beispielsweise den Minister-
präsidenten oder die Ministerpräsidentin, die die Rechtsaufsicht über die Landesanstalt für 
Medien NRW ausübt, so dass dieser oder diese beispielsweise auch eine Erprobung flexibler 
Handlungsformen bei der Landesanstalt für Medien NRW durch Rechtsverordnung zulassen 
könnte.  
 
Im Rahmen der Abweichung müssen die ausreichende Aufgabenerfüllung und die Einhaltung 
anderer übergeordneter oder entgegenstehender Vorschriften sowie die Wahrung der Rechte 
Dritter selbstverständlich sichergestellt sein. Die Abweichung von rechtlichen Vorgaben darf 
somit für die Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen nicht von Nachteil sein. Insbeson-
dere das Recht, sich auf herkömmlichem Wege an die Verwaltung zu wenden, bleibt von der 
probeweisen Abweichung von Zuständigkeits- und Formvorschriften unberührt. 
 
Vor der Entscheidung über die Erprobung neuer oder flexibler Arbeits- und Formvorgaben ist 
die Zustimmung der oder des Beauftragten der Landesregierung für Informationstechnik ein-
zuholen. Dadurch soll die einheitliche Umsetzung der Digitalisierungsstrategie der Landesre-
gierung sichergestellt werden. 
 
Während des Erprobungszeitraums soll die zuständige oberste Landesbehörde überprüfen, 
ob die zugrundeliegende landesrechtliche Vorschrift dauerhaft geändert oder gestrichen wer-
den soll und kann gegebenenfalls ein entsprechendes Normsetzungsverfahren eröffnen. 
 
Der in Absatz 1 aufgeführte Katalog der vorübergehend abänderbaren Vorschriften orientiert 
sich u.a. an den Experimentierklauseln in den E-Government-Gesetzen in Sachsen (§ 20) und 
Bayern (Art. 19). In Nummer 1 und 2 werden abschließend jene Zuständigkeits- und Formvor-
schriften aus dem Verwaltungsverfahrensgesetz NRW und dem Verwaltungszustellungsge-
setz NRW aufgezählt, von denen die Behörden durch die Experimentierklausel abweichen 
können. Nummer 3 bezieht sich auf die Zuständigkeits- und Formvorschriften, die sich darüber 
hinaus aus Fachgesetzen ergeben können. Auch hiervon können durch die Experimentier-
klausel Ausnahmen zugelassen werden.  
 
Alle Ausnahmen können sich auch auf Zuständigkeits- und Formvorschiften in Rechtsverord-
nungen und Verwaltungsvorschriften beziehen. Zum Erlass und zur Änderung von Rechtsver-
ordnungen und Verwaltungsvorschriften sind die Fachressorts ohnehin ermächtigt und könn-
ten somit die darin enthaltenen Zuständigkeits- und Formvorschriften auch ohne Rückgriff auf 
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die Experimentierklausel ändern. In diesem Fall muss die jeweils zuständige oberste Landes-
behörde selbstverständlich auch nicht das Einvernehmen mit der oder dem Beauftragten der 
Landesregierung für Informationstechnik und dem für Inneres zuständige Ministerium herbei-
führen. Die Nennung dieser Option im Gesetzestext hat daher letztlich nur deklaratorischen 
Charakter. Überdies können sich auch in Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
Regelungen finden, die sich für eine Erprobung eignen und die nicht außer Acht gelassen 
werden sollten, falls sie mit der gesetzlichen Vorgabe sachlich zusammenhängen. 
 
Absatz 2 ermöglicht es, dass auch Gemeinden und Gemeindeverbänden Impulse zur Nutzung 
der Experimentierklausel und somit zur Ausgestaltung der Aufgabenerledigung geben können. 
Ein Antrag auf eine Entscheidung über eine Erprobung im Sinne des Absatz 1 kann entweder 
zum Erlass oder zur Änderung einer Rechtsverordnung im Sinne des Absatz 1 durch das je-
weilige Fachressort führen. 
 
Wollen mehrere Gemeinden oder Gemeindeverbände gemeinsam einen Antrag stellen, kön-
nen diesen Antrag auch die Vertreterinnen und Vertreter der Kommunalen Spitzenverbände 
im Sinne des § 21 Abs. 2 Nr. 3 EGovG NRW stellvertretend stellen. Dabei reicht es aus, wenn 
einer der Vertreterinnen oder Vertreter der Kommunalen Spitzenverbände den Antrag stellt. 
Eine gemeinsame, stellvertretende Antragstellung ist nicht erforderlich. 
 
Über den Eingang eines Antrags hat die oberste Landesbehörden die oder den Beauftragten 
der Landesregierung für Informationstechnik und das für Inneres zuständige Ministerium un-
verzüglich zu informieren. Auch dies trägt zur einheitlichen Umsetzung der Digitalisierungs-
strategie der Landesregierung bei. 
 
Wenn die zuständige oberste Landesbehörde beabsichtigt, den Antrag ganz oder teilweise 
abzulehnen, muss sie vor der Ablehnung den IT-Kooperationsrat informieren und ihm die we-
sentlichen Ablehnungsgründe darlegen. Grundsätzlich findet das Antragsverfahren jedoch au-
ßerhalb des IT-Kooperationsrats statt. Durch diese Beteiligung wird nicht das Ressortprinzip 
in Frage gestellt. Sie soll dazu dienen, eine transparente und offene Diskussion über flexible 
Arbeits- und Formvorgaben unter den Ministerien und den Kommunalen Spitzenverbänden im 
IT-Kooperationsrat anzustoßen. Die abschließende Entscheidung fällt jedoch ausschließlich 
die zuständige oberste Landesbehörde nach ihrem eigenen Ermessen. 
 
Eine Entscheidung der zuständigen obersten Landesbehörde muss innerhalb von sechs Mo-
naten getroffen werden. Die Experimentierklausel soll dem dynamischen Prozess der Digitali-
sierung gerecht werden und Verwaltungsabläufe schneller und flexibler gestalten. Es bedarf 
daher einer zeitnahen Entscheidung.  
 
Absatz 3 sieht vor, dass die obersten Landesbehörden, die Gebrauch von der Experimentier-
klausel machen, deren Wirkung evaluieren. Über die Ergebnisse der Evaluation ist der IT-
Kooperationsrat, insbesondere wenn die Ausnahme auf einen Antrag nach Absatz 2 zurück-
geht, spätestens drei Monate vor Ablauf des in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 zugelas-
senen Ausnahmezeitraums zu unterrichten. Ziel der Experimentierklausel ist es, flexible Lö-
sungen dauerhaft zu etablieren. Aus der Evaluation der einzelnen Anwendungsfälle, in denen 
Zuständigkeits- und Formvorschriften flexibler gehandhabt werden, lassen sich hierfür wich-
tige Erkenntnisse gewinnen. 
  
Zu Nr. 8a) (§ 26 Abs. 1a EGovG NRW) 
§ 26 Abs. 1a ist durch Zeitablauf und infolge der Änderung des § 25a obsolet. 
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Zu Nr. 8b) (§ 26 Abs. 10 EGovG NRW) 
Nach dem neuen § 26 Abs. 10 EGovG NRW ist die Landesregierung verpflichtet, dem Landtag 
bis zum 31. Dezember 2026 über die Erfahrungen mit der Experimentierklausel in § 25a zu 
berichten. In Gegensatz zu der Evaluierung der einzelnen obersten Landesbehörden für die 
konkreten Anwendungsfälle der Experimentierklausel aus § 25a Abs. 3 EGovG NRW soll hier 
eine Gesamtevaluation über die Auswirkungen des § 25a EGovG NRW durchgeführt werden.  
 
Dabei soll einerseits erhoben werden, wie oft von der Experimentierklausel Gebrauch gemacht 
worden ist und andererseits ob sich § 25a EGovG NRW in dieser Form bewährt hat oder einer 
Anpassung bedarf. Die Landesregierung kann dabei auf die Einzelevaluationen der obersten 
Landesbehörden nach § 25a Abs. 3 EGovG NRW zurückgreifen. 
 
 
Zu Artikel 2 (VwVfG NRW) 
 
Zu Nr. 1 (§ 3a Absatz 2 Satz 5 VwVfG NRW) 
Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Einführung einer Karte für Unionsbürger und Angehörige des 
Europäischen Wirtschaftsraums mit Funktion zum elektronischen Identitätsausweis sowie zur 
Änderung des Personalausweisgesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) wurde das eID-
Karte-Gesetz eingeführt.  
 
§ 12 des eID-Karte-Gesetzes regelt den elektronischen Identitätsnachweis mittels der eID-
Karte. Danach kann der Karteninhaber seine eID-Karte nutzen, um seine Identität gegenüber 
öffentlichen und nicht öffentlichen Stellen elektronisch nachzuweisen. 
 
In § 3a Absatz 2 Satz 5 VwVfG NRW wird demgemäß als Folgeänderung ein zusätzlicher 
Verweis auf § 12 des eID-Karte-Gesetzes eingefügt und damit auch die Konkordanz, also die 
wörtliche Übereinstimmung mit dem VwVfG des Bundes, wiederhergestellt. 
 
Zu Nr. 2 (§ 10 VwVfG NRW) 
In Hinblick auf § 10 Absatz 2 (neu) VwVfG gilt Folgendes: bereits § 5 EGovG NRW sieht vor, 
dass die Behörden die Durchführung von Verwaltungsverfahren auf elektronischem Weg an-
bieten sollen. Ein derartiges Angebot soll bereits durch die Behörde selbst erfolgen, etwa durch 
Ermöglichung und Hinweis auf der Internetsete der Behörde oder durch die Bereitstellung von 
E-Government-Angeboten. 
 
§ 1 des Gesetzes zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezu-
gangsgesetz - OZG) verpflichtet darüber hinaus Bund, Länder und Kommunen, bis Ende 2022 
ihre Verwaltungsleistungen über Verwaltungsportale auch digital anzubieten. 
 
Angesichts dessen zielt die Ergänzung des § 10 VwVfG NRW um einen neuen Absatz 2 auf 
eine Signalwirkung auch an zentraler Stelle im Verwaltungsverfahrensgesetz ab, dort, wo es 
möglich ist, eine elektronische Verfahrensabwicklung gegenüber derjenigen in Papierform zu 
bevorzugen und entsprechende elektronische Verfahren zu entwickeln. Damit soll auf ein voll-
umfängliches E-Government hingewirkt werden. 
 
Elektronische Durchführung bedeutet, dass die Verwaltung Dokumente, einschließlich rechts-
verbindlicher Bescheide, grundsätzlich auf elektronischem Weg an die Bürgerinnen und Bür-
ger oder Unternehmen übermittelt. Die elektronische Durchführung soll die gesamte Kommu-
nikation im Außenverhältnis während eines Verwaltungsverfahrens erfassen. Dies soll auf Ver-
langen des Betroffenen erfolgen. Ein derartiges Verlangen kann, beschränkt auf das jeweilige 
Verwaltungsverfahren, auch konkludent geäußert werden, etwa, wenn sich der Antragsteller 
per E-Mail an die zuständige Behörde wendet. 
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Die Ausgestaltung der Vorschrift als „Soll“-Vorschrift bedeutet, dass Ausnahmen möglich sind. 
Die Pflicht gilt daher zum Beispiel nicht, soweit Rechtsvorschriften (wie etwa ein nach wie vor 
nicht verzichtbares Schriftformerfordernis einschließlich seines Ersatzes durch die Verfahren 
der sog. elektronischen Form in § 3a Absatz 2 VwVfG NRW, siehe dazu weiter unten) entge-
genstehen.  
 
Eine elektronische Verfahrensabwicklung ist andererseits nicht erforderlich, soweit es sich um 
Verfahren handelt, bei denen eine mündliche, fernmündliche oder sonstige formlose Abwei-
chung ausreicht, es somit nicht einmal einer elektronischen Verfahrensabwicklung bedarf.  
 
Auch die Beweiserhebung durch eine Behörde wird von der neuen Regelung nicht erfasst. 
Nach § 26 VwVfG NRW bedient die Behörde sich unter Beachtung des § 3b VwVfG NRW der 
Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für er-
forderlich hält. Sie kann insbesondere Auskünfte jeder Art einholen, Beteiligte anhören, Zeu-
gen und Sachverständige vernehmen oder die schriftliche oder elektronische Äußerung von 
Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen einholen, Urkunden und Akten beiziehen oder den 
Augenschein einnehmen. Dieses speziell geregelte Beweiserhebungsermessen, welches 
auch nicht-elektronische Dokumente einbezieht, bleibt unberührt.  
 
Eine bestimmte Art und Weise der elektronischen Verfahrensdurchführung wird durch die neue 
Vorschrift nicht vorgegeben. Sie ist technikoffen formuliert. 
 
Satz 2 stellt ausdrücklich klar, dass ungeachtet der grundsätzlich erstrebenswerten elektroni-
schen Verfahrensabwicklung die allgemeinen Vorschriften über die elektronische Kommuni-
kation nach § 3a VwVfG NRW gelten. Die zur Ersetzung der Schriftform in § 3a Absatz 2 
VwVfG NRW aufgeführten gleichwertigen Verfahren der sog elektronischen Form - einschließ-
lich künftiger Ergänzungen der Vorschrift um weitere sichere Verfahren - bleiben weiterhin 
erforderlich. 
 
Zu Nr. 3 (§ 12 Absatz 2 VwVfG NRW) 
Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. 
Mai 2021 (BGBl. I S. 882) wurde das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) geändert und Buch 4 
Abschnitt 3 -Vormundschaft, Pflegschaft für Minderjährige, rechtliche Betreuung, sonstige 
Pflege - neu gefasst. Die Änderung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft. Der Einwilli-
gungsvorbehalt wird dann nicht mehr im § 1903 BGB geregelt, sondern im § 1825 BGB.  
 
Als notwendige Folgeänderung wird somit in § 12 Absatz 2 VwVfG NRW der Verweis auf das 
BGB an die Neufassung angepasst. Dadurch wird auch die Konkordanz, also die wörtliche 
Übereinstimmung mit dem VwVfG des Bundes, wiederhergestellt. 
 
Zu Nr. 4 und 9 (§ 27 Absatz 2 Satz 1 VwVfG NRW, § 61 Absatz 1 Satz 2 VwVfG NRW und 
§ 65 Absatz 5 VwVfG NRW) 
§ 110 des Deutschen Richtergesetzes wurde durch Artikel 4 Nummer 6 des Gesetzes zur 
Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Änderung weiterer Vorschriften aufgeho-
ben.  
 
Infolgedessen werden im VwVfG NRW die jeweiligen Verweise auf § 110 des Deutschen Rich-
tergesetzes gestrichen und somit auch die Konkordanz, also die wörtliche Übereinstimmung 
mit dem VwVfG des Bundes, wiederhergestellt. 
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Zu Nr. 5 (§ 64 VwVfG NRW) 
In Hinblick auf § 64 VwVfG gilt: Sofern das förmliche Verwaltungsverfahren einen Antrag vo-
raussetzt, kann dieser zukünftig auch als einfache E-Mail gestellt werden. Bisher ist dies nur 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde möglich. 
 
Zu Nr. 6 (§ 65 VwVfG NRW) 
Des Weiteren soll durch Einfügung des neuen § 65 Absatzes 1a VwVfG die Möglichkeit eröff-
net werden, Videokonferenztechnik auch im förmlichen Verwaltungsverfahren einzuführen.  
 
Diverse Prozessordnungen enthalten bereits seit Jahren Möglichkeiten zur Zuschaltung von 
Beteiligten, Anwälten, Zeugen und Sachverständigen per Video im Prozess (z.B. §§ 128a 
ZPO, 102a VwGO, 91a FGO, 110a SGG, 58b und 233 Absatz 2 StPO). In den genannten 
Vorschriften ist der zuvor ebenfalls vom Einverständnis aller Parteien abhängige Einsatz von 
Videokonferenztechnik mittlerweile auf ein reines Antragserfordernis reduziert.  
 
Videokonferenztechnik wird in Zukunft zunehmend auch in Verwaltungsverfahren zum Einsatz 
kommen. Bereits vor der Corona-Pandemie regten einzelne Behörden an, jedenfalls für die 
Vernehmung von Zeugen und Anhörung von Sachverständigen in förmlichen Verwaltungsver-
fahren als zusätzliche Möglichkeit auch die Vernehmung bzw. Anhörung per Videokonferenz 
zuzulassen. Auch das aufgrund der Corona-Pandemie auf Bundesebene geschaffene Pla-
nungssicherstellungsgesetz (PlanSiG), dessen Geltungsdauer durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) bis zum 31. Dezember 2022 verlängert worden ist, sieht 
im Anwendungsbereich zahlreicher Fachgesetze des Planungsrechts neben sog. Online-Kon-
sultationen mit Einverständnis der zur Teilnahme Berechtigten auch Telefon- oder Videokon-
ferenzen als Alternative zu Erörterungsterminen, mündlichen Verhandlungen oder Antrags-
konferenzen vor.  
 
Da der Einsatz von Videokonferenztechnik im förmlichen Verwaltungsverfahren ein Novum 
darstellt, kann nicht davon ausgegangen werden, dass die betroffenen Behörden sowie die als 
Zeugen und Sachverständige in Betracht kommenden Personen bereits über entsprechende 
Videokonferenzanlagen verfügen. Daher wird diese Art der Vernehmung bzw. Anhörung in § 
65 VwVfG NRW nur als optionale, zusätzliche Möglichkeit vorgesehen, die des Einverständ-
nisses aller Beteiligter bedarf und zudem im Ermessen der Behörde steht.  
 
Sofern Behörden sowie Zeugen und Sachverständige bereits über die notwenige technische 
Ausstattung verfügen bzw. diese in den nächsten Jahren beschaffen möchten, eröffnet die 
Ergänzung des § 65 VwVfG NRW die Möglichkeit einer Verfahrensvereinfachung. Die Zu-
schaltung per Videokonferenztechnik erspart gegebenenfalls erhebliche Reisetätigkeit von 
Zeugen und Sachverständigen, auf deren persönliche Anwesenheit es für die behördliche 
Würdigung der Angaben in der Regel nicht ankommt. 
 
Schon wegen der hohen Anschaffungskosten von Videokonferenzausstattung und des erfor-
derlichen zeitlichen Vorlaufs (u.a. für die erforderlichen Vergabeverfahren) ist allerdings ein 
Anspruch auf eine entsprechende technische Ausstattung der Behörden, aber auch der Zeu-
gen und Sachverständigen in förmlichen Verwaltungsverfahren ausgeschlossen. Eine Ver-
pflichtung der Behörden, Zeugen und Sachverständigen, diese technische Ausstattung zu be-
schaffen, wird mit der Regelung nicht geschaffen. 
 
Unter dem „Sitzungszimmer“ im Sinne der Vorschrift ist derjenige Raum zu verstehen, von 
dem aus die Behörde die Verhandlung nebst Zeugenvernehmung und Anhörung von Sach-
verständigen führt. 
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Durch die Verpflichtung in Satz 3, über die Videokonferenz ein Protokoll zu führen, wird dem 
Umstand Rechnung getragen, dass - wie auch die in den oben genannten Prozessordnungen 
- eine Aufzeichnung der Übertragung einer Vernehmung bzw. Anhörung von Zeugen und 
Sachverständigen per Bild- und Tonübertragung grundsätzlich nicht statthaft ist. Auch § 5 Ab-
satz 5 Satz 3 PlanSiG regelt eine entsprechende Verpflichtung zum Führen eines Protokolls. 
 
Zu Nr. 7 (§ 67 VwVfG NRW) 
Die Ergänzung in § 67 Absatz 1 Satz 2 VwVfG NRW bewirkt, dass die Beteiligten im Rahmen 
des förmlichen Verwaltungsverfahrens zukünftig auch per einfacher E-Mail zur mündlichen 
Verhandlung geladen werden können. Bisher mussten die Beteiligten nach § 67 Absatz 1 Satz 
2 VwVfG NRW schriftlich geladen werden. Ladungen zu Gerichtsterminen durch einfache E-
Mail sind bereits jetzt üblich. Von daher ist eine Anpassung auch für den Bereich des förmli-
chen Verwaltungsverfahrens geboten. 
 
Zu Nr. 8 (§ 71e VwVfG NRW) 
Nach dem derzeitigen Wortlaut des § 71e Satz 1 VwVfG NRW wird das Verfahren über eine 
einheitliche Stelle auf Verlangen „in elektronischer Form“ abgewickelt. Der Begriff der elektro-
nischen Form ist jedoch bereits in § 3a Absatz 2 VwVfG NRW legaldefiniert und meint aus-
schließlich die dort aufgeführten, schriftformersetzenden elektronischen Verfahren. Zur Ver-
meidung von Missverständnissen werden in § 71e Satz 1 VwVfG NRW die Wörter „in elektro-
nischer Form“ durch das Wort „elektronisch“ ersetzt. Dadurch wird klargestellt, dass hier nicht 
die Legaldefiniton des § 3a Absatz 2 VwVfG NRW gemeint ist, sondern lediglich die Übermitt-
lung von Dokumenten auf elektronischem Wege. 
 
 
Zu Artikel 3 (Servicekonto.NRW-Verordnung) 
 
Zu Nr. 1a) und b) (§ 3 Servicekonto.NRW-Verordnung) 
Im Rahmen der Interoperabilität der Nutzerkonten im Sinne des OZG haben sich Bund und 
Länder in der 36. Sitzung der Projektgruppe eID-Strategie des IT-Planungsrates am 28. Mai 
2021 darauf geeinigt, neben den formalen Vertrauensniveaus „substantiell“ und „hoch“ die 
Identifizierung durch eine Basisregistrierung, bei der ein Nutzerkonto ohne Verifikation der 
Personenstammdaten angelegt werden kann und per Nutzername und Passwort geschützt 
wird, anzubieten. Diese Basisregistrierung entspricht formal keinem in der eIDAS-Verordnung 
aufgeführten Vertrauensniveau und wird daher nun explizit genannt. 
 
Zu Nr. 2 (§ 5 Servicekonto.NRW-Verordnung) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nr. 3 (§ 9 Servicekonto.NRW-Verordnung) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
 
Zu Artikel 4 (Serviceportal.NRW-Verordnung) 
 
Zu Nr. 1a) bis c) (§ 1 Serviceportal.NRW-Verordnung) 
Die Streichung der Wörter „des Landes“ ist eine Folgeänderung zur Änderung des § 5a Abs. 
1 EGovG NRW (siehe Artikel 1). 
 
Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Änderungen. 
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Zu Nr. 1d) (§ 1 Serviceportal.NRW-Verordnung) 
Es handelt sich um eine Klarstellung, dass hier nicht die im datenschutzrechtlichen Sinne ver-
antwortliche Behörde nach Art. 4 DSGVO gemeint ist, sondern die im organisationsrechtlichem 
Sinne zuständige Behörde. 
 
Zu Nr. 2 (§ 4 Serviceportal.NRW-Verordnung) 
Es handelt sich um eine Klarstellung zur besseren Verständlichkeit der Norm. 
 
 
Zu Nr. 3 (§ 11 Serviceportal.NRW-Verordnung) 
An der bisherigen Kostenverteilung wird festgehalten. Aufgrund der Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs von Serviceportal.NRW wird § 11 klarstellend neu formuliert. 
 
Das für Digitalisierung zuständige Ministerium trägt weiterhin die Kosten für Entwicklung, Wei-
terentwicklung, Bereitstellung und Pflege von Serviceportal.NRW. Die Kosten für die konkrete 
Entwicklung eines Online-Dienstes sowie dessen Weiterentwicklung, Pflege und Bereitstel-
lung auf Serviceportal.NRW trägt wie bislang die zuständige Stelle.  
 
Auch die Grundbetriebskosten von Serviceportal.NRW trägt weiterhin das für Digitalisierung 
zuständige Ministerium. Wie schon nach dem bisherigen § 11 Absatz 3 erfolgt eine Kostentei-
lung für die Mitnutzung von Serviceportal.NRW. Die Kosten für den Betrieb von auf Service-
portal.NRW bereitgestellten Verfahren tragen die jeweils zuständigen Behörden. Grundsätz-
lich gilt dementsprechend das „Verursacherprinzip“, soweit die Betriebskosten einem Verfah-
ren zuzuordnen sind und soweit es möglich ist, diese Kosten genau zu bestimmen. So sollen 
auch Abrechnungen für Kleinstbeträge vermieden werden, die in keiner Relation zu dem Ver-
waltungsaufwand dieser Abrechnung stehen. Außerdem trägt wegen der zentralen Budgetie-
rung das für Digitalisierung zuständige Ministerium die Kosten, soweit es sich um ein Verfah-
ren einer Behörde des Landes handelt. 
 
Zu Artikel 5 (Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
 
Gemäß § 18 S. 2 Errichtungsgesetz d-NRW AöR berichtet die Landesregierung dem Landtag 
über die Erfahrungen mit dem Errichtungsgesetz. Die Evaluation dient der Überprüfung der 
beabsichtigten Ziele des Errichtungsgesetz d-NRW AöR und zeigt eventuelle Verbesserungs- 
und Änderungsbedarfe am Gesetz auf. Im Zuge der Evaluation wurde insbesondere geprüft, 
ob das Gesetz bzw. eine einzelne Norm in ihrer konkreten Ausgestaltung unerlässlich ist, ob 
das Gesetz bzw. die Norm vollständig entfallen kann oder ob Zusammenfassungsmöglichkei-
ten mit anderen Gesetzen oder Normen zur Einsparung von Stammnormen bestehen. Inhalt-
lich wurden Änderungsnotwendigkeiten geprüft und Möglichkeiten zum Bürokratieabbau er-
wogen. Die Landesregierung hat bei der Evaluation des Errichtungsgesetzes d-NRW AöR ins-
besondere die Mitglieder des Verwaltungsrates der d-NRW AöR sowie auch die Geschäfts-
führung der d-NRW AöR einbezogen. Der Verwaltungsrat der d-NRW AöR besteht aus Ver-
treterinnen und Vertretern der kommunalen Träger sowie Vertreterinnen und Vertretern des 
Landes. 
 
Die d-NRW bestand ursprünglich aus einem privaten (d-NRW-Betriebs-GmbH & Co. KG) und 
einem öffentlichen (d-NRW-Besitz GmbH & Co. KG) Teil. Aufgrund des mit dieser Organisati-
onsform einhergehenden erheblichen Steuerungs- und Abstimmungsaufwands wurde das Ge-
setz zur Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts „d-NRW AöR“ (GV.NRW. 2016 S. 862) 
erlassen. Dies trat am 5. November 2016 in Kraft. Am 1. Januar 2017 wurden die d-NRW 
Gesellschaften von der Anstalt des öffentlichen Rechts als Rechtsnachfolgerin abgelöst. Ziel 
des Gesetzes ist insbesondere, dass sich aus einer verbesserten Organisation strukturelle und 
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finanzielle Vorteile ergeben und zudem durch die Überführung ein rechtssicherer Rahmen für 
gemeinschaftliche Projekte von Kommunen und Land geschaffen wird. 
 
Gemeinsame Träger der d-NRW AöR sind das Land Nordrhein-Westfalen sowie mittlerweile 
über 250 Kommunen (Gemeinden, Städte, Kreise und Landschaftsverbände). Organe der An-
stalt sind der aus 13 Mitgliedern bestehende Verwaltungsrat, der durch die Landesregierung 
bestellt wird, und die vom Verwaltungsrat bestellte Geschäftsführung. Die Mitglieder des Ver-
waltungsrats setzen sich aus sechs Vertreterinnen und Vertretern der Kommunen und sieben 
Vertreterinnen und Vertretern des Landes zusammen. Sie werden für eine Dauer von fünf 
Jahren bestellt. Die allgemeine Aufsicht über die Anstalt führt das für Digitalisierung zuständige 
Ministerium. 
 
Die Evaluation hat ergeben, dass das oben genannte Ziel mit dem d-NRW Errichtungsgesetz 
im Kern erreicht wurde. Die d-NRW AöR nimmt mittlerweile eine Schlüsselrolle im digitalen 
Transformationsprozess der Landesverwaltung ein. Sie fördert die Modernisierung der öffent-
lichen Verwaltung und die kommunal-staatliche sowie interkommunale Zusammenarbeit in 
Nordrhein-Westfalen. Die d-NRW AöR trägt einen erheblichen Beitrag zur Verwaltungsmoder-
nisierung bei, deren Umsetzung von den Bürgerinnen und Bürgern u.a. zur Erleichterung der 
Kommunikation mit der Verwaltung erwartet wird. Einige von ihr übernommenen informations-
technischen Leistungen zeichnen sich zudem durch eine strategische Bedeutung für die Lan-
desregierung aus. Sofern sich aus der Evaluation – über die bereits in dieser Legislaturperiode 
vorgenommenen Änderungen (zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 (G. 
NRW. S. 644), u.a. zur Vereinfachung des Beitritts weiterer Kommunen und zur Beseitigung 
von Regelungslücken bei der Bestellung des Verwaltungsrates) hinaus – noch weiterer Ände-
rungs- oder Ergänzungsbedarf am d-NRW Errichtungsgesetz ergeben hat, hat die Landesre-
gierung diesen direkt in diesem Gesetzentwurf aufgegriffen. Die nachfolgenden einzelnen Be-
gründungen stellen dementsprechend zugleich das weitere Ergebnis der Auswertung der Be-
fragungen im Rahmen der Evaluation dar. 
 
Zu Nr. 1 (§§ 1, 2 und 4 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Die Städteregion Aachen und der Regionalverband Ruhr sind bislang von der Trägerschaft 
und damit von der Möglichkeit einer Inhouse-Beauftragung von d-NRW ausgeschlossen. Die 
Aufnahme der vorgeschlagenen Formulierung eröffnet diese Möglichkeit. 
 
Zu Nr. 2a) (§ 6 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Absatz 1 Satz 2 wird aufgrund der konkreten Aufgabenbeschreibung in § 6 Absatz 2 i.V.m. der 
Rechtsverordnung zur Übertragung von Aufgaben auf die d-NRW AöR obsolet.  
 
Zu Nr. 2b) (§ 6 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Die d-NRW AöR nimmt eine Schlüsselrolle im digitalen Transformationsprozess der Landes-
verwaltung ein. Einige von ihr übernommenen informationstechnischen Leistungen zeichnen 
sich durch eine strategische Bedeutung für die Landesregierung aus. Mit der ausschließlichen 
Übertragung ausgewählter Digitalisierungsaufgaben auf die d-NRW AöR, die der Wahrneh-
mung öffentlicher Aufgaben dienen, werden Synergien genutzt, wird IT-Know-how gebündelt 
und bereitgehalten, IT-Kooperationen vereinfacht und der Betrieb gemeinschaftlicher IT-Sys-
teme sichergestellt. Hieraus ergeben sich auch steuerliche Folgewirkungen im Sinne einer 
aufgabenbezogenen umsatzsteuerlichen Nichtsteuerbarkeit der d-NRW AöR. 
 
Die Zuständigkeit für die hoheitliche Aufgabe verbleibt beim Überträger der Aufgabe (manda-
tierende Übertragung). Dies ist in der Regel das für Digitalisierung zuständige Ministerium. 
Liegt die Zuständigkeit für eine Digitalisierungsaufgabe in einem anderen Ministerium, so ist 
auch dessen Einvernehmen für die Übertragung erforderlich. Die jeweiligen Zuständigkeiten 
der Ressorts bleiben folglich unberührt. Sofern durch eine Aufgabenzuweisung an die d-NRW 
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AöR der Aufgabenbereich der Bezirksregierungen betroffen ist, ist auch das Einvernehmen 
des für Inneres zuständigen Ministeriums erforderlich, das die Dienstaufsicht über die Bezirks-
regierungen als Bündelungsbehörden ausübt. Die Abstimmungserfordernisse nach § 22 Abs. 
1 und 2 EGovG NRW bleiben unberührt.  
 
Höhere Ausgaben des Landes sind durch den Wegfall der Auswahl alternativer Vertrags-
partner aufgrund von § 11 Absatz 2, nach dem die d-NRW AöR kostendeckende Entgelte 
erzielt und die Gewinnerzielung nicht zum Zweck der Anstalt gehört, nicht zu erwarten.  
 
Zu Nr. 2c) und d) (§ 6 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nr. 3 (§ 8 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden durch das Kabinett bestellt. Es erscheint jedoch 
nicht erforderlich, dass auch die stellvertretenden Mitglieder vom Kabinett bestellt werden. Die 
originären Mitglieder können ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter nicht zuletzt auch aus 
Effektivitätsgründen selbst festlegen. Die damit weiterhin verbundene Abweichung von Tz. 4.1 
des Public Corporate Governance Kodex des Landes Nordrhein-Westfalen, den die Landes-
regierung im Jahr 2013 beschlossen hat, wird auch vom Verwaltungsrat der d-NRW AöR be-
fürwortet und ist rechtlich zulässig. 
 
Zu Nr. 4 (§ 11 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nr. 5a) (§ 16 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Mit Ende des Jahres 2021 entfällt Absatz 2 durch Zeitablauf. 
 
Zu Nr. 5b) (§ 16 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung infolge der Aufhebung des bisherigen 
Absatzes 2. 
 
Zu Nr. 6) (§ 17 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
§ 17 ist durch Zeitablauf obsolet geworden und wird deshalb aufgehoben. 
 
Zu Nr. 7) (§ 18 Errichtungsgesetz d-NRW AöR) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung infolge der Aufhebung des bisherigen 
§ 17. 
 
 
Zu Artikel 6 (VAP Eich) 
 
Die Änderung in § 2 Abs. 4 Nr. 4 VAP Eich bewirkt, dass die Angabe eines Bewerbers, straf-
rechtlich bisher nicht in Erscheinung getreten zu sein, künftig auch elektronisch (also z. B. per 
E-Mail) erbracht werden kann. Diese Erklärung dient dem Schutz der Behörde. Hierfür ist je-
doch primär der Inhalt der Erklärung maßgeblich und nicht deren Form. Auch der Bewerber 
selbst wird nicht benachteiligt. Eine Übereilung bei der Aussage ist unwahrscheinlich, weil für 
das Bewerbungsverfahren u.a. auch ein polizeiliches Führungszeugnis beantragt werden 
muss. § 2 Abs. 4 Nr. 4 VAP Eich ergänzt dieses lediglich. Durch die Beantragung eines Füh-
rungszeugnisses ist dem Bewerber die Wichtigkeit seiner Erklärung jedoch bereits bewusst. 
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Zu Artikel 7 (Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markscheidefach) 
 
Zu Nr. 1 (§ 3 Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markscheidefach) 
Die Änderung in § 3 Abs. 3 Nr. 4 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markschei-
defach bewirkt, dass die Angabe eines Bewerbers, strafrechtlich bisher nicht in Erscheinung 
getreten zu sein, künftig auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) erbracht werden kann. Diese 
Erklärung dient dem Schutz der Behörde. Hierfür ist jedoch primär der Inhalt der Erklärung 
maßgeblich und nicht deren Form. Auch der Bewerber selbst wird nicht benachteiligt. Eine 
Übereilung bei der Aussage ist unwahrscheinlich, weil für das Bewerbungsverfahren u.a. auch 
ein polizeiliches Führungszeugnis beantragt werden muss. § 3 Abs. 3 Nr. 4 der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung Berg- und Markscheidefach ergänzt dieses lediglich. Durch die Bean-
tragung eines Führungszeugnisses ist dem Bewerber die Wichtigkeit seiner Erklärung jedoch 
bereits bewusst. 
 
Zu Nr. 2 (§ 9 Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markscheidefach) 
§ 9 Abs. 2 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markscheidefach soll sicherstel-
len, dass der Behörde die fachbezogenen Inhalte der Reise mitgeteilt werden. Die Änderung 
bewirkt, dass der Bericht auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) vorgelegt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 16 Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markscheidefach) 
Die Änderung in § 16 Abs. 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berg- und Markscheide-
fach bewirkt, dass die Übersendung des Schreibens auch elektronisch (z. B. per E-Mail) erfol-
gen kann, solange der Empfang sichergestellt wird. 
 
 
Zu Artikel 8 (Verordnung über die Beiräte für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaus-
siedlerfragen (Beiräteverordnung)) 
 
Die Änderung des § 6 Abs. 2 der Verordnung über die Beiräte für Vertriebenen-, Flüchtlings- 
und Spätaussiedlerfragen (Beiräteverordnung) bewirkt, dass der Verzicht auf die Mitglied-
schaft im Landesbeirat künftig auch elektronisch (also z.B. per E-Mail) angezeigt werden kann. 
Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation des Ausscheidens aus dem 
Landesbeirat kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht wer-
den. 
 
 
Zu Artikel 9 (Verordnung zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes) 
 
Die Information des Regionalrates erfolgt zu Beginn eines Regionalplanverfahrens. Mit fort-
schreitender Digitalisierung der Verwaltung sind die zu bereitstellenden Planunterlagen auch 
vermehrt in digitaler Form verfügbar, sodass diese auch elektronisch (z. B. per E-Mail) über-
mittelt werden können. 
 
 
Zu Artikel 10 (Erstes Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes) 
 
Die Änderung in § 16 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes bewirkt, dass die Beantragung der Pflegeerlaubnis künftig auch 
elektronisch (also z. B. per E-Mail) möglich ist. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht ge-
boten. Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der Antragstellung 
kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
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Zu Artikel 11 (Fünftes Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes) 
 
Die Änderung in § 4 Abs. 2 Satz 5 des Fünften Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes bewirkt, dass der Bescheid der Landesstelle NRW an das Jugendamt 
über die Zuweisung unbegleiteter ausländischer Minderjähriger künftig auch elektronisch mög-
lich ist. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht geboten. Das Ziel einer dauerhaften und 
nachvollziehbaren Dokumentation der Zuweisung kann auch im Rahmen eines geeigneten 
elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 12 (Verordnung über die Schiedsstellen nach § 78 g SGB VIII - Kinder- und 
Jugendhilfe - (Schiedsstellenverordnung) 
 
Zu Nr. 1 und 2 (§§ 3, 5 und 7 der Schiedsstellenverordnung) 
Die Änderung in § 3 Absatz 1 und 4 Satz 3, § 5 Absatz 3 Satz 1 sowie § 7 Absatz 1der Ver-
ordnung über die Schiedsstellen nach § 78 g SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe - (Schieds-
stellenverordnung) bewirkt, dass die Bestellung der Mitglieder gegenüber der Geschäftsstelle, 
die Bereiterklärung der Amtsübernahme von Vorsitzenden und Stellvertretungen der Schieds-
stelle gegenüber dem zuständigen Landschaftsverband, Niederlegungen des Amtes durch 
Mitglieder der Schiedsstelle gegenüber der Geschäftsstelle sowie die Aufforderung zur Auf-
nahme von Verhandlungen über eine Vereinbarung nach § 78 b Abs. 1 SGB VIII künftig auch 
elektronisch möglich ist. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht geboten. Das Ziel einer 
dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der genannten Handlungen kann auch im 
Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 13 (Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen) 
 
Zu Nr. 1 und 2 (§§ 3 und 33 des Abschiebehaftvollzugsgesetz NRW) 
Die Änderung in § 3 Abs. 2 Satz 1 und § 33 Absatz 5 Satz 3 des Abschiebungshaftvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen bewirkt, dass das Aufnahmeersuchen der zuständigen Be-
hörde bzw. die Tagesordnung für den Beirat künftig auch in elektronischem Format vorliegen 
kann. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht geboten. Das Ziel einer dauerhaften und 
nachvollziehbaren Dokumentation kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen 
Formats erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 14 (Gesetz über die Sicherheit in Häfen und Hafenanlagen im Land Nordrhein-
Westfalen) 
 
Die Änderungen in § 19 Abs. 6 und Abs. 8 des Gesetzes über die Sicherheit in Häfen und 
Hafenanlagen im Land Nordrhein-Westfalen bewirkt, dass der Bescheid über die Zuverlässig-
keit schriftlich oder elektronisch erfolgen kann. Eine Unterschrift ist entbehrlich. 
 
 
Zu Artikel 15 (Straßen- und Wegegesetz NRW) 
 
In Zukunft soll es möglich sein, dass die Straßenbaubehörde den Betroffenen die Anlage von 
Einrichtungen zum Schutze der Straße vor nachteiligen Einwirkungen der Natur (z.B. Schnee-
verwehungen, Steinschlag, Überschwemmungen) sowie die Durchführung von Beseitigungen 
von Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht fest verbun-
denen Einrichtungen, wenn sie die Verkehrssicherheit beeinträchtigen, vor der Aufnahme auch 
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elektronisch (also z. B. per E-Mail) anzeigen kann. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht 
geboten. 
 
 
Zu Artikel 16 (Änderung des Landesgleichstellungsgesetzes) 
 
Zu Nr. 1 (§ 18 Absatz 2 Satz 4 LGG) 
Die Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 4 LGG bewirkt, dass die Gleichstellungsbeauftragte auch 
ihre Stellungnahme auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) beifügen kann, wenn eine Maß-
nahme einer anderen Dienststelle zur Entscheidung vorgelegt wird. Eine Namensunterschrift 
ist insoweit nicht erforderlich. Das Ziel der dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation 
der Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten gegenüber der anderen Dienststelle kann 
auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
Zu Nr. 2 (§ 13, § 18 Absatz 2 Satz 7 und § 19 LGG) 
Die Änderung in § 13 Absatz 3 Satz 3 LGG bewirkt, dass die Ablehnung eines Teilzeitantrags 
aus familiären Gründen im Einzelfall zukünftig auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) be-
gründet werden darf. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforderlich. Das Ziel einer 
dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der die Ermessensentscheidung tragen-
den Gründe gegenüber der antragstellenden Person kann auch im Rahmen eines geeigneten 
elektronischen Verfahrens erreicht werden.  
 
Die Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 7 LGG bewirkt, dass die Dienststelle zukünftig auch elekt-
ronisch (also z. B. per E-Mail) der Gleichstellungsbeauftragten darlegen darf, dass sie beab-
sichtigt, eine Entscheidung zu treffen, die dem Inhalt der Stellungnahme der Gleichstellungs-
beauftragten entgegensteht. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforderlich. Das Ziel 
der dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der beabsichtigten Entscheidung der 
Dienststelle gegenüber der Gleichstellungsbeauftragten kann auch im Rahmen eines geeig-
neten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
Die Änderung in § 19 Absatz 1 Satz 4 LGG bewirkt, dass die Entscheidung der Dienststelle 
über den Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten zukünftig auch elektronisch (also z. B. 
per E-Mail) ergehen darf. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforderlich. Das Ziel der 
dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der Widerspruchsentscheidung gegen-
über der Gleichstellungsbeauftragten kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen 
Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 17 (Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2, zweites Einstiegsamt des agrarwirtschaftlichen Dienstes im Land Nord-
rhein-Westfalen 
 
Die Kenntnisnahme der Agrarreferendare der mündlichen Prüfungstermine muss sicherge-
stellt sein. Dies kann durch schriftlichen Mitteilung, aber auch über eine geeignete elektroni-
sche Mitteilung erfolgen. Da es sich um eine überschaubare Anzahl von Referendaren handelt, 
zu denen in der Ausbildung enger Kontakt besteht, sollte der elektronische Austausch der 
Regelfall sein und damit unproblematisch. 
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Zu Artikel 18 (Gesetzes zur Bildung integrierter Untersuchungsanstalten für Bereiche 
des Verbraucherschutzes 
 
Die nach § 9 Absatz 1 Satz 1 IUAG NRW erforderlichen Einladungen zu Sitzungen des Ver-
waltungsrates können sowohl schriftlich als auch elektronisch erfolgen. Eine Namensunter-
schrift ist insoweit nicht erforderlich. 
 
 
Zu Artikel 19 (Weinrechtsdurchführungsverordnung) 
 
Die nach § 17 Absatz 1 zu tätigenden Meldungen können sowohl schriftlich als auch elektro-
nisch abgegeben werden. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforderlich. 
 
 
Zu Artikel 20 (Verordnung über Sachverständige und Untersuchungsstellen für Boden-
schutz und Altlasten 
 
Das Schriftformerfordernis ist verzichtbar, die formlose Durchführung der jeweiligen Verfahren 
ist angemessen. 
 
 
Zu Artikel 21 (Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz) 
 
Die Vereinbarung zwischen Oberer und Unterer Umweltschutzbehörde über den vorgezoge-
nen Zuständigkeitsübergang kann künftig auch formlos erfolgen. Die bisherige Anordnung der 
Schriftform diente lediglich der Dokumentation des Zuständigkeitsübergangs. Da eine entspre-
chende behördliche Vereinbarung ohnehin im Verwaltungsvorgang zu dokumentieren und ak-
tenkundig zu machen ist, bedarf es nicht zusätzlich eines formellen Schriftformerfordernisses. 
 
 
Zu Artikel 22 (Landes-Immissionsschutzgesetz) 
 
Die Anzeige des Abbrennens eines Feuerwerks oder Feuerwerkskörpers kann gegenüber der 
örtlichen Ordnungsbehörde sowohl schriftlich als auch elektronisch erfolgen. Eine Namensun-
terschrift ist insoweit nicht erforderlich. Die bislang allein vorgesehene Schriftform diente der 
nachvollziehbaren Dokumentation und Prüfung des Vorgangs. Diesen Erfordernissen kann 
auch durch ein geeignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden (z.B. einfa-
che E-Mail). 
 
 
Zu Artikel 23 (Landesabfallgesetz) 
 
Das Schriftformerfordernis ist verzichtbar, die formlose Durchführung der jeweiligen Verfahren 
ist angemessen. 
 
 
Zu Artikel 24 (Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverbandsgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 6 Abs. 2 S. 1 und § 15 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 6 Absatz 2 Satz 1 wird bewirkt, dass eine freiwillige Mitgliedschaft künftig 
auch elektronisch beantragt werden kann. 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass die Vorstandssitzung künftig auch 
elektronisch beantragt werden kann. 
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Zu Nr. 2 (§ 15 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch elektronisch gefasst werden 
können. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 3 S. 3 und § 21 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 3 Satz 3 wird bewirkt, dass die Vorstandsmitglieder sich 
künftig auch elektronisch untereinander bevollmächtigen können. 
Mit der Änderung in § 21 Satz 1 wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektro-
nisch erfolgen können. 
 
 
Zu Artikel 25 (Aggerverbandgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 26 (Eifel-Rur-Verbandsgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33 Abs. 1 S. 1)  
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
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Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 27 (Emschergenossenschaftsgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 32 Abs. 1 S. 1)  
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 6 Abs. 5 S. 2 und § 14 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 6 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 14 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 14 Abs. 2 S. 3 und § 17 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 14 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 17 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 14 Abs. 12 S. 2 und § 17 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 14 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 17 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 28 (Gesetz über den Erftverband) 
 
Zu Nr. 1 (§ 50) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 8 Abs. 5 S. 1 und § 22 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 8 Abs. 5 S. 1 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
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Mit der Änderung des § 22 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§§ 9 Abs. 2 S. 1, 11 Abs. 2 S. 1, 16 Abs. 7 S. 4, 22 Abs. 2 S. 3 und 26 Abs. 2 S. 
2) 
Mit der Änderung in § 9 Absatz 2 Satz 1 wird bewirkt, dass der Grundbesitzer künftig auch 
elektronisch verständigt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 11 Absatz 2 Satz 1 wird bewirkt, dass der durch Nachteile Betroffene 
diese dem Verband und dem Verursacher künftig elektronisch anzeigen kann. 
 
Mit der Änderung in § 16 Absatz 7 Satz 4 wird bewirkt, dass die Mitglieder einer Gruppe einem 
Wahlvorschlag künftig auch elektronisch zustimmen können. 
 
Mit der Änderung in § 22 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Delegier-
tenversammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 26 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 22 Abs. 12 S. 2 und § 26 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 22 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 26 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 29 (Linksrheinisches Entwässerungs-Genossenschafts-Gesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Genossen-
schaftsversammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Genossen-
schaftsrates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
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Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 30 (Lippeverbandsgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 31 (Niersverbandgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
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Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 32 (Ruhrverbandgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 33 (Wupperverbandgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 33) 
Mit der Änderung wird bewirkt, dass Bekanntmachungen künftig auch elektronisch erfolgen 
können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 S. 2 und § 15 Abs. 12 S. 1) 
Mit der Änderung des § 7 Abs. 5 S. 2 wird bewirkt, dass der Bescheid künftig auch elektronisch 
zugestellt werden kann. 
 
Mit der Änderung des § 15 Abs. 12 S. 1 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 15 Abs. 2 S. 3 und § 18 Abs. 2 S. 2) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 2 Satz 3 wird bewirkt, dass eine Einberufung der Verbands-
versammlung künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
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Mit der Änderung in § 18 Absatz 2 Satz 2 wird bewirkt, dass eine Einberufung des Verbands-
rates künftig auch elektronisch beantragt werden kann. 
 
Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 12 S. 2 und § 18 Abs. 6 S. 1) 
Mit der Änderung in § 15 Absatz 12 Satz 2 wird bewirkt, dass die Stimmabgabe künftig auch 
elektronisch durchgeführt werden kann. 
 
Mit der Änderung in § 18 Absatz 6 Satz 1 wird bewirkt, dass die Beschlüsse künftig auch 
elektronisch gefasst werden können. 
 
 
Zu Artikel 34 (Tierseuchenbekämpungsverordnung) 
 
Zu Nr. 1 und 2 (§ 1) 
Die in verschiedenen Absätzen des § 1 geregelten Meldepflichten für Tierhalter können sowohl 
schriftlich als auch elektronisch erfolgen. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforder-
lich. 
 
 
Zu Artikel 35 (Verordnung zur Durchführung des Landesnaturschutzgesetzes) 
 
Mit der Neuregelung wird die elektronische Aufforderung zur Unterbreitung von Vorschlägen 
für die Wahl der Mitglieder der Beiräte bei den Naturschutzbehörden ausdrücklich zugelassen. 
Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforderlich. Die Änderung dient dazu, die Kommu-
nikation zwischen den unteren Naturschutzbehörden und den vorschlagsberechtigten Vereini-
gungen zu beschleunigen und zu erleichtern. 
 
 
Zu Artikel 36 (Landesjagdgesetz Nordrhein-Westfalen) 
 
Zu Nr. 1 (§ 22) 
Mit der Neuregelung wird die elektronische jährliche Meldung des Abschusses erlegten Rot-
wildes gemäß Landesjagdgesetz ausdrücklich zugelassen und tritt gleichberechtigt neben die 
bisherige schriftliche Form. Dies vereinfacht die Meldung für die Jagdausübungsberechtigten. 
Die Formulierung verdeutlicht zudem, dass eine Verschriftlichung erforderlich und eine münd-
liche oder fernmündliche Erklärung nicht ausreichend ist. Die technikoffene Regelung „schrift-
lich oder elektronisch“ schließt sowohl das derzeit bekannte Verfahren als auch künftige, der-
zeit nicht bekannte elektronische Verfahren ein. Die zuständige Behörde kann ohne gesetzli-
che Verpflichtung zur Nutzung eines bestimmten elektronischen Verfahrens nach pflichtgemä-
ßen Ermessen beurteilen, welche Form sie für erforderlich hält.  
 
Zu Nr. 2 (§ 39) 
Mit der Neuregelung in § 39 Absatz 1 des Landesjagdgesetzes wird die elektronische Abgabe 
eines Gutachtens ausdrücklich zugelassen und tritt gleichberechtigt neben die bisherige 
schriftliche Form. Die Formulierung verdeutlicht zudem, dass eine Verschriftlichung erforder-
lich und eine mündliche oder fernmündliche Erklärung nicht ausreichend ist. Die technikoffene 
Regelung „schriftlich oder elektronisch“ schließt sowohl das derzeit bekannte Verfahren als 
auch künftige, derzeit nicht bekannte elektronische Verfahren ein. Die zuständige Behörde 
kann ohne gesetzliche Verpflichtung zur Nutzung eines bestimmten elektronischen Verfahrens 
nach pflichtgemäßen Ermessen beurteilen, welche Form sie für erforderlich hält.  
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Zu Artikel 37 (Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung) 
 
Mit der Neuregelung in § 15 Absatz 4 der Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung wird 
der elektronische Erhalt des Ablehnungsbescheides ausdrücklich zugelassen und tritt gleich-
berechtigt neben die bisherige schriftliche Form. Die Formulierung verdeutlicht zudem, dass 
eine Verschriftlichung aufgrund der Notwendigkeit einer Rechtsbehelfsbelehrung erforderlich 
ist. Eine mündliche oder fernmündliche Erklärung ist ebenfalls nicht ausreichend. Die technik-
offene Regelung „schriftlich oder elektronisch“ schließt sowohl das derzeit bekannte Verfahren 
als auch künftige, derzeit nicht bekannte elektronische Verfahren ein. Die zuständige Behörde 
kann ohne gesetzliche Verpflichtung zur Nutzung eines bestimmten elektronischen Verfahrens 
nach pflichtgemäßen Ermessen beurteilen, welche Form sie für erforderlich hält.  
 
 
Zu Artikel 38 (Landesfischereigesetz)  
 
Mit der Neuregelung wird die elektronische Ausstellung von Fischereierlaubnisscheinen im 
Landesfischereigesetz ausdrücklich zugelassen und tritt gleichberechtigt neben die bisherige 
schriftliche Form. Dies vereinfacht die Erteilung von Fischereierlaubnisscheinen für die Inha-
ber bzw. Pächter des Fischereirechts und ermöglicht ihnen die zunehmend nachgefragte Aus-
stellung von online-Fischereierlaubnissen.  
 
 
Zu Artikel 39 (Landesfischerverordnung) 
 
Mit der Neuregelung in § 38 Absatz 1 des Landesfischereigesetzes wird die elektronische 
Ausstellung von Fischereierlaubnisscheinen ausdrücklich zugelassen und tritt gleichberechtigt 
neben die bisherige schriftliche Form. Dies macht die Klarstellung erforderlich, dass bei elekt-
ronisch ausgestellten Fischereierlaubnissen die im Vordruck vorgesehene Unterschriftenzeile 
entfällt. Um Missbrauch bei der Ausstellung von online-Fischereierlaubnissen vorzubeugen, 
bleibt es im Übrigen bei den bisherigen Anforderungen des § 22 der Landesfischereiverord-
nung.  
 
 
Zu Artikel 40 (Arbeitszeitverordnung) 
 
Mit der Änderung in § 10 Abs. 1 AZVO wird bewirkt, dass die Anordnung oder Genehmigung 
der Mehrarbeit auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) erklärt werden kann. Die bislang aus-
schließliche Anordnung der Schriftform diente der nachvollziehbaren und dauerhaften Doku-
mentation. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein geeignetes elektronisches Verfahren 
Rechnung getragen werden. 
 
 
Zu Artikel 41 (Arbeitszeitverordnung Feuerwehr) 
 
Durch das Einfügen der Formulierung „oder elektronisch“ ist künftig an Stelle einer vormals 
ausschließlich schriftlichen auch eine elektronische Verfahrensabwicklung zulässig. 
 
 
Zu Artikel 42 (Lehrverpflichtungsverordnung DHPol) 
 
Die Änderung in § 5 Abs. 2 DHPol LVVO bewirkt, dass der Bericht über die Erfüllung der 
Lehrverpflichtungen künftig auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) vorgelegt werden kann. 
Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht geboten. Das Ziel einer dauerhaften und 
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nachvollziehbaren Dokumentation der Erfüllung der Lehrverpflichtungen kann auch im Rah-
men eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 43 (Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurinnen und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen 
 
Zu Nr. 1 (§ 5) 
Durch die Notwendigkeit der Vorlage der Versicherungsbestätigung kann die in § 5 Absatz 5 
DVOzÖbVIG NRW a.F. geforderte schriftliche Mitteilung entfallen. 
 
Zu Nr. 2 (§ 11) 
Im Hinblick auf die geänderten Anforderungen durch das EGovG NRW wurden die Formulie-
rungen des § 11 Absätze 2 bis 5 DVOzÖbVIG NRW angepasst.  
 
Im Absatz 2 wurde die Form der Kommunikation gestrichen, da diese im nachfolgenden Ab-
satz 3 konkretisiert wird.  
 
Für die Stellungnahme des ÖbVI nach Absatz 4 und für die Bekanntgabe nach Absatz 5 Satz 
1, dass keine Ahndungsmaßnahme eingeleitet wird, ist eine schwächere Form ausreichend. 
Daher genügt es, wenn der Antrag und der Bericht nur dauerhaft fixiert, aber ohne Unterschrift 
und elektronische Signatur „schriftlich oder elektronisch“ (abgrenzend zur Formulierung ge-
mäß § 3a VwVfG NRW in „schriftlicher Form“) übermittelt werden; d. h. das Format E-Mail 
genügt. 
 
 
Zu Artikel 44 (Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Landesvermessung 
und das Liegenschaftskataster) 
 
Im Hinblick auf § 14 Abs. 4 ist es überflüssig, ein Online-Verfahren ausdrücklich zuzulassen. 
Jeder Kommunikationsweg, der eine Überprüfung des berechtigten Interesses zulässt, genügt 
den Anforderungen des VermKatG NRW. 
 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 ist zudem entbehrlich, da sein Regelungsinhalt in § 28 der Verordnung 
enthalten ist. 
 
 
Zu Artikel 45 (Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW) 
 
Die Änderungen in § 16 Abs. 5 Satz 2 und § 16a Abs. 6 Satz 2 FrUrlV NRW bewirken, dass 
die jeweiligen Freistellungsanträge (nach § 3 des Pflegezeitgesetzes und § 2 des Familien-
pflegezeitgesetzes) künftig auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) gestellt werden können. 
Die Änderung in § 19 Abs. 5 FrUrlV NRW bewirkt, dass die Anerkennung des Urlaubs ohne 
Besoldung künftig ebenso elektronisch erfolgen kann. Die Anordnung der Schriftform dient der 
nachvollziehbaren und dauerhaften Dokumentation der Anträge bzw. der Anerkennung. Ent-
scheidend ist, dass die Erklärung fixiert wird, d.h. dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt 
und auch später noch verwendet bzw. überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann 
auch durch ein geeignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

308 

Zu Artikel 46 (Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen) 
 
Nach Inkrafttreten des IFG NRW wurde in § 3a Absatz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 
(VwVfG NRW) der Begriff der „elektronischen Form“ legal definiert. Unter der elektronischen 
Form ist der Schriftformersatz durch Verbindung eines Dokuments mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur (§ 3a Absatz 2 Satz 2 VwVfG NRW) bzw. durch die in § 3a Absatz 2 
Satz 4 VwVfG NRW genannten Möglichkeiten zu verstehen. 
 
Da durch die Verwendung der Wörter „in elektronischer Form“ kein Schriftformersatz im Sinne 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, sondern in § 5 Absatz 1 Satz 2 nur eine alternative Form 
der Antragstellung neben der Schriftform und der mündlichen Antragstellung bzw. in § 12 Satz 
3 eine alternative Form der Erfüllung der Veröffentlichungspflicht eröffnet wird, erfolgt eine 
klarstellende Anpassung des Wortlautes. Mit dem künftigen Wortlaut „elektronisch“ soll ohne 
Änderung des bisherigen Inhalts im IFG NRW ein Missverständnis mit dem inzwischen legal 
definierten Begriff im Verwaltungsverfahrensgesetz vermieden werden. 
 
 
Zu Artikel 47 (Landesbeamtengesetz) 
 
Mit den Änderungen wird bewirkt, dass die entsprechenden Verfahrensabläufe auch elektro-
nisch (also z. B. per E-Mail) erfolgen können. Die bislang ausschließliche Anordnung der 
Schriftform diente der nachvollziehbaren und dauerhaften Dokumentation. Diesem Erfordernis 
kann auch durch ein geeignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
 
Zu Artikel 48 (Gesetz zur Ausführung der Insolvenzordnung) 
 
Die Änderung in § 3 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung bewirkt, 
dass die Beantragung der Anerkennung als geeignete Stelle im Sinne des § 305 Absatz 1 
Nummer 1 der Insolvenzordnung künftig auch elektronisch möglich ist. Eine Namensunter-
schrift ist insoweit nicht geboten. Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumen-
tation der Antragstellung kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens 
erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 49 (Landespersonalvertretungsgesetz) 
 
§ 66 regelt das Verfahren zwischen Personalrat und Dienststelle bei mitbestimmungspflichti-
gen Maßnahmen. Die Anordnung der Schriftform dient der nachvollziehbaren und dauerhaften 
Dokumentation der jeweiligen Erklärung. Entscheidend ist, dass die Erklärung fixiert wird, d.h. 
dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und auch später noch verwendet bzw. überprüft 
werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein geeignetes elektronisches Verfah-
ren Rechnung getragen werden. 
 
Die Änderung in § 67 Abs. 4 bewirkt, dass den Beteiligten im Rahmen der Sitzung der Eini-
gungsstelle auch Gelegenheit gegeben wird, sich auf elektronischem Wege zu äußern. Die 
Änderung ist angemessen und zeitgemäß. 
 
Die Änderung in § 69 Abs. 2 Satz 4 bewirkt, dass die Dienststelle dem Personalrat ihre Ent-
scheidung, warum sie den Einwendungen des Personalrats nicht oder nicht in vollem Umfang 
folgt, künftig auch elektronisch (also z. B. per E-Mail) mitteilen kann. Die Anordnung der Schrift-
form dient der nachvollziehbaren und dauerhaften Dokumentation der Erklärung. Entschei-
dend ist, dass die Erklärung fixiert wird, d.h. dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und 
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auch später noch verwendet bzw. überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch 
durch ein geeignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
 
Zu Artikel 50 (Nebentätigkeitsverordnung) 
 
Die Änderung in § 6 Abs. 1 Satz 5 NtV bewirkt, dass die Beamtin oder der Beamte nachträgli-
che Änderungen der im Genehmigungsantrag enthaltenen Angaben künftig auch elektronisch 
(also z. B. per E-Mail) anzeigen kann. Die Anordnung der Schriftform dient der nachvollzieh-
baren und dauerhaften Dokumentation der Änderungsanzeige. Entscheidend ist, dass die Er-
klärung fixiert wird, d.h. dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und auch später noch 
verwendet bzw. überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein geeigne-
tes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
Die Änderung in § 10 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 NtV bewirkt, dass die Anzeigepflicht künftig auch 
elektronisch (also z. B. per E-Mail) erfolgen kann. Die Anordnung der Schriftform dient der 
nachvollziehbaren und dauerhaften Dokumentation der Anzeige. Entscheidend ist, dass die 
Erklärung fixiert wird, d.h. dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und auch später noch 
verwendet bzw. überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein geeigne-
tes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
 
Zu Artikel 51 (Gesetz über die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und -
ingenieure in Nordrhein-Westfalen) 
 
Im Hinblick auf die geänderten Anforderungen durch das EGovG NRW wurden die Formulie-
rungen angepasst.  
 
Bei den Beantragungs- und Berichtsformen nach Absatz 2 Satz 1 und 3 ist eine schwächere 
Form ausreichend, da die Konsequenzen letztlich in dem Verwaltungsakt nach Absatz 1 mün-
den. Daher genügt es, wenn der Antrag und der Bericht nur dauerhaft fixiert, aber ohne Unter-
schrift oder elektronischer Signatur „schriftlich oder elektronisch“ (abgrenzend zur Formulie-
rung gemäß § 3a VwVfG NRW in „schriftlicher Form“) übermittelt werden; d. h. das Format E-
Mail genügt. 
 
 
Zu Artikel 52 (Verordnung über die Prüfungen zum nachträglichen Erwerb schulischer 
Abschlüsse der Sekundarstufe I (PO-SI-WbG) an Einrichtungen der Weiterbildung) 
 
Die Änderung des § 37 Absatz 1 Satz 1 bewirkt, dass Teilnehmende künftig Widersprüche 
auch elektronisch (also z.B. per E.-Mail) einlegen können. Eine Namensunterschrift ist insoweit 
nicht geboten. Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation des Wider-
spruchs kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden.  
 
 
Zu Artikel 53 (Änderung der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen nach § 123 
des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen) 
 
Die Verordnung schließt eine formlose Abwicklung nicht aus. Insofern kann die Vorgabe in § 
4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 3 Satz 2 entfallen, dass eine schriftliche Anregung 
zu erfolgen hat. Dies trägt zur Verwaltungsvereinfachung bei. 
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Zu Artikel 54 (Änderung des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes) 
 
§ 23 regelt das Verfahren zwischen Richtervertretung und Dienststelle bei mitbestimmungs-
pflichtigen Maßnahmen. Die Anordnung der Schriftform dient der nachvollziehbaren und dau-
erhaften Dokumentation der jeweiligen Erklärung. Entscheidend ist, dass die Erklärung fixiert 
wird, d. h., dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und auch später noch verwendet bzw. 
überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein geeignetes elektronisches 
Verfahren Rechnung getragen werden.  
 
Die Änderung in § 24 Absatz 4 Satz 3 bewirkt, dass den Beteiligten im Rahmen der Sitzung 
der Einigungsstelle auch Gelegenheit gegeben wird, sich auf elektronischem Wege zu äußern. 
Die Änderung ist angemessen und zeitgemäß. 
 
Die Änderung in § 26 Absatz 2 Satz 3 bewirkt, dass die Dienststelle der Richtervertretung ihre 
Entscheidung, weshalb sie den Einwendungen der Richtervertretung nicht oder nicht in vollem 
Umfang folgt, künftig auch elektronisch mitteilen kann. Die Anordnung der Schriftform dient 
der nachvollziehbaren und dauerhaften Dokumentation der Erklärung. Entscheidend ist, dass 
die Erklärung fixiert wird, d. h., dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und auch später 
noch verwendet bzw. überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein ge-
eignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. Die Änderung ist angemessen 
und zeitgemäß.  
 
§ 65 Absatz 2 Satz 1 legt fest, dass der Präsidialrat in den dort näher benannten Fällen eine 
schriftlich begründete Stellungnahme über die persönliche und fachliche Eignung der Bewer-
berin oder des Bewerbers abgibt. Die Schriftform ist durch höherrangiges Recht (§ 75 Absatz 
1 Satz 2 DRiG) vorgegeben und ist daher nicht verzichtbar. Diesem Erfordernis kann auch 
durch ein geeignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. Die Änderung ist 
angemessen und zeitgemäß. 
 
 
Zu Artikel 55 (Juristenausbildungsgebührenordnung) 
 
§ 56a des Gesetzentwurfs des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Juristenausbildungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen (LT-Drucksache 17/13357) sieht vor, dass zukünftig der Antrag 
auf erneute Prüfung zum Zwecke der Notenverbesserung in der zweiten juristischen Staats-
prüfung auch auf elektronischem Wege gestellt werden kann. In konsequenter Umsetzung des 
Verzichts auf die Schriftform bei Antragstellung zum Notenverbesserungsversuch kann auch 
die Aufforderung zur Einzahlung des Vorschusses zukünftig auf elektronischem Wege erfol-
gen. 
 
Bedarf es zukünftig nicht mehr des Schriftformerfordernisses bei einem Antrag auf erneute 
Prüfung zum Zwecke der Notenverbesserung in der zweiten juristischen Staatsprüfung (siehe 
zuvor), so ist es folgerichtig, zukünftig auch den Verzicht einer Fortsetzung des Versuchs auf 
elektronischem Wege erklären zu können. 
 
 
Zu Artikel 56 (Verordnung Qualifizierungsaufstieg Steuer - VOQualiASt) 
 
Zu Nummer 1 und 2 (§ 6) 
Die Änderungen bewirken, dass Prüfungsleistungen im Rahmen der Aufstiegsprüfung künftig 
auch elektronisch erfolgen können. Die Anordnung der Schriftform dient der nachvollziehbaren 
und dauerhaften Dokumentation der erbrachten Leistungen während der praktischen Ausbil-
dung sowie der Erleichterung der Beweisführung. Entscheidend ist, dass die Bewertung fixiert 
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wird, d. h., dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt und auch später noch verwendet bzw. 
überprüft werden kann. Diesen Erfordernissen kann auch durch ein geeignetes elektronisches 
Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
 
Zu Artikel 57 (Finanzfachhochschul-Leistungsbezügeverordnung – FHFLeistBVO 
 
Die Änderung bewirkt, dass die Entscheidung über die Vergabe von Leistungsbezügen den 
Betroffenen künftig auch elektronisch bekannt gegeben werden kann. Die Anordnung der 
Schriftform dient der nachvollziehbaren und dauerhaften Dokumentation. Entscheidend ist, 
dass die Entscheidung dokumentiert wird, d. h., dass sie dauerhaft und lesbar erhalten bleibt. 
 
 
Zu Artikel 58 (Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen) 
 
Die Änderung in § 5 bewirkt, dass die Ablehnung zur Führung eines Girokontos seitens der 
Sparkasse auch elektronisch (z.B. per E-Mail) mitgeteilt und begründet werden kann. Das Ziel 
der Norm, dass die Ablehnung der antragstellenden Person gegenüber auch begründet wird, 
kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 59 (Landesumzugskostengesetz) 
 
Die Beantragung von Auslagenersatz kann künftig auch elektronisch erfolgen. Das Ziel einer 
dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der Antragstellung wird auch mit einem 
geeigneten elektronischen Verfahren erreicht. Andere Anforderungen als an die Beantragung 
von Umzugskostenvergütung, die bereits auch elektronisch erfolgen kann, sind nicht erforder-
lich. 
 
 
Zu Artikel 60 (Trennungsentschädigungsverordnung) 
 
Die Beantragung von Trennungsentschädigung kann künftig auch elektronisch erfolgen. Das 
Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation der Antragstellung wird auch mit 
einem geeigneten elektronischen Verfahren erreicht. Andere Anforderungen als an die Bean-
tragung von Reisekostenvergütung, die bereits auch elektronisch erfolgen kann, sind nicht er-
forderlich. 
 
 
Zu Artikel 61 (Dienstwohnungsverordnung) 
 
Die Entscheidung über die Höhe der Dienstwohnungsvergütung kann künftig auch elektro-
nisch bekanntgegeben werden. Die Entscheidung über die Höhe der Dienstwohnungsvergü-
tung ist ein Verwaltungsakt. Nach § 37 Verwaltungsverfahrensgesetz können Verwaltungsakte 
schriftlich, elektronisch, in besonderen Fällen auch mündlich oder in anderer Weise erlassen 
werden. Gründe für eine hiervon abweichende zwingende Schriftform für die Festsetzung der 
Dienstwohnungsvergütung sind nicht ersichtlich. 
 
 
Zu Artikel 62 (Bau- und Liegenschaftsbetriebsgesetz) 
 
Die Erklärung des für Bauangelegenheiten zuständigen Ministeriums kann schriftlich oder 
elektronisch erfolgen. Eine Namensunterschrift ist insoweit nicht erforderlich. Die Änderung 
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dient dazu, die Kommunikation zwischen dem für Bauen zuständigen Ministerium und dem 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb zu beschleunigen und zu erleichtern. 
 
 
Zu Artikel 63 (Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen) 
 
Die Änderung des § 26 Absatz 3 Satz 1 bewirkt, dass der Hinweis der Landesanstalt für Me-
dien auch elektronisch mitgeteilt werden kann. Hierbei handelt es sich um eine Erleichterung 
bei der Übermittlung der relevanten Informationen; weitere Änderungen gegenüber der bisher 
geltenden Rechtslage sind damit nicht verbunden. 
 
Die Änderung des § 36 Absatz 7 Satz 2 bewirkt, dass die Beschwerde gegen die Ablehnung 
der Ausstrahlung der Landesanstalt für Medien auch elektronisch mitgeteilt werden kann. Hier-
bei handelt es sich um eine Erleichterung bei der Übermittlung der relevanten Informationen; 
weitere Änderungen gegenüber der bisher geltenden Rechtslage sind damit nicht verbunden. 
 
Die Änderung des § 85 Absatz 3 Satz 1 bewirkt, dass zulassungsfreie Rundfunkprogramme in 
Wohnanlagen der Landesanstalt für Medien auch elektronisch mitgeteilt werden können. Hier-
bei handelt es sich um eine Erleichterung bei der Übermittlung der relevanten Informationen; 
weitere Änderungen gegenüber der bisher geltenden Rechtslage sind damit nicht verbunden. 
 
 
Zu Artikel 64 (Gesetz zur Ausführung des Transplantationsgesetzes) 
 
Zu Nr. 1 (§ 4) 
Die Änderung des § 4 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes zur Ausführung des Transplantati-
onsgesetzes (AG-TPG) bewirkt, dass die Transplantationsbeauftragten insbesondere darauf 
hinzuwirken haben, dass Handlungsanweisungen für den Ablauf einer Organspende in Ent-
nahmekrankenhäuser sowohl schriftlich als auch elektronisch vorliegen. 
 
Zu Nr. 2 (§ 3 und § 5) 
Die Änderung des § 3 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Transplantationsge-
setzes (AG-TPG) bewirkt, dass die Entscheidung über die gutachterliche Stellungnahme der 
Kommission sowohl schriftlich als auch elektronisch bekannt gegeben werden kann. 
 
Die Änderung des § 5 des Gesetzes zur Ausführung des Transplantationsgesetzes (AG-TPG) 
bewirkt, dass der Krankenhausträger dem für Gesundheit zuständigen Ministerium oder des-
sen Beauftragten die verlangte Auskunft sowohl schriftlich als auch elektronisch erteilen kann. 
 
Zu Artikel 65 (Verordnung über die Gewährung der Pauschale zur Beteiligung an den 
Schulkosten für die Ausbildung von Altenpflegerinnen und Altenpflegern) 
 
Die Änderung des § 4 Absatz 2 der Verordnung über die Gewährung der Pauschale zur Be-
teiligung an den Schulkosten für die Ausbildung von Altenpflegerinnen und Altenpflegern vom 
27. Februar 2015 bewirkt, dass der Antrag auf Gewährung der Schulkostenpauschale auch 
auf elektronischem Wege gestellt werden kann.  
 
 
 
 
 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=29685
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=29685


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15478 

 
 

313 

Zu Artikel 66 (Verordnung zur Ausführung des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-
Westfalen und nach § 8a SGB XI) 
 
Zu Nr. 1 (§ 25) 
Die Änderung des § 25 Absatz 1 Satz 1 der APG DVO NRW bewirkt, dass der der Antrag 
sowohl schriftlich als auch elektronisch eingereicht werden kann. 
 
Zu Nr. 2 (§ 30 und § 31) 
Die Änderung des § 30 Absatz 5 der Verordnung zur Ausführung des Alten- und Pflegegeset-
zes Nordrhein-Westfalen bewirkt, dass die Erklärung elektronisch eingereicht werden soll. 
 
Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation kann auch im Rahmen ei-
nes geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
Die Änderung des § 31 Absatz 1 der Verordnung zur Ausführung des Alten- und Pflegegeset-
zes Nordrhein-Westfalen bewirkt, dass die Erklärung elektronisch eingereicht werden soll. 
 
Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation kann auch im Rahmen ei-
nes geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 67 (Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Desinfektorinnen und Desin-
fektoren) 
 
Die Änderung des § 12 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Desinfektorinnen 
und Desinfektoren bewirkt, dass die Unterzeichnung der Niederschrift über den Prüfungsher-
gang auch auf elektronischem Weg erfolgen kann. 
 
 
Zu Artikel 68 (Ausbildungs- und Prüfungsordnung für sozialmedizinische Assistentin-
nen und Assistenten)  
 
Die Änderung des § 17 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für sozialmedizini-
sche Assistentinnen und Assistenten bewirkt, dass der Bescheid über das Nichtbestehen der 
Abschlussprüfung auch auf elektronischem Weg erfolgen kann. 
 
 
Zu Artikel 69 (Änderung der FHR-Leistungsbezügeverordnung) 
 
Die Änderung bewirkt, dass die Entscheidung über die Vergabe von Leistungsbezügen den 
Betroffenen künftig sowohl schriftlich als auch elektronisch bekannt gegeben werden kann. 
Entscheidend ist, dass die Entscheidung fixiert wird, d. h., dass sie dauerhaft und lesbar er-
halten bleibt und auch später noch verwendet bzw. überprüft werden kann. Diesen Erforder-
nissen kann auch durch ein geeignetes elektronisches Verfahren Rechnung getragen werden. 
 
 
Zu Artikel 70 (Verordnung über die Nebentätigkeit des wissenschaftlichen und künstle-
rischen Personals an den Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschul-
nebentätigkeitsverordnung - HNtV)) 
 
Zu Nr. 1 (§ 2) 
Es ist kein Unterschriftserfordernis gegeben, daher kann der Antrag auch elektronisch erfol-
gen.  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=30204
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&amp;gld_nr=2&amp;ugl_nr=2120&amp;bes_id=30204
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Zu Nr. 2 (§ 11) 
Es ist kein Unterschriftserfordernis gegeben, die Inanspruchnahme kann auch elektronisch 
angezeigt werden. 
 
 
Zu Artikel 71 (Bestattungsgesetz NRW) 
 
Zu Nr. 1 (§ 10 Abs. 2) 
Die Änderung des § 10 Absatz 2 des Bestattungsgesetzes vom 1. Oktober 2014 bewirkt die 
sinngemäße Anwendung des Transplantationsgesetzes für den Fall, dass die Einwilligung zur 
Obduktion oder der Widerspruch gegen die Obduktion weder schriftlich noch elektronisch er-
folgt war. 
 
Zu Nr. 2 (§ 4a, § 10 Abs. 1, § 11, § 15) 
Die Änderung des § 4a Absatz 2 bewirkt, dass die Verpflichtung sowohl schriftlich als auch 
elektronisch erklärt werden kann. 
 
Die Änderung des § 10 Absatz 1 bewirkt, dass die Einwilligung zur Obduktion sowohl schriftlich 
als auch elektronisch erfolgen kann.  
 
Die Änderung des § 11 Absatz 3, dass die Einwilligung des Verstorbenen zum Öffnen des 
Sarges bei der Trauerfeier oder beim Begräbnis schriftlich oder elektronisch erklärt sein muss. 
 
Die Änderung des § 15 Absatz 6 Satz 1 bewirkt, dass die Asche des Verstorbenen auf einem 
vom Friedhofsträger festgelegten Bereich des Friedhofs verstreut oder ohne Behältnis vergra-
ben werden darf, wenn dieses schriftlich oder elektronisch erklärt ist.  
 
Die Änderung des § 15 Absatz 6 Satz 2 bewirkt, dass – wenn, die Totenasche auf einem 
Grundstück außerhalb eines Friedhofs verstreut oder ohne Behältnis vergraben werden soll - 
die Behörde dies genehmigen darf, wenn es schriftlich oder elektronisch bestimmt ist. 
 
 
Zu Artikel 72 (Änderung des Bergmannsversorgungsscheingesetzes 
 
Die Änderung des § 10 Absatz 1 Satz 2 des Bergmannsversorgungsscheingesetzes bewirkt, 
dass der Antrag sowohl schriftlich als auch elektronisch eingereicht werden kann.  
 
 
Zu Artikel 73 (Verordnung über die Nutzung und die Gebührenerhebung des Landesar-
chivs Nordrhein-Westfalen (Archivnutzungs- und Gebührenordnung Nordrhein-Westfa-
len - ArchivNGO NRW)) 
 
Zu Nr. 1 (§ 3) 
Die Nutzung des Landesarchives erfolgt gem. § 3 Abs. 1 ArchivNGO NRW grundsätzlich durch 
persönliche Einsichtnahme im jeweiligen Archiv. § 3 Abs. 2 ArchivNGO NRW bestimmt abwei-
chende Nutzungsarten. Die Änderung des § 3 Abs. 2 Ziffer 1 ArchivNGO NRW bewirkt, dass 
auf Antrag nicht nur schriftliche, sondern auch elektronische Anfragen als Nutzungsart zuge-
lassen werden können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 4, § 5 Abs. 1 und Abs. 5) 
Die Änderung des § 4 Abs. 2 Satz 1 ArchivNGO NRW bewirkt, dass Anträge nach § 7 Absatz 
8 des Archivgesetzes Nordrhein-Westfalen nicht nur schriftlich, sondern auch elektronisch an 
die zuständige Abteilung des Landesarchives gerichtet werden können. 
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Die Änderung des § 5 Abs. 1 Satz 1 ArchivNGO NRW bewirkt, dass Anträge auf Nutzungsge-
nehmigung beim Landesarchiv sowohl schriftlich als auch elektronisch gestellt werden können. 
 
Die Änderung des § 5 Abs. 5 Satz 2 ArchivNGO NRW bewirkt, dass das Landesarchiv dem 
Antragsteller oder der Antragstellerin die Gründe der Versagung der Nutzungsgenehmigung 
sowohl schriftlich also auch elektronisch mitteilen kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 5 Abs. 6) 
Die nutzende Person ist zu verpflichten, alle Bestimmungen des Landesarchivs zu beachten 
und Nutzungsbedingungen oder Nutzungsauflagen einzuhalten. Zudem ist sie verpflichtet, Ur-
heber- oder Persönlichkeitsrechte sowie andere schutzwürdige Belange Dritter zu beachten. 
Auf Verlangen hat sie darüber eine schriftliche Erklärung abzugeben. Die Änderung des § 5 
Abs. 6 Satz 3 ArchivNGO NRW ist eine Präzisierung, die die Möglichkeit einer analogen Un-
terschrift schafft, da mit der Erklärung bestimmte Rechtsfolgen für den Erklärenden verbunden 
sind. 
 
Zu Nr. 4 (§ 11) 
Vervielfältigungen dürfen nur mit Genehmigung des Landesarchivs weiter vervielfältigt, an 
Dritte weitergegeben oder veröffentlicht werden. Die Änderung des § 11 Abs. 5 Satz 1 Ar-
chivNGO NRW bewirkt, dass die Genehmigung des Landesarchivs sowohl schriftlich als auch 
elektronisch erfolgen kann. 
 
Zu Nr. 5 (§ 5 Abs. 3 und § 8) 
§ 5 Abs. 3 ArchivNGO NRW bezieht sich auf § 3 Abs. 2 ArchivNGO NRW, insbesondere auf 
schriftliche Anfragen. Da der Wortlaut in § 3 Abs. 2 Ziffer 1 ArchivNGO angepasst wurde, muss 
dies auch in diesem Paragraphen geschehen. 
 
Die Änderung des § 8 Abs. 1 ArchivNGO NRW stellt klar, dass Anfragen an das Landesarchiv 
sowohl schriftlich als auch elektronisch erfolgen können. 
 
Die Änderung des § 8 Abs. 2 ArchivNGO NRW bewirkt, dass das Landesarchiv sowohl schrift-
liche als auch elektronische Auskünfte geben kann. Diese beschränken sich in der Regel auf 
Hinweise auf einschlägige Findmittel und Bestände. 
 
 
Zu Artikel 74 (Gesetz über die Gutachterstellen bei den Ärztekammern) 
 
Die Änderung des § 7 Absatz 2 bewirkt, dass die Mitglieder nicht nur schriftliche ärztliche Gut-
achten zu dem Antrag erstatten. 
 
 
Zu Artikel 75 (Heilberufsgesetz) 
 
Zu Nr. 1 (§ 14) 
Die Änderung des § 14 Absatz 2 Satz 2 bewirkt, dass die Unterzeichnung des Beschlusses 
von den Mitgliedern des Vorstandes auch auf elektronischem Weg erfolgen kann. 
 
Zu Nr. 2 (§ 16 und § 26) 
Die Änderung des § 16 Absatz 1 Satz 1 bewirkt, dass die Unterzeichnung der Wahlvorschläge 
auch auf elektronischem Weg erfolgen kann. 
 
Die Änderung des § 26 Absatz 1 Satz 2 bewirkt, dass rechtsverbindliche Erklärungen schriftlich 
oder elektronisch abgegeben werden können. 
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Zu Nr. 3 (§ 98) 
Die Änderung des § 98 Absatz 2 Satz 1 bewirkt, dass auch die Einlegung von Rechtmitteln auf 
elektronischem Wege möglich ist. 
 
Zu Nr. 4 (§ 94 und § 111) 
Die Änderung des § 94 Absatz 2 bewirkt, dass das Urteil schriftlich und elektronisch erstellt 
werden kann. 
 
Die Änderung des § 111 Absatz 2 bewirkt, dass der ablehnende Beschluss schriftlich und 
elektronisch erstellt werden kann. 
 
 
Zu Artikel 76 (Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten und Verfahren auf dem 
Gebiet des Krankenhauswesens) 
 
Zu Nr. 1 (§ 5) 
Die Bestellung der Mitglieder der Schiedsstelle und ihrer Stellvertreter gemäß § 18a Absatz 2 
KHG soll zukünftig statt ausschließlich durch schriftliche Mitteilung auch durch elektronische 
Mitteilung erfolgen können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 10) 
Der aktuelle Wortlaut der Verordnung sieht vor, dass die dort aufgezählten Anträge schriftlich 
an den Vorsitz der zuständigen Schiedsstelle in 16-facher Ausfertigung zu richten sind. Zu-
künftig soll auch eine elektronische Übermittlung möglich sein. 
 
Zu Nr. 3 und 4 (§ 6 und § 11 Abs. 5 S. 1 und S. 3) 
Nach aktueller Rechtslage hat die Schiedsstelle ihre Entscheidung über die Festsetzung der 
Pflegesätze den Parteien und der Genehmigungsbehörde unverzüglich schriftlich begründet 
zuzuleiten. Zukünftig soll auch eine elektronische Übermittlung möglich sein. Zudem ist aktuell 
vorgesehen, dass der Schiedsspruch vom Vorsitzenden zu unterschreiben ist. Im Einklang mit 
der Änderung des § 11 Absatz 5 Satz 1 soll zukünftig auch die elektronische Namenswieder-
gabe genügen. 
 
Die Mitteilung über die Niederlegung des Amtes eines Mitglieds oder der Stellvertretung einer 
Schiedsstelle soll den beteiligten Organisationen zukünftig nicht nur schriftlich, sondern auch 
elektronisch möglich sein.  
 
 
Zu Artikel 77 (Kurortegesetz) 
 
Die Änderung des § 17 Absatz 1 Satz 1 des Kurortegesetzes bewirkt, dass der Antrag einer 
Gemeinde auf ein Anerkennungsverfahren sowohl schriftlich als auch elektronisch bei der zu-
ständigen Behörde (Bezirksregierung) eingereicht werden kann. 
 
 
Zu Artikel 78 (Landeskrebsregistergesetz) 
 
Die Änderung des § 23 Absatz 2 Satz 3 des LKRG NRW bewirkt, dass sich die antragstellende 
Person schriftlich oder elektronisch verpflichtet, die Daten nach Erfüllung des Zweckes des 
Forschungsvorhabens zu löschen. 
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Zu Artikel 79 (Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen) 
 
Die Änderung des § 18 Absatz 2 Satz 2 bewirkt, dass die Meldung eines Wechsels in den 
Geltungsbereich des Gesetzes sowohl schriftlich als auch in elektronisch eingereicht werden 
kann. 
 
 
Zu Artikel 80 (Präimplantationsdiagnostikgesetz Nordrhein-Westfalen) 
 
Die Änderung des § 10 Absatz 1 Präimplantationsdiagnostikgesetz Nordrhein-Westfalen 
(PIDG NRW) bewirkt, dass der Austritt aus der Kommission schriftlich oder elektronisch erklärt 
werden kann. 
 
 
Zu Artikel 81 (Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Familienpflegerinnen und  
Familienpfleger) 
 
Zu Nr. 1 (§ 10) 
Die Änderung des § 10 Absatz 4 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Familienpflege-
rinnen und Familienpfleger bewirkt, dass die Prüfungstermine schriftlich oder elektronisch be-
kannt gegeben werden können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 18) 
Die Änderung des § 18 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Familienpflege-
rinnen und Familienpfleger bewirkt, dass die Unterzeichnung der Niederschrift über den Prü-
fungshergang auch auf elektronischem Weg erfolgen kann. 
 
 
Zu Artikel 82 (Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankhei-
ten) 
 
Die Änderung des § 14 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei 
psychischen Krankheiten bewirkt, dass die Begründung der Notwendigkeit einer sofortigen 
Unterbringung sowohl schriftlich als auch elektronisch erfolgen kann. 
 
 
Zu Artikel 83 (SGB-XI-Schiedsstellenverordnung) 
 
Zu Nr. 1 (§ 3 Abs. 1) 
Die Änderung des § 3 Absatz 1 der SGB-XI-Schiedsstellenverordnung bewirkt, dass die Be-
nennung der bestellten Mitglieder gegenüber der Geschäftsstelle schriftlich oder elektronisch 
erfolgen kann. 
 
Zu Nr. 2 (§ 3 Abs. 4, § 5 Abs. 2 und Abs. 3, § 7 Abs. 1 S. 2 und § 8 Abs. 1) 
Die Änderung des § 3 Absatz 4 der SGB-XI-Schiedsstellenverordnung bewirkt, dass die Be-
stellung der Schiedsstellenmitglieder auch wirksam wird, wenn ihre Erklärung zur Amtsüber-
nahme gegenüber der Behörde auf elektronischem Wege erfolgt. 
 
Die Änderung des § 5 Absatz 2 der SGB-XI-Schiedsstellenverordnung bewirkt, dass der Ge-
schäftsstelle die Abberufung der übrigen Mitglieder unter gleichzeitiger Benennung der Person 
für die Nachfolge auch elektronisch mitgeteilt werden kann. 
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Die Änderung des § 5 Absatz 3 der SGB-XI-Schiedsstellenverordnung bewirkt, dass die Nie-
derlegung des Amtes gegenüber der Geschäftsstelle auch elektronisch erklärt werden kann. 
 
Die Änderung des § 7 Absatz 1 der SGB-XI-Schiedsstellenverordnung bewirkt, dass der An-
trag auch elektronisch an den Vorsitz der Schiedsstelle gerichtet werden kann. 
 
Die Änderung des § 8 Absatz 1 der SGB-XI-Schiedsstellenverordnung bewirkt, dass die Ein-
ladung des Vorsitzenden der Schiedsstelle an die Mitglieder der Schiedsstelle und die Ver-
tragsparteien auch elektronisch erfolgen kann. 
 
 
Zu Artikel 84 (Verordnung über den Betrieb von Drogenkonsumräumen) 
 
Die Änderung des § 7 Satz 1 der Verordnung über den Betrieb von Drogenkonsumräumen 
bewirkt, dass die Träger von Drogenkonsumräumen ihre Zusammenarbeit mit den zuständi-
gen Gesundheits-, Ordnungs- und Strafverfolgungsbehörden im Rahmen einer Ordnungspart-
nerschaft zukünftig sowohl schriftlich als aus auch elektronisch festlegen können.  
 
 
Zu Artikel 85 (Wahlordnung für die Wahl zu den Kammerversammlungen der Heilberufs-
kammern) 
 
Zu Nr. 1 (§ 7 und § 9) 
Die Änderung des § 7 Absatz 5 der Wahlordnung für die Wahl zu den Kammerversammlungen 
der Heilberufskammern vom 20. September 2013 (GV. NRW. S. 577) bewirkt, dass Sitzungs-
niederschriften schriftlich oder elektronisch von den Teilnehmenden unterzeichnet werden 
können. 
 
Die Änderung des § 9 Absatz 5 Satz 2 bewirkt, dass Änderungen im Wählerverzeichnis schrift-
lich oder elektronisch vorgenommen werden können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 10) 
Die Änderung des § 10 bewirkt, dass auch die Zahl der Unterschriften elektronisch genannt 
wird. 
 
 
Zu Nr. 3 (§ 12) 
Die Änderung des § 12 Absatz 3 bewirkt, dass elektronische Namensnennungen ebenfalls als 
Unterschriften für einen gültigen Wahlvorschlag gewertet werden können. 
 
Zu Nr. 4 (§ 29) 
Die Änderung des § 29 Absatz 1 Satz 2 bewirkt, dass der Antrag auf Neuwahl nun auch elekt-
ronisch unterzeichnet werden kann. 
 
 
Zu Artikel 86 (Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für Pflegeberufe 
 
Zu Nr. 1 (§ 3) 
Die Änderung des § 3 Abs. 2 bewirkt, dass der Lebenslauf ohne Vorgabe einer Form erstellt 
werden kann.  
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Zu Nr. 2 (§ 13) 
Die Änderung des § 13 bewirkt, dass rechtsverbindliche Erklärungen schriftlich oder elektro-
nisch abgegeben werden können.  
 
 
Zu Artikel 87 (Weiterbildungs- und Prüfungsordnung zu Fachgesundheits- und Kran-
kenpflegerinnen, -pflegern, Fachgesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, -pfle-
gern für Krankenhaushygiene – Hygienefachkraft) 
 
Zu Nr. 1 (§ 5) 
Die Änderung des § 5 Abs. 2 bewirkt, dass der Lebenslauf ohne Vorgabe einer Form erstellt 
werden kann.  
 
Zu Nr. 2 (§ 17) 
Die Änderung des § 17 bewirkt, dass rechtsverbindliche Erklärungen schriftlich oder in elekt-
ronischer Form abgegeben werden können.  
 
 
Zu Artikel 88 (Verordnung über die Weiterbildung und Prüfung zur Zahnärztin und zum 
Zahnarzt für Öffentliches Gesundheitswesen) 
 
Die Änderung des § 4 Absatz 3 Satz 2 bewirkt, dass der Antrag sowohl schriftlich als auch 
elektronisch eingereicht werden kann. 
 
 
Zu Artikel 89 (Wohn- und Teilhabegesetz NRW) 
 
Die Änderung des § 14 Absatz 9 WTG NRW bewirkt, dass die Ergebnisse der Prüfungen von 
den zuständigen Behörden in einem schriftlichen oder elektronischen Prüfbericht festgehalten 
werden.  
 
 
Zu Artikel 90 (Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des mitt-
leren technischen Dienstes in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen) 
 
Zu Nr. 1 (§ 4) 
Die Änderung des § 4 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 
mittleren technischen Dienstes in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (VAPmtD StAV) bewirkt, dass die Unterlagen sowohl schriftlich als auch elekt-
ronisch eingereicht werden können. 
 
Zu Nr. 2a) (§ 18 Abs. 1) 
Die Änderung des § 18 Absatz 1 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahn des mittleren technischen Dienstes in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des 
Landes Nordrhein-Westfalen (VAPmtD StAV) bewirkt, dass die fachpraktische Arbeit elektro-
nisch eingereicht werden kann. 
 
Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation kann auch im Rahmen ei-
nes geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
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Zu Nr. 2b) (§ 18 Abs. 6) 
Die Änderung des § 18 Absatz 6 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahn des mittleren technischen Dienstes in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des 
Landes Nordrhein-Westfalen (VAPmtD StAV) bewirkt, dass die fachpraktische Arbeit elektro-
nisch eingereicht werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 32) 
Die Änderung des § 32 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 
mittleren technischen Dienstes in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (VAPmtD StAV) bewirkt, dass der Antrag auf Einsicht in die Ausbildungsakte 
schriftlich oder elektronisch eingereicht werden kann. 
 
 
Zu Artikel 91 (Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Ämtergruppe des 
ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Staatlichen Arbeitsschutzverwal-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen) 
 
Zu Nr. 1 (§ 4) 
Die Änderung des § 4 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Ämtergruppe 
des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.1 StAV) bewirkt, dass die Unterlagen sowohl schrift-
lich als auch elektronisch eingereicht werden können. 
 
Zu Nr. 2a) (§ 18 Abs. 1) 
Die Änderung des § 18 Absatz 1 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die 
Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Staatlichen Arbeits-
schutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.1 StAV) bewirkt, dass die fach-
praktische Arbeit elektronisch eingereicht werden kann. 
 
Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation kann auch im Rahmen ei-
nes geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
Zu Nr. 2b) (§ 18 Abs. 6) 
Die Änderung des § 18 Absatz 6 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die 
Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Staatlichen Arbeits-
schutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.1 StAV) bewirkt, dass die fach-
praktische Arbeit elektronisch eingereicht werden kann. 
 
Zu Nr. 3 (§ 32) 
Die Änderung des § 32 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Ämtergruppe 
des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.1 StAV) bewirkt, dass der Antrag auf Einsicht in die 
Ausbildungsakte schriftlich oder elektronisch eingereicht werden kann. 
 
 
Zu Artikel 92 (Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Ämtergruppe der 
Laufbahn der Laufbahngruppe 2, ab dem zweiten Einstiegsamt, in der Staatlichen Ar-
beitsschutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen) 
 
Zu Nr. 1 (§ 4) 
Die Änderung des § 4 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Ämtergruppe 
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2, ab dem zweiten Einstiegsamt, in der Staatlichen 
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Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.2 StAV) bewirkt, dass die 
Unterlagen sowohl schriftlich als auch elektronisch eingereicht werden können. 
 
Zu Nr. 2 (§ 18) 
Die Änderung des § 18 Absatz 1 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die 
Ämtergruppe der Laufbahn der Laufbahngruppe 2, ab dem zweiten Einstiegsamt, in der Staat-
lichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.2 StAV) bewirkt, 
dass die Hausarbeit elektronisch eingereicht werden kann. 

 
Das Ziel einer dauerhaften und nachvollziehbaren Dokumentation kann auch im Rahmen ei-
nes geeigneten elektronischen Verfahrens erreicht werden. 
 
Zu Nr. 3 (§ 32) 
Die Änderung des § 32 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Ämtergruppe 
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2, ab dem zweiten Einstiegsamt, in der Staatlichen Arbeits-
schutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (VAP 2.2 StAV) bewirkt, dass der Antrag 
auf Einsicht in die Ausbildungsakte schriftlich oder elektronisch eingereicht werden kann. 
 
 
Zu Artikel 93 (Verordnung über den prüfungserleichterten Aufstieg in die Laufbahn des 
gehobenen technischen Dienstes der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen) 
 
Die Änderung des § 14 Abs. 2 der Verordnung über den prüfungserleichterten Aufstieg in die 
Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des 
Landes Nordrhein-Westfalen bewirkt, dass der Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprü-
fung schriftlich oder elektronisch eingereicht werden kann. 
 
 
Zu Artikel 94 (Gesetz über die Studierendenwerke im Land Nordrhein-Westfalen (Stu-
dierendenwerksgesetz - StWG)) 
 
Die Änderung des § 14 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die Studierendenwerke im Land 
Nordrhein-Westfalen (Studierendenwerksgesetz - StWG) bewirkt, dass künftig die Beanstan-
dung des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft NRW gegenüber der Geschäftsführung 
auch elektronisch (also z.B. per E-Mail) angezeigt werden kann. Das Ziel einer dauerhaften 
und nachvollziehbaren Dokumentation der Beanstandung kann auch im Rahmen des elektro-
nischen Verfahrens erreicht werden. 
 
 
Zu Artikel 95 (Verordnung über die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Studieren-
denschaften der Universitäten, Fachhochschulen und Kunsthochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Haushalts- und Wirtschaftsführungs-Verordnung der Studieren-
denschaften NRW – HWVO NRW)) 
 
Die Änderung der §§ 2 Abs. 5 Satz 2, 7 Abs. 1 Satz 1, 8 Abs. 2 Satz 3, 10 Satz 3, 18 Abs. 1 
Satz 1 und 18 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Studierendenschaften der Universitäten, Fachhochschulen und Kunsthochschulen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Haushalts- und Wirtschaftsführungs-Verordnung der Studierenden-
schaften NRW – HWVO NRW) bewirkt, dass die dort genannten Geschäftsprozesse zukünftig 
auch elektronisch dokumentiert werden können. Das Ziel einer dauerhaften und nachvollzieh-
baren Dokumentation kann auch im Rahmen eines geeigneten elektronischen Verfahrens si-
chergestellt werden. 
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Zu Artikel 96 (Gesetz über die Stiftung für Hochschulzulassung (SfH-Gesetz)) 
 
Die Änderung des § 12 Absatz 2 Satz 2 SfH-Gesetz bewirkt, dass sich das Ministerium nicht 
nur mündlich oder schriftlich, sondern auch elektronisch über die Angelegenheiten der Stiftung 
unterrichten lassen kann. 
 
Zu Artikel 97 (Inkrafttreten) 
 
Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Die redaktionelle Änderung des 
§ 12 Abs. 2 VwVfG NRW ist jedoch eine Reaktion auf eine Änderung des BGB, die erst zum 
1. Januar 2023 in Kraft tritt. Der Verweis im VwVfG NRW auf die neue Fassung des BGB kann 
deshalb ebenfalls erst zu diesem Datum in Kraft treten. Damit war ein gespaltenes Inkrafttreten 
dieses Artikelgesetzes zu regeln.  
 


